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Gesetz	zum	Schutz	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	durch	Luft-
verunreinigungen,	Geräusche,	Erschütterungen	und	ähnliche	Vorgänge		
(Bundes-Immissionsschutzgesetz	–	BImSchG)	
	
vom	15.	März	1974	(BGBl.	I	S.	721,	ber.	S.	1193)	
	

Erster	Teil	
Allgemeine	Vorschriften	

	
§	1	Zweck	des	Gesetzes	
(1)	Zweck	dieses	Gesetzes	 ist	es,	Menschen,	Wild-	und	Nutztiere	und	Pflanzen,	den	Boden,	das	

Wasser,	die	Atmosphäre,	das	Klima	sowie	Kultur-	und	sonstige	Sachgüter	vor	schädlichen	Umwelt-
einwirkungen	zu	schützen	und	dem	Entstehen	schädlicher	Umwelteinwirkungen	vorzubeugen.	
(2)	Soweit	es	sich	um	genehmigungsbedürftige	Anlagen	handelt,	dient	dieses	Gesetz	auch	
- der	 integrierten	 Vermeidung	 und	 Verminderung	 schädlicher	 Umwelteinwirkungen	 durch	
Emissionen	in	Luft,	Wasser	und	Boden	unter	Einbeziehung	der	Abfallwirtschaft,	um	ein	hohes	
Schutzniveau	für	die	Umwelt	insgesamt	zu	erreichen,	sowie	

- dem	Schutz	und	der	Vorsorge	 gegen	Gefahren,	 erhebliche	Nachteile	und	erhebliche	Belästi-
gungen,	die	auf	andere	Weise	herbeigeführt	werden.1	

	
§	2	Geltungsbereich	
(1)	Die	Vorschriften	dieses	Gesetzes	gelten	für	
1. die	Errichtung	und	den	Betrieb	von	Anlagen,	
2. das	Herstellen,	Inverkehrbringen	und	Einführen	von	Anlagen,	Brennstoffen	und	Treibstoffen,	
Stoffen	und	Erzeugnissen	aus	Stoffen	nach	Maßgabe	der	§§	32	bis	37,	

3. die	Beschaffenheit,	die	Ausrüstung,	den	Betrieb	und	die	Prüfung	von	Kraftfahrzeugen	und	ih-
ren	Anhängern	und	von	Schienen-,	Luft-	und	Wasserfahrzeugen	sowie	von	Schwimmkörpern	
und	schwimmenden	Anlagen	nach	Maßgabe	der	§§	38	bis	40	und	

4. den	Bau	 öffentlicher	 Straßen	 sowie	 von	 Eisenbahnen,	Magnetschwebebahnen	 und	 Straßen-
bahnen	nach	Maßgabe	der	§§	41	bis	43.	

(2)	Die	Vorschriften	dieses	Gesetzes	gelten	nicht	für	Flugplätze,	soweit	nicht	die	sich	aus	diesem	
Gesetz	 ergebenden	Anforderungen	 für	Betriebsbereiche	oder	der	 Sechste	Teil	 betroffen	 sind,	und	
für	Anlagen,	Geräte,	Vorrichtungen	sowie	Kernbrennstoffe	und	sonstige	radioaktive	Stoffe,	die	den	
Vorschriften	des	Atomgesetzes	oder	einer	hiernach	erlassenen	Rechtsverordnung	unterliegen,	 so-
weit	es	sich	um	den	Schutz	vor	den	Gefahren	der	Kernenergie	und	der	schädlichen	Wirkung	ionisie-

	
				1		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	die	Vorschrift	neu	ge-

fasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Zweck	dieses	Gesetzes	ist	es,	Menschen	sowie	Tiere,	Pflanzen	und	andere	Sachen	vor	schädlichen	

Umwelteinwirkungen	und,	 soweit	es	sich	um	genehmigungsbedürftige	Anlagen	handelt,	auch	vor	Ge-
fahren,	 erheblichen	 Nachteilen	 und	 erheblichen	 Belästigungen,	 die	 auf	 andere	 Weise	 herbeigeführt	
werden,	zu	schützen	und	dem	Entstehen	schädlicher	Umwelteinwirkungen	vorzubeugen.“	

	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	27.	 Juli	 2001	 (BGBl.	 I	 S.	 1950)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 		 „Zweck	dieses	Gesetzes	ist	es,	Menschen,	Tiere	und	Pflanzen,	den	Boden,	das	Wasser,	die	Atmosphä-
re	sowie	Kultur-	und	sonstige	Sachgüter	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	und,	soweit	es	sich	um	
genehmigungsbedürftige	Anlagen	handelt,	auch	vor	Gefahren,	erheblichen	Nachteilen	und	erheblichen	
Belästigungen,	die	auf	andere	Weise	herbeigeführt	werden,	zu	schützen	und	dem	Entstehen	schädlicher	
Umwelteinwirkungen	vorzubeugen.“	

	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	3.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	225)	hat	in	Abs.	1	„Tiere“	durch	
„Wild-	und	Nutztiere“	ersetzt	und	„	,	das	Klima“	nach	„Atmosphäre“	eingefügt.	
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render	Strahlen	handelt.	Sie	gelten	ferner	nicht,	soweit	sich	aus	wasserrechtlichen	Vorschriften	des	
Bundes	 und	 der	 Länder	 zum	 Schutz	 der	 Gewässer	 oder	 aus	 Vorschriften	 des	 Düngemittel-	 und	
Pflanzenschutzrechts	etwas	anderes	ergibt.	
(3)	Die	Vorschriften	dieses	Gesetzes	über	Abfälle	gelten	nicht	für	
1.		Luftverunreinigungen,	
2.		Böden	 am	 Ursprungsort	 (Böden	 in	 situ)	 einschließlich	 nicht	 ausgehobener,	 kontaminierter	
Böden	und	Bauwerke,	die	dauerhaft	mit	dem	Boden	verbunden	sind,	

3.		nicht	kontaminiertes	Bodenmaterial	und	andere	natürlich	vorkommende	Materialien,	die	bei	
Bauarbeiten	ausgehoben	wurden,	 sofern	sichergestellt	 ist,	dass	die	Materialien	 in	 ihrem	na-
türlichen	 Zustand	 an	 dem	 Ort,	 an	 dem	 sie	 ausgehoben	 wurden,	 für	 Bauzwecke	 verwendet	
werden.2	

	
§	3	Begriffsbestimmungen	
(1)	 Schädliche	Umwelteinwirkungen	 im	Sinne	dieses	Gesetzes	 sind	 Immissionen,	 die	nach	Art,	

Ausmaß	oder	Dauer	geeignet	sind,	Gefahren,	erhebliche	Nachteile	oder	erhebliche	Belästigungen	für	
die	Allgemeinheit	oder	die	Nachbarschaft	herbeizuführen.	
(2)	Immissionen	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	auf	Menschen,	Wild-	und	Nutztiere	und	Pflanzen,	

den	 Boden,	 das	 Wasser,	 die	 Atomsphäre,	 das	 Klima	 sowie	 Kultur-	 und	 sonstige	 Sachgüter	 ein-
wirkende	Luftverunreinigungen,	Geräusche,	Erschütterungen,	Licht,	Wärme,	Strahlen	und	ähnliche	
Umwelteinwirkungen.	
(3)	Emissionen	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	die	von	einer	Anlage	ausgehenden	Luftverunreini-

gungen,	Geräusche,	Erschütterungen,	Licht,	Wärme,	Strahlen	und	ähnlichen	Erscheinungen.	
(4)	Luftverunreinigungen	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	Veränderungen	der	natürlichen	Zusam-

mensetzung	der	Luft,	insbesondere	durch	Rauch,	Ruß,	Staub,	Gase,	Aerosole,	Dämpfe	oder	Geruchs-
stoffe.	
(5)	Anlagen	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	
1. Betriebsstätten	und	sonstige	ortsfeste	Einrichtungen,	
2. Maschinen,	Geräte	und	sonstige	ortsveränderliche	technische	Einrichtungen	sowie	Fahrzeuge,	
soweit	sie	nicht	der	Vorschrift	des	§	38	unterliegen,	und	

	
				2		 ÄNDERUNGEN	
	 01.06.1986.—Artikel	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	21.	April	1986	(BGBl.	I	S.	551)	hat	in	Abs.	1	Nr.	3	„sowie	

von	Schwimmkörpern	und	schwimmenden	Anlagen“	nach	„Wasserfahrzeugen“	eingefügt.	
	 01.09.1990.—Artikel	 1	Nr.	 2	 des	Gesetzes	 vom	11.	Mai	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 870)	hat	Abs.	 2	neu	 gefasst.		

Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Die	Vorschriften	dieses	Gesetzes	gelten	nicht	für	Flugplätze;	sie	gelten	ferner	nicht	für	Anlagen,	

Geräte,	Vorrichtungen	sowie	Kernbrennstoffe	und	sonstige	radioaktive	Stoffe,	die	den	Vorschriften	des	
Atomgesetzes	vom	23.	Dezember	1959	(Bundesgesetzbl.	I	S.	814),	zuletzt	geändert	durch	das	Kosten-
ermächtigungs-Änderungsgesetz	vom	23.	Juni	1970	(Bundesgesetzbl.	I	S.	805),	oder	einer	hiernach	er-
lassenen	Rechtsverordnung	unterliegen,	soweit	es	sich	um	den	Schutz	vor	den	Gefahren	der	Kernener-
gie	und	der	schädlichen	Wirkung	ionisierender	Strahlen	handelt.“	

	 30.11.1994.—Artikel	2	Abs.	5	des	Gesetzes	vom	23.	November	1994	(BGBl.	I	S.	3486)	hat	in	Abs.	1	Nr.	4	
„	,	Magnetschwebebahnen“	nach	„Eisenbahnen“	eingefügt.	

	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	Satz	2	in	Abs.	2	neu	
gefasst.	Satz	2	lautete:	„Sie	gelten	ferner	nicht,	soweit	sich	aus	wasserrechtlichen	Vorschriften	des	Bun-
des	und	der	Länder	zum	Schutz	der	Gewässer	etwas	anderes	ergibt.“	

	 30.06.2005.—Artikel	 1	 Nr.	 2	 des	 Gesetzes	 vom	 24.	 Juni	 2005	 (BGBl.	 I	 S.	 1794)	 hat	 in	 Abs.	 2	 Satz	 1		
„	,	soweit	nicht	der	Sechste	Teil	betroffen	ist,“	nach	„Flugplätze“	eingefügt.	

	 01.03.2010.—Artikel	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	11.	August	2009	(BGBl.	 I	S.	2723)	hat	 in	Abs.	2	Satz	1	
„die	sich	aus	diesem	Gesetz	ergebenden	Anforderungen	für	Betriebsbereiche	oder“	nach	„soweit	nicht“	
eingefügt	und	„ist“	durch	„sind“	ersetzt.	

	 01.06.2012.—Artikel	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	24.	Februar	2012	(BGBl.	I	S.	212)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
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3. Grundstücke,	auf	denen	Stoffe	gelagert	oder	abgelagert	oder	Arbeiten	durchgeführt	werden,	
die	Emissionen	verursachen	können,	ausgenommen	öffentliche	Verkehrswege.	

(5a)	Ein	Betriebsbereich	ist	der	gesamte	unter	der	Aufsicht	eines	Betreibers	stehende	Bereich,	in	
dem	gefährliche	Stoffe	im	Sinne	des	Artikels	3	Nummer	10	der	Richtlinie	2012/18/EU	des	Europäi-
schen	Parlaments	und	des	Rates	vom	4.	Juli	2012	zur	Beherrschung	der	Gefahren	schwerer	Unfälle	
mit	gefährlichen	Stoffen,	zur	Änderung	und	anschließenden	Aufhebung	der	Richtlinie	96/82/EG	des	
Rates	(ABl.	L	197	vom	24.7.2012,	S.	1)	in	einer	oder	mehreren	Anlagen	einschließlich	gemeinsamer	
oder	 verbundener	 Infrastrukturen	 oder	 Tätigkeiten	 auch	 bei	 Lagerung	 im	 Sinne	 des	 Artikels	 3	
Nummer	16	der	Richtlinie	in	den	in	Artikel	3	Nummer	2	oder	Nummer	3	der	Richtlinie	bezeichneten	
Mengen	tatsächlich	vorhanden	oder	vorgesehen	sind	oder	vorhanden	sein	werden,	soweit	vernünf-
tigerweise	vorhersehbar	 ist,	dass	die	genannten	gefährlichen	Stoffe	bei	außer	Kontrolle	geratenen	
Prozessen	anfallen;	ausgenommen	sind	die	 in	Artikel	2	Absatz	2	der	Richtlinie	2012/18/EU	ange-
führten	Einrichtungen,	Gefahren	und	Tätigkeiten,	es	sei	denn,	es	handelt	sich	um	eine	 in	Artikel	2	
Absatz	2	Unterabsatz	2	der	Richtlinie	2012/18/EU	genannte	Einrichtung,	Gefahr	oder	Tätigkeit.	
(5b)	Eine	störfallrelevante	Errichtung	und	ein	Betrieb	oder	eine	störfallrelevante	Änderung	einer	

Anlage	oder	eines	Betriebsbereichs	ist	eine	Errichtung	und	ein	Betrieb	einer	Anlage,	die	Betriebsbe-
reich	oder	Bestandteil	eines	Betriebsbereichs	 ist,	oder	eine	Änderung	einer	Anlage	oder	eines	Be-
triebsbereichs	einschließlich	der	Änderung	eines	Lagers,	eines	Verfahrens	oder	der	Art	oder	physi-
kalischen	Form	oder	der	Mengen	der	gefährlichen	Stoffe	 im	Sinne	des	Artikels	3	Nummer	10	der	
Richtlinie	 2012/18/EU,	 aus	 der	 sich	 erhebliche	Auswirkungen	 auf	 die	Gefahren	 schwerer	Unfälle	
ergeben	 können.	 Eine	 störfallrelevante	 Änderung	 einer	 Anlage	 oder	 eines	 Betriebsbereichs	 liegt	
zudem	vor,	wenn	eine	Änderung	dazu	führen	könnte,	dass	ein	Betriebsbereich	der	unteren	Klasse	
zu	einem	Betriebsbereich	der	oberen	Klasse	wird	oder	umgekehrt.	
(5c)	Der	angemessene	Sicherheitsabstand	im	Sinne	dieses	Gesetzes	ist	der	Abstand	zwischen	ei-

nem	Betriebsbereich	oder	einer	Anlage,	die	Betriebsbereich	oder	Bestandteil	eines	Betriebsbereichs	
ist,	 und	 einem	benachbarten	 Schutzobjekt,	 der	 zur	 gebotenen	Begrenzung	 der	 Auswirkungen	 auf	
das	benachbarte	Schutzobjekt,	welche	durch	schwere	Unfälle	 im	Sinne	des	Artikels	3	Nummer	13	
der	Richtlinie	2012/18/EU	hervorgerufen	werden	können,	beiträgt.	Der	angemessene	Sicherheits-
abstand	ist	anhand	störfallspezifischer	Faktoren	zu	ermitteln.	
(5d)	Benachbarte	Schutzobjekte	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	ausschließlich	oder	überwiegend	

dem	Wohnen	dienende	Gebiete,	öffentlich	genutzte	Gebäude	und	Gebiete,	Freizeitgebiete,	wichtige	
Verkehrswege	 und	unter	 dem	Gesichtspunkt	 des	Naturschutzes	 besonders	wertvolle	 oder	 beson-
ders	empfindliche	Gebiete.	
(6)	Stand	der	Technik	im	Sinne	dieses	Gesetzes	ist	der	Entwicklungsstand	fortschrittlicher	Ver-

fahren,	 Einrichtungen	 oder	 Betriebsweisen,	 der	 die	 praktische	 Eignung	 einer	Maßnahme	 zur	 Be-
grenzung	von	Emissionen	in	Luft,	Wasser	und	Boden,	zur	Gewährleistung	der	Anlagensicherheit,	zur	
Gewährleistung	einer	umweltverträglichen	Abfallentsorgung	oder	sonst	zur	Vermeidung	oder	Ver-
minderung	von	Auswirkungen	auf	die	Umwelt	zur	Erreichung	eines	allgemein	hohen	Schutzniveaus	
für	die	Umwelt	insgesamt	gesichert	erscheinen	lässt.	Bei	der	Bestimmung	des	Standes	der	Technik	
sind	insbesondere	die	in	der	Anlage	aufgeführten	Kriterien	zu	berücksichtigen.	
(6a)	BVT-Merkblatt	im	Sinne	dieses	Gesetzes	ist	ein	Dokument,	das	auf	Grund	des	Informations-

austausches	nach	Artikel	13	der	Richtlinie	2010/75/EU	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	
vom	24.	November	2010	über	Industrieemissionen	(integrierte	Vermeidung	und	Verminderung	der	
Umweltverschmutzung)	(Neufassung)	(ABl.	L	334	vom	17.12.2010,	S.	17)	für	bestimmte	Tätigkeiten	
erstellt	wird	 und	 insbesondere	 die	 angewandten	 Techniken,	 die	 derzeitigen	 Emissions-	 und	 Ver-
brauchswerte,	 alle	 Zukunftstechniken	 sowie	 die	 Techniken	 beschreibt,	 die	 für	 die	 Festlegung	 der	
besten	verfügbaren	Techniken	sowie	der	BVT-Schlussfolgerungen	berücksichtigt	wurden.	
(6b)	 BVT-Schlussfolgerungen	 im	 Sinne	 dieses	 Gesetzes	 sind	 ein	 nach	 Artikel	 13	 Absatz	 5	 der	

Richtlinie	2010/75/EU	von	der	Europäischen	Kommission	erlassenes	Dokument,	das	die	Teile	eines	
BVT-Merkblatts	mit	den	Schlussfolgerungen	in	Bezug	auf	Folgendes	enthält:	
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1.		die	besten	verfügbaren	Techniken,	ihre	Beschreibung	und	Informationen	zur	Bewertung	ihrer	
Anwendbarkeit,		

2.		die	mit	den	besten	verfügbaren	Techniken	assoziierten	Emissionswerte,		
3.		die	zu	den	Nummern	1	und	2	gehörigen	Überwachungsmaßnahmen,		
4.		die	zu	den	Nummern	1	und	2	gehörigen	Verbrauchswerte	sowie		
5.		die	gegebenenfalls	einschlägigen	Standortsanierungsmaßnahmen.	
(6c)	Emissionsbandbreiten	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	die	mit	den	besten	verfügbaren	Tech-

niken	assoziierten	Emissionswerte.	
(6d)	Die	mit	den	besten	verfügbaren	Techniken	assoziierten	Emissionswerte	im	Sinne	dieses	Ge-

setzes	sind	der	Bereich	von	Emissionswerten,	die	unter	normalen	Betriebsbedingungen	unter	Ver-
wendung	einer	besten	verfügbaren	Technik	oder	einer	Kombination	von	besten	verfügbaren	Tech-
niken	entsprechend	der	Beschreibung	in	den	BVT-Schlussfolgerungen	erzielt	werden,	ausgedrückt	
als	Mittelwert	für	einen	vorgegebenen	Zeitraum	unter	spezifischen	Referenzbedingungen.	
(6e)	Zukunftstechniken	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	neue	Techniken	für	Anlagen	nach	der	In-

dustrieemissions-Richtlinie,	 die	bei	 gewerblicher	Nutzung	entweder	 ein	höheres	 allgemeines	Um-
weltschutzniveau	oder	zumindest	das	gleiche	Umweltschutzniveau	und	größere	Kostenersparnisse	
bieten	könnten	als	der	bestehende	Stand	der	Technik.	
(7)	Dem	Herstellen	im	Sinne	dieses	Gesetzes	steht	das	Verarbeiten,	Bearbeiten	oder	sonstige	Be-

handeln,	dem	Einführen	im	Sinne	dieses	Gesetzes	das	sonstige	Verbringen	in	den	Geltungsbereich	
dieses	Gesetzes	gleich.	
(8)	 Anlagen	 nach	 der	 Industrieemissions-Richtlinie	 im	 Sinne	 dieses	 Gesetzes	 sind	 die	 in	 der	

Rechtsverordnung	nach	§	4	Absatz	1	Satz	4	gekennzeichneten	Anlagen.	
(9)	Gefährliche	Stoffe	 im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	Stoffe	oder	Gemische	gemäß	Artikel	3	der	

Verordnung	 (EG)	Nr.	 1272/2008	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	16.	Dezember	
2008	über	die	Einstufung,	Kennzeichnung	und	Verpackung	von	Stoffen	und	Gemischen,	zur	Ände-
rung	und	Aufhebung	der	Richtlinien	67/548/EWG	und	1999/45/EG	und	zur	Änderung	der	Verord-
nung	(EG)	Nr.	1907/2006	(ABl.	L	353	vom	31.12.2008,	S.	1),	die	zuletzt	durch	die	Verordnung	(EG)	
Nr.	286/2011	(ABl.	L	83	vom	30.3.2011,	S.	1)	geändert	worden	ist.	
(10)	Relevante	gefährliche	Stoffe	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	gefährliche	Stoffe,	die	in	erhebli-

chem	Umfang	in	der	Anlage	verwendet,	erzeugt	oder	freigesetzt	werden	und	die	ihrer	Art	nach	eine	
Verschmutzung	des	Bodens	oder	des	Grundwassers	auf	dem	Anlagengrundstück	verursachen	kön-
nen.3	

	
				3		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.1990.—Artikel	 1	Nr.	 3	 des	Gesetzes	 vom	11.	Mai	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 870)	hat	Abs.	 2	neu	 gefasst.		

Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	 Immissionen	 im	Sinne	dieses	Gesetzes	 sind	 auf	Menschen	 sowie	Tiere,	 Pflanzen	oder	 andere	

Sachen	 einwirkende	 Luftverunreinigungen,	 Geräusche,	 Erschütterungen,	 Licht,	Wärme,	 Strahlen	 und	
ähnliche	Umwelteinwirkungen.“	

	 27.10.1998.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	1998	(BGBl.	I	S.	3178)	hat	Abs.	5a	eingefügt.	
	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	27.	 Juli	2001	(BGBl.	 I	S.	1950)	hat	Abs.	6	neu	gefasst.	

Abs.	6	lautete:	
	 		 „(6)	Stand	der	Technik	im	Sinne	dieses	Gesetzes	ist	der	Entwicklungsstand	fortschrittlicher	Verfah-

ren,	Einrichtungen	oder	Betriebsweisen,	der	die	praktische	Eignung	einer	Maßnahme	zur	Begrenzung	
von	Emissionen	gesichert	erscheinen	läßt.	Bei	der	Bestimmung	des	Standes	der	Technik	sind	insbeson-
dere	vergleichbare	Verfahren,	Einrichtungen	oder	Betriebsweisen	heranzuziehen,	die	mit	Erfolg	im	Be-
trieb	erprobt	worden	sind.“	

	 01.07.2005.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2005	(BGBl.	I	S.	1865)	hat	in	Abs.	5a	„	,	geändert	
durch	 die	 Richtlinie	 2003/105/EG	 des	 Europäischen	 Parlaments	 und	 des	 Rates	 vom	 16.	 Dezember	
2003	(ABl.	EU	Nr.	L	345	S.	97),“	nach	„(ABl.	EG	1997	Nr.	L	10	S.	13)“	eingefügt.	

	 21.07.2009.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	1804)	hat	in	Abs.	6	Satz	2	„im	
Anhang“	durch	„in	der	Anlage“	ersetzt.	
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Zweiter	Teil	

Errichtung	und	Betrieb	von	Anlagen	
	

Erster	Abschnitt	
Genehmigungsbedürftige	Anlagen	

	
§	4	Genehmigung	
(1)	Die	Errichtung	und	der	Betrieb	von	Anlagen,	die	auf	Grund	 ihrer	Beschaffenheit	oder	 ihres	

Betriebes	in	besonderem	Maße	geeignet	sind,	schädliche	Umwelteinwirkungen	hervorzurufen	oder	
in	anderer	Weise	die	Allgemeinheit	oder	die	Nachbarschaft	zu	gefährden,	erheblich	zu	benachteili-
gen	oder	erheblich	zu	belästigen,	sowie	von	ortsfesten	Abfallentsorgungsanlagen	zur	Lagerung	oder	
Behandlung	von	Abfällen	bedürfen	einer	Genehmigung.	Mit	Ausnahme	von	Abfallentsorgungsanla-
gen	bedürfen	Anlagen,	die	nicht	gewerblichen	Zwecken	dienen	und	nicht	 im	Rahmen	wirtschaftli-
cher	Unternehmungen	Verwendung	 finden,	der	Genehmigung	nur,	wenn	sie	 in	besonderem	Maße	
geeignet	 sind,	 schädliche	 Umwelteinwirkungen	 durch	 Luftverunreinigungen	 oder	 Geräusche	 her-
vorzurufen.	 Die	 Bundesregierung	 bestimmt	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	
Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	Anlagen,	die	einer	Genehmigung	bedürfen	
(genehmigungsbedürftige	Anlagen);	 in	der	Rechtsverordnung	kann	auch	vorgesehen	werden,	daß	
eine	Genehmigung	nicht	erforderlich	 ist,	wenn	eine	Anlage	 insgesamt	oder	 in	 ihren	in	der	Rechts-
verordnung	bezeichneten	wesentlichen	Teilen	der	Bauart	nach	zugelassen	ist	und	in	Übereinstim-
mung	mit	der	Bauartzulassung	errichtet	und	betrieben	wird.	Anlagen	nach	Artikel	10	in	Verbindung	
Anhang	I	der	Richtlinie	2010/75/EU	sind	in	der	Rechtsverordnung	nach	Satz	3	zu	kennzeichnen.	
(2)	Anlagen	des	Bergwesens	oder	Teile	dieser	Anlagen	bedürfen	der	Genehmigung	nach	Absatz	1	

nur,	soweit	sie	über	Tage	errichtet	und	betrieben	werden.	Keiner	Genehmigung	nach	Absatz	1	be-
dürfen	Tagebaue	und	die	zum	Betrieb	eines	Tagebaus	erforderlichen	sowie	die	zur	Wetterführung	
unerläßlichen	Anlagen.4	

	
	 02.05.2013.—Artikel	 1	 Nr.	 2	 lit.	 a	 des	 Gesetzes	 vom	 8.	 April	 2013	 (BGBl.	 I	 S.	 734,	 ber.	 S.	 3753)	 hat		

Abs.	6a	bis	6e	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	Abs.	8	bis	10	eingefügt.	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	2	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	 I	S.	2749)	hat	Abs.	5a	

neu	gefasst.	Abs.	5a	lautete:	
	 		 „(5a)	Ein	Betriebsbereich	ist	der	gesamte	unter	der	Aufsicht	eines	Betreibers	stehende	Bereich,	 in	

dem	gefährliche	Stoffe	im	Sinne	des	Artikels	3	Nr.	4	der	Richtlinie	96/82/EG	des	Rates	vom	9.	Dezem-
ber	1996	zur	Beherrschung	der	Gefahren	bei	schweren	Unfällen	mit	gefährlichen	Stoffen	(ABl.	EG	1997	
Nr.	L	10	S.	13),	geändert	durch	die	Richtlinie	2003/105/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	
vom	16.	Dezember	2003	(ABl.	EU	Nr.	L	345	S.	97),	 in	einer	oder	mehreren	Anlagen	einschließlich	ge-
meinsamer	 oder	 verbundener	 Infrastrukturen	 und	 Tätigkeiten	 einschließlich	 Lagerung	 im	 Sinne	 des	
Artikels	3	Nr.	8	der	Richtlinie	 in	den	in	Artikel	2	der	Richtlinie	bezeichneten	Mengen	tatsächlich	vor-
handen	oder	vorgesehen	sind	oder	vorhanden	sein	werden,	soweit	davon	auszugehen	ist,	daß	die	ge-
nannten	gefährlichen	Stoffe	bei	einem	außer	Kontrolle	geratenen	industriellen	chemischen	Verfahren	
anfallen;	ausgenommen	sind	die	 in	Artikel	4	der	Richtlinie	96/82/EG	angeführten	Einrichtungen,	Ge-
fahren	und	Tätigkeiten.“	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5b,	5c	und	5d	eingefügt.	
	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	3.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	225)	hat	in	Abs.	2	„Tiere“	durch	

„Wild-	und	Nutztiere“	ersetzt	und	„	,	das	Klima“	nach	„Atmosphäre“	eingefügt.	
				4		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1982.—§	174	Abs.	5	des	Gesetzes	vom	13.	August	1980	(BGBl.	I	S.	1310)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	

Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	 Keiner	 Genehmigung	 nach	 diesem	 Gesetz	 bedürfen	 Anlagen	 des	 Bergwesens,	 soweit	 sie	 der	

Aufsuchung	oder	Gewinnung	von	Bodenschätzen	dienen.“	
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§	5	Pflichten	der	Betreiber	genehmigungsbedürftiger	Anlagen	
(1)	Genehmigungsbedürftige	Anlagen	sind	so	zu	errichten	und	zu	betreiben,	daß	zur	Gewährleis-

tung	eines	hohen	Schutzniveaus	für	die	Umwelt	insgesamt	
1. schädliche	Umwelteinwirkungen	und	sonstige	Gefahren,	erhebliche	Nachteile	und	erhebliche	
Belästigungen	für	die	Allgemeinheit	und	die	Nachbarschaft	nicht	hervorgerufen	werden	kön-
nen,	

2. Vorsorge	gegen	schädliche	Umwelteinwirkungen	und	sonstige	Gefahren,	erhebliche	Nachteile	
und	erhebliche	Belästigungen	getroffen	wird,	insbesondere	durch	die	dem	Stand	der	Technik	
entsprechenden	Maßnahmen,	

3. Abfälle	vermieden,	nicht	zu	vermeidende	Abfälle	verwertet	und	nicht	zu	verwertende	Anfälle	
ohne	Beeinträchtigung	des	Wohls	 der	Allgemeinheit	 beseitigt	werden;	Abfälle	 sind	nicht	 zu	
vermeiden,	soweit	die	Vermeidung	technisch	nicht	möglich	oder	nicht	zumutbar	ist;	die	Ver-
meidung	 ist	unzulässig,	soweit	sie	zu	nachteiligeren	Umweltauswirkungen	führt	als	die	Ver-
wertung;	 die	 Verwertung	 und	 Beseitigung	 von	 Abfällen	 erfolgt	 nach	 den	 Vorschriften	 des	
Kreislaufwirtschaftsgesetzes	und	den	sonstigen	für	die	Abfälle	geltenden	Vorschriften;	

4. Energie	sparsam	und	effizient	verwendet	wird.	
(2)	Soweit	genehmigungsbedürftige	Anlagen	dem	Anwendungsbereich	des	Treibhausgas-Emissi-

onshandelsgesetzes	 unterliegen,	 sind	 Anforderungen	 zur	 Begrenzung	 von	 Emissionen	 von	 Treib-
hausgasen	nur	 zulässig,	 um	 zur	Erfüllung	der	Pflichten	nach	Absatz	 1	Nummer	1	 sicherzustellen,	
dass	im	Einwirkungsbereich	der	Anlage	keine	schädlichen	Umwelteinwirkungen	entstehen;	dies	gilt	
nur	für	Treibhausgase,	die	für	die	betreffende	Tätigkeit	nach	Anhang	1	des	Treibhausgas-Emissions-
handelsgesetzes	 umfasst	 sind.	 Bei	 diesen	Anlagen	dürfen	 zur	 Erfüllung	 der	 Pflicht	 zur	 effizienten	
Verwendung	 von	 Energie	 in	 Bezug	 auf	 die	 Emissionen	 von	 Kohlendioxid,	 die	 auf	 Verbrennungs-	
oder	 anderen	 Prozessen	 der	 Anlage	 beruhen,	 keine	 Anforderungen	 gestellt	 werden,	 die	 über	 die	
Pflichten	hinausgehen,	welche	das	Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz	begründet.	Davon	ausge-
nommen	 sind	Anforderungen	 an	 die	Abwärmenutzung;	Näheres	 hierzu	 regelt	 eine	Rechtsverord-
nung.	Der	Deutsche	Bundestag	ist	dabei	nach	§	48b	zu	beteiligen.	
(3)	 Genehmigungsbedürftige	 Anlagen	 sind	 so	 zu	 errichten,	 zu	 betreiben	 und	 stillzulegen,	 daß	

auch	nach	einer	Betriebseinstellung	
1. von	der	Anlage	oder	dem	Anlagengrundstück	keine	schädlichen	Umwelteinwirkungen	und	

sonstige	Gefahren,	erhebliche	Nachteile	und	erhebliche	Belästigungen	für	die	Allgemeinheit	
und	die	Nachbarschaft	hervorgerufen	werden	können,	

2. vorhandene	 Abfälle	 ordnungsgemäß	 und	 schadlos	 verwertet	 oder	 ohne	 Beeinträchtigung	
des	Wohls	der	Allgemeinheit	beseitigt	werden	und	

3. die	Wiederherstellung	eines	ordnungsgemäßen	Zustandes	des	Anlagengrundstücks	gewähr-
leistet	ist.	

(4)	Wurden	nach	dem	7.	 Januar	2013	auf	Grund	des	Betriebs	einer	Anlage	nach	der	 Industrie-
emissions-Richtlinie	 erhebliche	 Bodenverschmutzungen	 oder	 erhebliche	 Grundwasserverschmut-

	
	 01.05.1993.—Artikel	8	Nr.	 1	des	Gesetzes	 vom	22.	April	 1993	 (BGBl.	 I	 S.	 466)	hat	Abs.	 1	umfassend	

geändert.	Abs.	1	lautete:	
	 		 „(1)	Die	Errichtung	und	der	Betrieb	von	Anlagen,	die	auf	Grund	ihrer	Beschaffenheit	oder	ihres	Be-

triebs	in	besonderem	Maße	geeignet	sind,	schädliche	Umwelteinwirkungen	hervorzurufen	oder	in	an-
derer	Weise	die	Allgemeinheit	oder	die	Nachbarschaft	zu	gefährden,	erheblich	zu	benachteiligen	oder	
erheblich	zu	belästigen,	bedürfen	einer	Genehmigung.	Anlagen,	die	nicht	gewerblichen	Zwecken	dienen	
und	nicht	 im	Rahmen	wirtschaftlicher	Unternehmungen	Verwendung	 finden,	bedürfen	der	Genehmi-
gung	nur,	wenn	 sie	 in	besonderem	Maße	geeignet	 sind,	 schädliche	Umwelteinwirkungen	durch	Luft-
verunreinigungen	oder	Geräusche	hervorzurufen.	Die	Bundesregierung	bestimmt	nach	Anhörung	der	
beteiligten	Kreise	 (§	51)	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	Anlagen,	die	
einer	Genehmigung	bedürfen	(genehmigungsbedürftige	Anlagen).“	

	 13.04.2013.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	Abs.	1	Satz	4	eingefügt.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Bundes-Immissionsschutzgesetz	(BImSchG)	(Stand:	25.06.2026)	 7	

zungen	durch	 relevante	 gefährliche	 Stoffe	 im	Vergleich	 zu	dem	 im	Bericht	 über	 den	Ausgangszu-
stand	angegebenen	Zustand	verursacht,	so	ist	der	Betreiber	nach	Einstellung	des	Betriebs	der	Anla-
ge	verpflichtet,	soweit	dies	verhältnismäßig	ist,	Maßnahmen	zur	Beseitigung	dieser	Verschmutzung	
zu	ergreifen,	um	das	Anlagengrundstück	in	jenen	Ausgangszustand	zurückzuführen.	Die	zuständige	
Behörde	hat	der	Öffentlichkeit	relevante	Informationen	zu	diesen	vom	Betreiber	getroffenen	Maß-
nahmen	zugänglich	zu	machen,	und	zwar	auch	über	das	Internet.	Soweit	Informationen	Geschäfts-	
oder	Betriebsgeheimnisse	enthalten,	gilt	§	10	Absatz	2	entsprechend.5	

	
				5		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	1	lit.	a	und	c	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	in	Abs.	1	

Nr.	2	„und“	am	Ende	gestrichen“	und	Abs.	1	Nr.	4	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Nr.	3	lautete:	
	 „3.	die	 beim	 Betrieb	 der	 Anlagen	 entstehenden	 Reststoffe	 ordnungsgemäß	 und	 schadlos	 verwertet		

oder,	 soweit	 dies	 technisch	nicht	möglich	 oder	wirtschaftlich	nicht	 vertretbar	 ist,	 als	Abfälle	 ord-
nungsgemäß	beseitigt	werden.“	

	 Artikel	1	Nr.	1	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	eingefügt.	
	 23.05.1990.—Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	in	Abs.	2	„in	der	

Rechtsverordnung	näher	zu	bestimmenden“	vor	„Anforderungen“	eingefügt.	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	Nr.	4	in	Abs.	1	neu	

gefasst.	Nr.	4	lautete:	
„4.	entstehende	Wärme,	die	nicht	an	Dritte	abgegeben	wird,	 für	Anlagen	des	Betreibers	genutzt	wird,	

soweit	 dies	 nach	 Art	 und	 Standort	 der	 Anlagen	 technisch	möglich	 und	 zumutbar	 sowie	mit	 den	
Pflichten	nach	den	Nummern	1	bis	3	vereinbar	ist.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	eingefügt.	
	 06.10.1996.—Artikel	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	27.	September	1994	(BGBl.	I	S.	2705)	hat	Nr.	3	in	Abs.	1	

neu	gefasst.	Nr.	3	lautete:	
„3.	Reststoffe	vermieden	werden,	es	sei	denn,	sie	werden	ordnungsgemäß	und	schadlos	verwertet	oder,	

soweit	Vermeidung	und	Verwertung	technisch	nicht	möglich	oder	unzumutbar	sind,	als	Abfälle	oh-
ne	Beeinträchtigung	des	Wohls	der	Allgemeinheit	beseitigt,	und“.	

	 Artikel	2	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	2	in	Abs.	3	neu	gefasst.	Nr.	2	lautete:	
„2.	vorhandene	Reststoffe	ordnungsgemäß	und	schadlos	verwertet	oder	als	Abfälle	ohne	Beeinträchti-

gung	des	Wohls	der	Allgemeinheit	beseitigt	werden.“	
	 01.03.1999.—Artikel	3	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	17.	März	1998	(BGBl.	I	S.	502)	hat	in	Abs.	3	„Der	Betrei-

ber	 hat	 sicherzustellen“	 durch	 „Genehmigungsbedürftige	 Anlagen	 sind	 so	 zu	 errichten,	 zu	 betreiben	
und	stillzulegen“	ersetzt.	

	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	5	lit.	a	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	Abs.	1	umfassend	
geändert.	Abs.	1	lautete:	

	 		 „(1)	Genehmigungsbedürftige	Anlagen	sind	so	zu	errichten	und	zu	betreiben,	daß	
1. schädliche	Umwelteinwirkungen	und	sonstige	Gefahren,	erhebliche	Nachteile	und	erhebliche	Beläs-

tigungen	für	die	Allgemeinheit	und	die	Nachbarschaft	nicht	hervorgerufen	werden	können,	
2. Vorsorge	gegen	schädliche	Umwelteinwirkungen	getroffen	wird,	insbesondere	durch	die	dem	Stand	

der	Technik	entsprechenden	Maßnahmen	zur	Emissionsbegrenzung,	
3. Abfälle	vermieden	werden,	es	sei	denn,	sie	werden	ordnungsgemäß	und	schadlos	verwertet	oder,	

soweit	 Vermeidung	 und	Verwertung	 technisch	 nicht	möglich	 oder	 unzumutbar	 sind,	 ohne	 Beein-
trächtigung	des	Wohls	der	Allgemeinheit	beseitigt,	und	

4. entstehende	Wärme	für	Anlagen	des	Betreibers	genutzt	oder	an	Dritte,	die	sich	zur	Abnahme	bereit	
erklärt	haben,	abgegeben	wird,	 soweit	dies	nach	Art	und	Standort	der	Anlagen	 technisch	möglich	
und	zumutbar	sowie	mit	den	Pflichten	nach	den	Nummern	1	bis	3	vereinbar	ist.“	

	 Artikel	2	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	aufgehoben.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Die	Bundesregierung	bestimmt	nach	Anhörung	der	beteiligten	Kreise	(§	51)	durch	Rechtsver-

ordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	Anlagen,	bei	denen	nutzbare	Wärme	in	nicht	unerhebli-
chem	Umfang	 entstehen	 kann	 und	 die	 entsprechend	 den	 in	 der	 Rechtsverordnung	 näher	 zu	 bestim-
menden	Anforderungen	nach	Absatz	1	Nr.	4	errichtet	und	betrieben	werden	müssen.“	

	 Artikel	2	Nr.	5	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Nr.	1	„und“	am	Ende	durch	ein	Komma	ersetzt,	in	
Abs.	3	Nr.	2	der	Punkt	durch	„und“	ersetzt	und	Abs.	3	Nr.	3	eingefügt.	
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§	6	Genehmigungsvoraussetzungen	
(1)	Die	Genehmigung	ist	zu	erteilen,	wenn	
1. sichergestellt	ist,	daß	die	sich	aus	§	5	und	einer	auf	Grund	des	§	7	erlassenen	Rechtsverord-
nung	ergebenden	Pflichten	erfüllt	werden,	und	

2. andere	öffentlich-rechtliche	Vorschriften	und	Belange	des	Arbeitsschutzes	der	Errichtung	und	
dem	Betrieb	der	Anlage	nicht	entgegenstehen.	

(2)	 Bei	 Anlagen,	 die	 unterschiedlichen	 Betriebsweisen	 dienen	 oder	 in	 denen	 unterschiedliche	
Stoffe	eingesetzt	werden	(Mehrzweck-	oder	Vielstoffanlagen),	 ist	die	Genehmigung	auf	Antrag	auf	
die	 unterschiedlichen	 Betriebsweisen	 und	 Stoffe	 zu	 erstrecken,	 wenn	 die	 Voraussetzungen	 nach	
Absatz	1	für	alle	erfaßten	Betriebsweisen	und	Stoffe	erfüllt	sind.	
(3)	Eine	beantragte	Änderungsgenehmigung	darf	 auch	dann	nicht	 versagt	werden,	wenn	 zwar	

nach	 ihrer	Durchführung	nicht	 alle	 Immissionswerte	 einer	Verwaltungsvorschrift	 nach	 §	 48	 oder	
einer	Rechtsverordnung	nach	§	48a	eingehalten	werden,	wenn	aber	
1. der	Immissionsbeitrag	der	Anlage	unter	Beachtung	des	§	17	Absatz	3a	Satz	3	durch	das	Vor-
haben	deutlich	und	über	das	durch	nachträgliche	Anordnungen	nach	§	17	Absatz	1	durchsetz-
bare	Maß	reduziert	wird,	

2. weitere	Maßnahmen	zur	Luftreinhaltung,	insbesondere	Maßnahmen,	die	über	den	Stand	der	
Technik	bei	neu	zu	errichtenden	Anlagen	hinausgehen,	durchgeführt	werden,	

3. der	Antragsteller	darüber	hinaus	einen	Immissionsmanagementplan	zur	Verringerung	seines	
Verursacheranteils	vorlegt,	um	eine	spätere	Einhaltung	der	Anforderungen	nach	§	5	Absatz	1	
Nummer	1	zu	erreichen,	und	

4. die	konkreten	Umstände	einen	Widerruf	der	Genehmigung	nicht	erfordern.6	

	
	 15.07.2004.—Artikel	2	des	Gesetzes	vom	8.	Juli	2004	(BGBl.	I	S.	1578)	hat	Abs.	1	Satz	2	bis	4	eingefügt.	
	 28.07.2011.—Artikel	2	des	Gesetzes	vom	21.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1475)	hat	die	Sätze	2	und	3	in	Abs.	1	

durch	Satz	2	ersetzt.	Die	Sätze	2	und	3	 lauteten:	„Zur	Erfüllung	der	Vorsorgepflicht	nach	Satz	1	Nr.	2	
sind	bei	genehmigungsbedürftigen	Anlagen,	die	dem	Anwendungsbereich	des	Treibhausgas-Emissions-
handelsgesetzes	unterliegen,	die	Anforderungen	der	§§	5	und	6	Abs.	1	des	Treibhausgas-Emissionshan-
delsgesetzes	 einzuhalten.	 Bei	 diesen	 Anlagen	 sind	 Anforderungen	 zur	 Begrenzung	 von	 Treibhaus-
gasemissionen	nur	zulässig,	um	zur	Erfüllung	der	Pflichten	nach	§	5	Abs.	1	Nr.	1	sicherzustellen,	dass	im	
Einwirkungsbereich	der	Anlage	keine	schädlichen	Umwelteinwirkungen	entstehen.“	

	 01.06.2012.—Artikel	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	24.	Februar	2012	(BGBl.	 I	S.	212)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	
Nr.	3	„Kreislaufwirtschafts-	und	Abfallgesetzes“	durch	„Kreislaufwirtschaftsgesetzes“	ersetzt.	

	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	die	Sätze	2	und	3	
in	Abs.	1	aufgehoben.	Die	Sätze	2	und	3	 lauteten:	 „Soweit	genehmigungsbedürftige	Anlagen	dem	An-
wendungsbereich	 des	 Treibhausgas-Emissions-handelsgesetzes	 unterliegen,	 sind	 Anforderungen	 zur	
Begrenzung	 von	 Emissionen	 von	 Treibhausgasen	 nur	 zulässig,	 um	 zur	 Erfüllung	 der	 Pflichten	 nach	
Satz	1	Nummer	1	sicherzustellen,	dass	 im	Einwirkungsbereich	der	Anlage	keine	schädlichen	Umwelt-
einwirkungen	 entstehen;	 dies	 gilt	 nur	 für	 Treibhausgase,	 die	 für	 die	 betreffende	 Tätigkeit	 nach	 An-
hang	1	des	Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes	umfasst	sind.	Bei	diesen	Anlagen	dürfen	zur	Erfül-
lung	der	Pflicht	zur	effizienten	Verwendung	von	Energie	in	Bezug	auf	die	Emissionen	von	Kohlendioxid,	
die	auf	Verbrennungs-	oder	anderen	Prozessen	der	Anlage	beruhen,	keine	Anforderungen	gestellt	wer-
den,	die	über	die	Pflichten	hinausgehen,	welche	das	Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz	begründet.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	 lit.	 c	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	3	Nr.	3	 „Betriebsgeländes“	durch	 „Anlagengrund-

stücks“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	3.	 Juli	2024	(BGBl.	 I	Nr.	225)	hat	Abs.	2	Satz	3	und	4	

eingefügt.	
				6		 ÄNDERUNGEN	
	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	I	S.	1498)	hat	Abs.	2	eingefügt.	
	 01.03.2010.—Artikel	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	11.	August	2009	(BGBl.	I	S.	2723)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
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§	7	Rechtsverordnungen	über	Anforderungen	an	genehmigungsbedürftige	Anlagen	
(1)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	mit	 Zustimmung	des	Bundesrates	 vorzuschreiben,	 dass	die	Errichtung,	 die	Be-
schaffenheit,	 der	 Betrieb,	 der	 Zustand	 nach	 Betriebseinstellung	 und	 die	 betreibereigene	 Überwa-
chung	 genehmigungsbedürftiger	Anlagen	 zur	Erfüllung	der	 sich	 aus	 §	 5	 ergebenden	Pflichten	be-
stimmten	Anforderungen	genügen	müssen,	insbesondere,	dass	
1.		 die	Anlagen	bestimmten	technischen	Anforderungen	entsprechen	müssen,		
2.		 die	von	Anlagen	ausgehenden	Emissionen	bestimmte	Grenzwerte	nicht	überschreiten	dür-

fen	oder	Anlagen	äquivalenten	Parametern	oder	äquivalenten	technischen	Maßnahmen	ent-
sprechen	müssen,		

2a.		 der	Einsatz	von	Energie	bestimmten	Anforderungen	entsprechen	muss,	
3.		 die	Betreiber	von	Anlagen	Messungen	von	Emissionen	und	Immissionen	nach	in	der	Rechts-

verordnung	näher	zu	bestimmenden	Verfahren	vorzunehmen	haben	oder	vornehmen	lassen	
müssen,		

4.		 die	 Betreiber	 von	 Anlagen	 bestimmte	 sicherheitstechnische	 Prüfungen	 sowie	 bestimmte	
Prüfungen	von	 sicherheitstechnischen	Unterlagen	nach	 in	der	Rechtsverordnung	näher	 zu	
bestimmenden	Verfahren		
a)		während	der	Errichtung	oder	sonst	vor	der	Inbetriebnahme	der	Anlage,		
b)		nach	deren	Inbetriebnahme	oder	einer	Änderung	im	Sinne	des	§	15	oder	des	§	16,		
c)		in	regelmäßigen	Abständen	oder		
d)		bei	oder	nach	einer	Betriebseinstellung	

		 durch	einen	Sachverständigen	nach	§	29a	vornehmen	lassen	müssen,	soweit	solche	Prüfun-
gen	nicht	gemäß	§	7	Absatz	1	in	Verbindung	mit	einer	Rechtsverordnung	gemäß	§	31	Satz	2	
Nummer	4	des	Gesetzes	über	überwachungsbedürftige	Anlagen	vorgeschrieben	sind,	und		

5.		 die	Rückführung	in	den	Ausgangszustand	nach	§	5	Absatz	4	bestimmten	Anforderungen	ent-
sprechen	muss,	 insbesondere	 in	Bezug	auf	den	Ausgangszustandsbericht	und	die	Feststel-
lung	der	Erheblichkeit	von	Boden-	und	Grundwasserverschmutzungen.	

Bei	der	Festlegung	der	Anforderungen	nach	Satz	1	sind	insbesondere	mögliche	Verlagerungen	von	
nachteiligen	 Auswirkungen	 von	 einem	 Schutzgut	 auf	 ein	 anderes	 zu	 berücksichtigen;	 ein	 hohes	
Schutzniveau	für	die	Umwelt	insgesamt	ist	zu	gewährleisten.	
(1a)	Nach	jeder	Veröffentlichung	einer	BVT-Schlussfolgerung	ist	unverzüglich	zu	gewährleisten,	

dass	für	Anlagen	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	bei	der	Festlegung	von	Emissionsgrenzwer-
ten	nach	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2	die	Emissionen	unter	normalen	Betriebsbedingungen	die	in	den	
BVT-Schlussfolgerungen	genannten	Emissionsbandbreiten	nicht	überschreiten.	Im	Hinblick	auf	be-
stehende	Anlagen	ist	
1.		 innerhalb	eines	Jahres	nach	Veröffentlichung	von	BVT-Schlussfolgerungen	zur	Haupttätigkeit	
eine	Überprüfung	und	gegebenenfalls	Anpassung	der	Rechtsverordnung	vorzunehmen	und		

2.		 innerhalb	von	vier	Jahren	nach	Veröffentlichung	von	BVT-Schlussfolgerungen	zur	Haupttätig-
keit	 sicherzustellen,	dass	die	betreffenden	Anlagen	die	Emissionsgrenzwerte	der	Rechtsver-
ordnung	einhalten.	

(1b)	Abweichend	von	Absatz	1a		
1.		können	 in	 der	Rechtsverordnung	weniger	 strenge	Emissionsgrenzwerte	 und	Fristen	 festge-
legt	werden,	wenn		
a)		wegen	technischer	Merkmale	der	betroffenen	Anlagenart	die	Anwendung	der	in	den	BVT-
Schlussfolgerungen	 genannten	 Emissionsbandbreiten	 unverhältnismäßig	 wäre	 und	 dies	
begründet	wird	oder		

	
	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	in	Abs.	3	Nr.	3	„Satz	1“	

nach	„Absatz	1“	gestrichen.	
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b)		in	Anlagen	Zukunftstechniken	für	einen	Gesamtzeitraum	von	höchstens	neun	Monaten	er-
probt	oder	angewendet	werden	sollen,	sofern	nach	dem	festgelegten	Zeitraum	die	Anwen-
dung	der	betreffenden	Technik	beendet	wird	oder	 in	der	Anlage	mindestens	die	mit	den	
besten	verfügbaren	Techniken	assoziierten	Emissionsbandbreiten	erreicht	werden,	oder		

2.		kann	in	der	Rechtsverordnung	bestimmt	werden,	dass	die	zuständige	Behörde	weniger	stren-
ge	Emissionsbegrenzungen	und	Fristen	festlegen	kann,	wenn		
a)		wegen	 technischer	Merkmale	 der	 betroffenen	 Anlagen	 die	 Anwendung	 der	 in	 den	 BVT-
Schlussfolgerungen	genannten	Emissionsbandbreiten	unverhältnismäßig	wäre	oder		

b)		in	Anlagen	Zukunftstechniken	für	einen	Gesamtzeitraum	von	höchstens	neun	Monaten	er-
probt	oder	angewendet	werden	sollen,	sofern	nach	dem	festgelegten	Zeitraum	die	Anwen-
dung	der	betreffenden	Technik	beendet	wird	oder	 in	der	Anlage	mindestens	die	mit	den	
besten	verfügbaren	Techniken	assoziierten	Emissionsbandbreiten	erreicht	werden.		

Absatz	 1	 Satz	 2	 bleibt	 unberührt.	 Emissionsgrenzwerte	 und	 Emissionsbegrenzungen	 nach	 Satz	 1	
dürfen	 die	 in	 den	 Anhängen	 der	 Richtlinie	 2010/75/EU	 festgelegten	 Emissionsgrenzwerte	 nicht	
überschreiten	und	keine	schädlichen	Umwelteinwirkungen	hervorrufen.	
(2)	In	der	Rechtsverordnung	kann	bestimmt	werden,	inwieweit	die	nach	Absatz	1	zur	Vorsorge	

gegen	schädliche	Umwelteinwirkungen	festgelegten	Anforderungen	nach	Ablauf	bestimmter	Über-
gangsfristen	erfüllt	werden	müssen,	soweit	zum	Zeitpunkt	des	Inkrafttretens	der	Rechtsverordnung	
in	einem	Vorbescheid	oder	einer	Genehmigung	geringere	Anforderungen	gestellt	worden	sind.	Bei	
der	Bestimmung	der	Dauer	der	Übergangsfristen	und	der	einzuhaltenden	Anforderungen	sind	ins-
besondere	Art,	Menge	und	Gefährlichkeit	der	von	den	Anlagen	ausgehenden	Emissionen	sowie	die	
Nutzungsdauer	und	technische	Besonderheiten	der	Anlagen	zu	berücksichtigen.	Die	Sätze	1	und	2	
gelten	entsprechend	für	Anlagen,	die	nach	§	67	Abs.	2	oder	§	67a	Abs.	1	anzuzeigen	sind	oder	vor	
Inkrafttreten	dieses	Gesetzes	nach	§	16	Abs.	4	der	Gewerbeordnung	anzuzeigen	waren.	
(3)	Soweit	die	Rechtsverordnung	Anforderungen	nach	§	5	Abs.	1	Nr.	2	festgelegt	hat,	kann	in	ihr	

bestimmt	werden,	daß	bei	in	Absatz	2	genannten	Anlagen	von	den	auf	Grund	der	Absätze	1	und	2	
festgelegten	Anforderungen	zur	Vorsorge	gegen	schädliche	Umwelteinwirkungen	abgewichen	wer-
den	darf.	Dies	gilt	nur,	wenn	durch	technische	Maßnahmen	an	Anlagen	des	Betreibers	oder	Dritter	
insgesamt	eine	weitergehende	Minderung	von	Emissionen	derselben	oder	in	ihrer	Wirkung	auf	die	
Umwelt	vergleichbaren	Stoffen	erreicht	wird	als	bei	Beachtung	der	auf	Grund	der	Absätze	1	und	2	
festgelegten	Anforderungen	und	hierdurch	der	in	§	1	genannte	Zweck	gefördert	wird.	In	der	Rechts-
verordnung	 kann	 weiterhin	 bestimmt	 werden,	 inwieweit	 zur	 Erfüllung	 von	 zwischenstaatlichen	
Vereinbarungen	mit	Nachbarstaaten	der	Bundesrepublik	Deutschland	Satz	2	auch	für	die	Durchfüh-
rung	technischer	Maßnahmen	an	Anlagen	gilt,	die	in	den	Nachbarstaaten	gelegen	sind.	
(4)	Zur	Erfüllung	von	bindenden	Rechtsakten	der	Europäischen	Gemeinschaften	oder	der	Euro-

päischen	Union	 kann	 die	 Bundesregierung	 zu	 dem	 in	 §	 1	 genannten	 Zweck	mit	 Zustimmung	 des	
Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	Anforderungen	an	die	Errichtung,	die	Beschaffenheit	und	den	
Betrieb,	die	Betriebseinstellung,	und	betreibereigene	Überwachung	genehmigungsbedürftiger	Anla-
gen	vorschreiben.	Für	genehmigungsbedürftige	Anlagen,	die	vom	Anwendungsbereich	der	Richtli-
nie	1999/31/EG	des	Rates	vom	26.	April	1999	über	Abfalldeponien	(ABl.	EG	Nr.	L	182	S.	1)	erfasst	
werden,	kann	die	Bundesregierung	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die-
selben	 Anforderungen	 festlegen	wie	 für	 Deponien	 im	 Sinne	 des	 §	 3	 Absatz	 27	 des	 Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes,	 insbesondere	 Anforderungen	 an	 die	 Erbringung	 einer	 Sicherheitsleistung,	 an	 die	
Stilllegung	und	die	Sach-	und	Fachkunde	des	Betreibers.	
(5)	Wegen	der	Anforderungen	nach	Absatz	1	Nr.	1	bis	4,	auch	in	Verbindung	mit	Absatz	4,	kann	

auf	jedermann	zugängliche	Bekanntmachungen	sachverständiger	Stellen	verwiesen	werden;	hierbei	
ist	
1. in	der	Rechtsverordnung	das	Datum	der	Bekanntmachung	anzugeben	und	die	Bezugsquelle	
genau	zu	bezeichnen,	
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2. die	Bekanntmachung	bei	dem	Deutschen	Patentamt	archivmäßig	gesichert	niederzulegen	und	
in	der	Rechtsverordnung	darauf	hinzuweisen.7	

	
				7		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	 I	S.	1950)	hat	Abs.	2	 in	Abs.	4	

umnummeriert	und	Abs.	2	und	3	eingefügt.	
	 23.05.1990.—Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	in	Abs.	1	

„und	der	Betrieb“	durch	„	 ,	der	Betrieb,	der	Zustand	nach	Betriebseinstellung	und	die	betreibereigene	
Überwachung“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	4	 lit.	b	 litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	1	Nr.	2	„und“	durch	ein	Komma	ersetzt,	 in		
Abs.	1	Nr.	3	der	Punkt	durch	„und“	ersetzt	und	Abs.	1	Nr.	4	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	Soweit	die	Rechtsverordnung	Anforderungen	nach	§	5	Abs.	1	Nr.	2	 festgelegt	hat,	kann	 in	 ihr	

bestimmt	werden,	daß	bei	in	Absatz	2	genannten	betriebsbereiten	Anlagen	in	näher	bestimmten	Gebie-
ten	für	eine	bestimmte	Frist	von	den	auf	Grund	der	Absätze	1	und	2	festgelegten	Anforderungen	abge-
wichen	werden	darf.	Dies	gilt	nur,	wenn	die	Abweichung	mit	dem	in	§	1	genannten	Zweck	vereinbar	ist,	
insbesondere	wenn	durch	technische	Maßnahmen	an	anderen	Anlagen	des	Betreibers	oder	Dritter	ins-
gesamt	eine	weitergehende	Minderung	von	Emissionen	derselben	oder	in	ihrer	Wirkung	gleicher	Stoffe	
erreicht	wird	als	bei	Beachtung	der	auf	Grund	der	Absätze	1	und	2	festgelegten	Anforderungen.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	d	und	e	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	in	Abs.	5	umnummeriert	und	Abs.	4	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	5	„Satz	1	Nr.	1	bis	3“	durch	„Nr.	1	bis	4,	auch	

in	Verbindung	mit	Absatz	4,“	ersetzt.	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	5	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	 I	S.	870)	hat	die	Überschrift	

neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Anforderungen	an	die	Errichtung,	die	Beschaffenheit	und	den	Be-
trieb	genehmigungsbedürftiger	Anlagen“.	

	 01.01.1993.—Artikel	4	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	26.	August	1992	 (BGBl.	 I	 S.	1564)	hat	 in	Abs.	1	Nr.	4		
„§	24	der	Gewerbeordnung“	durch	„§	11	des	Gerätesicherheitsgesetzes“	ersetzt.	

	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	 (BGBl.	 I	 S.	1498)	hat	 in	Abs.	1	Nr.	4	
Buchstabe	b	„wesentlichen	Änderung	im	Sinne	des	§	15“	durch	„Änderung	im	Sinne	des	§	15	oder	des		
§	16“	ersetzt.	

	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	6	 lit.	 a	 litt.	 aa	des	Gesetzes	vom	27.	 Juli	2001	 (BGBl.	 I	 S.	1950)	hat	Abs.	1		
Satz	1	Nr.	2a	eingefügt.	

	 Artikel	2	Nr.	6	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	Satz	2	eingefügt.	
	 Artikel	2	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	3	„oder	§	67a	Abs.	1“	nach	„Abs.	2“	eingefügt.	
	 Artikel	2	Nr.	6	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	Satz	2	eingefügt.	
	 01.05.2004.—Artikel	7	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	6.	Januar	2004	(BGBl.	I	S.	2)	hat	in	Abs.	1	Nr.	4	„§	11	des	

Gerätesicherheitsgesetzes“	durch	„§	14	des	Geräte-	und	Produktsicherheitsgesetzes“	ersetzt.	
	 04.12.2010.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	26.	November	2010	(BGBl.	I	S.	1728)	hat	in	Abs.	4	Satz	1	

„Beschlüssen	der	Europäischen	Gemeinschaften“	durch	 „Rechtsakten	der	Europäischen	Gemeinschaf-
ten	oder	der	Europäischen	Union“	ersetzt.	
01.12.2011.—Artikel	8	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	8.	November	2011	(BGBl.	I	S.	2178)	hat	in	Abs.	1	Nr.	4	
„§	14	des	Geräte-	und	Produktsicherheitsgesetzes“	durch	„§	34	des	Produktsicherheitsgesetzes“	ersetzt.	
01.06.2012.—Artikel	2	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	24.	Februar	2012	(BGBl.	 I	S.	212)	hat	 in	Abs.	4	Satz	2	
„Abs.	10	des	Kreislaufwirtschafts-	und	Abfallgesetzes“	durch	„Absatz	27	des	Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes“	ersetzt.	
02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	 I	S.	734,	ber.	S.	3753)	hat	Abs.	1	
durch	Abs.	1,	1a	und	1b	ersetzt.	Abs.	1	lautete:	
		 „(1)	 Die	 Bundesregierung	 wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	
Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	vorzuschreiben,	daß	die	Errichtung,	die	Beschaf-
fenheit,	 der	Betrieb,	 der	Zustand	nach	Betriebseinstellung	und	die	betreibereigene	Überwachung	ge-
nehmigungsbedürftiger	Anlagen	zur	Erfüllung	der	sich	aus	§	5	ergebenden	Pflichten	bestimmten	An-
forderungen	genügen	müssen,	insbesondere,	daß	

1.		 die	Anlagen	bestimmten	technischen	Anforderungen	entsprechen	müssen,	
2.		 die	von	Anlagen	ausgehenden	Emissionen	bestimmte	Grenzwerte	nicht	überschreiten	dürfen,	
2a.	 der	Einsatz	von	Energie	bestimmten	Anforderungen	entsprechen	muss,	
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§	8	Teilgenehmigung	
Auf	Antrag	soll	eine	Genehmigung	für	die	Errichtung	einer	Anlage	oder	eines	Teils	einer	Anlage	

erteilt	werden,	wenn	
1. ein	berechtigtes	Interesse	an	der	Erteilung	einer	Teilgenehmigung	besteht,	
2. die	 Genehmigungsvoraussetzungen	 für	 den	 beantragten	 Gegenstand	 der	 Teilgenehmigung	
vorliegen	und	

3. eine	vorläufige	Beurteilung	ergibt,	daß	der	Errichtung	und	dem	Betrieb	der	gesamten	Anlage	
keine	 von	 vornherein	 unüberwindlichen	Hindernisse	 im	Hinblick	 auf	 die	 Genehmigungsvo-
raussetzungen	entgegenstehen.	

Die	 Bindungswirkung	 der	 vorläufigen	 Gesamtbeurteilung	 entfällt,	wenn	 eine	 Änderung	 der	 Sach-	
oder	 Rechtslage	 oder	 Einzelprüfungen	 im	Rahmen	 späterer	 Teilgenehmigungen	 zu	 einer	 von	 der	
vorläufigen	Gesamtbeurteilung	abweichenden	Beurteilung	führen.8	
	
§	8a	Zulassung	vorzeitigen	Beginns	
(1)	In	einem	Verfahren	zur	Erteilung	einer	Genehmigung	soll	die	Genehmigungsbehörde	auf	An-

trag	vorzeitig	zulassen,	daß	bereits	vor	Erteilung	der	Genehmigung	mit	der	Errichtung	einschließ-
lich	der	Maßnahmen,	die	zur	Prüfung	der	Betriebstüchtigkeit	der	Anlage	erforderlich	sind,	begon-
nen	wird,	wenn	
1. mit	einer	Entscheidung	zugunsten	des	Antragstellers	gerechnet	werden	kann,	
2. ein	öffentliches	Interesse	oder	ein	berechtigtes	Interesse	des	Antragstellers	an	dem	vorzeiti-
gen	Beginn	besteht	und	

	
3.		 die	Betreiber	von	Anlagen	Messungen	von	Emissionen	und	 Immissionen	nach	 in	der	Rechts-

verordnung	näher	 zu	 bestimmenden	Verfahren	 vorzunehmen	haben	 oder	 vornehmen	 lassen	
müssen	und	

4.		 die	Betreiber	von	Anlagen	bestimmte	sicherheitstechnische	Prüfungen	sowie	bestimmte	Prü-
fungen	 von	 sicherheitstechnischen	 Unterlagen	 nach	 in	 der	 Rechtsverordnung	 näher	 zu	 be-
stimmenden	Verfahren	durch	einen	Sachverständigen	nach	§	29a	
a)		während	der	Errichtung	oder	sonst	vor	der	Inbetriebnahme	der	Anlage,	
b)		nach	deren	Inbetriebnahme	oder	einer	Änderung	im	Sinne	des	§	15	oder	des	§	16,	
c)		 in	regelmäßigen	Abständen	oder	
d)		bei	oder	nach	einer	Betriebseinstellung	
vornehmen	 lassen	müssen,	 soweit	 solche	Prüfungen	nicht	 in	Rechtsverordnungen	nach	 §	34	
des	Produktsicherheitsgesetzes	vorgeschrieben	sind.	

Bei	 der	 Festlegung	 der	 Anforderungen	 sind	 insbesondere	 mögliche	 Verlagerungen	 von	 nachteiligen	
Auswirkungen	von	einem	Schutzgut	auf	ein	anderes	zu	berücksichtigen;	ein	hohes	Schutzniveau	für	die	
Umwelt	insgesamt	ist	zu	gewährleisten.“	
	16.07.2021.—Artikel	10	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2021	(BGBl.	I	S.	3146)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	4	
„in	Rechtsverordnungen	nach	§	34	des	Produktsicherheitsgesetzes“	durch	„gemäß	§	7	Absatz	1	in	Ver-
bindung	mit	einer	Rechtsverordnung	gemäß	§	31	Satz	2	Nummer	4	des	Gesetzes	über	überwachungs-
bedürftige	Anlagen“	ersetzt.	

				8		 ÄNDERUNGEN	
	 01.05.1993.—Artikel	8	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	April	1993	(BGBl.	 I	 S.	466)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Auf	Antrag	kann	eine	Genehmigung	für	

1. die	Errichtung	einer	Anlage	oder	eines	Teils	einer	Anlage	oder	
2. die	Errichtung	und	den	Betrieb	eines	Teils	einer	Anlage	

	 erteilt	werden,	wenn	eine	vorläufige	Prüfung	ergibt,	daß	die	Voraussetzungen	des	§	6	im	Hinblick	auf	
die	Errichtung	und	den	Betrieb	der	gesamten	Anlage	vorliegen	werden	und	ein	berechtigtes	Interesse	
an	der	Erteilung	einer	Teilgenehmigung	besteht.“	

	 01.03.2010.—Artikel	15b	des	Gesetzes	vom	31.	 Juli	2009	(BGBl.	 I	S.	2585)	hat	 in	Satz	1	„kann“	durch	
„soll“	ersetzt.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Bundes-Immissionsschutzgesetz	(BImSchG)	(Stand:	25.06.2026)	 13	

3. der	Antragsteller	sich	verpflichtet,	alle	bis	zur	Entscheidung	durch	die	Errichtung	der	Ablage	
verursachten	Schäden	zu	ersetzen	und,	wenn	das	Vorhaben	nicht	genehmigt	wird,	den	frühe-
ren	Zustand	wiederherzustellen.	

Satz	1	Nummer	1	findet	auf	Antrag	des	Antragstellers	keine	Anwendung	in	Verfahren	zur	Erteilung	
1.		einer	Genehmigung	für	eine	Anlage	auf	einem	bereits	bestehenden	Standort,	
2.		einer	Änderungsgenehmigung.	

In	den	Fällen	des	Satzes	2	dürfen	die	für	die	beantragten	vorläufigen	Maßnahmen	relevanten	Vor-
schriften	dieses	Gesetzes	und	der	aufgrund	dieses	Gesetzes	erlassenen	Vorschriften	sowie	sonstige	
für	die	beantragten	vorläufigen	Maßnahmen	relevante	öffentlich-rechtliche	Vorschriften	und	Belan-
ge	des	Arbeitsschutzes	der	vorzeitigen	Zulassung	nicht	entgegenstehen.	
(2)	Die	Zulassung	kann	jederzeit	widerrufen	werden.	Sie	kann	mit	Auflagen	verbunden	oder	un-

ter	dem	Vorbehalt	nachträglicher	Auflagen	erteilt	werden.	Die	 zuständige	Behörde	kann	die	Leis-
tung	einer	Sicherheit	verlangen,	soweit	dies	erforderlich	ist,	um	die	Erfüllung	der	Pflichten	des	An-
tragstellers	zu	sichern.	
(3)	 In	 einem	Verfahren	 zur	Erteilung	einer	Genehmigung	nach	§	16	Abs.	 1	kann	die	Genehmi-

gungsbehörde	unter	den	in	Absatz	1	genannten	Voraussetzungen	auch	den	Betrieb	der	Anlage	vor-
läufig	zulassen,	wenn	die	Änderung	der	Erfüllung	einer	sich	aus	diesem	Gesetz	oder	einer	auf	Grund	
dieses	Gesetzes	erlassenen	Rechtsverordnung	ergebenden	Pflicht	dient.9	
	
§	9	Vorbescheid	
(1)	Auf	Antrag	soll	durch	Vorbescheid	über	einzelne	Genehmigungsvoraussetzungen	sowie	über	

den	Standort	der	Anlage	entschieden	werden,	sofern	die	Auswirkungen	der	geplanten	Anlage	aus-
reichend	 beurteilt	 werden	 können	 und	 ein	 berechtigtes	 Interesse	 an	 der	 Erteilung	 eines	 Vorbe-
scheides	besteht.	
(1a)	 Betrifft	 das	 Vorhaben	 eine	Windenergieanlage	 und	 ist	 ein	 Antrag	 auf	 Genehmigung	 noch	

nicht	gestellt,	soll	auf	Antrag	durch	Vorbescheid	über	einzelne	Genehmigungsvoraussetzungen	ent-
schieden	werden,	sofern	ein	berechtigtes	Interesse	an	der	Erteilung	eines	Vorbescheids	besteht.	Das	
berechtigte	Interesse	für	einen	Antrag	auf	Vorbescheid	über	die	bauplanungsrechtliche	Zulässigkeit	
nach	§	35	des	Baugesetzbuchs	besteht	nicht,	wenn	der	Vorhabenstandort	außerhalb	von	ausgewie-
senen	Windenergiegebieten	oder	in	Aufstellung	befindlichen	Windenergiegebieten	im	Sinne	des	§	2	
Nummer	1	des	Windenergieflächenbedarfsgesetzes	vom	20.	Juli	2022	(BGBl.	I	S.	1353),	das	zuletzt	
durch	Artikel	12	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	2024	(BGBl.	2024	I	Nr.	151)	geändert	worden	ist,	liegt,	es	
sei	denn,	es	handelt	sich	um	ein	Vorhaben	im	Sinne	des	§	16b	Absatz	1	und	2	dieses	Gesetzes	Ab-
weichend	von	§	29	Absatz	1	Satz	1	des	Gesetzes	über	die	Umweltverträglichkeitsprüfung	findet	eine	
vorläufige	 Umweltverträglichkeitsprüfung	 im	 Hinblick	 auf	 die	 Umweltauswirkungen	 des	 Gesamt-
vorhabens	für	die	Erteilung	des	Vorbescheides	nicht	statt.	
(2)	Der	Vorbescheid	wird	unwirksam,	wenn	der	Antragsteller	nicht	 innerhalb	von	zwei	 Jahren	

nach	 Eintritt	 der	Unanfechtbarkeit	 die	 Genehmigung	 beantragt;	 die	 Frist	 kann	 auf	 Antrag	 bis	 auf	
vier	Jahre	verlängert	werden.	
(3)	Die	Vorschriften	der	§§	6	und	21	gelten	sinngemäß.10	

	
				9		 QUELLE	
	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	I	S.	1498)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 01.03.2010.—Artikel	15b	des	Gesetzes	vom	31.	Juli	2009	(BGBl.	 I	S.	2585)	hat	 in	Abs.	1	„kann“	durch	

„soll“	ersetzt.	
	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	3.	 Juli	2024	(BGBl.	 I	Nr.	225)	hat	Abs.	1	Satz	2	und	3	

eingefügt.	
		10		 ÄNDERUNGEN	
	 01.03.2010.—Artikel	15b	des	Gesetzes	vom	31.	Juli	2009	(BGBl.	 I	S.	2585)	hat	 in	Abs.	1	„kann“	durch	

„soll“	ersetzt.	
	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	3.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	225)	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
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§	10	Genehmigungsverfahren	
(1)	 Das	 Genehmigungsverfahren	 setzt	 einen	 schriftlichen	 oder	 elektronischen	 Antrag	 voraus.	

Dem	Antrag	sind	die	zur	Prüfung	nach	§	6	erforderlichen	Zeichnungen,	Erläuterungen	und	sonstigen	
Unterlagen	beizufügen.	Reichen	die	Unterlagen	für	die	Prüfung	nicht	aus,	so	hat	sie	der	Antragsteller	
auf	Verlangen	der	zuständigen	Behörde	innerhalb	einer	angemessenen	Frist	zu	ergänzen.	Erfolgt	die	
Antragstellung	schriftlich,	kann	die	zuständige	Behörde	einen	elektronischen	Antrag	verlangen	und	
bezüglich	des	elektronischen	Formats	Vorgaben	machen.	Hat	die	zuständige	Behörde	einen	Zugang	
für	die	elektronische	Antragstellung	eröffnet,	so	 ist	ausschließlich	dieser	für	die	elektronische	An-
tragstellung	zu	nutzen.	Erfolgt	die	Antragstellung	elektronisch,	kann	die	zuständige	Behörde	verlan-
gen,	dass	die	dem	Antrag	beizufügenden	Unterlagen	in	Papierform	übermittelt	werden,	soweit	eine	
Bearbeitung	anders	nicht	möglich	ist.	
(1a)	Der	Antragsteller,	 der	 beabsichtigt,	 eine	Anlage	nach	der	 Industrieemissions-Richtlinie	 zu	

betreiben,	 in	der	 relevante	gefährliche	Stoffe	verwendet,	erzeugt	oder	 freigesetzt	werden,	hat	mit	
den	Unterlagen	nach	Absatz	1	einen	Bericht	über	den	Ausgangszustand	vorzulegen,	wenn	und	so-
weit	eine	Verschmutzung	des	Bodens	oder	des	Grundwassers	auf	dem	Anlagengrundstück	durch	die	
relevanten	gefährlichen	Stoffe	möglich	 ist.	Die	Möglichkeit	 einer	Verschmutzung	des	Bodens	oder	
des	 Grundwassers	 besteht	 nicht,	 wenn	 aufgrund	 der	 tatsächlichen	 Umstände	 ein	 Eintrag	 ausge-
schlossen	werden	kann.	
(2)	 Soweit	 Unterlagen	 Geschäfts-	 oder	 Betriebsgeheimnisse	 enthalten,	 sind	 die	 Unterlagen	 zu	

kennzeichnen	und	getrennt	vorzulegen.	Ihr	Inhalt	muss,	soweit	es	ohne	Preisgabe	des	Geheimnisses	
geschehen	kann,	so	ausführlich	dargestellt	sein,	dass	es	Dritten	möglich	ist,	zu	beurteilen,	ob	und	in	
welchem	Umfang	sie	von	den	Auswirkungen	der	Anlage	betroffen	werden	können.	
(3)	Sind	die	Unterlagen	des	Antragstellers	vollständig,	so	hat	die	zuständige	Behörde	das	Vorha-

ben	in	ihrem	amtlichen	Veröffentlichungsblatt	und	auf	ihrer	Internetseite	öffentlich	bekannt	zu	ma-
chen.	Der	Antrag	und	die	vom	Antragsteller	vorgelegten	Unterlagen,	mit	Ausnahme	der	Unterlagen	
nach	Absatz	2	Satz	1,	sowie	die	entscheidungserheblichen	Berichte	und	Empfehlungen,	die	der	Be-
hörde	 im	Zeitpunkt	der	Bekanntmachung	vorliegen,	 sind	nach	der	Bekanntmachung	 einen	Monat	
zur	Einsicht	auszulegen.	Die	Auslegung	ist	dadurch	zu	bewirken,	dass	die	Dokumente	auf	einer	In-
ternetseite	der	 zuständigen	Behörde	zugänglich	gemacht	werden.	Auf	Verlangen	eines	Beteiligten	
wird	 ihm	eine	 leicht	 zu	erreichende	Zugangsmöglichkeit	 zur	Verfügung	gestellt.	Der	Antragsteller	
kann	der	Veröffentlichung	im	Internet	widersprechen,	soweit	er	die	Gefährdung	von	Betriebs-	oder	
Geschäftsgeheimnissen	oder	wichtiger	 Sicherheitsbelange	befürchtet;	 in	diesem	Fall	muss	die	Be-
hörde	eine	andere	Form	der	Veröffentlichung	wählen.	Die	Behörde	kann	verlangen,	dass	die	Doku-
mente,	die	für	die	Auslegung	einzureichen	sind,	 in	einem	verkehrsüblichen	elektronischen	Format	
eingereicht	werden.	Weitere	Informationen,	die	für	die	Entscheidung	über	die	Zulässigkeit	des	Vor-
habens	von	Bedeutung	sein	können	und	die	der	zuständigen	Behörde	erst	nach	Beginn	der	Ausle-
gung	vorliegen,	sind	der	Öffentlichkeit	nach	den	Bestimmungen	über	den	Zugang	zu	Umweltinfor-
mationen	zugänglich	zu	machen.	Bis	zwei	Wochen	nach	Ablauf	der	Auslegungsfrist	kann	die	Öffent-
lichkeit	gegenüber	der	zuständigen	Behörde	schriftlich	oder	elektronisch	Einwendungen	erheben;	
bei	Anlagen	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	gilt	eine	Frist	von	einem	Monat.	Mit	Ablauf	der	
Einwendungsfrist	 sind	 für	 das	 Genehmigungsverfahren	 alle	 Einwendungen	 ausgeschlossen,	 die	
nicht	auf	besonderen	privatrechtlichen	Titeln	beruhen.	Einwendungen,	die	auf	besonderen	privat-
rechtlichen	Titeln	beruhen,	sind	auf	den	Rechtsweg	vor	den	ordentlichen	Gerichten	zu	verweisen.	
(3a)	Nach	dem	Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz	anerkannte	Vereinigungen	sollen	die	zuständige	Be-

hörde	in	einer	dem	Umweltschutz	dienenden	Weise	unterstützen.	
(4)	In	der	Bekanntmachung	nach	Absatz	3	Satz	1	ist	

	
	 28.02.2025.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	24.	Februar	2025	(BGBl.	I	Nr.	58)	hat	Abs.	1a	Satz	2	eingefügt.	
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1.		die	Internetseite	auf	der	die	Zugänglichmachung	erfolgt,	anzugeben,	und	darauf	hinzuweisen,	
dass	 zusätzlich	 die	 Möglichkeit	 besteht,	 eine	 leicht	 zu	 erreichende	 Zugangsmöglichkeit	 zur	
Verfügung	gestellt	zu	bekommen;	

2.		dazu	aufzufordern,	etwaige	Einwendungen	bei	einer	in	der	Bekanntmachung	zu	bezeichnen-
den	Stelle	innerhalb	der	Einwendungsfrist	vorzubringen;	dabei	ist	auf	die	Rechtsfolgen	nach	
Absatz	3	Satz	9	hinzuweisen;	

3.		ein	Erörterungstermin	zu	bestimmen	und	darauf	hinzuweisen,	dass	er	aufgrund	einer	Ermes-
sensentscheidung	der	Genehmigungsbehörde	nach	Absatz	6	durchgeführt	wird	und	dass	dann	
die	 formgerecht	erhobenen	Einwendungen	auch	bei	Ausbleiben	des	Antragstellers	oder	von	
Personen,	die	Einwendungen	erhoben	haben,	erörtert	werden;	

4.		darauf	hinzuweisen,	dass	die	Zustellung	der	Entscheidung	über	die	Einwendungen	durch	öf-
fentliche	Bekanntmachung	ersetzt	werden	kann.	

(5)	Die	für	die	Erteilung	der	Genehmigung	zuständige	Behörde	(Genehmigungsbehörde)	holt	die	
Stellungnahmen	der	Behörden	ein,	deren	Aufgabenbereich	durch	das	Vorhaben	berührt	wird.	Ein-
gegangene	 Stellungnahmen	 der	 zu	 beteiligenden	Behörden	 hat	 die	 Genehmigungsbehörde	 unver-
züglich	an	den	Antragsteller	weiterzuleiten.	Hat	eine	zu	beteiligende	Behörde	bei	einem	Verfahren	
zur	Genehmigung	einer	Anlage	innerhalb	einer	Frist	von	einem	Monat	keine	Stellungnahme	abgege-
ben,	so	ist	davon	auszugehen,	dass	die	zu	beteiligende	Behörde	sich	nicht	äußern	will,	soweit	die	zu	
beteiligende	Behörde	nicht	in	schriftlicher	Form	um	eine	einmalige	Verlängerung	um	bis	zu	einem	
Monat	bittet;	die	Möglichkeit	zur	Verlängerung	gilt	nicht	für	Verfahren	zur	Genehmigung	einer	An-
lage	 zur	 Nutzung	 erneuerbarer	 Energien	 oder	 einer	 Anlage	 zur	 Herstellung	 von	Wasserstoff	 aus	
erneuerbaren	Energien.	Die	zuständige	Behörde	hat	die	Entscheidung	im	Falle	des	Satzes	3	bei	ei-
nem	Verfahren	zur	Genehmigung	einer	Anlage	zur	Nutzung	erneuerbarer	Energien	oder	einer	Anla-
ge	 zur	Herstellung	von	Wasserstoff	 aus	 erneuerbaren	Energien	 auf	Antrag	 auf	der	Grundlage	der	
geltenden	Sach-	und	Rechtslage	zum	Zeitpunkt	des	Fristablaufs	der	Behördenbeteiligung	zu	treffen.	
Anstelle	der	Stellungnahme	der	zu	beteiligenden	Behörde	kann	die	Behörde	entweder	zu	Lasten	der	
zu	 beteiligenden	 Behörde	 zur	 Prüfung	 der	 Genehmigungsvoraussetzungen	 ein	 Sachverständigen-
gutachten	einholen	oder	selbst	Stellung	nehmen.	Beides	hat	auf	der	Grundlage	der	geltenden	Sach-	
und	Rechtslage	zum	Zeitpunkt	des	Fristablaufs	der	Behördenbeteiligung	zu	erfolgen;	dies	gilt	nicht	
für	militärische	Belange.	Ist	von	vorneherein	davon	auszugehen,	dass	eine	beteiligte	Behörde	inner-
halb	der	Frist	nach	Satz	3	nicht	in	der	Lage	ist,	zu	entscheidungserheblichen	Aspekten	des	Antrags	
Stellung	zu	nehmen,	kann	die	Genehmigungsbehörde	bereits	vor	Ablauf	der	Frist	ein	Sachverständi-
gengutachten	nach	Satz	5	einholen.	Die	zuständige	Behörde	informiert	ihre	Aufsichtsbehörde	über	
jede	Überschreitung	von	Fristen.	Beabsichtigt	eine	beteiligte	Behörde	eine	gesetzlich	erforderliche	
Zustimmung	nicht	zu	erteilen,	hat	die	beteiligte	Behörde	vor	Abgabe	 ihrer	Entscheidung	dem	An-
tragsteller	innerhalb	einer	von	der	Behörde	festzusetzenden	Frist	die	Möglichkeit	zur	Stellungnah-
me	zu	geben.	In	diesem	Fall	findet	§	20	Absatz	1	Satz	2	der	Neunten	Verordnung	zur	Durchführung	
des	Bundes-Immissionsschutzgesetzes	keine	Anwendung.	Soweit	 für	das	Vorhaben	selbst	oder	 für	
weitere	damit	unmittelbar	 in	einem	räumlichen	oder	betrieblichen	Zusammenhang	stehende	Vor-
haben,	die	Auswirkungen	auf	die	Umwelt	haben	können	und	die	 für	die	Genehmigung	Bedeutung	
haben,	 eine	 Zulassung	 nach	 anderen	 Gesetzen	 vorgeschrieben	 ist,	 hat	 die	 Genehmigungsbehörde	
eine	vollständige	Koordinierung	der	Zulassungsverfahren	sowie	der	Inhalts-	und	Nebenbestimmun-
gen	sicherzustellen.	
(6)	Nach	Ablauf	der	Einwendungsfrist	kann	die	Genehmigungsbehörde	die	rechtzeitig	gegen	das	

Vorhaben	erhobenen	Einwendungen	mit	dem	Antragsteller	und	denjenigen,	die	Einwendungen	er-
hoben	 haben,	 erörtern.	Der	 Erörterungstermin	 kann	 auch	 in	 Form	 einer	Onlinekonsultation	 oder	
durch	eine	Video-	oder	Telefonkonferenz	erfolgen.	Bei	einer	Onlinekonsultation	ist	dem	Antragstel-
ler	und	denjenigen,	die	Einwendungen	erhoben	haben,	innerhalb	einer	vorher	bekannt	zu	machen-
den	Frist	Gelegenheit	zu	geben,	sich	schriftlich	oder	elektronisch	zu	äußern.	Die	Frist	soll	mindes-
tens	eine	Woche	betragen.	Werden	für	die	Onlinekonsultation	Informationen	zur	Verfügung	gestellt,	
so	gilt	Absatz	2	entsprechend.	
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(6a)	Über	den	Genehmigungsantrag	ist	nach	Eingang	des	Antrags	und	der	nach	Absatz	1	Satz	2	
einzureichenden	Unterlagen	innerhalb	einer	Frist	von	sieben	Monaten,	 in	vereinfachten	Verfahren	
innerhalb	einer	Frist	von	drei	Monaten,	zu	entscheiden.	Die	zuständige	Behörde	kann	die	Frist	ein-
malig	um	bis	zu	drei	Monate	verlängern,	wenn	dies	wegen	der	Schwierigkeit	der	Prüfung	oder	aus	
Gründen,	die	dem	Antragsteller	zuzurechnen	sind,	erforderlich	ist.	Die	Fristverlängerung	ist	gegen-
über	dem	Antragsteller	 zu	begründen.	Eine	weitere	Verlängerung	 ist	nur	auf	Antrag	oder	mit	Zu-
stimmung	 des	 Antragstellers	 möglich.	 Die	 zuständige	 Behörde	 informiert	 ihre	 Aufsichtsbehörde	
über	jede	Überschreitung	von	Fristen.	
(7)	Der	Genehmigungsbescheid	ist	schriftlich	zu	erlassen,	schriftlich	zu	begründen	und	dem	An-

tragsteller	und	den	Personen,	die	Einwendungen	erhoben	haben,	zuzustellen.	Er	ist,	soweit	die	Zu-
stellung	nicht	nach	Absatz	8	erfolgt,	öffentlich	bekannt	zu	machen.	Die	öffentliche	Bekanntmachung	
erfolgt	nach	Maßgabe	des	Absatzes	8.	
(8)	Die	Zustellung	des	Genehmigungsbescheids	an	die	Personen,	die	Einwendungen	erhoben	ha-

ben,	kann	durch	öffentliche	Bekanntmachung	ersetzt	werden.	Die	öffentliche	Bekanntmachung	wird	
dadurch	bewirkt,	dass	der	verfügende	Teil	des	Bescheides	und	die	Rechtsbehelfsbelehrung	in	ent-
sprechender	Anwendung	des	Absatzes	3	Satz	1	bekannt	 gemacht	werden;	 auf	Auflagen	 ist	hinzu-
weisen.	In	diesem	Fall	ist	eine	Ausfertigung	des	gesamten	Bescheides	vom	Tage	nach	der	Bekannt-
machung	an	zwei	Wochen	zur	Einsicht	auszulegen.	Die	Auslegung	ist	dadurch	zu	bewirken,	dass	die	
Dokumente	auf	einer	Internetseite	der	zuständigen	Behörde	zugänglich	gemacht	werden.	Auf	Ver-
langen	 eines	 Beteiligten	 wird	 ihm	 eine	 leicht	 zu	 erreichende	 Zugangsmöglichkeit	 zur	 Verfügung	
gestellt.	 Der	 Vorhabenträger	 kann	 der	Veröffentlichung	 im	 Internet	widersprechen,	 soweit	 er	 die	
Gefährdung	von	Betriebs-	oder	Geschäftsgeheimnissen	oder	wichtiger	Sicherheitsbelange	befürch-
tet;	in	diesem	Fall	muss	die	Behörde	eine	andere	Form	der	Veröffentlichung	wählen.	In	der	öffentli-
chen	Bekanntmachung	ist	anzugeben,	wo	und	wann	der	Bescheid	und	seine	Begründung	eingesehen	
und	nach	Satz	9	angefordert	werden	können;	hierzu	ist	auch	die	Internetseite	auf	der	die	Zugäng-
lichmachung	 erfolgt,	 anzugeben.	Mit	 dem	Ende	der	Auslegungsfrist	 gilt	 der	Bescheid	 auch	 gegen-
über	 Dritten,	 die	 keine	 Einwendung	 erhoben	 haben,	 als	 zugestellt;	 darauf	 ist	 in	 der	 Bekanntma-
chung	 hinzuweisen.	 Nach	 der	 öffentlichen	 Bekanntmachung	 können	 der	 Bescheid	 und	 seine	 Be-
gründung	bis	zum	Ablauf	der	Widerspruchsfrist	von	den	Personen,	die	Einwendungen	erhoben	ha-
ben,	schriftlich	oder	elektronisch	angefordert	werden.	
(8a)	Unbeschadet	der	Absätze	7	und	8	sind	bei	Anlagen	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	

folgende	Unterlagen	im	Internet	öffentlich	bekannt	zu	machen:	
1.		der	Genehmigungsbescheid	mit	Ausnahme	in	Bezug	genommener	Antragsunterlagen	und	des	
Berichts	über	den	Ausgangszustand	sowie	

2.		die	Bezeichnung	des	für	die	betreffende	Anlage	maßgeblichen	BVT-Merkblatts.	
Soweit	der	Genehmigungsbescheid	Geschäfts-	oder	Betriebsgeheimnisse	enthält,	 sind	die	entspre-
chenden	Stellen	unkenntlich	zu	machen.	
(9)	Die	Absätze	1	bis	8	gelten	entsprechend	für	die	Erteilung	eines	Vorbescheides.	
(10)	Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bun-

desrates	das	Genehmigungsverfahren	zu	regeln	und	dabei	Regelungen	zur	elektronischen	Antrag-
stellung	zu	treffen.	In	der	Rechtsverordnung	kann	auch	das	Verfahren	bei	Erteilung	einer	Genehmi-
gung	 im	 vereinfachten	Verfahren	 (§	 19)	 sowie	 bei	 der	 Erteilung	 eines	Vorbescheides	 (§	 9),	 einer	
Teilgenehmigung	(§	8)	und	einer	Zulassung	vorzeitigen	Beginns	(§	8a)	geregelt	werden.	In	der	Ver-
ordnung	 ist	 auch	 näher	 zu	 bestimmen,	 welchen	 Anforderungen	 das	 Genehmigungsverfahren	 für	
Anlagen	genügen	muss,	für	die	nach	dem	Gesetz	über	die	Umweltverträglichkeitsprüfung	eine	Um-
weltverträglichkeitsprüfung	durchzuführen	ist.	
(11)	Das	Bundesministerium	der	Verteidigung	wird	ermächtigt,	im	Einvernehmen	mit	dem	Bun-

desministerium	für	Umwelt,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	durch	Rechtsverordnung	mit	Zu-
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stimmung	 des	 Bundesrates	 das	 Genehmigungsverfahren	 für	 Anlagen,	 die	 der	 Landesverteidigung	
dienen,	abweichend	von	den	Absätzen	1	bis	9	zu	regeln.11	

	
		11		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1977.—§	99	des	Gesetzes	vom	25.	Mai	1976	(BGBl.	I	S.	1253)	hat	in	Abs.	4	Nr.	4	und	Abs.	8	Satz	1	

jeweils	„500“	durch	„300“	ersetzt.	
	 06.06.1986.—Artikel	5	der	Verordnung	vom	26.	November	1986	(BGBl.	I	S.	2089)	hat	in	Abs.	11	„des	

Innern“	durch	„für	Umwelt,	Naturschutz	und	Reaktorsicherheit“	ersetzt.	
	 21.02.1990.—Artikel	4	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	12.	Februar	1990	(BGBl.	 I	S.	205)	hat	Abs.	10	neu	ge-

fasst.	Abs.	10	lautete:	
	 		 „(10)	Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundes-

rates	 die	Grundsätze	des	Genehmigungsverfahrens	 zu	 regeln;	 in	 der	Rechtsverordnung	 können	 auch	
Grundsätze	des	Verfahrens	bei	Erteilung	einer	Genehmigung	im	vereinfachten	Verfahren	(§	19)	sowie	
bei	der	Erteilung	eines	Vorbescheides	(§	9)	und	einer	Teilgenehmigung	(§	8)	geregelt	werden.“	

	 01.08.1990.—Artikel	4	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	12.	Februar	1990	(BGBl.	I	S.	205)	hat	die	Sätze	2	und	3	in	
Abs.	3	neu	gefasst.	Die	Sätze	2	und	3	lauteten:	„Der	Antrag	und	die	Unterlagen	sind,	mit	Ausnahme	der	
Unterlagen	nach	Absatz	2	Satz	1,	nach	der	Bekanntmachung	zwei	Monate	zur	Einsicht	auszulegen;	wäh-
rend	dieser	Frist	können	Einwendungen	gegen	das	Vorhaben	schriftlich	oder	zur	Niederschrift	bei	der	
Behörde	erhoben	werden.	Mit	Ablauf	dieser	Frist	werden	alle	Einwendungen	ausgeschlossen,	die	nicht	
auf	besonderen	privatrechtlichen	Titeln	beruhen.“	

	 Artikel	4	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	4	Nr.	2	 „Auslegungsfrist“	durch	 „Einwendungsfrist“	er-
setzt.	

	 29.09.1990.—Artikel	 1	 des	 Gesetzes	 vom	 23.	 September	 1990	 (BGBl.	 II	 S.	 885)	 in	 Verbindung	 mit		
Anlage	I	Kapitel	XII	Sachgebiet	A	Abschnitt	II	lit.	a	litt.	aa	des	Vertrages	vom	31.	August	1990	(BGBl.	II		
S.	889)	hat	Abs.	3	Satz	3	eingefügt.	

	 Artikel	 1	 desselben	 Gesetzes	 in	 Verbindung	mit	 Anlage	 I	 Kapitel	 XII	 Sachgebiet	 A	 Abschnitt	 II	 lit.	 a		
litt.	bb	desselben	Vertrages	hat	in	Abs.	4	Nr.	4	den	Punkt	durch	ein	Semikolon	ersetzt	und	Abs.	4	Nr.	5	
eingefügt.	

	 Artikel	1	desselben	Gesetzes	in	Verbindung	mit	Anlage	I	Kapitel	XII	Sachgebiet	A	Abschnitt	II	lit.	a	litt.	cc	
desselben	Vertrages	Abs.	8	Satz	2	eingefügt.	

	 01.05.1993.—Artikel	8	Nr.	3	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	22.	April	1993	(BGBl.	I	S.	466)	hat	in	Abs.	3	
Satz	2	„oder	zur	Niederschrift	bei	der	Behörde“	nach	„schriftlich“	gestrichen.	

	 Artikel	8	Nr.	3	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Satz	3	in	Abs.	3	aufgehoben.	Satz	3	lautete:	„In	dem	in	
Artikel	3	Satz	2	des	Einigungsvertrages	genannten	Gebiet	können	während	dieser	Zeit	Einwendungen	
nur	schriftlich	erhoben	werden.“	

	 Artikel	8	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Nr.	4	„	 ,	wenn	mehr	als	300	Zustellungen	vorzu-
nehmen	sind;“	durch	einen	Punkt	ersetzt	und	Nr.	5	in	Abs.	4	aufgehoben.	Nr.	4	lautete:	
„5.	in	dem	 in	Artikel	3	des	Einigungsvertrages	genannten	Gebiet	darauf	hinzuweisen,	daß	die	Zustel-

lung	der	Entscheidung	über	die	Einwendungen	durch	öffentliche	Bekanntmachung	erfolgt.“	
	 Artikel	8	Nr.	3	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	6a	eingefügt.	
	 Artikel	8	Nr.	3	lit.	d	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	8	neu	gefasst	und	Satz	2	in	Abs.	8	auf-

gehoben.	Die	Sätze	1	und	2	lauteten:	„Sind	außer	an	den	Antragsteller	mehr	als	300	Zustellungen	vor-
zunehmen,	so	können	diese	Zustellungen	durch	öffentliche	Bekanntmachung	ersetzt	werden.	In	dem	in	
Artikel	3	des	Einigungsvertrages	genannten	Gebiet	erfolgt	die	Zustellung	des	Genehmigungsbescheides	
mit	Ausnahme	an	den	Antragsteller	durch	öffentliche	Bekanntmachung.“	

	 Artikel	8	Nr.	3	lit.	d	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	8	Satz	5	„auch	gegenüber	Dritten,	die	
keine	Einwendung	erhoben	haben,“	nach	„Bescheid“	eingefügt.	

	 Artikel	8	Nr.	3	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	10	Satz	1	„und“	nach	„(§	9)“	durch	ein	Komma	ersetzt	
und	„und	einer	Zulassung	vorzeitigen	Beginns	(§	15a)“	nach	„(§	8)“	eingefügt.	

	 Artikel	8	Nr.	3	lit.	f	desselben	Gesetzes	Abs.	12	aufgehoben.	Abs.	12	lautete:	
	 		 „(12)	Absatz	11	gilt	nicht	im	Land	Berlin.“	
	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	I	S.	1498)	hat	in	Abs.	10	Satz	1	

„(§	15a)“	durch	„(§	8a)“	ersetzt.	
	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	7	lit.	a	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	Abs.	5	Satz	2	ein-

gefügt.	
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	 Artikel	2	Nr.	7	 lit.	 b	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	10	Satz	2	 „Nr.	1	der	Anlage	zu	§	3	des	Gesetzes“	

durch	„dem	Gesetz“	ersetzt.	
	 07.11.2001.—Artikel	49	Nr.	1	lit.	a	und	b	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	(BGBl.	I	S.	2785)	hat	in	

Abs.	11	„Der	Bundesminister“	durch	„Das	Bundesministerium“	und	„dem	Bundesminister“	durch	„dem	
Bundesministerium“	ersetzt.	

	 01.02.2003.—Artikel	68	des	Gesetzes	vom	21.	August	2002	(BGBl.	I	S.	3322)	hat	Abs.	1	Satz	4	eingefügt.	
	 15.12.2006.—Artikel	2	Nr.	1	lit.	a	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2819)	hat	Abs.	3	neu	

gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	Sind	die	Unterlagen	vollständig,	 so	hat	die	zuständige	Behörde	das	Vorhaben	 in	 ihrem	amtli-

chen	Veröffentlichungsblatt	und	außerdem	in	örtlichen	Tageszeitungen,	die	im	Bereich	des	Standortes	
der	Anlage	verbreitet	sind,	öffentlich	bekanntzumachen.	Der	Antrag	und	die	Unterlagen	sind,	mit	Aus-
nahme	der	Unterlagen	nach	Absatz	2	Satz	1,	nach	der	Bekanntmachung	einen	Monat	zur	Einsicht	auszu-
legen;	bis	 zwei	Wochen	nach	Ablauf	der	Auslegungsfrist	können	Einwendungen	gegen	das	Vorhaben	
schriftlich	erhoben	werden.	Mit	Ablauf	der	Einwendungsfrist	sind	alle	Einwendungen	ausgeschlossen,	
die	nicht	auf	besonderen	privatrechtlichen	Titeln	beruhen.“	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	7	Satz	1	„sowie	im	Übrigen	unbeschadet	der	
Anforderungen	nach	Absatz	8	öffentlich	bekannt	zu	machen“	nach	„zuzustellen“	eingefügt.	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	7	Satz	2	eingefügt.	
	 30.10.2007.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	23.	Oktober	2007	(BGBl.	I	S.	2470)	hat	Abs.	3	Satz	6	ein-

gefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	in	Abs.	4	neu	gefasst.	Nr.	3	lautete:	

„3.	ein	 Erörterungstermin	 zu	 bestimmen	 und	 darauf	 hinzuweisen,	 daß	 die	 formgerecht	 erhobenen	
Einwendungen	auch	bei	Ausbleiben	des	Antragstellers	oder	von	Personen,	die	Einwendungen	erho-
ben	haben,	erörtert	werden;“.	

	 Artikel	1	Nr.	3	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	6	neu	gefasst.	Abs.	6	lautete:	
	 		 „(6)	 Nach	 Ablauf	 der	 Einwendungsfrist	 hat	 die	 Genehmigungsbehörde	 die	 rechtzeitig	 gegen	 das	

Vorhaben	erhobenen	Einwendungen	mit	dem	Antragsteller	und	denjenigen,	die	Einwendungen	erho-
ben	haben,	zu	erörtern.	Einwendungen,	die	auf	besonderen	privatrechtlichen	Titeln	beruhen,	sind	auf	
den	Rechtsweg	vor	den	ordentlichen	Gerichten	zu	verweisen.“	

	 06.08.2010.—Artikel	1	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	31.	Juli	2010	(BGBl.	I	S.	1059)	hat	in	Abs.	4	Nr.	2	
„Satz	3“	durch	„Satz	5“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	7	Satz	1	„sowie	im	Übrigen	unbeschadet	der	Anfor-
derungen	nach	Absatz	8	öffentlich	bekannt	zu	machen“	nach	„zuzustellen“	gestrichen.	

	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	7	lit.	a	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	8a	eingefügt.	
	 08.09.2015.—Artikel	76	Nr.	1	der	Verordnung	vom	31.	August	2015	 (BGBl.	 I	 S.	1474)	hat	 in	Abs.	11	

„	,	Bau“	nach	„Naturschutz“	eingefügt.	
	 05.04.2017.—Artikel	55	Nr.	1	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	29.	März	2017	(BGBl.	I	S.	626)	hat	in	Abs.	1	

Satz	1	„oder	elektronischen“	nach	„schriftlichen“	eingefügt.	
	 Artikel	 55	Nr.	 1	 lit.	 a	 litt.	 bb	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	 1	 Satz	4	 „in	 elektronischer	Form“	durch	

„elektronisch“	ersetzt.	
	 Artikel	55	Nr.	1	 lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	3	Satz	4	und	Abs.	8	Satz	6	 jeweils	„oder	elektro-

nisch“	nach	„schriftlich“	eingefügt.	
	 02.06.2017.—Artikel	3	Nr.	1	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	29.	Mai	2017	(BGBl.	I	S.	1298)	hat	in	Abs.	3	

Satz	4	„	;	bei	Anlagen	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	gilt	eine	Frist	von	einem	Monat“	am	Ende	
eingefügt.	

	 Artikel	3	Nr.	1	 lit.	a	 litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	3	Satz	5	„für	das	Genehmigungsverfahren“	
nach	„sind“	eingefügt.	

	 Artikel	3	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3a	eingefügt.	
	 27.06.2020.—Artikel	103	der	Verordnung	vom	19.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1328)	hat	in	Abs.	11	„	,	Bau	und	

Reaktorsicherheit“	durch	„und	nukleare	Sicherheit“	ersetzt.	
	 31.08.2021.—Artikel	1	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	18.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3901)	hat	Abs.	5	Satz	2	

und	3	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5a	eingefügt.	
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	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	3.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	225)	hat	die	Vorschrift	neu	ge-

fasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „(1)	Das	Genehmigungsverfahren	setzt	einen	schriftlichen	oder	elektronischen	Antrag	voraus.	Dem	

Antrag	sind	die	zur	Prüfung	nach	§	6	erforderlichen	Zeichnungen,	Erläuterungen	und	sonstigen	Unter-
lagen	beizufügen.	Reichen	die	Unterlagen	für	die	Prüfung	nicht	aus,	so	hat	sie	der	Antragsteller	auf	Ver-
langen	der	zuständigen	Behörde	innerhalb	einer	angemessenen	Frist	zu	ergänzen.	Erfolgt	die	Antrag-
stellung	elektronisch,	kann	die	zuständige	Behörde	Mehrfertigungen	sowie	die	Übermittlung	der	dem	
Antrag	beizufügenden	Unterlagen	auch	in	schriftlicher	Form	verlangen.	

	 		 (1a)	Der	Antragsteller,	der	beabsichtigt,	eine	Anlage	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	zu	be-
treiben,	in	der	relevante	gefährliche	Stoffe	verwendet,	erzeugt	oder	freigesetzt	werden,	hat	mit	den	Un-
terlagen	 nach	 Absatz	 1	 einen	 Bericht	 über	 den	 Ausgangszustand	 vorzulegen,	 wenn	 und	 soweit	 eine	
Verschmutzung	des	Bodens	oder	des	Grundwassers	auf	dem	Anlagengrundstück	durch	die	relevanten	
gefährlichen	Stoffe	möglich	ist.	Die	Möglichkeit	einer	Verschmutzung	des	Bodens	oder	des	Grundwas-
sers	 besteht	 nicht,	 wenn	 auf	 Grund	 der	 tatsächlichen	 Umstände	 ein	 Eintrag	 ausgeschlossen	werden	
kann.	

	 		 (2)	Soweit	Unterlagen	Geschäfts-	oder	Betriebsgeheimnisse	enthalten,	sind	die	Unterlagen	zu	kenn-
zeichnen	und	getrennt	vorzulegen.	Ihr	Inhalt	muß,	soweit	es	ohne	Preisgabe	des	Geheimnisses	gesche-
hen	kann,	so	ausführlich	dargestellt	sein,	daß	es	Dritten	möglich	ist,	zu	beurteilen,	ob	und	in	welchem	
Umfang	sie	von	den	Auswirkungen	der	Anlage	betroffen	werden	können.	

	 		 (3)	Sind	die	Unterlagen	des	Antragstellers	vollständig,	so	hat	die	zuständige	Behörde	das	Vorhaben	
in	 ihrem	amtlichen	Veröffentlichungsblatt	und	außerdem	entweder	 im	 Internet	oder	 in	örtlichen	Ta-
geszeitungen,	die	im	Bereich	des	Standortes	der	Anlage	verbreitet	sind,	öffentlich	bekannt	zu	machen.	
Der	Antrag	und	die	vom	Antragsteller	vorgelegten	Unterlagen,	mit	Ausnahme	der	Unterlagen	nach	Ab-
satz	 2	 Satz	 1,	 sowie	 die	 entscheidungserheblichen	 Berichte	 und	 Empfehlungen,	 die	 der	 Behörde	 im	
Zeitpunkt	 der	 Bekanntmachung	 vorliegen,	 sind	 nach	 der	 Bekanntmachung	 einen	Monat	 zur	 Einsicht	
auszulegen.	Weitere	Informationen,	die	für	die	Entscheidung	über	die	Zulässigkeit	des	Vorhabens	von	
Bedeutung	 sein	können	und	die	der	 zuständigen	Behörde	erst	nach	Beginn	der	Auslegung	vorliegen,	
sind	der	Öffentlichkeit	nach	den	Bestimmungen	über	den	Zugang	zu	Umweltinformationen	zugänglich	
zu	machen.	Bis	zwei	Wochen	nach	Ablauf	der	Auslegungsfrist	kann	die	Öffentlichkeit	gegenüber	der	zu-
ständigen	Behörde	schriftlich	oder	elektronisch	Einwendungen	erheben;	bei	Anlagen	nach	der	Indust-
rieemissions-Richtlinie	gilt	eine	Frist	von	einem	Monat.	Mit	Ablauf	der	Einwendungsfrist	sind	für	das	
Genehmigungsverfahren	 alle	 Einwendungen	 ausgeschlossen,	 die	 nicht	 auf	 besonderen	 privatrechtli-
chen	Titeln	beruhen.	Einwendungen,	die	auf	besonderen	privatrechtlichen	Titeln	beruhen,	sind	auf	den	
Rechtsweg	vor	den	ordentlichen	Gerichten	zu	verweisen.	

	 		 (3a)	 Nach	 dem	 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz	 anerkannte	 Vereinigungen	 sollen	 die	 zuständige	 Be-
hörde	in	einer	dem	Umweltschutz	dienenden	Weise	unterstützen.	

	 		 (4)	In	der	Bekanntmachung	nach	Absatz	3	Satz	1	ist	
1.		 darauf	hinzuweisen,	wo	und	wann	der	Antrag	auf	Erteilung	der	Genehmigung	und	die	Unterla-

gen	zur	Einsicht	ausgelegt	sind;	
2.		 dazu	aufzufordern,	etwaige	Einwendungen	bei	einer	in	der	Bekanntmachung	zu	bezeichnenden	

Stelle	innerhalb	der	Einwendungsfrist	vorzubringen;	dabei	ist	auf	die	Rechtsfolgen	nach	Absatz	3	
Satz	5	hinzuweisen;	

3.		 ein	Erörterungstermin	zu	bestimmen	und	darauf	hinzuweisen,	dass	er	auf	Grund	einer	Ermes-
sensentscheidung	der	Genehmigungsbehörde	nach	Absatz	6	durchgeführt	wird	und	dann	dann	
die	formgerecht	erhobenen	Einwendungen	auch	bei	Ausbleiben	des	Antragstellers	oder	von	Per-
sonen,	die	Einwendungen	erhoben	haben,	erörtert	werden;	

4.		 darauf	hinzuweisen,	daß	die	Zustellung	der	Entscheidung	über	die	Einwendungen	durch	öffentli-
che	Bekanntmachung	ersetzt	werden	kann.	

	 		 (5)	 Die	 für	 die	 Erteilung	 der	 Genehmigung	 zuständige	 Behörde	 (Genehmigungsbehörde)	 holt	 die	
Stellungnahmen	der	Behörden	ein,	deren	Aufgabenbereich	durch	das	Vorhaben	berührt	wird.	Hat	eine	
zu	beteiligende	Behörde	bei	einem	Verfahren	zur	Genehmigung	einer	Anlage	zur	Nutzung	erneuerbarer	
Energien	innerhalb	einer	Frist	von	einem	Monat	keine	Stellungnahme	abgegeben,	so	ist	davon	auszu-
gehen,	dass	die	beteiligte	Behörde	sich	nicht	äußern	will.	Die	zuständige	Behörde	hat	die	Entscheidung	
in	diesem	Fall	auf	Antrag	auf	der	Grundlage	der	geltenden	Sach-	und	Rechtslage	zum	Zeitpunkt	des	Ab-
laufs	der	Monatsfrist	zu	treffen.	Soweit	für	das	Vorhaben	selbst	oder	für	weitere	damit	unmittelbar	in	
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einem	 räumlichen	 oder	 betrieblichen	 Zusammenhang	 stehende	Vorhaben,	 die	 Auswirkungen	 auf	 die	
Umwelt	haben	können	und	die	 für	die	Genehmigung	Bedeutung	haben,	eine	Zulassung	nach	anderen	
Gesetzen	vorgeschrieben	ist,	hat	die	Genehmigungsbehörde	eine	vollständige	Koordinierung	der	Zulas-
sungsverfahren	sowie	der	Inhalts-	und	Nebenbestimmungen	sicherzustellen.	

	 		 (5a)	 Betrifft	 das	 Vorhaben	 eine	 Anlage,	 die	 in	 den	 Anwendungsbereich	 der	 Richtlinie	 (EU)	
2018/2001	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	11.	Dezember	2018	zur	Förderung	der	
Nutzung	von	Energie	aus	erneuerbaren	Quellen	(Neufassung)	(ABl.	L	328	vom	21.12.2018,	S.	82)	fällt,	
gilt	ergänzend	Folgendes:	

1.		 Auf	Antrag	des	Trägers	 des	Vorhabens	wird	das	Genehmigungsverfahren	 sowie	 alle	 sonstigen	
Zulassungsverfahren,	die	 für	die	Durchführung	des	Vorhabens	nach	Bundes-	oder	Landesrecht	
erforderlich	sind,	über	eine	einheitliche	Stelle	abgewickelt.	

2.		 Die	einheitliche	Stelle	nach	Nummer	1	stellt	ein	Verfahrenshandbuch	für	Träger	von	Vorhaben	
bereit	 und	macht	 diese	 Informationen	 auch	 im	 Internet	 zugänglich.	 Dabei	 geht	 sie	 gesondert	
auch	auf	kleinere	Vorhaben	und	Vorhaben	zur	Eigenversorgung	mit	Elektrizität	ein,	soweit	sich	
das	Genehmigungserfordernis	nach	§	1	Absatz	2	der	Verordnung	über	genehmigungsbedürftige	
Anlagen	darauf	erstreckt.	In	den	im	Internet	veröffentlichten	Informationen	weist	die	einheitli-
che	Stelle	auch	darauf	hin,	für	welche	Vorhaben	sie	zuständig	ist	und	welche	weiteren	einheitli-
chen	Stellen	im	jeweiligen	Land	für	Vorhaben	nach	Satz	1	zuständig	sind.	

3.		 Die	zuständige	und	die	zu	beteiligenden	Behörden	sollen	die	zur	Prüfung	des	Antrags	zusätzlich	
erforderlichen	Unterlagen	in	einer	einmaligen	Mitteilung	an	den	Antragsteller	zusammenfassen.	
Nach	 Eingang	 der	 vollständigen	 Antragsunterlagen	 erstellt	 die	 Genehmigungsbehörde	 einen	
Zeitplan	für	das	weitere	Verfahren	und	teilt	diesen	Zeitplan	in	den	Fällen	der	Nummer	1	der	ein-
heitlichen	Stelle,	andernfalls	dem	Antragsteller	mit.	

	 		 (6)	 Nach	 Ablauf	 der	 Einwendungsfrist	 kann	 die	 Genehmigungsbehörde	 die	 rechtzeitig	 gegen	 das	
Vorhaben	erhobenen	Einwendungen	mit	dem	Antragsteller	und	denjenigen,	die	Einwendungen	erho-
ben	haben,	erörtern.	

	 		 (6a)	Über	den	Genehmigungsantrag	ist	nach	Eingang	des	Antrags	und	der	nach	Absatz	1	Satz	2	ein-
zureichenden	Unterlagen	innerhalb	einer	Frist	von	sieben	Monaten,	in	vereinfachten	Verfahren	inner-
halb	einer	Frist	von	drei	Monaten,	zu	entscheiden.	Die	zuständige	Behörde	kann	die	Frist	um	jeweils	
drei	Monate	verlängern,	wenn	dies	wegen	der	Schwierigkeit	der	Prüfung	oder	aus	Gründen,	die	dem	
Antragsteller	zuzurechnen	sind,	erforderlich	ist.	Die	Fristverlängerung	soll	gegenüber	dem	Antragstel-
ler	begründet	werden.	

	 		 (7)	Der	Genehmigungsbescheid	ist	schriftlich	zu	erlassen,	schriftlich	zu	begründen	und	dem	Antrag-
steller	und	den	Personen,	die	Einwendungen	erhoben	haben,	zuzustellen.	Er	ist,	soweit	die	Zustellung	
nicht	nach	Absatz	8	erfolgt,	öffentlich	bekannt	zu	machen.	Die	öffentliche	Bekanntmachung	erfolgt	nach	
Maßgabe	des	Absatzes	8.	

	 		 (8)	Die	Zustellung	des	Genehmigungsbescheids	an	die	Personen,	die	Einwendungen	erhoben	haben,	
kann	 durch	 öffentliche	 Bekanntmachung	 ersetzt	 werden.	 Die	 öffentliche	 Bekanntmachung	 wird	
dadurch	bewirkt,	daß	der	verfügende	Teil	des	Bescheides	und	die	Rechtsbehelfsbelehrung	in	entspre-
chender	Anwendung	des	Absatzes	3	Satz	1	bekanntgemacht	werden;	auf	Auflagen	ist	hinzuweisen.	In	
diesem	Fall	ist	eine	Ausfertigung	des	gesamten	Bescheides	vom	Tag	nach	der	Bekanntmachung	an	zwei	
Wochen	zur	Einsicht	auszulegen.	In	der	öffentlichen	Bekanntmachung	ist	anzugeben,	wo	und	wann	der	
Bescheid	und	seine	Begründung	eingesehen	und	nach	Satz	6	angefordert	werden	können.	Mit	dem	En-
de	der	Auslegungsfrist	gilt	der	Bescheid	auch	gegenüber	Dritten,	die	keine	Einwendung	erhoben	haben,	
als	zugestellt;	darauf	ist	in	der	Bekanntmachung	hinzuweisen.	Nach	der	öffentlichen	Bekanntmachung	
können	der	Bescheid	und	seine	Begründung	bis	zum	Ablauf	der	Widerspruchsfrist	von	den	Personen,	
die	Einwendungen	erhoben	haben,	schriftlich	oder	elektronisch	angefordert	werden.	

	 		 (8a)	Unbeschadet	der	Absätze	7	und	8	sind	bei	Anlagen	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	fol-
gende	Unterlagen	im	Internet	öffentlich	bekannt	zu	machen:	

1.		 der	 Genehmigungsbescheid	mit	 Ausnahme	 in	 Bezug	 genommener	 Antragsunterlagen	 und	 des	
Berichts	über	den	Ausgangszustand	sowie		

2.		 die	Bezeichnung	des	für	die	betreffende	Anlage	maßgeblichen	BVT-Merkblatts.		
	 Soweit	der	Genehmigungsbescheid	Geschäfts-	oder	Betriebsgeheimnisse	enthält,	sind	die	entsprechen-

den	Stellen	unkenntlich	zu	machen.	Absatz	8	Satz	3,	5	und	6	gilt	entsprechend.	
	 		 (9)	Die	Absätze	1	bis	8	gelten	entsprechend	für	die	Erteilung	eines	Vorbescheides.	
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§	10a	Sonderregelungen	für	das	Genehmigungsverfahren	bei	Vorhaben	nach	der		
Richtlinie	(EU)	2018/2001	
(1)	Die	nachstehenden	Absätze	sind	ergänzend	anzuwenden,	wenn	das	Vorhaben	eine	Anlage	be-

trifft,	 die	 in	den	Anwendungsbereich	der	Richtlinie	 (EU)	2018/2001	 in	der	Fassung	vom	13.	 Juni	
2024	fällt.	
(2)	Auf	Antrag	des	Trägers	des	Vorhabens	werden	das	Genehmigungsverfahren	sowie	alle	sons-

tigen	Zulassungsverfahren,	die	für	die	Durchführung	des	Vorhabens	nach	Bundes-	oder	Landesrecht	
erforderlich	sind,	über	eine	einheitliche	Stelle	abgewickelt.	
(3)	Die	einheitliche	Stelle	nach	Absatz	2	stellt	ein	Verfahrenshandbuch	für	Träger	von	Vorhaben	

bereit	und	macht	die	im	Verfahrenshandbuch	enthaltenen	Informationen	auch	im	Internet	zugäng-
lich.	Dabei	geht	sie	gesondert	auch	auf	kleinere	Vorhaben	im	Bereich	erneuerbare	Energie	und	Vor-
haben	 zur	 Eigenversorgung	mit	 Elektrizität	 und	 Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften	 ein.	 In	 den	
im	Internet	veröffentlichten	Informationen	weist	die	einheitliche	Stelle	auch	darauf	hin,	für	welche	
Vorhaben	sie	zuständig	ist	und	welche	weiteren	einheitlichen	Stellen	im	jeweiligen	Land	für	Vorha-
ben	nach	Absatz	1	zuständig	sind.	
(4)	§	7	der	Verordnung	über	das	Genehmigungsverfahren	ist	mit	folgenden	Maßgaben	anzuwen-

den:	
1.		betrifft	 der	 Antrag	 ein	 Vorhaben	 in	 einem	 für	 ein	 solches	 Vorhaben	 geltenden	 Beschleuni-
gungsgebiet	für	erneuerbare	Energie	nach	Artikel	2	Unterabsatz	2	Nummer	9a	der	Richtlinie	
(EU)	 2018/2001	 in	 der	 Fassung	 vom	13.	 Juni	 2024,	 so	 beträgt	 die	 Frist	 nach	 §	 7	 Absatz	 1	

	
	 		 (10)	Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundes-

rates	das	Genehmigungsverfahren	zu	regeln;	in	der	Rechtsverordnung	kann	auch	das	Verfahren	bei	Er-
teilung	 einer	 Genehmigung	 im	 vereinfachten	 Verfahren	 (§	 19)	 sowie	 bei	 der	 Erteilung	 eines	 Vorbe-
scheides	 (§	9),	 einer	Teilgenehmigung	 (§	8)	und	einer	Zulassung	vorzeitigen	Beginns	 (§	8a)	geregelt	
werden.	In	der	Verordnung	ist	auch	näher	zu	bestimmen,	welchen	Anforderungen	das	Genehmigungs-
verfahren	für	Anlagen	genügen	muß,	für	die	nach	dem	Gesetz	über	die	Umweltverträglichkeitsprüfung	
eine	Umweltverträglichkeitsprüfung	durchzuführen	ist.	

	 		 (11)	 Das	 Bundesministerium	 der	 Verteidigung	wird	 ermächtigt,	 im	 Einvernehmen	mit	 dem	 Bun-
desminister	 für	 Umwelt,	 Naturschutz	 und	 nukleare	 Sicherheit	 durch	 Rechtsverordnung	 mit	 Zustim-
mung	des	Bundesrates	 das	Genehmigungsverfahren	 für	Anlagen,	 die	 der	 Landesverteidigung	dienen,	
abweichend	von	den	Absätzen	1	bis	9	zu	regeln.“	

	 15.08.2025.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	12.	August	2025	(BGBl.	I	Nr.	189)	hat	Abs.	5a	aufgeho-
ben.	Abs.	5a	lautete:	

	 		 „(5a)	 Betrifft	 das	 Vorhaben	 eine	 Anlage,	 die	 in	 den	 Anwendungsbereich	 der	 Richtlinie	 (EU)	
2018/2001	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	11.	Dezember	2018	zur	Förderung	der	
Nutzung	von	Energie	aus	erneuerbaren	Quellen	(Neufassung)	(ABl.	L	328	vom	21.12.2018,	S.	82)	fällt,	
gilt	ergänzend	Folgendes:	

1.		 Auf	Antrag	des	Trägers	 des	Vorhabens	wird	das	Genehmigungsverfahren	 sowie	 alle	 sonstigen	
Zulassungsverfahren,	die	 für	die	Durchführung	des	Vorhabens	nach	Bundes-	oder	Landesrecht	
erforderlich	sind,	über	eine	einheitliche	Stelle	abgewickelt.	

2.		 Die	einheitliche	Stelle	nach	Nummer	1	stellt	ein	Verfahrenshandbuch	für	Träger	von	Vorhaben	
bereit	 und	macht	 diese	 Informationen	 auch	 im	 Internet	 zugänglich.	 Dabei	 geht	 sie	 gesondert	
auch	auf	kleinere	Vorhaben	und	Vorhaben	zur	Eigenversorgung	mit	Elektrizität	ein,	soweit	sich	
das	Genehmigungserfordernis	nach	§	1	Absatz	2	der	Verordnung	über	genehmigungsbedürftige	
Anlagen	darauf	erstreckt.	In	den	im	Internet	veröffentlichten	Informationen	weist	die	einheitli-
che	Stelle	auch	darauf	hin,	für	welche	Vorhaben	sie	zuständig	ist	und	welche	weiteren	einheitli-
chen	Stellen	im	jeweiligen	Land	für	Vorhaben	nach	Satz	1	zuständig	sind.	

3.		 Die	zuständige	und	die	zu	beteiligenden	Behörden	sollen	die	zur	Prüfung	des	Antrags	zusätzlich	
erforderlichen	Unterlagen	in	einer	einmaligen	Mitteilung	an	den	Antragsteller	zusammenfassen.	
Nach	 Eingang	 der	 vollständigen	 Antragsunterlagen	 erstellt	 die	 Genehmigungsbehörde	 einen	
Zeitplan	für	das	weitere	Verfahren	und	teilt	diesen	Zeitplan	in	den	Fällen	der	Nummer	1	der	ein-
heitlichen	Stelle,	andernfalls	dem	Antragsteller	mit.“	
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Satz	1	 der	 Verordnung	 über	 das	 Genehmigungsverfahren	 30	 Tage;	 §	 7	 Absatz	 1	 Satz	 2	 der	
Verordnung	über	das	Genehmigungsverfahren	ist	in	diesem	Fall	nicht	anzuwenden;	

2.		sind	der	Antrag	und	die	Unterlagen	vollständig,	so	bestätigt	die	Genehmigungsbehörde	dem	
Antragsteller,	in	den	Fällen	des	Absatzes	2	über	die	einheitliche	Stelle,	die	Vollständigkeit	des	
Antrags	spätestens	innerhalb	von	
a)		30	Tagen	nach	Eingang	des	Antrags,	wenn	der	Antrag	ein	Vorhaben	in	einem	für	ein	sol-
ches	 Vorhaben	 geltenden	Beschleunigungsgebiet	 für	 erneuerbare	 Energie	 nach	Artikel	 2	
Unterabsatz	 2	 Nummer	 9a	 der	 Richtlinie	 (EU)	 2018/2001	 in	 der	 Fassung	 vom	 13.	 Juni	
2024	betrifft,	oder	

b)		45	Tagen	nach	Eingang	des	Antrags,	wenn	der	Antrag	ein	Vorhaben	außerhalb	eines	für	ein	
solches	 Vorhaben	 geltenden	 Beschleunigungsgebiets	 für	 erneuerbare	 Energie	 nach	 Arti-
kel	2	Unterabsatz	2	Nummer	9a	der	Richtlinie	(EU)	2018/2001	in	der	Fassung	vom	13.	Juni	
2024	betrifft;	

3.		nach	Eingang	der	 vollständigen	Antragsunterlagen	 erstellt	 die	Genehmigungsbehörde	 einen	
Zeitplan	für	das	weitere	Verfahren	und	teilt	diesen	Zeitplan	in	den	Fällen	des	Absatzes	2	der	
einheitlichen	Stelle,	andernfalls	dem	Antragsteller,	mit.	

Sind	 der	Antrag	 oder	 die	Unterlagen	nicht	 vollständig,	 so	 hat	 die	Genehmigungsbehörde	 den	An-
tragsteller,	in	den	Fällen	des	Absatzes	2	über	die	einheitliche	Stelle,	innerhalb	des	jeweils	einschlä-
gigen	Zeitraums	nach	Satz	1	Nummer	2	aufzufordern,	den	Antrag	oder	die	Unterlagen	unverzüglich	
zu	ergänzen.	Die	Genehmigungsfrist	beginnt	spätestens	mit	der	Bestätigung	der	Vollständigkeit.	
(5)	 Ab	 dem	 21.	 November	 2025	 ist	 das	 Genehmigungsverfahren	 elektronisch	 durchzuführen.	

Satz	1	gilt	nicht	 für	Personen,	die	Einwendungen	erheben.	Der	Antragsteller	hat	einen	Zugang	 für	
die	Übermittlung	elektronischer	Dokumente	und	für	die	elektronische	Zustellung	zu	eröffnen.	
(6)	Über	den	Genehmigungsantrag	für	ein	folgendes	Vorhaben	in	einem	für	ein	solches	Vorhaben	

geltenden	Beschleunigungsgebiet	für	erneuerbare	Energie	nach	Artikel	2	Unterabsatz	2	Nummer	9a	
der	Richtlinie	(EU)	2018/2001	in	der	Fassung	vom	13.	Juni	2024	ist	innerhalb	einer	Frist	von	sechs	
Monaten,	im	vereinfachten	Verfahren	innerhalb	einer	Frist	von	drei	Monaten,	zu	entscheiden:	
1.		ein	Vorhaben,	das	das	Repowering	einer	Anlage	zur	Erzeugung	erneuerbarer	Energie	betrifft,	
2.		ein	Vorhaben,	das	eine	neue	Anlage	mit	einer	Stromerzeugungskapazität	unter	150	Kilowatt	
betrifft,	oder	

3.		ein	 Vorhaben,	 das	 einen	 Energiespeicher	 am	 selben	 Standort	 nach	 Artikel	 2	 Unterabsatz	 2	
Nummer	44d	der	Richtlinie	(EU)	2018/2001	in	der	Fassung	vom	13.	Juni	2024,	einschließlich	
einer	Anlage	zur	Speicherung	von	Strom	oder	Wärme,	betrifft.	

In	durch	außergewöhnliche	Umstände	hinreichend	begründeten	Fällen	kann	die	Genehmigungsbe-
hörde	die	Frist	um	bis	zu	drei	Monate	verlängern.	Die	Fristverlängerung	ist	gegenüber	dem	Antrag-
steller	zu	begründen.12	

	
		12		 QUELLE	
	 29.09.1990.—Artikel	 1	 des	 Gesetzes	 vom	 23.	 September	 1990	 (BGBl.	 II	 S.	 885)	 in	 Verbindung	 mit		

Anlage	I	Kapitel	XII	Sachgebiet	A	Abschnitt	II	lit.	b	des	Vertrages	vom	31.	August	1990	(BGBl.	II	S.	889)	
hat	die	Vorschrift	eingefügt.	

	 ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1992.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	1992	(BGBl.	I	S.	1161)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	„hat“	

nach	„bedürfen,“	durch	„soll“	und	„aufzugeben“	durch	„aufgeben“	ersetzt.	
	 AUFHEBUNG	
	 30.06.1994.—§	74	Satz	3	in	der	Fassung	des	Artikel	1	des	Gesetzes	vom	23.	September	1990	(BGBl.	II		

S.	885)	in	Verbindung	mit	Anlage	I	Kapitel	XII	Sachgebiet	A	Abschnitt	II	lit.	d	des	Vertrages	vom	31.	Au-
gust	1990	(BGBl.	II	S.	889)	und	des	Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	1992	(BGBl.	I	S.	1161)	hat	
die	Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	10a	Verwaltungshilfe	
	 		 (1)	 Bei	 Anlagen,	 die	 der	 Genehmigung	 nach	 Spalte	 1	 des	 Anhangs	 zur	 Vierten	 Verordnung	 zur	

Durchführung	des	Bundes-Immissionsschutzgesetzes	bedürfen,	soll	in	dem	in	Artikel	3	des	Einigungs-
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§	11	Einwendungen	Dritter	bei	Teilgenehmigung	und	Vorbescheid	
Ist	eine	Teilgenehmigung	oder	ein	Vorbescheid	erteilt	worden,	können	nach	Eintritt	ihrer	Unan-

fechtbarkeit	 im	weiteren	Verfahren	zur	Genehmigung	der	Errichtung	und	des	Betriebs	der	Anlage	
Einwendungen	nicht	mehr	auf	Grund	von	Tatsachen	erhoben	werden,	die	im	vorhergehenden	Ver-
fahren	 fristgerecht	vorgebracht	worden	sind	oder	nach	den	ausgelegten	Unterlagen	hätten	vorge-
bracht	werden	können.	
	
§	12	Nebenbestimmungen	zur	Genehmigung	
(1)	Die	Genehmigung	kann	unter	Bedingungen	erteilt	und	mit	Auflagen	verbunden	werden,	so-

weit	 dies	 erforderlich	 ist,	 um	 die	 Erfüllung	 der	 in	 §	 6	 genannten	 Genehmigungsvoraussetzungen	
sicherzustellen.	Zur	Sicherstellung	der	Anforderungen	nach	§	5	Abs.	3	soll	bei	Abfallentsorgungsan-
lagen	im	Sinne	des	§	4	Abs.	1	Satz	1	auch	eine	Sicherheitsleistung	auferlegt	werden.	
(1a)	Für	den	Fall,	dass	eine	Verwaltungsvorschrift	nach	§	48	für	die	 jeweilige	Anlagenart	keine	

Anforderungen	vorsieht,	 ist	bei	der	Festlegung	von	Emissionsbegrenzungen	 für	Anlagen	nach	der	
Industrieemissions-Richtlinie	 in	der	Genehmigung	sicherzustellen,	dass	die	Emissionen	unter	nor-
malen	 Betriebsbedingungen	 die	 in	 den	 BVT-Schlussfolgerungen	 genannten	 Emissionsbandbreiten	
nicht	überschreiten.	
(1b)	Abweichend	von	Absatz	1a	kann	die	zuständige	Behörde	weniger	strenge	Emissionsbegren-

zungen	festlegen,	wenn	
1.		eine	Bewertung	ergibt,	dass	wegen	technischer	Merkmale	der	Anlage	die	Anwendung	der	in	
den	BVT-Schlussfolgerungen	genannten	Emissionsbandbreiten	unverhältnismäßig	wäre,	oder		

2.		 in	 Anlagen	 Zukunftstechniken	 für	 einen	 Gesamtzeitraum	 von	 höchstens	 neun	 Monaten	 er-
probt	 oder	 angewendet	werden	 sollen,	 sofern	 nach	 dem	 festgelegten	 Zeitraum	 die	 Anwen-
dung	der	betreffenden	Technik	beendet	wird	oder	in	der	Anlage	mindestens	die	mit	den	bes-
ten	verfügbaren	Techniken	assoziierten	Emissionsbandbreiten	erreicht	werden.	

Bei	 der	 Festlegung	 der	 Emissionsbegrenzungen	nach	 Satz	 1	 sind	 insbesondere	mögliche	Verlage-
rungen	von	nachteiligen	Auswirkungen	von	einem	Schutzgut	auf	ein	anderes	zu	berücksichtigen;	ein	
hohes	Schutzniveau	 für	die	Umwelt	 insgesamt	 ist	 zu	gewährleisten.	Emissionsbegrenzungen	nach	
Satz	 1	 dürfen	 die	 in	 den	Anhängen	der	Richtlinie	 2010/75/EU	 festgelegten	Emissionsgrenzwerte	
nicht	überschreiten	und	keine	schädlichen	Umwelteinwirkungen	hervorrufen.	
(2)	Die	Genehmigung	kann	auf	Antrag	 für	einen	bestimmten	Zeitraum	erteilt	werden.	Sie	kann	

mit	einem	Vorbehalt	des	Widerrufs	erteilt	werden,	wenn	die	genehmigungsbedürftige	Anlage	ledig-
lich	Erprobungszwecken	dienen	soll.	

	
vertrages	genannten	Gebiet	die	zuständige	Genehmigungsbehörde,	nachdem	sie	geprüft	hat,	ob	die	ge-
plante	Anlage	auf	Grund	der	bestehenden	Grundstücks-	und	Planungssituation	realisierbar	erscheint,	
dem	Antragsteller	 aufgeben,	 eine	 Stellungnahme	einer	 von	 ihr	benannten	Behörde	 zur	Erfüllung	der	
Genehmigungsvoraussetzungen	durch	die	geplante	Anlage	beizubringen.	Die	Behörde	muß	in	dem	Ge-
biet	 des	 bisherigen	 Geltungsbereiches	 des	 Grundgesetzes	 liegen.	 Die	 Genehmigungsbehörde	 hat	 die	
Stellungnahme	bei	der	Prüfung	der	Genehmigungsvoraussetzungen	zu	berücksichtigen.	

	 		 (2)	Bei	anderen	genehmigungsbedürftigen	Anlagen	kann	eine	Stellungnahme	nach	Absatz	1	gefor-
dert	werden,	wenn	dies	wegen	der	Art,	Menge	und	Gefährlichkeit	der	von	der	geplanten	Anlage	ausge-
henden	Emissionen	oder	wegen	der	technischen	Besonderheiten	dieser	Anlage	erforderlich	ist.	

	 		 (3)	Von	der	Beibringung	 einer	 Stellungnahme	nach	Absatz	 1	 kann	 abgesehen	werden,	wenn	dies	
wegen	der	Umstände	des	Einzelfalls,	insbesondere	wegen	der	technischen	Auslegung	der	geplanten	An-
lage	oder	des	Umfangs	der	Einzelprüfungen,	nicht	erforderlich	ist.	

	 		 (4)	Soweit	dies	zur	Durchführung	von	Prüfungen	erforderlich	ist,	kann	vom	Antragsteller	die	Vorla-
ge	von	Sachverständigengutachten	verlangt	werden.“	

	 QUELLE	
	 15.08.2025.—Artikel	 1	Nr.	 3	 des	 Gesetzes	 vom	12.	 August	 2025	 (BGBl.	 I	 Nr.	 189)	 hat	 die	 Vorschrift	

eingefügt.	
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(2a)	Die	Genehmigung	kann	mit	Einverständnis	des	Antragstellers	mit	dem	Vorbehalt	nachträgli-
cher	Auflagen	erteilt	werden,	soweit	hierdurch	hinreichend	bestimmte,	in	der	Genehmigung	bereits	
allgemein	festgelegte	Anforderungen	an	die	Errichtung	oder	den	Betrieb	der	Anlage	in	einem	Zeit-
punkt	nach	Erteilung	der	Genehmigung	näher	festgelegt	werden	sollen.	Dies	gilt	unter	den	Voraus-
setzungen	des	Satzes	1	auch	für	den	Fall,	daß	eine	beteiligte	Behörde	sich	nicht	rechtzeitig	äußert.	
(2b)	Im	Falle	des	§	6	Abs.	2	soll	der	Antragsteller	durch	eine	Auflage	verpflichtet	werden,	der	zu-

ständigen	Behörde	unverzüglich	die	erstmalige	Herstellung	oder	Verwendung	eines	anderen	Stoffes	
innerhalb	der	genehmigten	Betriebsweise	mitzuteilen.	
(2c)	 Der	 Betreiber	 kann	 durch	 Auflage	 verpflichtet	 werden,	 den	 Wechsel	 eines	 im	 Genehmi-

gungsverfahren	 dargelegten	 Entsorgungswegs	 von	Abfällen	 der	 zuständigen	Behörde	 anzuzeigen.	
Das	 gilt	 ebenso	 für	 in	 Abfallbehandlungsanlagen	 erzeugte	 Abfälle.	 Bei	 Abfallbehandlungsanlagen	
können	außerdem	Anforderungen	an	die	Qualität	und	das	Schadstoffpotential	der	angenommenen	
Abfälle	sowie	der	die	Anlage	verlassenden	Abfälle	gestellt	werden.	
(3)	Die	 Teilgenehmigung	 kann	 für	 einen	 bestimmten	 Zeitraum	oder	mit	 dem	Vorbehalt	 erteilt	

werden,	daß	sie	bis	zur	Entscheidung	über	die	Genehmigung	widerrufen	oder	mit	Auflagen	verbun-
den	werden	kann.	
(4)	Auf	Antrag	eines	Betreibers	kann	eine	Nebenbestimmung	auch	nachträglich	geändert	wer-

den,	wenn	der	Betreiber	 andere	gleichwertige	Maßnahmen	vorschlägt,	 die	keiner	Genehmigungs-
pflicht	nach	diesem	Gesetz	oder	anderen	Entscheidungen,	einschließlich	der	behördlichen	Entschei-
dungen	nach	§	13	unterliegen.	Dient	die	Nebenbestimmung	der	Erfüllung	von	§	6	Absatz	1	Nummer	
2,	 holt	 die	 Genehmigungsbehörde	 vor	 Änderung	 der	 Nebenbestimmung	 eine	 Stellungnahme	 der	
betroffenen	Fachbehörde	ein.13	
	
§	13	Genehmigung	und	andere	behördliche	Entscheidungen	
Die	Genehmigung	schließt	andere	die	Anlage	betreffende	behördliche	Entscheidungen	ein,	insbe-

sondere	öffentlich-rechtliche	Genehmigungen,	Zulassungen,	Verleihungen,	Erlaubnisse	und	Bewilli-
gungen	mit	Ausnahme	von	Planfeststellungen,	Zulassungen	bergrechtlicher	Betriebspläne,	behörd-
lichen	Entscheidungen	aufgrund	atomrechtlicher	Vorschriften	und	wasserrechtlichen	Erlaubnissen	
und	Bewilligungen	nach	§	8	in	Verbindung	mit	§	10	des	Wasserhaushaltsgesetzes.14	

	
		13		 ÄNDERUNGEN	
	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	 I	S.	1498)	hat	Abs.	2a	und	2b	

eingefügt.	
	 19.07.2001.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	13.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1550)	hat	Abs.	1	Satz	2	eingefügt.	
	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„Nr.	2“	

nach	„§	5	Abs.	3“	gestrichen.	
	 01.03.2010.—Artikel	2	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	11.	August	2009	(BGBl.	 I	S.	2723)	hat	 in	Abs.	1	Satz	2	

„kann“	durch	„soll“	ersetzt.	
	 Artikel	2	Nr.	4	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2c	eingefügt.	
	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	Abs.	1a	und	1b	einge-

fügt.	
	 07.12.2016.—Artikel	 1	 Nr.	 3	 des	 Gesetzes	 vom	 30.	 November	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 2749)	 hat	 in	 Abs.	 1a	

„Emissionswerte	einer	Verwaltungsvorschrift	nach	§	48	 für	bestimmte	Emissionen	und	Anlagenarten	
nicht	mehr	dem	Stand	der	Technik	entsprechen	oder“	nach	„Fall,	dass“	gestrichen.	

	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	3.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	225)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
		14		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1987.—Artikel	2	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1986	(BGBl.	I	S.	1165)	hat	in	Satz	1	„wasserrechtlicher	

und	 atomrechtlicher“	 durch	 „atomrechtlicher	 und,	 soweit	 es	 sich	 nicht	 um	eine	Eignungsfeststellung	
nach	§	19h	Abs.	1	Satz	1	des	Wasserhaushaltsgesetzes	handelt,	wasserrechtlicher“	ersetzt.	

	 01.05.1993.—Artikel	8	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	22.	April	1993	(BGBl.	 I	S.	466)	hat	Satz	1	neu	gefasst.	
Satz	1	lautete:	„Die	Genehmigung	schließt	andere,	die	Anlage	betreffende	behördliche	Entscheidungen	
ein,	 insbesondere	 öffentlich-rechtliche	 Genehmigungen,	 Zulassungen,	 Verleihungen,	 Erlaubnisse	 und	
Bewilligungen,	mit	Ausnahme	von	Planfeststellungen,	Zulassungen	bergrechtlicher	Betriebspläne,	Zu-
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§	14	Ausschluß	von	privatrechtlichen	Abwehransprüchen	
Auf	Grund	privatrechtlicher,	nicht	auf	besonderen	Titeln	beruhender	Ansprüche	zur	Abwehr	be-

nachteiligender	Einwirkungen	von	einem	Grundstück	auf	ein	benachbartes	Grundstück	kann	nicht	
die	Einstellung	des	Betriebs	einer	Anlage	verlangt	werden,	deren	Genehmigung	unanfechtbar	ist;	es	
können	 nur	 Vorkehrungen	 verlangt	 werden,	 die	 die	 benachteiligenden	Wirkungen	 ausschließen.	
Soweit	 solche	Vorkehrungen	nach	dem	Stand	der	Technik	nicht	 durchführbar	 oder	wirtschaftlich	
nicht	vertretbar	sind,	kann	lediglich	Schadensersatz	verlangt	werden.	
	
§	14a	Vereinfachte	Klageerhebung	
Der	 Antragsteller	 kann	 eine	 verwaltungsgerichtliche	 Klage	 erheben,	wenn	 über	 seinen	Wider-

spruch	nach	Ablauf	von	drei	Monaten	seit	der	Einlegung	nicht	entschieden	ist,	es	sei	denn,	daß	we-
gen	besonderer	Umstände	des	Falles	eine	kürzere	Frist	geboten	ist.15	
	
§	15	Änderung	genehmigungsbedürftiger	Anlagen	
(1)	Die	Änderung	der	Lage,	der	Beschaffenheit	oder	des	Betriebs	einer	genehmigungsbedürftigen	

Anlage	 ist,	 sofern	 eine	 Genehmigung	 nicht	 beantragt	 wird,	 der	 zuständigen	 Behörde	mindestens	
einen	Monat,	bevor	mit	der	Änderung	begonnen	werden	soll,	schriftlich	oder	elektronisch	anzuzei-
gen,	wenn	 sich	 die	Änderung	 auf	 in	 §	 1	 genannte	 Schutzgüter	 auswirken	 kann.	Der	Anzeige	 sind	
Unterlagen	im	Sinne	des	§	10	Abs.	1	Satz	2	beizufügen,	soweit	diese	für	die	Prüfung	erforderlich	sein	
können,	ob	das	Vorhaben	genehmigungsbedürftig	 ist.	Die	zuständige	Behörde	hat	dem	Träger	des	
Vorhabens	den	Eingang	der	Anzeige	und	der	beigefügten	Unterlagen	unverzüglich	schriftlich	oder	
elektronisch	zu	bestätigen;	sie	kann	bei	einer	elektronischen	Anzeige	Mehrausfertigungen	sowie	die	
Übermittlung	der	Unterlagen,	die	der	Anzeige	beizufügen	sind,	auch	in	schriftlicher	Form	verlangen.	
Sie	teilt	dem	Träger	des	Vorhabens	nach	Eingang	der	Anzeige	unverzüglich	mit,	welche	zusätzlichen	
Unterlagen	 sie	 zur	Beurteilung	der	Voraussetzungen	des	 §	16	Abs.	 1	 und	des	 §	 16a	benötigt.	Die	
Sätze	1	bis	4	gelten	entsprechend	für	eine	Anlage,	die	nach	§	67	Abs.	2	oder	§	67a	Abs.	1	anzuzeigen	
ist	oder	vor	Inkrafttreten	dieses	Gesetzes	nach	§	16	Abs.	4	der	Gewerbeordnung	anzuzeigen	war.	
(2)	Die	zuständige	Behörde	hat	unverzüglich,	 spätestens	 innerhalb	eines	Monats	nach	Eingang	

der	Anzeige	und	der	nach	Absatz	1	Satz	2	erforderlichen	Unterlagen,	 zu	prüfen,	ob	die	Änderung	
einer	 Genehmigung	 bedarf.	 Der	 Träger	 des	 Vorhabens	 darf	 die	 Änderung	 vornehmen,	 sobald	 die	
zuständige	Behörde	ihm	mitteilt,	daß	die	Änderung	keiner	Genehmigung	bedarf,	oder	sich	innerhalb	
der	in	Satz	1	bestimmten	Frist	nicht	geäußert	hat.	Absatz	1	Satz	3	gilt	für	nachgereichte	Unterlagen	
entsprechend.	

	
stimmungen	 sowie	 von	 behördlichen	Entscheidungen	 auf	 Grund	 atomrechtlicher	 und,	 soweit	 es	 sich	
nicht	um	eine	Eignungsfeststellung	nach	§	19h	Abs.	1	Satz	1	des	Wasserhaushaltsgesetzes	handelt,	was-
serrechtlicher	Vorschriften.“	

	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	27.	 Juli	 2001	 (BGBl.	 I	 S.	 1950)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 		 „Die	Genehmigung	schließt	andere,	die	Anlage	betreffende	behördliche	Entscheidungen	ein,	 insbe-
sondere	öffentlich-rechtliche	Genehmigungen,	Zulassungen,	Verleihungen,	Erlaubnisse	und	Bewilligun-
gen,	mit	Ausnahme	von	Planfeststellungen,	Zulassungen	bergrechtlicher	Betriebspläne,	Zustimmungen,	
behördlichen	Entscheidungen	auf	Grund	atomrechtlicher	Vorschriften	und	wasserrechtlichen	Erlaub-
nissen	und	Bewilligungen	nach	den	§§	7	und	8	des	Wasserhaushaltsgesetzes;	die	Genehmigung	kann	
mit	 einem	Vorbehalt	 einer	 nachträglichen	wasserrechtlichen	Auflage	 erlassen	werden.	 §	 4	 des	Ener-
giewirtschaftsgesetzes	vom	13.	Dezember	1935	(Reichsgesetzbl.	I	S.	1451),	zuletzt	geändert	durch	das	
Außenwirtschaftsgesetz	vom	28.	April	1961	(Bundesgesetzbl.	I	S.	481),	bleibt	unberührt.“	

	 04.12.2010.—Artikel	 1	 Nr.	 2	 des	 Gesetzes	 vom	 26.	 November	 2010	 (BGBl.	 I	 S.	 1728)	 hat	 „den	 §§	 7		
und	8“	durch	„§	8	in	Verbindung	mit	§	10“	ersetzt.	

		15		 QUELLE	
	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	I	S.	1498)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
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(2a)	Bei	einer	störfallrelevanten	Änderung	einer	genehmigungsbedürftigen	Anlage,	die	Betriebs-
bereich	oder	Bestandteil	eines	Betriebsbereichs	 ist,	hat	die	zuständige	Behörde	unverzüglich,	spä-
testens	innerhalb	von	zwei	Monaten	nach	Eingang	der	Anzeige	und	der	nach	Absatz	1	Satz	2	erfor-
derlichen	Unterlagen	 zu	prüfen,	 ob	diese	Änderung	 einer	Genehmigung	bedarf.	 Soweit	 es	 zur	Er-
mittlung	des	angemessenen	Sicherheitsabstands	erforderlich	 ist,	kann	die	zuständige	Behörde	ein	
Gutachten	zu	den	Auswirkungen	verlangen,	die	bei	schweren	Unfällen	durch	die	Anlage	hervorgeru-
fen	werden	können.	Der	Träger	des	Vorhabens	darf	die	störfallrelevante	Änderung	vornehmen,	so-
bald	ihm	die	zuständige	Behörde	mitteilt,	dass	sie	keiner	Genehmigung	bedarf.	
(3)	Beabsichtigt	der	Betreiber,	den	Betrieb	einer	genehmigungsbedürftigen	Anlage	einzustellen,	

so	hat	er	dies	unter	Angabe	des	Zeitpunktes	der	Einstellung	der	zuständigen	Behörde	unverzüglich	
anzuzeigen.	 Der	 Anzeige	 sind	 Unterlagen	 über	 die	 vom	 Betreiber	 vorgesehenen	Maßnahmen	 zur	
Erfüllung	der	sich	aus	§	5	Absatz	3	und	4	ergebenden	Pflichten	beizufügen.	Die	Sätze	1	und	2	gelten	
für	die	in	Absatz	1	Satz	5	bezeichneten	Anlagen	entsprechend.	
(4)	In	der	Rechtsverordnung	nach	§	10	Abs.	10	können	die	näheren	Einzelheiten	für	das	Verfah-

ren	nach	den	Absätzen	1	bis	3	geregelt	werden.16	
	
§	15a17	

	
		16		 ÄNDERUNGEN	
	 01.05.1993.—Artikel	8	Nr.	5	lit.	a	des	Gesetzes	vom	22.	April	1993	(BGBl.	I	S.	466)	hat	Satz	3	in	Abs.	1	

neu	gefasst.	Satz	3	lautete:	„Die	zuständige	Behörde	kann	die	Frist	um	jeweils	drei	Monate	verlängern,	
wenn	dies	wegen	der	Schwierigkeit	der	Prüfung	erforderlich	ist.“	

	 Artikel	8	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Die	zuständige	Behörde	darf	von	der	Auslegung	des	Antrags	und	der	Unterlagen	sowie	von	der	

öffentlichen	Bekanntmachung	des	Vorhabens	nur	absehen,	wenn	nicht	zu	besorgen	ist,	daß	durch	die	
Änderung	zusätzliche	oder	andere	Emissionen	oder	auf	andere	Weise	Gefahren,	Nachteile	oder	Belästi-
gungen	für	die	Allgemeinheit	oder	die	Nachbarschaft	herbeigeführt	werden.“	

	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	I	S.	1498)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	15	Wesentliche	Änderung	genehmigungsbedürftiger	Anlagen	
	 		 (1)	Die	wesentliche	Änderung	der	Lage,	der	Beschaffenheit	oder	des	Betriebs	einer	genehmigungs-

bedürftigen	Anlage	bedarf	der	Genehmigung.	Über	den	Genehmigungsantrag	 ist	 innerhalb	einer	Frist	
von	sechs	Monaten	zu	entscheiden.	Im	übrigen	gilt	§	10	Abs.	6a	Satz	2	und	3	entsprechend.	

	 		 (2)	Die	zuständige	Behörde	soll	von	der	öffentlichen	Bekanntmachung	des	Vorhabens	und	der	Aus-
legung	des	Antrags	und	der	Unterlagen	absehen,	wenn	der	Träger	des	Vorhabens	dies	beantragt	und	in	
den	nach	§	10	Abs.	3	Satz	2	auszulegenden	Unterlagen	keine	Umstände	darzulegen	wären,	die	nachtei-
lige	Auswirkungen	 für	die	 in	§	1	genannten	Schutzgüter	besorgen	 lassen.	Dies	 ist	 insbesondere	dann	
der	Fall,	wenn	erkennbar	ist,	daß	nachteilige	Auswirkungen	durch	die	getroffenen	oder	vom	Träger	des	
Vorhabens	vorgesehenen	Maßnahmen	ausgeschlossen	werden	oder	die	Nachteile	im	Verhältnis	zu	den	
jeweils	vergleichbaren	Vorteilen	gering	sind.“	

	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	10	lit.	a	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	in	Abs.	1	Satz	5	
„oder	§	67a	Abs.	1“	nach	„§	67	Abs.	2“	eingefügt.	

	 Artikel	2	Nr.	10	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	3	„Satz	4“	durch	„Satz	5“	ersetzt.	
	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„Abs.	3“	

durch	„Absatz	3	und	4“	ersetzt.	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	in	Abs.	1	

Satz	4	„und	des	§	16a“	nach	„Abs.	1“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2a	eingefügt.	
	 05.04.2017.—Artikel	55	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	29.	März	2017	(BGBl.	I	S.	626)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

„oder	elektronisch“	nach	„schriftlich“	eingefügt.	
	 Artikel	55	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	3	„oder	elektronisch“	nach	„schriftlich“	und	

„	;	sie	kann	bei	einer	elektronischen	Anzeige	Mehrausfertigungen	sowie	die	Übermittlung	der	Unterla-
gen,	die	der	Anzeige	beizufügen	sind,	auch	in	schriftlicher	Form	verlangen“	am	Ende	eingefügt.	

		17		 QUELLE	
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§	16	Wesentliche	Änderung	genehmigungsbedürftiger	Anlagen	
(1)	Die	Änderung	der	Lage,	der	Beschaffenheit	oder	des	Betriebs	einer	genehmigungsbedürftigen	

Anlage	bedarf	der	Genehmigung,	wenn	durch	die	Änderung	nachteilige	Auswirkungen	hervorgeru-
fen	werden	können	und	diese	für	die	Prüfung	nach	§	6	Abs.	1	Nr.	1	erheblich	sein	können	(wesentli-
che	Änderung);	eine	Genehmigung	ist	stets	erforderlich,	wenn	die	Änderung	oder	Erweiterung	des	
Betriebs	einer	genehmigungsbedürftigen	Anlage	für	sich	genommen	die	Leistungsgrenzen	oder	An-
lagengrößen	des	Anhangs	 zur	Verordnung	über	 genehmigungsbedürftige	Anlagen	 erreichen.	 Eine	
Genehmigung	ist	nicht	erforderlich,	wenn	durch	die	Änderung	hervorgerufene	nachteilige	Auswir-
kungen	offensichtlich	gering	sind	und	die	Erfüllung	der	sich	aus	§	6	Abs.	1	Nr.	1	ergebenden	Anfor-
derungen	sichergestellt	ist.	
(2)	Die	zuständige	Behörde	soll	von	der	öffentlichen	Bekanntmachung	des	Vorhabens	sowie	der	

Auslegung	des	Antrags	und	der	Unterlagen	absehen,	wenn	der	Träger	des	Vorhabens	dies	beantragt	
und	erhebliche	nachteilige	Auswirkungen	auf	 in	§	1	genannte	Schutzgüter	nicht	zu	besorgen	sind.	
Dies	ist	insbesondere	dann	der	Fall,	wenn	erkennbar	ist,	daß	die	Auswirkungen	durch	die	getroffe-
nen	oder	vom	Träger	des	Vorhabens	vorgesehenen	Maßnahmen	ausgeschlossen	werden	oder	die	
Nachteile	im	Verhältnis	zu	den	jeweils	vergleichbaren	Vorteilen	gering	sind.	Betrifft	die	wesentliche	
Änderung	eine	in	einem	vereinfachten	Verfahren	zu	genehmigende	Anlage,	ist	auch	die	wesentliche	
Änderung	im	vereinfachten	Verfahren	zu	genehmigen.	§	19	Abs.	3	gilt	entsprechend.	Wenn	die	Än-
derung	oder	Erweiterung	des	Betriebs	einer	Anlage	für	sich	genommen	die	Leistungsgrenzen	oder	
die	Anlagengrößen	 einer	Anlage	 im	 Sinne	des	Anhangs	 1	 der	Verordnung	über	 genehmigungsbe-
dürftige	Anlagen	in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	31.	Mai	2017	(BGBl.	I	S.	1440),	die	durch	
Artikel	1	der	Verordnung	vom	12.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1799)	geändert	worden	ist,	die	in	Spalte	
d	mit	dem	Buchstaben	E	gekennzeichnet	sind,	erreichen	würde,	dann	sind	die	öffentliche	Bekannt-
machung	sowie	die	Auslegung	stets	erforderlich.	
(3)	Über	den	Genehmigungsantrag	ist	innerhalb	einer	Frist	von	sechs	Monaten,	im	Falle	des	Ab-

satzes	2	in	drei	Monaten	zu	entscheiden.	Im	übrigen	gilt	§	10	Abs.	6a	Satz	2	und	3	entsprechend.	

	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 01.05.1993.—Artikel	8	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	22.	April	1993	(BGBl.	I	S.	466)	hat	in	Abs.	1	Nr.	2	

und	3	jeweils	„einschließlich	des	Probebetriebs“	nach	„Errichtung“	eingefügt.	
	 Artikel	8	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	I	S.	1498)	hat	die	Vorschrift	auf-

gehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	15a	Zulassung	vorzeitigen	Beginns	
	 		 (1)	In	einem	Verfahren	zur	Erteilung	einer	Genehmigung	nach	§	15	kann	die	Genehmigungsbehörde	

zulassen,	 daß	bereits	 vor	Erteilung	der	Genehmigung	mit	der	Errichtung	der	Anlage	begonnen	wird,	
wenn	
1. mit	einer	Entscheidung	zugunsten	des	Trägers	des	Vorhabens	gerechnet	werden	kann,	
2. an	der	vorzeitigen	Errichtung	einschließlich	des	Probebetriebs	der	Anlage	wegen	der	zu	erwarten-

den	Verbesserung	des	Schutzes	der	Umwelt	ein	öffentliches	Interesse	besteht	und	
3. der	 Träger	 des	 Vorhabens	 sich	 verpflichtet,	 alle	 bis	 zur	 Entscheidung	 durch	 die	 Errichtung	 ein-

schließlich	des	Probebetriebs	der	Anlage	verursachten	Schäden	zu	ersetzen	und,	falls	das	Vorhaben	
nicht	genehmigt	wird,	den	früheren	Zustand	wiederherzustellen.	

	 		 (1a)	Unter	den	Voraussetzungen	des	Absatzes	1	kann	die	Genehmigungsbehörde	auch	den	Betrieb	
der	 Anlage	 zulassen,	wenn	 die	 Änderung	 der	 Erfüllung	 einer	 sich	 aus	 diesem	 Gesetz	 oder	 einer	 auf	
Grund	dieses	Gesetzes	erlassenen	Rechtsverordnung	ergebenden	Pflicht	dient.	

	 		 (2)	Die	Zulassung	kann	 jederzeit	widerrufen	werden.	Sie	kann	unter	dem	Vorbehalt	von	Auflagen	
erteilt	oder	mit	Auflagen	verbunden	werden.	

	 		 (3)	Die	zuständige	Behörde	kann	die	Leistung	einer	Sicherheit	verlangen,	soweit	dies	erforderlich	
ist,	um	die	Erfüllung	der	Pflichten	des	Trägers	des	Vorhabens	zu	sichern.“	
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(4)	Für	nach	§	15	Abs.	1	anzeigebedürftige	Änderungen	kann	der	Träger	des	Vorhabens	eine	Ge-
nehmigung	beantragen.	Diese	ist	im	vereinfachten	Verfahren	zu	erteilen;	Absatz	3	und	§	19	Abs.	3	
gelten	entsprechend.	
(5)	Einer	Genehmigung	bedarf	es	nicht,	wenn	eine	genehmigte	Anlage	oder	Teile	einer	genehmig-

ten	Anlage	im	Rahmen	der	erteilten	Genehmigung	ersetzt	oder	ausgetauscht	werden	sollen.18	
	
§	16a	Störfallrelevante	Änderung	genehmigungsbedürftiger	Anlagen	
Die	störfallrelevante	Änderung	einer	genehmigungsbedürftigen	Anlage,	die	Betriebsbereich	oder	

Bestandteil	 eines	Betriebsbereichs	 ist,	 bedarf	 der	Genehmigung,	wenn	durch	die	 störfallrelevante	
Änderung	 der	 angemessene	 Sicherheitsabstand	 zu	 benachbarten	 Schutzobjekten	 erstmalig	 unter-
schritten	wird,	der	bereits	unterschrittene	Sicherheitsabstand	räumlich	noch	weiter	unterschritten	
wird	oder	eine	erhebliche	Gefahrenerhöhung	ausgelöst	wird	und	die	Änderung	nicht	bereits	durch	
§	16	Absatz	1	Satz	1	erfasst	 ist.	Einer	Genehmigung	bedarf	 es	nicht,	 soweit	dem	Gebot,	den	ange-
messenen	Sicherheitsabstand	zu	wahren,	bereits	auf	Ebene	einer	raumbedeutsamen	Planung	oder	
Maßnahme	durch	verbindliche	Vorgaben	Rechnung	getragen	worden	ist.19	

	
		18		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	 1	Nr.	 3	 lit.	 a	 des	Gesetzes	 vom	4.	Oktober	 1985	 (BGBl.	 I	 S.	 1950)	 hat	 in	Abs.	 1		

Satz	1	„von	den	Angaben	zum	Genehmigungsantrag	einschließlich	der	beigefügten	Unterlagen“	durch	
„vom	Genehmigungsbescheid	einschließlich	der	in	Bezug	genommenen	Unterlagen“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	eingefügt.	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	die	Vorschrift	neu	ge-

fasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	16	Mitteilungspflicht	
	 		 (1)	Unbeschadet	des	§	15	Abs.	1	ist	der	Betreiber	verpflichtet,	der	zuständigen	Behörde	nach	Ablauf	

von	 jeweils	 zwei	 Jahren	mitzuteilen,	 ob	 und	welche	Abweichungen	 vom	Genehmigungsbescheid	 ein-
schließlich	der	in	Bezug	genommenen	Unterlagen	eingetreten	sind.	Dies	gilt	nicht	für	Angaben,	die	Ge-
genstand	einer	Emissionserklärung	nach	§	27	Abs.	1	sind.	

	 		 (2)	Absatz	1	gilt	entsprechend	für	Anlagen,	die	nach	§	67	Abs.	2	anzuzeigen	sind	oder	vor	Inkrafttre-
ten	dieses	Gesetzes	nach	§	16	Abs.	4	der	Gewerbeordnung	anzuzeigen	waren.“	

	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	I	S.	1498)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	16	Mitteilungs-	und	Anzeigepflicht	
	 		 (1)	Unbeschadet	des	§	15	Abs.	1	ist	der	Betreiber	verpflichtet,	der	zuständigen	Behörde	nach	Ablauf	

von	 jeweils	 zwei	 Jahren	mitzuteilen,	 ob	 und	welche	Abweichungen	 vom	Genehmigungsbescheid	 ein-
schließlich	der	in	Bezug	genommenen	Unterlagen	eingetreten	sind.	Dies	gilt	nicht	für	Angaben,	die	Ge-
genstand	einer	Emissionserklärung	nach	§	27	Abs.	1	sind.	Die	Sätze	1	und	2	gelten	entsprechend	 für	
Anlagen,	die	nach	§	67	Abs.	2	anzuzeigen	sind	oder	vor	Inkrafttreten	dieses	Gesetzes	nach	§	16	Abs.	4	
der	Gewerbeordnung	anzuzeigen	waren.	§	52	Abs.	5	gilt	sinngemäß.	

	 		 (2)	Beabsichtigt	der	Betreiber,	den	Betrieb	einer	genehmigungsbedürftigen	Anlage	einzustellen,	so	
hat	er	dies	unter	Angabe	des	Zeitpunkts	der	Einstellung	der	zuständigen	Behörde	unverzüglich	anzu-
zeigen.	Der	Anzeige	sind	Unterlagen	über	die	vom	Betreiber	vorgesehenen	Maßnahmen	zur	Erfüllung	
der	sich	aus	§	5	Abs.	3	ergebenden	Pflichten	beizufügen.“	

	 15.12.2006.—Artikel	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2819)	hat	in	Abs.	1	Satz	1		
„	 ;	 eine	Genehmigung	 ist	 stets	 erforderlich,	wenn	die	Änderung	oder	Erweiterung	des	Betriebs	einer	
genehmigungsbedürftigen	 Anlage	 für	 sich	 genommen	 die	 Leistungsgrenzen	 oder	 Anlagengrößen	 des	
Anhangs	zur	Verordnung	über	genehmigungsbedürftige	Anlagen	erreichen“	am	Ende	eingefügt.	

	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	3.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	225)	hat	Abs.	2	Satz	5	eingefügt.	
		19		 QUELLE	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 29.07.2017.—Artikel	3	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	18.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2771)	hat	in	Satz	1	„sie“	durch	

„die	Änderung“	ersetzt.	
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§	16b	Repowering	von	Anlagen	zur	Erzeugung	von	Strom	aus	erneuerbaren	Energien	
(1)	 Wird	 eine	 Anlage	 zur	 Erzeugung	 von	 Strom	 aus	 erneuerbaren	 Energien	 modernisiert	

(Repowering),	 sind	 im	 Rahmen	 eines	 Änderungsgenehmigungsverfahrens	 nur	 Anforderungen	 zu	
prüfen,	soweit	durch	das	Repowering	im	Verhältnis	zum	gegenwärtigen	Zustand	unter	Berücksich-
tigung	der	auszutauschenden	Anlage	nachteilige	Auswirkungen	hervorgerufen	werden,	die	 für	die	
Prüfung	nach	§	6	Absatz	1	erheblich	sein	können.	Die	zuständige	Behörde	beteiligt	die	Fachbehörde,	
deren	 Aufgabenbereich	 durch	 das	 Vorhaben	 berührt	 wird,	 entsprechend	 §	 10	 Absatz	 5.	 Zustim-
mungserfordernisse	 nach	 anderen	 öffentlich-rechtlichen	 Vorschriften	 bleiben	 unberührt.	 Auf	 An-
trag	des	Vorhabenträgers	 ist	 abweichend	von	dieser	Vorschrift	 das	Genehmigungsverfahren	nach	
§	10	oder	das	vereinfachte	Verfahren	nach	§	19	durchzuführen.	
(2)	Das	Repowering	umfasst	den	vollständigen	oder	teilweisen	Austausch	von	Anlagen	oder	Be-

triebssystemen	und	-geräten	zum	Austausch	von	Kapazität	oder	zur	Steigerung	der	Effizienz	oder	
der	 Kapazität	 der	 Anlage,	 unabhängig	 vom	 Umfang	 der	 baulichen	 Größenunterschiede,	 der	 Leis-
tungssteigerungen	oder	der	Veränderungen	der	Anlagenanzahl	 im	Verhältnis	 zur	Bestandsanlage.	
Bei	einem	vollständigen	Austausch	der	Anlage	sind	zusätzlich	zu	den	in	Absatz	1	genannten	Anfor-
derungen	folgende	Anforderungen	einzuhalten:	
1.		die	neue	Anlage	wird	 innerhalb	von	48	Monaten	nach	dem	Rückbau	der	Bestandsanlage	er-
richtet	und	

2.		der	Abstand	zwischen	der	Bestandsanlage	und	der	neuen	Anlage	beträgt	höchstens	das	Fünf-
fache	der	Gesamthöhe	der	neuen	Anlage.	

Die	 Genehmigungsbehörde	 kann	 auf	 Antrag	 des	 Vorhabenträgers	 die	 Frist	 nach	 Nummer	 1	 aus	
wichtigem	Grund	verlängern,	wenn	hierdurch	der	Zweck	des	Gesetzes	nicht	gefährdet	wird.	
(3)	Die	Genehmigung	einer	Windenergieanlage	im	Rahmen	eines	Repowering	nach	Absatz	2	darf	

nicht	 versagt	werden,	wenn	während	 und	 nach	 dem	Repowering	 nicht	 alle	 Immissionswerte	 der	
technischen	Anleitung	zum	Schutz	gegen	Lärm	eingehalten	werden,	wenn	aber	
1.		der	 Immissionsbeitrag	der	Windenergieanlagen	nach	dem	Repowering	 absolut	niedriger	 ist	
als	der	Immissionsbeitrag	der	durch	sie	ersetzten	Windenergieanlage	und	

2.		die	Windenergieanlage	dem	Stand	der	Technik	entspricht.	
(4)	 Absatz	 1	 gilt	 nicht	 für	 die	 Prüfung	 des	 Raumordnungs-,	 Bauplanungs-	 und	 Bauordnungs-

rechts,	der	Belange	des	Arbeitsschutzes	und	des	Rechts	der	Natura-2000-Gebiete.	 §	45c	des	Bun-
desnaturschutzgesetzes	ist	anzuwenden.	
(5)	Auf	einen	Erörterungstermin	soll	verzichtet	werden,	wenn	nicht	der	Antragsteller	diesen	be-

antragt.	
(6)	 §	 19	 findet	 auf	 Änderungsgenehmigungsverfahren	 im	 Sinne	 von	 Absatz	 1	 von	 bis	 zu	 19	

Windenergieanlagen	 Anwendung.	 §	 2	 Absatz	 1	 Nummer	 1	 Buchstabe	 c	 der	 Verordnung	 über	 ge-
nehmigungsbedürftige	Anlagen	bleibt	unberührt.	
(7)	Werden	bei	einer	genehmigten	Windenergieanlage	vor	der	Errichtung	Änderungen	am	Anla-

gentyp	vorgenommen	oder	wird	er	gewechselt,	müssen	im	Rahmen	des	Änderungsgenehmigungs-
verfahrens	nur	dann	Anforderungen	geprüft	werden,	soweit	durch	die	Änderung	des	Anlagentyps	
im	Verhältnis	zur	genehmigten	Anlage	nachteilige	Auswirkungen	hervorgerufen	werden	und	diese	
für	die	Prüfung	nach	§	6	erheblich	sein	können.	Die	Absätze	5	und	6	sind	entsprechend	anzuwen-
den.	Wird	der	Standort	der	Anlage	um	nicht	mehr	als	8	Meter	geändert,	die	Gesamthöhe	um	nicht	
mehr	als	20	Meter	erhöht	und	der	Rotordurchlauf	um	nicht	mehr	als	8	Meter	verringert,	sind	aus-
schließlich	die	Vereinbarkeit	der	Änderungen	mit	militärischen	und	luftverkehrlichen	Belangen	zu	
prüfen	 sowie	 die	 Anforderungen	 nach	 Absatz	 8	 nachzuweisen	 und	 zu	 prüfen.	 Unverzüglich	 nach	
Eingang	 der	 vollständigen	 Antragsunterlagen,	 spätestens	 innerhalb	 von	 fünf	 Werktagen,	 hat	 die	
Genehmigungsbehörde	die	für	die	militärischen	und	luftverkehrlichen	Belange	zuständigen	Behör-
den	 zu	 beteiligen.	Diese	Behörden	 teilen	 unverzüglich,	 spätestens	 innerhalb	 von	 zehn	Werktagen	
nach	Eingang,	der	Genehmigungsbehörde	den	jeweiligen	Zeitpunkt	des	Eingangs	der	vollständigen	
Antragsunterlagen	mit.	Die	Genehmigungsbehörde	teilt	den	spätesten	nach	Satz	5	mitgeteilten	Zeit-
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punkt	 dem	Antragsteller	mit.	 Im	Fall	 der	Ergänzung	oder	Änderung	des	Antrags	 sind	die	 Sätze	5	
und	6	entsprechend	anzuwenden.	
(8)	Wird	die	Leistung	oder	der	Ertrag	einer	Windenergieanlage	an	Land	ohne	bauliche	Verände-

rungen	oder	ohne	den	Austausch	von	Teilen	und	ohne	eine	Änderung	der	genehmigten	Betriebszei-
ten	 erhöht,	 sind	 ausschließlich	 die	 Standsicherheit	 sowie	 die	 schädlichen	 Umwelteinwirkungen	
durch	Geräusche	und	nachteilige	Auswirkungen	durch	Turbulenzen	zu	prüfen.	Die	Absätze	5	und	6	
sind	entsprechend	anzuwenden.	
(8a)	 Im	Fall	 von	Absatz	7	Satz	3	gilt	die	Genehmigung	einschließlich	der	Nebenbestimmungen	

nach	Ablauf	von	drei	Monaten	ab	dem	spätesten	gemäß	Absatz	7	Satz	6	oder	7	mitgeteilten	Zeit-
punkt	 als	 antragsgemäß	geändert,	 sofern	die	Genehmigungsbehörde	nicht	 zuvor	über	den	Antrag	
entscheidet	oder	ein	Antrag	nach	Absatz	5	gestellt	wird.	§	42a	Absatz	3	des	Verwaltungsverfahrens-
gesetzes	ist	entsprechend	anzuwenden.	
(9)	Im	Fall	von	Absatz	8	gilt	die	Genehmigung	einschließlich	der	Nebenbestimmungen	nach	Ab-

lauf	 von	 sechs	Wochen	als	 antragsgemäß	geändert,	 sofern	die	Genehmigungsbehörde	nicht	 zuvor	
über	den	Antrag	entscheidet	oder	ein	Antrag	nach	Absatz	5	gestellt	wird.	§	42a	Absatz	3	des	Verwal-
tungsverfahrensgesetzes	ist	entsprechend	anzuwenden.	
(10)	Ist	der	Vorhabenträger	der	neuen	Anlage	im	Falle	des	Absatz	2	Satz	2	mit	dem	Betreiber	der	

Bestandsanlage	nicht	identisch,	muss	der	Vorhabenträger	der	neuen	Anlage	der	Genehmigungsbe-
hörde	bis	zum	Zeitpunkt	der	Entscheidung	über	den	Antrag	eine	Erklärung	des	Betreibers	der	Be-
standsanlage	vorlegen,	wonach	dieser	mit	dem	Repowering-Vorhaben	einverstanden	ist.	Ein	paral-
leler	Betrieb	einer	Bestandsanlage	und	der	sie	ersetzenden	neuen	Anlage	ist	nicht	zulässig.20	

	
		20		 	QUELLE	
	 31.08.2021.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	18.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3901)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 29.07.2022.—Artikel	 2	 des	 Gesetzes	 vom	20.	 Juli	 2022	 (BGBl.	 I	 S.	 1362)	 hat	 Abs.	 4	 aufgehoben	 und	

Abs.	5	bis	7	in	Abs.	4	bis	6	umnummeriert.	Abs.	4	lautete:	
	 		 „(4)	Der	Umfang	der	artenschutzrechtlichen	Prüfung	wird	durch	das	Änderungsgenehmigungsver-

fahren	nach	Absatz	1	nicht	berührt.	Die	Auswirkungen	der	zu	ersetzenden	Bestandsanlage	müssen	bei	
der	artenschutzrechtlichen	Prüfung	als	Vorbelastung	berücksichtigt	werden.	Bei	der	Festsetzung	einer	
Kompensation	aufgrund	einer	Beeinträchtigung	des	Landschaftsbildes	ist	die	für	die	zu	ersetzende	Be-
standsanlage	bereits	geleistete	Kompensation	abzuziehen.“	

	 13.10.2022.—Artikel	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	8.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1726)	hat	in	der	Überschrift	
„	,	Sondervorschriften	für	Windenergieanlagen“	am	Ende	eingefügt.	

	 Artikel	2	Nr.	3	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	7	und	8	eingefügt.	
	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	3.	 Juli	2024	 (BGBl.	 I	Nr.	225)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	16b	Repowering	von	Anlagen	zur	Erzeugung	von	Strom	aus	erneuerbaren	Energien,		

Sondervorschriften	für	Windenergieanlagen	
	 		 (1)	 Wird	 eine	 Anlage	 zur	 Erzeugung	 von	 Strom	 aus	 erneuerbaren	 Energien	 modernisiert	

(Repowering),	müssen	auf	Antrag	des	Vorhabenträgers	 im	Rahmen	des	Änderungsgenehmigungsver-
fahrens	nur	Anforderungen	geprüft	werden,	 soweit	durch	das	Repowering	 im	Verhältnis	zum	gegen-
wärtigen	 Zustand	 unter	 Berücksichtigung	 der	 auszutauschenden	 Anlage	 nachteilige	 Auswirkungen	
hervorgerufen	werden	und	diese	für	die	Prüfung	nach	§	6	erheblich	sein	können.	

	 		 (2)	 Die	 Modernisierung	 umfasst	 den	 vollständigen	 oder	 teilweisen	 Austausch	 von	 Anlagen	 oder	
Betriebssystemen	und	 -geräten	 zum	Austausch	 von	Kapazität	 oder	 zur	 Steigerung	der	Effizienz	oder	
der	Kapazität	der	Anlage.	Bei	einem	vollständigen	Austausch	der	Anlage	sind	zusätzlich	 folgende	An-
forderungen	einzuhalten:	

1.		 Die	neue	Anlage	wird	innerhalb	von	24	Monaten	nach	dem	Rückbau	der	Bestandsanlage	errich-
tet	und	

2.		 der	Abstand	zwischen	der	Bestandsanlage	und	der	neuen	Anlage	beträgt	höchstens	das	Zweifa-
che	der	Gesamthöhe	der	neuen	Anlage.	
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§	16c	Sondervorschriften	für	Wasserstoffinfrastrukturvorhaben	
(1)	Die	§§	10	und	23b	sind	bei	der	Genehmigung	von	einer	Anlage	oder	Leitung	nach	§	2	Absatz	1	

des	Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes	vom	29.	März	2026	(BGBl.	2026	I	Nr.	84,	S.	2),	 in	der	 je-
weils	geltenden	Fassung,	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	das	Genehmigungsverfahren	elektro-
nisch	 durchzuführen	 ist.	 Einwendungen	 und	 Stellungnahmen	 können	 anstelle	 der	 elektronischen	
Eingabe	 auch	bei	 der	 zuständigen	Behörde	mündlich	 zur	 elektronischen	Eingabe	 abgegeben	wer-
den.	In	der	Bekanntmachung	der	Auslegung	oder	bei	der	Bekanntgabe	der	Einwendungsfrist	ist	auf	
das	elektronisch	durchzuführende	Verfahren	nach	Satz	1	und	die	Ausnahme	nach	Satz	2	hinzuwei-
sen.	Die	Verpflichtung	der	zuständigen	Behörde,	das	Vorhaben	im	amtlichen	Veröffentlichungsblatt	
und	auf	ihrer	Internetseite	öffentlich	bekannt	zu	machen,	bleibt	unberührt.	

	
	 		 (3)	 Die	 Genehmigung	 einer	Windenergieanlage	 im	 Rahmen	 einer	 Modernisierung	 nach	 Absatz	 2	

darf	nicht	versagt	werden,	wenn	nach	der	Modernisierung	nicht	alle	Immissionsrichtwerte	der	techni-
schen	Anleitung	zum	Schutz	gegen	Lärm	eingehalten	werden,	wenn	aber	

1.		 der	 Immissionsbeitrag	 der	 Windenergieanlage	 nach	 der	 Modernisierung	 niedriger	 ist	 als	 der	
Immissionsbeitrag	der	durch	sie	ersetzten	Windenergieanlagen	und	

2.		 die	Windenergieanlage	dem	Stand	der	Technik	entspricht.	
	 		 (4)	Die	Prüfung	anderer	öffentlich-rechtlicher	Vorschriften,	insbesondere	des	Raumordnungs-,	Bau-

planungs-	und	Bauordnungsrechts,	und	der	Belange	des	Arbeitsschutzes	nach	§	6	Absatz	1	Nummer	2	
bleibt	unberührt.	

	 		 (5)	Auf	einen	Erörterungstermin	soll	verzichtet	werden,	wenn	nicht	der	Antragsteller	diesen	bean-
tragt.	

	 		 (6)	§	19	findet	auf	Genehmigungsverfahren	im	Sinne	von	Absatz	1	für	das	Repowering	von	bis	zu	19	
Windenergieanlagen	Anwendung.	§	2	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	Buchstabe	c	der	Verordnung	über	ge-
nehmigungsbedürftige	Anlagen	bleibt	unberührt.	Im	vereinfachten	Verfahren	ist	die	Genehmigung	auf	
Antrag	des	Trägers	des	Vorhabens	öffentlich	bekannt	zu	machen.	In	diesem	Fall	gilt	§	10	Absatz	8	Satz	2	
bis	6	entsprechend.	

	 		 (7)	Werden	bei	einer	genehmigten	Windenergieanlage	vor	der	Errichtung	Änderungen	am	Anlagen-
typ	vorgenommen	oder	wird	er	gewechselt,	müssen	 im	Rahmen	des	Änderungsgenehmigungsverfah-
rens	nur	dann	Anforderungen	geprüft	werden,	soweit	durch	die	Änderung	des	Anlagentyps	im	Verhält-
nis	zur	genehmigten	Anlage	nachteilige	Auswirkungen	hervorgerufen	werden	und	diese	für	die	Prüfung	
nach	§	6	erheblich	sein	können.	Die	Absätze	5	und	6	sind	entsprechend	anzuwenden.	

	 		 (8)	Wird	die	Leistung	einer	Windenergieanlage	an	Land	ohne	bauliche	Veränderungen	oder	ohne	
den	Austausch	von	Teilen	und	ohne	eine	Änderung	der	genehmigten	Betriebszeiten	erhöht,	sind	aus-
schließlich	die	Standsicherheit	sowie	die	schädlichen	Umwelteinwirkungen	durch	Geräusche	und	nach-
teilige	Auswirkungen	durch	Turbulenzen	zu	prüfen.	Die	Absätze	5	und	6	sind	entsprechend	anzuwen-
den.“	

	 15.08.2025.—Artikel	1	Nr.	4	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	12.	August	2025	(BGBl.	 I	Nr.	189)	hat	Abs.	7	neu	
gefasst.	Abs.	7	lautete:	

	 		 „(7)	Werden	bei	 einer	 genehmigten	Windenergieanlage	vor	der	Errichtung	Änderungen	am	Anla-
gentyp	vorgenommen	oder	wird	er	gewechselt,	müssen	im	Rahmen	des	Änderungsgenehmigungsver-
fahrens	nur	dann	Anforderungen	geprüft	werden,	soweit	durch	die	Änderung	des	Anlagentyps	im	Ver-
hältnis	 zur	 genehmigten	 Anlage	 nachteilige	 Auswirkungen	 hervorgerufen	 werden	 und	 diese	 für	 die	
Prüfung	nach	§	6	erheblich	sein	können.	Die	Absätze	5	und	6	sind	entsprechend	anzuwenden.	Wird	der	
Standort	der	Anlage	um	nicht	mehr	als	8	Meter	geändert,	die	Gesamthöhe	um	nicht	mehr	als	20	Meter	
erhöht	und	der	Rotordurchlauf	um	nicht	mehr	als	8	Meter	verringert,	sind	ausschließlich	Anforderun-
gen	nach	Absatz	8	nachzuweisen	und	zu	prüfen.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	8a	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	9	neu	gefasst.	Abs.	9	lautete:	
	 		 „(9)	 In	den	Fällen	von	Absatz	7	Satz	3	und	Absatz	8	gilt	die	Genehmigung	nach	Ablauf	von	 sechs	

Wochen	einschließlich	der	Nebenbestimmungen	als	antragsgemäß	geändert,	sofern	die	Behörde	nicht	
zuvor	 über	 den	Antrag	 entscheidet	 oder	 ein	Antrag	 nach	Absatz	 5	 gestellt	wird.	 §	 42a	Absatz	 3	 des	
Verwaltungsverfahrensgesetzes	ist	entsprechend	anzuwenden.“	
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(2)	§	8a	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	für	eine	Anlage	oder	eine	Leitung	nach	§	2	Ab-
satz	1	des	Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes	ein	öffentliches	Interesse	im	Sinne	des	§	8a	Absatz	1	
Nummer	2	besteht.	
(3)	§	16b	Absatz	1,	2	Satz	1	und	2	Nummer	1,	Satz	3	und	Absatz	4	ist	für	eine	Anlage	nach	§	2	Ab-

satz	1	Nummer	1	des	Wasserstoffbeschleunigungsgesetzes	entsprechend	anzuwenden.21	
	
§	17	Nachträgliche	Anordnungen	
(1)	 Zur	 Erfüllung	 der	 sich	 aus	 diesem	 Gesetz	 und	 der	 auf	 Grund	 dieses	 Gesetzes	 erlassenen	

Rechtsverordnungen	 ergebenden	 Pflichten	 können	 nach	 Erteilung	 der	 Genehmigung	 sowie	 nach	
einer	nach	§	15	Abs.	1	angezeigten	Änderung	Anordnungen	getroffen	werden.	Wird	nach	Erteilung	
der	Genehmigung	sowie	nach	einer	nach	§	15	Abs.	1	angezeigten	Änderung	festgestellt,	daß	die	All-
gemeinheit	 oder	 die	Nachbarschaft	 nicht	 ausreichend	 vor	 schädlichen	Umwelteinwirkungen	 oder	
sonstigen	Gefahren,	 erheblichen	Nachteilen	 oder	 erheblichen	Belästigungen	 geschützt	 ist,	 soll	 die	
zuständige	Behörde	nachträgliche	Anordnungen	treffen.	
(1a)	Bei	Anlagen	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	ist	vor	dem	Erlass	einer	nachträglichen	

Anordnung	nach	Absatz	1	Satz	2,	durch	welche	Emissionsbegrenzungen	neu	festgelegt	werden	sol-
len,	der	Entwurf	der	Anordnung	öffentlich	bekannt	zu	machen.	§	10	Abs.	3	und	4	Nr.	1	und	2	gilt	für	
die	 Bekanntmachung	 entsprechend.	 Einwendungsbefugt	 sind	 Personen,	 deren	 Belange	 durch	 die	
nachträgliche	Anordnung	berührt	werden,	sowie	Vereinigungen,	welche	die	Anforderungen	von	§	3	
Abs.	1	oder	§	2	Abs.	2	des	Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes	erfüllen.	Für	die	Entscheidung	über	den	
Erlass	der	nachträglichen	Anordnung	gilt	§	10	Absatz	7	bis	8a	entsprechend.	
(1b)	Absatz	1a	gilt	für	den	Erlass	einer	nachträglichen	Anordnung	entsprechend,	bei	der	von	der	

Behörde	auf	Grundlage	einer	Verordnung	nach	§	7	Absatz	1b	oder	einer	Verwaltungsvorschrift	nach	
§	48	Absatz	1b	weniger	strenge	Emissionsbegrenzungen	festgelegt	werden	sollen.	
(2)	Die	zuständige	Behörde	darf	eine	nachträgliche	Anordnung	nicht	treffen,	wenn	sie	unverhält-

nismäßig	ist,	vor	allem	wenn	der	mit	der	Erfüllung	der	Anordnung	verbundene	Aufwand	außer	Ver-
hältnis	zu	dem	mit	der	Anordnung	angestrebten	Erfolg	steht;	dabei	sind	 insbesondere	Art,	Menge	
und	Gefährlichkeit	der	von	der	Anlage	ausgehenden	Emissionen	und	der	von	ihr	verursachten	Im-
missionen	sowie	die	Nutzungsdauer	und	technische	Besonderheiten	der	Anlage	zu	berücksichtigen.	
Darf	eine	nachträgliche	Anordnung	wegen	Unverhältnismäßigkeit	nicht	getroffen	werden,	 soll	die	
zuständige	Behörde	die	Genehmigung	unter	den	Voraussetzungen	des	§	21	Abs.	1	Nr.	3	bis	5	ganz	
oder	teilweise	widerrufen;	§	21	Abs.	3	bis	6	sind	anzuwenden.	
(2a)	§	12	Absatz	1a	gilt	für	Anlagen	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	entsprechend.	
(2b)	Abweichend	von	Absatz	2a	kann	die	zuständige	Behörde	weniger	strenge	Emissionsbegren-

zungen	festlegen,	wenn	
1.		wegen	technischer	Merkmale	der	Anlage	die	Anwendung	der	in	den	BVT-Schlussfolgerungen	
genannten	 Emissionsbandbreiten	 unverhältnismäßig	wäre	 und	 die	 Behörde	 dies	 begründet	
oder		

2.		 in	 Anlagen	 Zukunftstechniken	 für	 einen	 Gesamtzeitraum	 von	 höchstens	 neun	 Monaten	 er-
probt	 oder	 angewendet	werden	 sollen,	 sofern	 nach	 dem	 festgelegten	 Zeitraum	 die	 Anwen-
dung	der	betreffenden	Technik	beendet	wird	oder	in	der	Anlage	mindestens	die	mit	den	bes-
ten	verfügbaren	Techniken	assoziierten	Emissionsbandbreiten	erreicht	werden.		

§	12	Absatz	1b	Satz	2	und	3	gilt	entsprechend.	Absatz	1a	gilt	entsprechend.	
(3)	Soweit	durch	Rechtsverordnung	die	Anforderungen	nach	§	5	Abs.	1	Nr.	2	abschließend	fest-

gelegt	sind,	dürfen	durch	nachträgliche	Anordnungen	weitergehende	Anforderungen	zur	Vorsorge	
gegen	schädliche	Umwelteinwirkungen	nicht	gestellt	werden.	

	
		21		 QUELLE	
	 02.04.2026.—Artikel	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	29.	März	2026	(BGBl.	I	Nr.	84)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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(3a)	Die	zuständige	Behörde	soll	von	nachträglichen	Anordnungen	absehen,	soweit	in	einem	vom	
Betreiber	vorgelegten	Plan	technische	Maßnahmen	an	dessen	Anlagen	oder	an	Anlagen	Dritter	vor-
gesehen	 sind,	 die	 zu	 einer	 weitergehenden	 Verringerung	 der	 Emissionsfrachten	 führen	 als	 die	
Summe	der	Minderungen,	die	durch	den	Erlaß	nachträglicher	Anordnungen	zur	Erfüllung	der	sich	
aus	diesem	Gesetz	oder	den	auf	Grund	dieses	Gesetzes	erlassenen	Rechtsverordnungen	ergebenden	
Pflichten	bei	den	beteiligten	Anlagen	erreichbar	wäre	und	hierdurch	der	in	§	1	genannte	Zweck	ge-
fördert	wird.	Dies	gilt	nicht,	soweit	der	Betreiber	bereits	zur	Emissionsminderung	auf	Grund	einer	
nachträglichen	Anordnung	nach	Absatz	1	oder	einer	Auflage	nach	§	12	Abs.	1	verpflichtet	 ist	oder	
eine	nachträgliche	Anordnung	nach	Absatz	1	Satz	2	getroffen	werden	soll.	Der	Ausgleich	ist	nur	zwi-
schen	denselben	oder	in	der	Wirkung	auf	die	Umwelt	vergleichbaren	Stoffen	zulässig.	Die	Sätze	1	bis	
3	gelten	auch	für	nicht	betriebsbereite	Anlagen,	 für	die	die	Genehmigung	zur	Errichtung	und	zum	
Betrieb	 erteilt	 ist	 oder	 für	 die	 in	 einem	Vorbescheid	 oder	 einer	 Teilgenehmigung	Anforderungen	
nach	§	5	Abs.	1	Nr.	2	festgelegt	sind.	Die	Durchführung	der	Maßnahmen	des	Plans	ist	durch	Anord-
nung	sicherzustellen.	
(4)	Ist	es	zur	Erfüllung	der	Anordnung	erforderlich,	die	Lage,	die	Beschaffenheit	oder	den	Betrieb	

der	Anlage	wesentlich	zu	ändern	und	ist	in	der	Anordnung	nicht	abschließend	bestimmt,	in	welcher	
Weise	sie	zu	erfüllen	ist,	so	bedarf	die	Änderung	der	Genehmigung	nach	§	16.	Ist	zur	Erfüllung	der	
Anordnung	die	störfallrelevante	Änderung	einer	Anlage	erforderlich,	die	Betriebsbereich	oder	Be-
standteil	eines	Betriebsbereichs	ist,	und	wird	durch	diese	Änderung	der	angemessene	Sicherheits-
abstand	 erstmalig	 unterschritten,	 wird	 der	 bereits	 unterschrittene	 Sicherheitsabstand	 räumlich	
noch	weiter	 unterschritten	 oder	wird	 eine	 erhebliche	 Gefahrenerhöhung	 ausgelöst,	 so	 bedarf	 die	
Änderung	 einer	Genehmigung	 nach	 §	 16	 oder	 §	 16a,	wenn	 in	 der	Anordnung	 nicht	 abschließend	
bestimmt	ist,	in	welcher	Weise	sie	zu	erfüllen	ist.	
(4a)	Zur	Erfüllung	der	Pflichten	nach	§	5	Abs.	3	soll	bei	Abfallentsorgungsanlagen	im	Sinne	des		

§	4	Abs.	1	Satz	1	auch	eine	Sicherheitsleistung	angeordnet	werden.	Nach	der	Einstellung	des	gesam-
ten	Betriebes	können	Anordnungen	zur	Erfüllung	der	 sich	aus	§	5	Absatz	3	ergebenden	Pflichten	
nur	noch	während	des	Zeitraums	von	einem	Jahr	getroffen	werden.	
(4b)	Anforderungen	im	Sinne	des	§	12	Absatz	2c	können	auch	nachträglich	angeordnet	werden.	
(5)	Die	Absätze	1	bis	4b	gelten	entsprechend	für	Anlagen,	die	nach	§	67	Abs.	2	anzuzeigen	sind	

oder	vor	Inkrafttreten	dieses	Gesetzes	nach	§	16	Abs.	4	der	Gewerbeordnung	anzuzeigen	waren.22	

	
		22		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	4	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	 I	S.	1950)	hat	Abs.	2	neu	

gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Die	Behörde	darf	eine	nachträgliche	Anordnung	nicht	 treffen,	wenn	die	 ihr	bekannten	Tatsa-

chen	ergeben,	daß	die	Anordnung	
1. für	den	Betreiber	und	für	Anlagen	der	von	ihm	betriebenen	Art	wirtschaftlich	nicht	vertretbar	oder	
2. nach	dem	Stand	der	Technik	nicht	erfüllbar	

	 ist.	Ist	zu	erwarten,	daß	die	in	Satz	1	genannten	Hinderungsgründe	zu	einem	späteren	Zeitpunkt	weg-
fallen	werden,	 so	kann	die	Behörde	die	Anordnung	mit	der	Bestimmung	 treffen,	 daß	die	Anordnung	
nach	diesem	Zeitpunkt	zu	erfüllen	 ist.	Darf	eine	nachträgliche	Anordnung	nach	Satz	1	nicht	getroffen	
werden,	soll	die	zuständige	Behörde,	sofern	nicht	eine	Anordnung	nach	Satz	2	getroffen	wird,	die	Ge-
nehmigung	unter	den	Voraussetzungen	des	§	21	Abs.	1	Nr.	3	bis	5	ganz	oder	teilweise	widerrufen;	§	21	
Abs.	3	bis	6	sind	anzuwenden.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	und	4	in	Abs.	4	und	5	umnummeriert	und	Abs.	3	
eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	5	„1	und	3“	durch	„1	bis	4“	ersetzt.	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	Abs.	3a	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4a	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	„1	bis	4“	durch	„1	bis	4a“	ersetzt.	
	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	11	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	 I	S.	1498)	hat	 in	Abs.	1	

jeweils	„sowie	nach	einer	nach	§	15	Abs.	1	angezeigten	Änderung“	nach	„Genehmigung“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	„§	15“	durch	„§	16“	ersetzt.	
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§	18	Erlöschen	der	Genehmigung	
(1)	Die	Genehmigung	erlischt,	wenn	
1. innerhalb	einer	von	der	Genehmigungsbehörde	gesetzten	angemessenen	Frist	nicht	mit	der	
Errichtung	oder	dem	Betrieb	der	Anlage	begonnen	oder	

2. eine	Anlage	während	eines	Zeitraums	von	mehr	als	drei	Jahren	nicht	mehr	betrieben	
worden	ist.	
(2)	Die	Genehmigung	erlischt	ferner,	soweit	das	Genehmigungserfordernis	aufgehoben	wird.	
(3)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	auf	Antrag	die	Fristen	nach	Absatz	1	aus	wichtigem	Grunde	

verlängern,	wenn	hierdurch	der	Zweck	des	Gesetzes	nicht	gefährdet	wird.	
	
§	19	Vereinfachtes	Verfahren	
(1)	Durch	Rechtsverordnung	nach	§	4	Abs.	1	 Satz	3	kann	vorgeschrieben	werden,	daß	die	Ge-

nehmigung	von	Anlagen	bestimmter	Art	oder	bestimmten	Umfangs	in	einem	vereinfachten	Verfah-
ren	erteilt	wird,	sofern	dies	nach	Art,	Ausmaß	und	Dauer	der	von	diesen	Anlagen	hervorgerufenen	
schädlichen	Umwelteinwirkungen	und	sonstigen	Gefahren,	erheblichen	Nachteilen	und	erheblichen	
Belästigungen	mit	dem	Schutz	der	Allgemeinheit	und	der	Nachbarschaft	vereinbar	ist.	Satz	1	gilt	für	
Abfallentsorgungsanlagen	entsprechend.	
(2)	In	dem	vereinfachten	Verfahren	sind	§	10	Absatz	2,	3,	3a,	4,	6,	7	Satz	2	und	3,	Abs.	8	und	9	

sowie	die	§§	11	und	14	nicht	anzuwenden.	
(3)	Die	Genehmigung	ist	auf	Antrag	des	Trägers	des	Vorhabens	abweichend	von	den	Absätzen	1	

und	2	nicht	 in	einem	vereinfachten	Verfahren	zu	erteilen.	Auf	Antrag	des	Vorhabenträgers	 ist	die	
Genehmigung	öffentlich	bekannt	zu	machen.	In	diesem	Fall	gilt	§	10	Absatz	8	Satz	2	bis	9	entspre-
chend.	
(4)	Die	Genehmigung	einer	Anlage,	die	Betriebsbereich	oder	Bestandteil	eines	Betriebsbereichs	

ist,	kann	nicht	 im	vereinfachten	Verfahren	erteilt	werden,	wenn	durch	deren	störfallrelevante	Er-
richtung	und	Betrieb	der	angemessene	Sicherheitsabstand	zu	benachbarten	Schutzobjekten	unter-
schritten	wird	oder	durch	deren	störfallrelevante	Änderung	der	angemessene	Sicherheitsabstand	zu	
benachbarten	 Schutzobjekten	 erstmalig	 unterschritten	 wird,	 der	 bereits	 unterschrittene	 Sicher-
heitsabstand	 räumlich	 noch	 weiter	 unterschritten	 wird	 oder	 eine	 erhebliche	 Gefahrenerhöhung	

	
	 01.03.1999.—Artikel	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	17.	März	1998	(BGBl.	I	S.	502)	hat	in	Abs.	4a	„zehn	Jah-

ren“	durch	„einem	Jahr“	ersetzt.	
	 19.07.2001.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	13.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1550)	hat	Abs.	4a	Satz	1	einge-

fügt.	
	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	27.	 Juli	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 1950)	hat	 in	Abs.	4a	Satz	1		

„Nr.	2“	nach	„§	5	Abs.	3“	gestrichen.	
	 15.12.2006.—Artikel	2	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2819)	hat	Abs.	1a	einge-

fügt.	
	 01.03.2010.—Artikel	2	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	11.	August	2009	(BGBl.	I	S.	2723)	hat	in	Abs.	4a	Satz	1	

„kann“	durch	„soll“	ersetzt.	
	 Artikel	2	Nr.	5	lit.	a	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4b	eingefügt.	
	 Artikel	2	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	„4a“	durch	„4b“	ersetzt.	
	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	10	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	in	Abs.	1a	

Satz	1	„	 ,	die	in	Spalte	1	des	Anhangs	der	Verordnung	über	genehmigungsbedürftige	Anlagen	genannt	
sind,“	durch	„nach	der	Industrieemissions-Richtlinie“	und	„Grenzwerte	für	Emissionen“	durch	„Emissi-
onsbegrenzungen“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	10	 lit.	a	 litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	1a	Satz	4	 „Abs.	7	und	8“	durch	„Absatz	7		
bis	8a“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2a	und	2b	eingefügt.	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	Abs.	1b	

eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	Satz	2	eingefügt.	
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ausgelöst	wird.	In	diesen	Fällen	ist	das	Verfahren	nach	§	10	mit	Ausnahme	von	Absatz	4	Nummer	3	
und	Absatz	6	anzuwenden.	§	10	Absatz	3	Satz	8	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	nur	die	Per-
sonen	Einwendungen	erheben	können,	deren	Belange	berührt	sind	oder	Vereinigungen,	welche	die	
Anforderungen	des	§	3	Absatz	1	oder	des	§	2	Absatz	2	des	Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes	erfüllen.	
Bei	 störfallrelevanten	Änderungen	 ist	 §	16	Absatz	3	entsprechend	anzuwenden.	Die	Sätze	1	bis	4	
gelten	nicht,	soweit	dem	Gebot,	den	angemessenen	Sicherheitsabstand	zu	wahren,	bereits	auf	Ebene	
einer	raumbedeutsamen	Planung	oder	Maßnahme	durch	verbindliche	Vorgaben	Rechnung	getragen	
worden	ist.23	
	
§	20	Untersagung,	Stillegung	und	Beseitigung	
(1)	Kommt	der	Betreiber	einer	genehmigungsbedürftigen	Anlage	einer	Auflage,	einer	vollziehba-

ren	nachträglichen	Anordnung	oder	einer	abschließend	bestimmten	Pflicht	aus	einer	Rechtsverord-
nung	nach	§	7	nicht	nach	und	betreffen	die	Auflage,	die	Anordnung	oder	die	Pflicht	die	Beschaffen-
heit	oder	den	Betrieb	der	Anlage,	so	kann	die	zuständige	Behörde	den	Betrieb	ganz	oder	teilweise	
bis	zur	Erfüllung	der	Auflage,	der	Anordnung	oder	der	Pflichten	aus	der	Rechtsverordnung	nach	§	7	
untersagen.	Die	zuständige	Behörde	hat	den	Betrieb	ganz	oder	teilweise	nach	Satz	1	zu	untersagen,	
wenn	 ein	 Verstoß	 gegen	 die	 Auflage,	 Anordnung	 oder	 Pflicht	 eine	 unmittelbare	 Gefährdung	 der	
menschlichen	 Gesundheit	 verursacht	 oder	 eine	 unmittelbare	 erhebliche	 Gefährdung	 der	 Umwelt	
darstellt.	
(1a)	Die	zuständige	Behörde	hat	die	 Inbetriebnahme	oder	Weiterführung	einer	genehmigungs-

bedürftigen	Anlage,	die	Betriebsbereich	oder	Bestandteil	 eines	Betriebsbereichs	 ist	und	gewerbli-
chen	Zwecken	dient	 oder	 im	Rahmen	wirtschaftlicher	Unternehmungen	Verwendung	 findet,	 ganz	
oder	 teilweise	zu	untersagen,	solange	und	soweit	die	von	dem	Betreiber	getroffenen	Maßnahmen	
zur	 Verhütung	 schwerer	 Unfälle	 im	 Sinne	 des	 Artikels	 3	 Nummer	 13	 der	 Richtlinie	 2012/18/EU	
oder	 zur	 Begrenzung	 der	 Auswirkungen	 derartiger	 Unfälle	 eindeutig	 unzureichend	 sind.	 Bei	 der	
Entscheidung	über	eine	Untersagung	berücksichtigt	die	zuständige	Behörde	auch	schwerwiegende	
Unterlassungen	 in	 Bezug	 auf	 erforderliche	 Folgemaßnahmen,	 die	 in	 einem	Überwachungsbericht	
nach	§	16	Absatz	2	Nummer	1	der	Störfall-Verordnung	festgelegt	worden	sind.	Die	zuständige	Be-
hörde	kann	die	Inbetriebnahme	oder	Weiterführung	einer	Anlage	im	Sinne	des	Satzes	1	ganz	oder	

	
		23		 ÄNDERUNGEN	
	 01.04.1982.—Artikel	2	des	Gesetzes	vom	4.	März	1982	(BGBl.	 I	S.	281)	hat	 „die	§§	13	und	14“	durch		

„§	14“	ersetzt.	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	in	Abs.	2	„die	§§	8	

und	9,“	nach	„sind“	gestrichen.	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	9	lit.	a	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	in	Abs.	2	„	,	§	11,		

§	12	Abs.	3	und	§	14“	durch	„sowie	die	§§	11	und	14“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	9	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	eingefügt.	
	 01.05.1993.—Artikel	8	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	22.	April	1993	(BGBl.	I	S.	466)	hat	Abs.	1	Satz	2	einge-

fügt.	
	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	 I	S.	1498)	hat	Abs.	3	neu	ge-

fasst.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	auf	Antrag	des	Trägers	des	Vorhabens	zulassen,	daß	die	Ge-

nehmigung	abweichend	von	den	Absätzen	1	und	2	nicht	in	einem	vereinfachten	Verfahren	erteilt	wird.“	
	 15.12.2006.—Artikel	2	Nr.	3a	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2006	 (BGBl.	 I	 S.	2819)	hat	 in	Abs.	2	 „8		

und	9“	durch	„7	Satz	2	und	3,	Abs.	8	und	9“	ersetzt.	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	Abs.	4	einge-

fügt.	
	 02.06.2017.—Artikel	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	29.	Mai	2017	(BGBl.	I	S.	1298)	hat	in	Abs.	2	„Abs.	2,	3,	4,	

6,	7“	durch	„Absatz	2,	3,	3a,	4,	6,	7“	ersetzt.	
	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	11	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	3.	 Juli	2024	 (BGBl.	 I	Nr.	225)	hat	Abs.	3	Satz	2	

und	3	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	3	„Satz	4“	durch	„Satz	8“	ersetzt.	
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teilweise	 untersagen,	wenn	der	Betreiber	 die	 in	 einer	 zur	Umsetzung	 der	Richtlinie	 2012/18/EU	
erlassenen	Rechtsverordnung	vorgeschriebenen	Mitteilungen,	Berichte	oder	sonstigen	Informatio-
nen	nicht	fristgerecht	übermittelt.	
(2)	Die	zuständige	Behörde	soll	anordnen,	daß	eine	Anlage,	die	ohne	die	erforderliche	Genehmi-

gung	errichtet,	betrieben	oder	wesentlich	geändert	wird,	stillzulegen	oder	zu	beseitigen	ist.	Sie	hat	
die	Beseitigung	anzuordnen,	wenn	die	Allgemeinheit	oder	die	Nachbarschaft	nicht	auf	andere	Weise	
ausreichend	geschützt	werden	kann.	
(3)	Die	zuständige	Behörde	kann	den	weiteren	Betrieb	einer	genehmigungsbedürftigen	Anlage	

durch	den	Betreiber	oder	einen	mit	der	Leitung	des	Betriebes	Beauftragten	untersagen,	wenn	Tat-
sachen	 vorliegen,	 welche	 die	 Unzuverlässigkeit	 dieser	 Personen	 in	 bezug	 auf	 die	 Einhaltung	 von	
Rechtsvorschriften	zum	Schutz	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	dartun,	und	die	Untersagung	
zum	Wohl	der	Allgemeinheit	geboten	ist.	Dem	Betreiber	der	Anlage	kann	auf	Antrag	die	Erlaubnis	
erteilt	werden,	die	Anlage	durch	eine	Person	betreiben	zu	lassen,	die	die	Gewähr	für	den	ordnungs-
gemäßen	Betrieb	der	Anlage	bietet.	Die	Erlaubnis	kann	mit	Auflagen	verbunden	werden.24	
	
§	21	Widerruf	der	Genehmigung	
(1)	 Eine	 nach	diesem	Gesetz	 erteilte	 rechtmäßige	Genehmigung	darf,	 auch	nachdem	 sie	 unan-

fechtbar	geworden	ist,	ganz	oder	teilweise	mit	Wirkung	für	die	Zukunft	nur	widerrufen	werden,	
1. wenn	der	Widerruf	gemäß	§	12	Abs.	2	Satz	2	oder	Abs.	3	vorbehalten	ist;	
2. wenn	mit	der	Genehmigung	eine	Auflage	verbunden	ist	und	der	Begünstigte	diese	nicht	oder	
nicht	innerhalb	einer	ihm	gesetzten	Frist	erfüllt	hat;	

3. wenn	die	Genehmigungsbehörde	auf	Grund	nachträglich	eingetretener	Tatsachen	berechtigt	
wäre,	die	Genehmigung	nicht	zu	erteilen,	und	wenn	ohne	den	Widerruf	das	öffentliche	Inte-
resse	gefährdet	würde;	

4. wenn	die	Genehmigungsbehörde	auf	Grund	einer	geänderten	Rechtsvorschrift	berechtigt	wä-
re,	die	Genehmigung	nicht	zu	erteilen,	soweit	der	Betreiber	von	der	Genehmigung	noch	kei-
nen	Gebrauch	gemacht	hat,	und	wenn	ohne	den	Widerruf	das	öffentliche	Interesse	gefährdet	
würde;	

5. um	schwere	Nachteile	für	das	Gemeinwohl	zu	verhüten	oder	zu	beseitigen.	
(2)	 Erhält	 die	 Genehmigungsbehörde	 von	 Tatsachen	Kenntnis,	welche	 den	Widerruf	 einer	 Ge-

nehmigung	 rechtfertigen,	 so	 ist	 der	Widerruf	 nur	 innerhalb	 eines	 Jahres	 seit	 dem	 Zeitpunkt	 der	
Kenntnisnahme	zulässig.	
(3)	 Die	 widerrufene	 Genehmigung	 wird	 mit	 dem	Wirksamwerden	 des	 Widerrufs	 unwirksam,	

wenn	die	Genehmigungsbehörde	keinen	späteren	Zeitpunkt	bestimmt.	
(4)	Wird	die	Genehmigung	in	den	Fällen	des	Absatzes	1	Nr.	3	bis	5	widerrufen,	so	hat	die	Geneh-

migungsbehörde	den	Betroffenen	auf	Antrag	für	den	Vermögensnachteil	zu	entschädigen,	den	die-

	
		24		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	Abs.	1	neu	gefasst.	

Abs.	1	lautete:	
	 		 „(1)	Kommt	der	Betreiber	einer	genehmigungsbedürftigen	Anlage	einer	Auflage	oder	einer	vollzieh-

baren	nachträglichen	Anordnung	nicht	nach,	so	kann	die	zuständige	Behörde	den	Betrieb	der	Anlage	
ganz	oder	teilweise	bis	zur	Erfüllung	der	Auflage	oder	Anordnung	untersagen.“	

	 03.02.1999.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	1998	(BGBl.	I	S.	3178)	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	Abs.	1	Satz	2	einge-

fügt.	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	in	Abs.	1a	

Satz	1	„Teil“	durch	„Bestandteil“	und	„Nr.	5	der	Richtlinie	96/82/EG“	durch	„Nummer	13	der	Richtlinie	
2012/18/EU“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1a	Satz	2	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	1a	Satz	3	„Richtlinie	96/82/EG“	durch	„Richt-

linie	2012/18/EU“	ersetzt.	
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ser	dadurch	erleidet,	daß	er	auf	den	Bestand	der	Genehmigung	vertraut	hat,	soweit	sein	Vertrauen	
schutzwürdig	ist.	Der	Vermögensnachteil	ist	jedoch	nicht	über	den	Betrag	des	Interesses	hinaus	zu	
ersetzen,	 das	 der	Betroffene	 an	dem	Bestand	der	Genehmigung	hat.	Der	 auszugleichende	Vermö-
gensnachteil	wird	durch	die	Genehmigungsbehörde	 festgesetzt.	Der	Anspruch	kann	nur	 innerhalb	
eines	Jahres	geltend	gemacht	werden;	die	Frist	beginnt,	sobald	die	Genehmigungsbehörde	den	Be-
troffenen	auf	sie	hingewiesen	hat.	
(5)	Die	Länder	können	die	in	Absatz	4	Satz	1	getroffene	Bestimmung	des	Entschädigungspflichti-

gen	abweichend	regeln.	
(6)	Für	Streitigkeiten	über	die	Entschädigung	ist	der	ordentliche	Rechtsweg	gegeben.	
(7)	Die	Absätze	1	bis	6	gelten	nicht,	wenn	eine	Genehmigung,	die	von	einem	Dritten	angefochten	

worden	 ist,	 während	 des	 Vorverfahrens	 oder	 während	 des	 verwaltungsgerichtlichen	 Verfahrens	
aufgehoben	wird,	soweit	dadurch	dem	Widerspruch	oder	der	Klage	abgeholfen	wird.	
	

Zweiter	Abschnitt	
Nicht	genehmigungsbedürftige	Anlagen	

	
§	22	Pflichten	der	Betreiber	nicht	genehmigungsbedürftiger	Anlagen	
(1)	Nicht	genehmigungsbedürftige	Anlagen	sind	so	zu	errichten	und	zu	betreiben,	daß	
1. schädliche	 Umwelteinwirkungen	 verhindert	 werden,	 die	 nach	 dem	 Stand	 der	 Technik	 ver-
meidbar	sind,	

2. nach	 dem	 Stand	 der	 Technik	 unvermeidbare	 schädliche	 Umwelteinwirkungen	 auf	 ein	Min-
destmaß	beschränkt	werden	und	

3. die	beim	Betrieb	der	Anlagen	entstehenden	Abfälle	ordnungsgemäß	beseitigt	werden	können.	
Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,	nach	Anhörung	der	beteiligten	Kreise	(§	51)	durch	Rechts-
verordnung	mit	 Zustimmung	 des	 Bundesrates	 aufgrund	 der	 Art	 oder	Menge	 aller	 oder	 einzelner	
anfallender	Abfälle	die	Anlagen	zu	bestimmen,	für	die	die	Anforderungen	des	§	5	Abs.	1	Nr.	3	ent-
sprechend	gelten.	Für	Anlagen,	die	nicht	gewerblichen	Zwecken	dienen	und	nicht	im	Rahmen	wirt-
schaftlicher	Unternehmungen	Verwendung	finden,	gilt	die	Verpflichtung	des	Satzes	1	nur,	soweit	sie	
auf	die	Verhinderung	oder	Beschränkung	von	schädlichen	Umwelteinwirkungen	durch	Luftverun-
reinigungen,	Geräusche	oder	von	Funkanlagen	ausgehende	nichtionisierende	Strahlen	gerichtet	ist.	
(1a)	 Geräuscheinwirkungen,	 die	 von	 Kindertageseinrichtungen,	 Kinderspielplätzen	 und	 ähnli-

chen	Einrichtungen	wie	beispielsweise	Ballspielplätzen	durch	Kinder	hervorgerufen	werden,	 sind	
im	 Regelfall	 keine	 schädliche	 Umwelteinwirkung.	 Bei	 der	 Beurteilung	 der	 Geräuscheinwirkungen	
dürfen	Immissionsgrenz-	und	-richtwerte	nicht	herangezogen	werden.	
(2)	Weitergehende	öffentlich-rechtliche	Vorschriften	bleiben	unberührt.25	

	
§	23	Anforderungen	an	die	Errichtung,	die	Beschaffenheit	und	den	Betrieb	nicht		
genehmigungsbedürftiger	Anlagen	
(1)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	mit	 Zustimmung	 des	 Bundesrates	 vorzuschreiben,	 daß	 die	 Errichtung,	 die	 Be-
schaffenheit	 und	der	Betrieb	nicht	 genehmigungsbedürftiger	Anlagen	bestimmten	Anforderungen	
zum	 Schutz	 der	 Allgemeinheit	 und	 der	Nachbarschaft	 vor	 schädlichen	Umwelteinwirkungen	 und,	

	
		25		 ÄNDERUNGEN	
	 07.10.1994.—Artikel	2	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	September	1994	(BGBl.	I	S.	2705)	hat	Abs.	1	Satz	2	

eingefügt.	
	 04.08.2009.—Artikel	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2433)	hat	Satz	3	in	Abs.	1	neu	

gefasst.	 Satz	 3	 lautete:	 „Für	 Anlagen,	 die	 nicht	 gewerblichen	 Zwecken	 dienen	 und	 nicht	 im	 Rahmen	
wirtschaftlicher	Unternehmungen	Verwendung	 finden,	gilt	die	Verpflichtung	des	Satzes	1	nur,	soweit	
sie	auf	die	Verhinderung	oder	Beschränkung	von	schädlichen	Umwelteinwirkungen	durch	Luftverun-
reinigungen	oder	Geräusche	gerichtet	ist.“	

	 28.07.2011.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	20.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1474)	hat	Abs.	1a	eingefügt.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Bundes-Immissionsschutzgesetz	(BImSchG)	(Stand:	25.06.2026)	 38	

soweit	 diese	 Anlagen	 gewerblichen	 Zwecken	 dienen	 oder	 im	 Rahmen	wirtschaftlicher	 Unterneh-
mungen	Verwendung	 finden	 und	Betriebsbereiche	 oder	 Bestandteile	 von	 Betriebsbereichen	 sind,	
vor	 sonstigen	Gefahren	 zur	Verhütung	 schwerer	Unfälle	 im	 Sinne	 des	Artikels	 3	Nummer	 13	 der	
Richtlinie	2012/18/EU	und	zur	Begrenzung	der	Auswirkungen	derartiger	Unfälle	 für	Mensch	und	
Umwelt	sowie	zur	Vorsorge	gegen	schädliche	Umwelteinwirkungen	genügen	müssen,	insbesondere	
daß	
1. die	Anlagen	bestimmten	technischen	Anforderungen	entsprechen	müssen,	
2. die	von	Anlagen	ausgehenden	Emissionen	bestimmte	Grenzwerte	nicht	überschreiten	dürfen,	
3. die	Betreiber	von	Anlagen	Messungen	von	Emissionen	und	Immissionen	nach	in	der	Rechts-
verordnung	 näher	 zu	 bestimmenden	 Verfahren	 vorzunehmen	 haben	 oder	 von	 einer	 in	 der	
Rechtsverordnung	zu	bestimmenden	Stelle	vornehmen	lassen	müssen,	

4. die	Betreiber	bestimmter	Anlagen	der	zuständigen	Behörde	unverzüglich	die	Inbetriebnahme	
oder	eine	Änderung	einer	Anlage,	die	 für	die	Erfüllung	von	 in	der	Rechtsverordnung	vorge-
schriebenen	Pflichten	von	Bedeutung	sein	kann,	anzuzeigen	haben,	

4a.	 die	 Betreiber	 von	 Anlagen,	 die	 Betriebsbereiche	 oder	 Bestandteile	 von	 Betriebsbereichen	
sind,	innerhalb	einer	angemessenen	Frist	vor	Errichtung,	vor	Inbetriebnahme	oder	vor	einer	
Änderung	dieser	Anlagen,	die	 für	die	Erfüllung	von	in	der	Rechtsverordnung	vorgeschriebe-
nen	Pflichten	von	Bedeutung	sein	kann,	dies	der	zuständigen	Behörde	anzuzeigen	haben	und	

5. bestimmte	Anlagen	nur	betrieben	werden	dürfen,	nachdem	die	Bescheinigung	eines	von	der	
nach	Landesrecht	zuständigen	Behörde	bekanntgegebenen	Sachverständigen	vorgelegt	wor-
den	ist,	daß	die	Anlage	den	Anforderungen	der	Rechtsverordnung	oder	einer	Bauartzulassung	
nach	§	33	entspricht.	

In	 der	 Rechtsverordnung	 nach	 Satz	 1	 können	 auch	 die	 Anforderungen	 bestimmt	 werden,	 denen	
Sachverständige	 hinsichtlich	 ihrer	 Fachkunde,	 Zuverlässigkeit	 und	 gerätetechnischen	Ausstattung	
genügen	müssen.	Wegen	der	Anforderungen	nach	Satz	1	Nr.	1	bis	3	gilt	§	7	Abs.	4	entsprechend.	
(1a)	Für	bestimmte	nicht	genehmigungsbedürftige	Anlagen	kann	durch	Rechtsverordnung	nach	

Absatz	1	vorgeschrieben	werden,	daß	auf	Antrag	des	Trägers	des	Vorhabens	ein	Verfahren	zur	Er-
teilung	einer	Genehmigung	nach	§	4	Abs.	1	Satz	1	in	Verbindung	mit	§	6	durchzuführen	ist.	Im	Falle	
eines	Antrags	nach	Satz	1	sind	für	die	betroffene	Anlage	an	Stelle	der	für	nicht	genehmigungsbedürf-
tige	Anlagen	geltenden	Vorschriften	die	Vorschriften	über	genehmigungsbedürftige	Anlagen	anzu-
wenden.	Für	das	Verfahren	gilt	§	19	Abs.	2	und	3	entsprechend.	
(2)	Soweit	die	Bundesregierung	von	der	Ermächtigung	keinen	Gebrauch	macht,	sind	die	Landes-

regierungen	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	Vorschriften	im	Sinne	des	Absatzes	1	zu	erlassen.	
Die	Landesregierungen	können	die	Ermächtigung	auf	eine	oder	mehrere	oberste	Landesbehörden	
übertragen.26	

	
		26		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	 I	S.	1950)	hat	 in	Abs.	1	Satz	2	

„Abs.	2“	durch	„Abs.	4“	ersetzt.	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	in	Abs.	1	„	,	soweit	sie	

der	Vorschrift	des	§	22	unterliegen,“	nach	„Anlagen“	gestrichen	und	„sowie	zur	Vorsorge	gegen	schädli-
che	Umwelteinwirkungen“	nach	„Umwelteinwirkungen“	eingefügt.	

	 01.05.1993.—Artikel	8	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	22.	April	1993	(BGBl.	I	S.	466)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	
Nr.	2	 „und“	durch	ein	Komma	ersetzt,	 in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	3	der	Punkt	durch	ein	Komma	ersetzt	und		
Abs.	1	Satz	1	Nr.	4	und	5	eingefügt.	

	 Artikel	8	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	Satz	2	eingefügt.	
	 15.10.1996.—Artikel	 1	Nr.	 13	 lit.	 a	 des	Gesetzes	 vom	9.	Oktober	1996	 (BGBl.	 I	 S.	 1498)	hat	Nr.	 4	 in		

Abs.	1	Satz	1	neu	gefasst.	Nr.	4	lautete:	
„4.	die	Betreiber	bestimmter	Anlagen	der	zuständigen	Behörde	unverzüglich	die	Inbetriebnahme	oder	

eine	wesentliche	Änderung	der	Anlage	anzuzeigen	haben	und“.	
	 Artikel	1	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	5	„zuständigen	obersten	Landesbehör-

de“	durch	„nach	Landesrecht	zuständigen	Behörde“	ersetzt.	
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§	23a	Anzeigeverfahren	für	nicht	genehmigungsbedürftige	Anlagen,	die	Betriebsbereich	oder	
Bestandteil	eines	Betriebsbereichs	sind	
(1)	Die	 störfallrelevante	Errichtung	und	der	Betrieb	oder	die	 störfallrelevante	Änderung	 einer	

nicht	genehmigungsbedürftigen	Anlage,	die	Betriebsbereich	oder	Bestandteil	eines	Betriebsbereichs	
ist,	 ist	 der	 zuständigen	Behörde	 vor	 ihrer	Durchführung	 schriftlich	 oder	 elektronisch	 anzuzeigen,	
sofern	eine	Genehmigung	nach	Absatz	3	in	Verbindung	mit	§	23b	nicht	beantragt	wird.	Der	Anzeige	
sind	alle	Unterlagen	beizufügen,	die	für	die	Feststellung	nach	Absatz	2	erforderlich	sein	können;	die	
zuständige	Behörde	kann	bei	einer	elektronischen	Anzeige	Mehrausfertigungen	sowie	die	Übermitt-
lung	der	der	Anzeige	beizufügenden	Unterlagen	auch	in	schriftlicher	Form	verlangen.	Soweit	es	zur	
Ermittlung	des	angemessenen	Sicherheitsabstands	erforderlich	ist,	kann	die	zuständige	Behörde	ein	
Gutachten	zu	den	Auswirkungen	verlangen,	die	bei	schweren	Unfällen	durch	die	Anlage	hervorgeru-
fen	werden	können.	Die	zuständige	Behörde	hat	dem	Träger	des	Vorhabens	den	Eingang	der	Anzei-
ge	und	der	beigefügten	Unterlagen	unverzüglich	schriftlich	oder	elektronisch	zu	bestätigen.	Sie	teilt	
dem	Träger	des	Vorhabens	nach	Eingang	der	Anzeige	unverzüglich	mit,	welche	zusätzlichen	Unter-
lagen	sie	für	die	Feststellung	nach	Absatz	2	benötigt.	
(2)	Die	zuständige	Behörde	hat	festzustellen,	ob	durch	die	störfallrelevante	Errichtung	und	den	

Betrieb	 oder	 die	 störfallrelevante	 Änderung	 der	 Anlage	 der	 angemessene	 Sicherheitsabstand	 zu	
benachbarten	 Schutzobjekten	 erstmalig	 unterschritten	wird,	 räumlich	 noch	weiter	 unterschritten	
wird	oder	eine	erhebliche	Gefahrenerhöhung	ausgelöst	wird.	Diese	Feststellung	ist	dem	Träger	des	
Vorhabens	 spätestens	 zwei	Monate	 nach	 Eingang	 der	Anzeige	 und	 der	 erforderlichen	Unterlagen	
bekannt	zu	geben	und	der	Öffentlichkeit	nach	den	Bestimmungen	des	Bundes	und	der	Länder	über	
den	 Zugang	 zu	 Umweltinformationen	 zugänglich	 zu	 machen.	 Wird	 kein	 Genehmigungsverfahren	
nach	§	23b	durchgeführt,	macht	die	zuständige	Behörde	dies	in	ihrem	amtlichen	Veröffentlichungs-
blatt	und	entweder	im	Internet	oder	in	örtlichen	Tageszeitungen,	die	im	Bereich	des	Standortes	des	
Betriebsbereichs	verbreitet	sind,	öffentlich	bekannt.	Der	Träger	des	Vorhabens	darf	die	Errichtung	
und	den	Betrieb	oder	die	Änderung	vornehmen,	sobald	die	zuständige	Behörde	 ihm	mitteilt,	dass	
sein	Vorhaben	keiner	Genehmigung	bedarf.	
(3)	Auf	Antrag	des	Trägers	des	Vorhabens	führt	die	zuständige	Behörde	das	Genehmigungsver-

fahren	nach	§	23b	auch	ohne	die	Feststellung	nach	Absatz	2	Satz	1	durch.27	

	
	 Artikel	1	Nr.	13	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
	 27.10.1998.—Artikel	1	Nr.	3	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	1998	(BGBl.	 I	S.	3178)	hat	 in	Abs.	1		

Satz	1	„und,	soweit	diese	Anlagen	gewerblichen	Zwecken	dienen	oder	im	Rahmen	wirtschaftlicher	Un-
ternehmungen	 Verwendung	 finden	 und	 Betriebsbereiche	 oder	 Bestandteile	 von	 Betriebsbereichen	
sind,	vor	sonstigen	Gefahren	zur	Verhütung	schwerer	Unfälle	im	Sinne	des	Artikels	3	Nr.	5	der	Richtli-
nie	96/82/EG	und	zur	Begrenzung	der	Auswirkungen	derartiger	Unfälle	für	Mensch	und	Umwelt“	nach	
„schädlichen	Umwelteinwirkungen“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	4	„und“	durch	ein	Komma	ersetzt	
und	Abs.	1	Satz	1	Nr.	4a	eingefügt.	

	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	
„Nr.	5	der	Richtlinie	96/82/EG“	durch	„Nummer	13	der	Richtlinie	2012/18/EU“	ersetzt.	

		27		 QUELLE	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 05.04.2017.—Artikel	55	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	29.	März	2017	(BGBl.	I	S.	626)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

„oder	elektronisch“	nach	„schriftlich“	eingefügt.	
	 Artikel	55	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„	;	die	zuständige	Behörde	kann	bei	einer	

elektronischen	 Anzeige	Mehrausfertigungen	 sowie	 die	 Übermittlung	 der	 der	 Anzeige	 beizufügenden	
Unterlagen	auch	in	schriftlicher	Form	verlangen“	am	Ende	eingefügt.	

	 Artikel	55	Nr.	3	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	4	„oder	elektronisch“	nach	„schriftlich“	einge-
fügt.	
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§	23b	Störfallrechtliches	Genehmigungsverfahren	
(1)	Ergibt	die	Feststellung	nach	§	23a	Absatz	2	Satz	1,	dass	der	angemessene	Sicherheitsabstand	

erstmalig	unterschritten	wird,	 räumlich	noch	weiter	unterschritten	wird	oder	eine	erhebliche	Ge-
fahrenerhöhung	 ausgelöst	wird,	 bedarf	 die	 störfallrelevante	 Errichtung	 und	 der	 Betrieb	 oder	 die	
störfallrelevante	Änderung	einer	nicht	genehmigungsbedürftigen	Anlage,	die	Betriebsbereich	oder	
Bestandteil	eines	Betriebsbereichs	ist,	einer	störfallrechtlichen	Genehmigung.	Dies	gilt	nicht,	soweit	
dem	Gebot,	den	angemessenen	Sicherheitsabstand	zu	wahren,	bereits	auf	Ebene	einer	raumbedeut-
samen	Planung	oder	Maßnahme	durch	verbindliche	Vorgaben	Rechnung	getragen	worden	 ist.	Die	
Genehmigung	setzt	einen	schriftlichen	oder	elektronischen	Antrag	voraus.	§	10	Absatz	1	Satz	4	bis	6	
und	Absatz	2	gilt	 entsprechend.	Die	Genehmigung	 ist	 zu	erteilen,	wenn	sichergestellt	 ist,	dass	die	
Anforderungen	des	§	22	und	der	auf	Grundlage	des	§	23	erlassenen	Rechtsverordnungen	eingehal-
ten	 werden	 und	 andere	 öffentlich-rechtliche	 Vorschriften	 und	 Belange	 des	 Arbeitsschutzes	 nicht	
entgegenstehen.	 Die	 Genehmigung	 kann	 unter	 Bedingungen	 erteilt	 und	 mit	 Auflagen	 verbunden	
werden,	soweit	dies	erforderlich	ist,	um	die	Erfüllung	der	Genehmigungsvoraussetzungen	sicherzu-
stellen.	Die	Genehmigung	 schließt	 andere	die	Anlage	betreffende	behördliche	Entscheidungen	ein	
mit	 Ausnahme	 von	 Planfeststellungen,	 Zulassungen	 bergrechtlicher	 Betriebspläne,	 behördlichen	
Entscheidungen	 auf	 Grund	 atomrechtlicher	Vorschriften	 und	wasserrechtlichen	Erlaubnissen	 und	
Bewilligungen	nach	§	8	in	Verbindung	mit	§	10	des	Wasserhaushaltsgesetzes.	Die	§§	8,	8a,	9	und	18	
gelten	entsprechend.	
(2)	 Im	Genehmigungsverfahren	 ist	 die	 Öffentlichkeit	 zu	 beteiligen.	 Dazu	macht	 die	 zuständige	

Behörde	das	Vorhaben	öffentlich	bekannt	und	 legt	den	Antrag,	die	vom	Antragsteller	vorgelegten	
Unterlagen	mit	Ausnahme	der	Unterlagen	nach	Absatz	1	Satz	4	sowie	die	entscheidungserheblichen	
Berichte	und	Empfehlungen,	die	der	Behörde	 im	Zeitpunkt	der	Bekanntmachung	vorliegen,	 einen	
Monat	zur	Einsicht	aus.	Die	Auslegung	ist	dadurch	zu	bewirken,	dass	die	Dokumente	auf	einer	In-
ternetseite	der	 zuständigen	Behörde	zugänglich	gemacht	werden.	Auf	Verlangen	eines	Beteiligten	
wird	ihm	eine	leicht	zu	erreichende	Zugangsmöglichkeit	zur	Verfügung	gestellt.	Der	Vorhabenträger	
kann	der	Veröffentlichung	im	Internet	widersprechen,	soweit	er	die	Gefährdung	von	Betriebs-	oder	
Geschäftsgeheimnissen	oder	wichtiger	 Sicherheitsbelange	befürchtet;	 in	diesem	Fall	muss	die	Be-
hörde	eine	andere	Form	der	Veröffentlichung	wählen.	Personen,	deren	Belange	durch	das	Vorhaben	
berührt	werden	sowie	Vereinigungen,	welche	die	Anforderungen	von	§	3	Absatz	1	oder	§	2	Absatz	2	
des	Umwelt-Rechtsbehelfs-gesetzes	 erfüllen,	 können	 innerhalb	der	 in	 §	10	Absatz	3	 Satz	8	 erster	
Halbsatz	genannten	Frist	gegenüber	der	zuständigen	Behörde	schriftlich	oder	elektronisch	Einwen-
dungen	erheben.	§	10	Absatz	3	Satz	9	und	Absatz	3a	gilt	entsprechend.	Einwendungen,	die	auf	be-
sonderen	privatrechtlichen	Titeln	beruhen,	sind	auf	den	Rechtsweg	vor	den	ordentlichen	Gerichten	
zu	verweisen.	
(3)	 Die	 Genehmigungsbehörde	 holt	 die	 Stellungnahmen	 der	 Behörden	 ein,	 deren	 Aufgabenbe-

reich	durch	das	Vorhaben	berührt	wird.	Soweit	für	das	Vorhaben	selbst	oder	für	weitere	damit	un-
mittelbar	in	Zusammenhang	stehende	Vorhaben,	die	Auswirkungen	auf	die	Umwelt	haben	können	
und	die	für	die	Genehmigung	Bedeutung	haben,	eine	Zulassung	nach	anderen	Gesetzen	vorgeschrie-
ben	 ist,	 hat	 die	 Genehmigungsbehörde	 eine	 vollständige	 Koordinierung	 der	 Zulassungsverfahren	
sowie	der	Inhalts-	und	Nebenbestimmungen	sicherzustellen.	
(4)	Über	den	Antrag	auf	störfallrelevante	Errichtung	und	Betrieb	einer	Anlage	hat	die	zuständige	

Behörde	innerhalb	einer	Frist	von	sieben	Monaten	nach	Eingang	des	Antrags	und	der	erforderlichen	
Unterlagen	zu	entscheiden.	Über	den	Antrag	auf	störfallrelevante	Änderung	einer	Anlage	ist	inner-
halb	einer	Frist	von	sechs	Monaten	nach	Eingang	des	Antrags	und	der	erforderlichen	Unterlagen	zu	
entscheiden.	Die	zuständige	Behörde	kann	die	jeweilige	Frist	um	drei	Monate	verlängern,	wenn	dies	
wegen	der	Schwierigkeit	der	Prüfung	oder	aus	Gründen,	die	dem	Antragsteller	zuzurechnen	sind,	
erforderlich	 ist.	 Die	 Fristverlängerung	 soll	 gegenüber	 dem	Antragsteller	 begründet	werden.	 §	 10	
Absatz	7	Satz	1	gilt	entsprechend.	
(4a)	§	10a	ist	entsprechend	anzuwenden.	
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(5)	Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 durch	Rechtsverordnung	mit	 Zustimmung	 des	Bun-
desrates	weitere	Einzelheiten	des	Verfahrens	nach	den	Absätzen	1	bis	4	zu	regeln,	insbesondere	
1.		Form	und	Inhalt	des	Antrags,	
2.		Verfahren	und	Inhalt	der	Bekanntmachung	und	Auslegung	des	Vorhabens	durch	die	zuständi-
ge	Behörde	sowie	

3.		 Inhalt	und	Bekanntmachung	des	Genehmigungsbescheids.28	
	
§	23c	Betriebsplanzulassung	nach	dem	Bundesberggesetz	
Die	§§	23a	und	23b	Absatz	1,	3	und	4	gelten	nicht	 für	die	störfallrelevante	Errichtung	und	den	

Betrieb	oder	die	 störfallrelevante	Änderung	einer	nicht	 genehmigungsbedürftigen	Anlage,	die	Be-
triebsbereich	oder	Bestandteil	eines	Betriebsbereichs	ist,	wenn	für	die	Errichtung	und	den	Betrieb	
oder	die	Änderung	eine	Betriebsplanzulassung	nach	dem	Bundesberggesetz	erforderlich	ist.	§	23b	

	
		28		 QUELLE	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 05.04.2017.—Artikel	55	Nr.	4	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	29.	März	2017	(BGBl.	I	S.	626)	hat	in	Abs.	1	

Satz	3	„oder	elektronischen“	nach	„schriftlichen“	eingefügt.	
	 Artikel	55	Nr.	4	 lit.	a	 litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Satz	4	 in	Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	4	 lautete:	„§	10	

Absatz	2	gilt	entsprechend.“	
	 Artikel	55	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	3	„oder	elektronisch“	nach	„schriftlich“	einge-

fügt.	
	 02.06.2017.—Artikel	3	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	29.	Mai	2017	(BGBl.	I	S.	1298)	hat	in	Abs.	2	Satz	3	

„erster	Halbsatz“	nach	„Satz	4“	eingefügt.	
	 Artikel	3	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	Satz	4	eingefügt.	
	 31.08.2021.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	18.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3901)	hat	Abs.	3a	eingefügt.	
	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	12	lit.	a	des	Gesetzes	vom	3.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	225,	ber.	Nr.	340)	hat	in	

Abs.	1	Satz	4	„bis	6“	nach	„Satz	4“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	12	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	Satz	3	bis	5	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	12	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	2	Satz	6	„Satz	4“	durch	„Satz	8“	er-

setzt.	
	 Artikel	1	Nr.	12	lit.	b	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	2	Satz	7	„Satz	5“	durch	„Satz	9“	er-

setzt.	
	 15.08.2025.—Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	des	Gesetzes	vom	12.	August	2025	(BGBl.	I	Nr.	189)	hat	Abs.	3a	auf-

gehoben.	Abs.	3a	lautete:	
	 		 „(3a)	 Betrifft	 das	 Vorhaben	 eine	 Anlage,	 die	 in	 den	 Anwendungsbereich	 der	 Richtlinie	 (EU)	

2018/2001	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	11.	Dezember	2018	zur	Förderung	der	
Nutzung	von	Energie	aus	erneuerbaren	Quellen	(Neufassung)	(ABl.	L	328	vom	21.12.2018,	S.	82)	fällt,	
gilt	ergänzend	Folgendes:	

1.		 Auf	Antrag	des	Trägers	des	Vorhabens	wird	das	störfallrechtliche	Genehmigungsverfahren	sowie	
alle	sonstigen	Zulassungsverfahren,	die	für	die	Durchführung	des	Vorhabens	nach	Bundes-	oder	
Landesrecht	erforderlich	sind,	über	eine	einheitliche	Stelle	abgewickelt.	

2.		 Die	einheitliche	Stelle	nach	Nummer	1	stellt	ein	Verfahrenshandbuch	für	Träger	von	Vorhaben	
bereit	und	macht	diese	Informationen	auch	im	Internet	zugänglich.	In	den	im	Internet	veröffent-
lichten	Informationen	weist	die	einheitliche	Stelle	auch	darauf	hin,	für	welche	Vorhaben	sie	zu-
ständig	 ist	 und	 welche	 weiteren	 einheitlichen	 Stellen	 im	 jeweiligen	 Land	 für	 Vorhaben	 nach	
Satz	1	zuständig	sind.	

3.		 Die	zuständige	und	die	zu	beteiligenden	Behörden	sollen	die	zur	Prüfung	des	Antrags	zusätzlich	
erforderlichen	Unterlagen	in	einer	einmaligen	Mitteilung	an	den	Antragsteller	zusammenfassen.	
Nach	Eingang	der	 vollständigen	Antragsunterlagen	 erstellt	 die	 zuständige	Behörde	 einen	Zeit-
plan	für	das	weitere	Verfahren	und	teilt	diesen	Zeitplan	in	den	Fällen	der	Nummer	1	der	einheit-
lichen	Stelle,	andernfalls	dem	Antragsteller	mit.	

4.		 §	16b	ist	entsprechend	anzuwenden.“	
	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4a	eingefügt.	
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Absatz	2	 ist	 für	die	 in	Satz	1	genannten	Vorhaben	unter	den	in	§	57d	des	Bundesberggesetzes	ge-
nannten	Bedingungen	entsprechend	anzuwenden.	Die	Regelungen,	die	auf	Grundlage	des	§	23b	Ab-
satz	5	durch	Rechtsverordnung	getroffen	werden,	gelten	für	die	in	Satz	1	genannten	Vorhaben,	so-
weit	§	57d	des	Bundesberggesetzes	dies	anordnet.29	
	
§	24	Anordnungen	im	Einzelfall	
Die	zuständige	Behörde	kann	im	Einzelfall	die	zur	Durchführung	des	§	22	und	der	auf	dieses	Ge-

setz	gestützten	Rechtsverordnungen	erforderlichen	Anordnungen	treffen.	Kann	das	Ziel	der	Anord-
nung	auch	durch	eine	Maßnahme	zum	Zwecke	des	Arbeitsschutzes	erreicht	werden,	soll	diese	an-
geordnet	werden.	
	
§	25	Untersagung	
(1)	Kommt	der	Betreiber	einer	Anlage	einer	vollziehbaren	behördlichen	Anordnung	nach	§	24	

Satz	1	nicht	nach,	so	kann	die	zuständige	Behörde	den	Betrieb	der	Anlage	ganz	oder	teilweise	bis	
zur	Erfüllung	der	Anordnung	untersagen.	
(1a)	Die	zuständige	Behörde	hat	die	 Inbetriebnahme	oder	Weiterführung	einer	nicht	genehmi-

gungsbedürftigen	Anlage,	 die	 Betriebsbereich	 oder	Bestandteil	 eines	 Betriebsbereichs	 ist	 und	 ge-
werblichen	Zwecken	dient	oder	im	Rahmen	wirtschaftlicher	Unternehmungen	Verwendung	findet,	
ganz	oder	teilweise	zu	untersagen,	solange	und	soweit	die	von	dem	Betreiber	getroffenen	Maßnah-
men	 zur	 Verhütung	 schwerer	 Unfälle	 im	 Sinne	 des	 Artikels	 3	 Nummer	 13	 der	 Richtlinie	 2012/	
18/EU	oder	zur	Begrenzung	der	Auswirkungen	derartiger	Unfälle	eindeutig	unzureichend	sind.	Bei	
der	Entscheidung	über	 eine	Untersagung	berücksichtigt	 die	 zuständige	Behörde	 auch	 schwerwie-
gende	Unterlassungen	in	Bezug	auf	erforderliche	Folgemaßnahmen,	die	in	einem	Überwachungsbe-
richt	nach	§	16	Absatz	2	Nummer	1	der	Störfall-Verordnung	festgelegt	worden	sind.	Die	zuständige	
Behörde	kann	die	Inbetriebnahme	oder	die	Weiterführung	einer	Anlage	im	Sinne	des	Satzes	1	au-
ßerdem	ganz	oder	teilweise	untersagen,	wenn	der	Betreiber	
1.		die	 in	einer	zur	Umsetzung	der	Richtlinie	2012/18/EU	erlassenen	Rechtsverordnung	vorge-
schriebenen	Mitteilungen,	Berichte	oder	sonstige	Informationen	nicht	fristgerecht	übermittelt	
oder	

2.		eine	nach	§	23a	erforderliche	Anzeige	nicht	macht	oder	die	Anlage	ohne	die	nach	§	23b	erfor-
derliche	Genehmigung	störfallrelevant	errichtet,	betreibt	oder	störfallrelevant	ändert.	

(2)	Wenn	 die	 von	 einer	 Anlage	 hervorgerufenen	 schädlichen	 Umwelteinwirkungen	 das	 Leben	
oder	die	Gesundheit	von	Menschen	oder	bedeutende	Sachwerte	gefährden,	soll	die	zuständige	Be-
hörde	die	Errichtung	oder	den	Betrieb	der	Anlage	ganz	oder	teilweise	untersagen,	soweit	die	Allge-
meinheit	oder	die	Nachbarschaft	nicht	auf	andere	Weise	ausreichend	geschützt	werden	kann.30	
	
§	25a	Stilllegung	und	Beseitigung	nicht	genehmigungsbedürftiger	Anlagen,	die		
Betriebsbereich	oder	Bestandteil	eines	Betriebsbereichs	sind	

	
		29		 QUELLE	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
		30		 ÄNDERUNGEN	
	 03.02.1999.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	1998	(BGBl.	I	S.	3178)	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	11	lit.	a	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	in	Abs.	1a	

Satz	1	„Teil“	durch	„Bestandteil“	und	„Nr.	5	der	Richtlinie	96/82/EG“	durch	„Nummer	13	der	Richtlinie	
2012/18/EU“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	 in	Abs.	1a	durch	die	Sätze	2	und	3	ersetzt.	Satz	2	
lautete:	 „Die	 zuständige	 Behörde	 kann	 die	 Inbetriebnahme	 oder	 die	Weiterführung	 einer	 Anlage	 im	
Sinne	des	Satzes	1	ganz	oder	teilweise	untersagen,	wenn	der	Betreiber	die	in	einer	zur	Umsetzung	der	
Richtlinie	96/82/EG	erlassenen	Rechtsverordnung	vorgeschriebenen	Mitteilungen,	Berichte	oder	sons-
tigen	Informationen	nicht	fristgerecht	übermittelt.“	
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Die	zuständige	Behörde	kann	anordnen,	dass	eine	Anlage,	die	Betriebsbereich	oder	Bestandteil	
eines	Betriebsbereichs	ist	und	ohne	die	erforderliche	Genehmigung	nach	§	23b	störfallrelevant	er-
richtet	oder	geändert	wird,	ganz	oder	teilweise	stillzulegen	oder	zu	beseitigen	ist.	Sie	soll	die	Besei-
tigung	 anordnen,	wenn	 die	 Allgemeinheit	 oder	 die	 Nachbarschaft	 nicht	 auf	 andere	Weise	 ausrei-
chend	geschützt	werden	kann.31	
	

Dritter	Abschnitt	
Ermittlung	von	Emissionen	und	Immissionen,	sicherheitstechnische	Prüfungen32	

	
§	26	Messungen	aus	besonderem	Anlaß	
Die	zuständige	Behörde	kann	anordnen,	dass	der	Betreiber	einer	genehmigungsbedürftigen	An-

lage	 oder,	 soweit	 §	 22	 Anwendung	 findet,	 einer	 nicht	 genehmigungsbedürftigen	 Anlage	 Art	 und	
Ausmaß	der	 von	der	Anlage	 ausgehenden	Emissionen	 sowie	die	 Immissionen	 im	Einwirkungsbe-
reich	der	Anlage	durch	eine	der	von	der	zuständigen	Behörde	eines	Landes	bekannt	gegebenen	Stel-
len	ermitteln	lässt,	wenn	zu	befürchten	ist,	dass	durch	die	Anlage	schädliche	Umwelteinwirkungen	
hervorgerufen	werden.	Die	 zuständige	Behörde	 ist	 befugt,	 Einzelheiten	über	Art	 und	Umfang	der	
Ermittlungen	sowie	über	die	Vorlage	des	Ermittlungsergebnisses	vorzuschreiben.33	

	
		31		 QUELLE	
	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
		32		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	in	der	Überschrift	des	

Abschnitts	„	,	sicherheitstechnische	Prüfungen,	Technischer	Ausschuß	für	Anlagensicherheit“	am	Ende	
eingefügt.	

	 01.11.2005.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2005	(BGBl.	I	S.	1865)	hat	in	der	Überschrift	des	
Abschnitts	„	,	Technischer	Ausschuß	für	Anlagensicherheit“	am	Ende	gestrichen.	

		33		 ÄNDERUNGEN	
	 23.05.1990.—Artikel	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	Abs.	2	eingefügt.	
	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	14	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	 I	S.	1498)	hat	 in	Abs.	1		

Satz	1	„zuständigen	obersten	Landesbehörde“	durch	„nach	Landesrecht	zuständigen	Behörde“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	14	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	aufgehoben.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	 Die	 Bundesregierung	 wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	Anforderungen	zu	bestimmen,	denen	die	nach	
Absatz	1	mit	der	Ermittlung	der	Emissionen	und	 Immissionen	beauftragten	Stellen	hinsichtlich	 ihrer	
Fachkunde,	Zuverlässigkeit	und	gerätetechnischen	Ausstattung	genügen	müssen.“	

	 18.08.2010.—Artikel	 3	Nr.	 1	 lit.	 a	 des	Gesetzes	 vom	11.	August	 2010	 (BGBl.	 I	 S.	 1163)	 hat	 Satz	 1	 in		
Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Die	zuständige	Behörde	kann	anordnen,	daß	der	Betreiber	einer	ge-
nehmigungsbedürftigen	Anlage	oder,	soweit	§	22	Anwendung	findet,	einer	nicht	genehmigungsbedürf-
tigen	Anlage	Art	und	Ausmaß	der	von	der	Anlage	ausgehenden	Emissionen	sowie	die	Immissionen	im	
Einwirkungsbereich	 der	 Anlage	 durch	 eine	 der	 von	 der	 nach	 Landesrecht	 zuständigen	 Behörde	 be-
kanntgegebenen	Stellen	ermitteln	 läßt,	wenn	zu	befürchten	 ist,	daß	durch	die	Anlage	schädliche	Um-
welteinwirkungen	hervorgerufen	werden.“	

	 Artikel	3	Nr.	1	lit.	c	des	Gesetzes	hat	Abs.	2	bis	4	eingefügt.	
	 13.04.2013.—Artikel	1	Nr.	12	lit.	c	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	Abs.	4	aufgeho-

ben.	Abs.	4	lautete:	
	 		 „(4)	 Die	 Bundesregierung	 wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	Anforderungen	an	die	Bekanntgabe	nach	Ab-
satz	 2	 auch	 im	 Hinblick	 auf	 die	 Gleichwertigkeit	 nicht	 inländischer	 Anerkennungen	 und	 Nachweise	
nach	Absatz	3	näher	zu	bestimmen	sowie	das	Bekanntgabeverfahren	nach	Absatz	2	zu	regeln.“	

	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	12	 lit.	b	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	 I	 S.	734)	hat	Abs.	2	und	3	
aufgehoben.	Abs.	2	und	3	lauteten:	

	 		 „(2)	Die	Bekanntgabe	nach	Absatz	1	Satz	1	ist	vorzunehmen,	wenn	der	Antragsteller	über	die	erfor-
derliche	 Fachkunde,	 Unabhängigkeit,	 Zuverlässigkeit	 und	 gerätetechnische	 Ausstattung	 verfügt.	 Die	
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§	27	Emissionserklärung	
(1)	 Der	 Betreiber	 einer	 genehmigungsbedürftigen	 Anlage	 ist	 verpflichtet,	 der	 zuständigen	 Be-

hörde	 innerhalb	einer	von	 ihr	zu	setzenden	Frist	oder	zu	dem	 in	der	Rechtsverordnung	nach	Ab-
satz	4	festgesetzten	Zeitpunkt	Angaben	zu	machen	über	Art,	Menge,	räumliche	und	zeitliche	Vertei-
lung	 der	 Luftverunreinigungen,	 die	 von	 der	 Anlage	 in	 einem	 bestimmten	 Zeitraum	 ausgegangen	
sind,	 sowie	 über	 die	 Austrittsbedingungen	 (Emissionserklärung);	 er	 hat	 die	 Emissionserklärung	
nach	Maßgabe	der	Rechtsverordnung	nach	Absatz	4	entsprechend	dem	neuesten	Stand	zu	ergänzen.	
§	52	Abs.	5	gilt	sinngemäß.	Satz	1	gilt	nicht	für	Betreiber	von	Anlagen,	von	denen	nur	in	geringem	
Umfang	Luftverunreinigungen	ausgehen	können.	
(2)	Auf	die	nach	Absatz	1	erlangten	Kenntnisse	und	Unterlagen	sind	§§	93,	97,	105	Abs.	1,	§	111	

Abs.	5	in	Verbindung	mit	§	105	Abs.	1	sowie	§	116	Abs.	1	der	Abgabenordnung	nicht	anzuwenden.	
Dies	 gilt	 nicht,	 soweit	 die	 Finanzbehörden	die	Kenntnisse	 für	 die	Durchführung	 eines	Verfahrens	
wegen	einer	Steuerstraftat	sowie	eines	damit	zusammenhängenden	Besteuerungsverfahrens	benö-
tigen,	 an	deren	Verfolgung	 ein	 zwingendes	öffentliches	 Interesse	besteht,	 oder	 soweit	 es	 sich	um	
vorsätzlich	falsche	Angaben	des	Auskunftspflichtigen	oder	der	für	ihn	tätigen	Personen	handelt.	
(3)	Der	 Inhalt	der	Emissionserklärung	 ist	Dritten	auf	Antrag	bekannt	 zu	geben.	Einzelangaben	

der	Emissionserklärung	dürfen	nicht	veröffentlicht	oder	Dritten	bekannt	gegeben	werden,	wenn	aus	
diesen	Rückschlüsse	auf	Betriebs-	oder	Geschäftsgeheimnisse	gezogen	werden	können.	Bei	Abgabe	
der	Emissionserklärung	hat	der	Betreiber	der	zuständigen	Behörde	mitzuteilen	und	zu	begründen,	
welche	 Einzelangaben	 der	 Emissionserklärung	 Rückschlüsse	 auf	 Betriebs-	 oder	 Geschäftsgeheim-
nisse	erlauben.	
(4)	Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 durch	Rechtsverordnung	mit	 Zustimmung	 des	Bun-

desrates	 Inhalt,	Umfang,	Form	und	Zeitpunkt	der	Abgabe	der	Emissionserklärung,	das	bei	der	Er-
mittlung	der	Emissionen	einzuhaltende	Verfahren	und	den	Zeitraum,	innerhalb	dessen	die	Emissi-
onserklärung	zu	ergänzen	ist,	zu	regeln.	In	der	Rechtsverordnung	wird	auch	bestimmt,	welche	Be-
treiber	 genehmigungsbedürftiger	 Anlagen	 nach	Absatz	 1	 Satz	 3	 von	 der	 Pflicht	 zur	 Abgabe	 einer	
Emissionserklärung	 befreit	 sind.	 Darüber	 hinaus	 kann	 zur	 Erfüllung	 der	 Pflichten	 aus	 bindenden	

	
Bekanntgabe	 erfolgt	 durch	 die	 zuständige	 Behörde	 des	 Landes,	 in	 dem	 der	 Antragsteller	 seinen	 Ge-
schäftssitz	hat	und	gilt	 für	das	gesamte	Bundesgebiet;	besteht	kein	Geschäftssitz	 im	Inland,	so	 ist	das	
Land	zuständig,	 in	dem	die	Tätigkeit	nach	Absatz	1	vorrangig	ausgeübt	werden	soll.	Die	Bekanntgabe	
kann	mit	einem	Vorbehalt	des	Widerrufes,	einer	Befristung,	mit	Bedingungen,	Auflagen	und	dem	Vor-
behalt	von	Auflagen	versehen	werden.	Verfahren	nach	dieser	Vorschrift	können	über	eine	einheitliche	
Stelle	abgewickelt	werden.	Das	Verfahren	für	die	Prüfung	des	Antrags	auf	Bekanntgabe	muss	innerhalb	
von	vier	Monaten	abgeschlossen	sein;	§	42a	Absatz	2	Satz	2	bis	4	des	Verwaltungsverfahrensgesetzes	
findet	Anwendung.	

	 		 (3)	Gleichwertige	Anerkennungen	 aus	 einem	anderen	Mitgliedstaat	 der	Europäischen	Union	oder	
einem	 anderen	 Vertragsstaat	 des	 Abkommens	 über	 den	 Europäischen	 Wirtschaftsraum	 stehen	 Be-
kanntgaben	nach	Absatz	1	Satz	1	gleich.	Bei	der	Prüfung	des	Antrags	auf	Bekanntgabe	nach	Absatz	1	
Satz	1	stehen	Nachweise	aus	einem	anderen	Mitgliedstaat	der	Europäischen	Union	oder	einem	anderen	
Vertragsstaat	 des	 Abkommens	 über	 den	 Europäischen	 Wirtschaftsraum	 inländischen	 Nachweisen	
gleich,	wenn	aus	ihnen	hervorgeht,	dass	der	Antragsteller	die	betreffenden	Anforderungen	des	Absat-
zes	2	Satz	1	oder	die	aufgrund	 ihrer	Zielsetzung	 im	Wesentlichen	vergleichbaren	Anforderungen	des	
Ausstellungsstaates	erfüllt.	Nachweise	über	die	gleichwertige	Anerkennung	nach	Satz	1	und	 sonstige	
Nachweise	nach	Satz	2	sind	der	zuständigen	Behörde	vor	Aufnahme	der	Tätigkeit	 im	Original	oder	in	
Kopie	vorzulegen.	Eine	Beglaubigung	der	Kopie	sowie	eine	beglaubigte	deutsche	Übersetzung	können	
verlangt	werden.	 Hinsichtlich	 der	 Überprüfung	 der	 erforderlichen	 Fachkunde	 des	 Antragstellers	 gilt		
§	36a	Absatz	1	Satz	2,	Absatz	2	und	4	Satz	4	der	Gewerbeordnung	entsprechend;	bei	vorübergehender	
und	nur	gelegentlicher	Tätigkeit	 eines	Staatsangehörigen	eines	 anderen	Mitgliedstaates	der	Europäi-
schen	Union	oder	eines	anderen	Vertragsstaates	des	Abkommens	über	den	Europäischen	Wirtschafts-
raum	gilt	hinsichtlich	der	erforderlichen	Fachkunde	§	13a	Absatz	2	Satz	2	bis	5	und	Absatz	3	der	Ge-
werbeordnung	entsprechend.“	
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Rechtsakten	der	Europäischen	Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union	in	der	Rechtsverord-
nung	vorgeschrieben	werden,	dass	die	zuständigen	Behörden	über	die	nach	Landesrecht	zuständige	
Behörde	dem	Bundesministerium	für	Umwelt,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	zu	einem	fest-
gelegten	 Zeitpunkt	 Emissionsdaten	 zur	 Verfügung	 stellen,	 die	 den	 Emissionserklärungen	 zu	 ent-
nehmen	sind.34	
	
§	28	Erstmalige	und	wiederkehrende	Messungen	bei	genehmigungsbedürftigen	Anlagen	

	
		34		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1977.—Artikel	45	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	1976	(BGBl.	 I	S.	3341)	hat	Abs.	2	neu	

gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Die	nach	Absatz	1	erlangten	Kenntnisse	und	Unterlagen	dürfen	nicht	für	ein	Besteuerungsver-

fahren,	ein	Strafverfahren	wegen	eines	Steuervergehens	oder	ein	Bußgeldverfahren	wegen	einer	Steu-
erordnungswidrigkeit	verwendet	werden.	Die	Vorschriften	der	§§	175,	179,	188	Abs.	1	und	des	§	189	
der	 Reichsabgabenordnung	 über	 Beistands-	 und	 Anzeigepflichten	 gegenüber	 den	 Finanzämtern	 sind	
insoweit	nicht	anzuwenden.“	

	 23.05.1990.—Artikel	1	Nr.	13	lit.	c	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	Abs.	4	neu	ge-
fasst.	Abs.	4	lautete:	

	 		 „(4)	Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundes-
rates	
1. Inhalt,	Umfang,	Form	und	Zeitpunkt	der	Abgabe	der	Emissionserklärung	sowie	das	bei	der	Ermitt-

lung	der	Emissionen	einzuhaltende	Verfahren	zu	regeln,	
2. zu	bestimmen,	daß	Betreiber	genehmigungsbedürftiger	Anlagen,	die	nicht	 in	einem	Belastungsge-

biet	gelegen	sind,	zur	Abgabe	einer	Emissionserklärung	verpflichtet	sind,	sofern	dies	wegen	der	Art	
oder	der	Größe	der	Anlage,	insbesondere	mit	Rücksicht	auf	die	von	der	Anlage	ausgehenden	Emis-
sionen,	erforderlich	ist.“	

	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	13	lit.	a	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	Abs.	1	neu	ge-
fasst.	Abs.	1	lautete:	

	 		 „(1)	Der	Betreiber	einer	in	einem	Belastungsgebiet	(§	44)	gelegenen	oder	einer	in	einer	Rechtsver-
ordnung	 nach	Absatz	 4	Nr.	 2	 bezeichneten	 genehmigungsbedürftigen	Anlage	 ist	 verpflichtet,	 der	 zu-
ständigen	Behörde	 innerhalb	einer	von	 ihr	zu	setzenden	Frist	oder	zu	dem	 in	der	Rechtsverordnung	
nach	Absatz	4	 festgesetzten	Zeitpunkt	Angaben	 zu	machen	über	Art,	Menge,	 räumliche	und	 zeitliche	
Verteilung	der	Luftverunreinigungen,	die	von	der	Anlage	in	einem	bestimmten	Zeitraum	ausgegangen	
sind,	sowie	über	die	Austrittsbedingungen	(Emissionserklärung);	er	hat	die	Emissionserklärung	 jähr-
lich	entsprechend	dem	neuesten	Stand	zu	ergänzen.	§	52	Abs.	5	gilt	sinngemäß.“	

	 Artikel	1	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	3	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Der	Betreiber	
ist	vor	der	Veröffentlichung	zu	deren	Art	und	Umfang	zu	hören.“	

	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	I	S.	1498)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	
„zwei“	durch	„vier“	ersetzt.	

	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	12	lit.	a	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	
„alle	vier	Jahre“	durch	„nach	Maßgabe	der	Rechtsverordnung	nach	Absatz	4“	ersetzt.	

	 Artikel	2	Nr.	12	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	Satz	1	eingefügt.	
	 Artikel	2	Nr.	12	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	3	Satz	2	„oder	Dritten	bekannt	gege-

ben“	nach	„veröffentlicht“	eingefügt.	
	 Artikel	2	Nr.	12	lit.	c	 litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	1	„sowie“	durch	ein	Komma	ersetzt	

und	 „und	den	Zeitraum,	 innerhalb	dessen	die	Emissionserklärung	 zu	ergänzen	 ist,“	nach	 „Verfahren“	
eingefügt.	

	 Artikel	2	Nr.	12	lit.	c	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	Satz	3	eingefügt.	
	 04.12.2010.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	26.	November	2010	(BGBl.	I	S.	1728)	hat	in	Abs.	4	Satz	3	

„Beschlüssen	der	Europäischen	Gemeinschaften“	durch	 „Rechtsakten	der	Europäischen	Gemeinschaf-
ten	oder	der	Europäischen	Union“	ersetzt.	

	 08.09.2015.—Artikel	 76	Nr.	 1	 der	 Verordnung	 vom	 31.	 August	 2015	 (BGBl.	 I	 S.	 1474)	 hat	 in	 Abs.	 4	
Satz	3	„	,	Bau“	nach	„Naturschutz“	eingefügt.	

	 27.06.2020.—Artikel	103	der	Verordnung	vom	19.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1328)	hat	in	Abs.	4	Satz	3	„	,	Bau	
und	Reaktorsicherheit“	durch	„und	nukleare	Sicherheit“	ersetzt.	
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Die	zuständige	Behörde	kann	bei	genehmigungsbedürftigen	Anlagen	
1. nach	der	Inbetriebnahme	oder	einer	Änderung	im	Sinne	des	§	15	oder	des	§	16	und	sodann	
2. nach	Ablauf	eines	Zeitraums	von	jeweils	drei	Jahren	

Anordnungen	nach	§	26	auch	ohne	die	dort	genannten	Voraussetzungen	treffen.	Hält	die	Behörde	
wegen	 Art,	Menge	 und	 Gefährlichkeit	 der	 von	 der	 Anlage	 ausgehenden	 Emissionen	 Ermittlungen	
auch	während	des	 in	Nummer	2	 genannten	Zeitraums	 für	 erforderlich,	 so	 soll	 sie	 auf	Antrag	des	
Betreibers	zulassen,	daß	diese	Ermittlungen	durch	den	Immissionsschutzbeauftragten	durchgeführt	
werden,	 wenn	 dieser	 hierfür	 die	 erforderliche	 Fachkunde,	 Zuverlässigkeit	 und	 gerätetechnische	
Ausstattung	besitzt.35	
	
§	29	Kontinuierliche	Messungen	
(1)	 Die	 zuständige	 Behörde	 kann	 bei	 genehmigungsbedürftigen	 Anlagen	 anordnen,	 daß	 statt	

durch	Einzelmessungen	nach	§	26	oder	§	28	oder	neben	solchen	Messungen	bestimmte	Emissionen	
oder	Immissionen	unter	Verwendung	aufzeichnender	Meßgeräte	fortlaufend	ermittelt	werden.	Bei	
Anlagen	mit	erheblichen	Emissionsmassenströmen	luftverunreinigender	Stoffe	sollen	unter	Berück-
sichtigung	von	Art	und	Gefährlichkeit	dieser	Stoffe	Anordnungen	nach	Satz	1	getroffen	werden,	so-
weit	eine	Überschreitung	der	in	Rechtsvorschriften,	Auflagen	oder	Anordnungen	festgelegten	Emis-
sionsbegrenzungen	nach	der	Art	der	Anlage	nicht	ausgeschlossen	werden	kann.	
(2)	Die	zuständige	Behörde	kann	bei	nicht	genehmigungsbedürftigen	Anlagen,	soweit	§	22	anzu-

wenden	ist,	anordnen,	daß	statt	durch	Einzelmessungen	nach	§	26	oder	neben	solchen	Messungen	
bestimmte	Emissionen	oder	Immissionen	unter	Verwendung	aufzeichnender	Meßgeräte	fortlaufend	
ermittelt	werden,	wenn	dies	zur	Feststellung	erforderlich	 ist,	ob	durch	die	Anlage	schädliche	Um-
welteinwirkungen	hervorgerufen	werden.36	
	
§	29a	Anordnung	sicherheitstechnischer	Prüfungen	
(1)	Die	zuständige	Behörde	kann	anordnen,	dass	der	Betreiber	einer	genehmigungsbedürftigen	

Anlage	oder	 einer	Anlage	 innerhalb	eines	Betriebsbereichs	nach	§	3	Absatz	5a	einen	der	von	der	
zuständigen	 Behörde	 eines	 Landes	 bekannt	 gegebenen	 Sachverständigen	 mit	 der	 Durchführung	
bestimmter	 sicherheitstechnischer	Prüfungen	 sowie	Prüfungen	von	 sicherheitstechnischen	Unter-
lagen	beauftragt.	In	der	Anordnung	kann	die	Durchführung	der	Prüfungen	durch	den	Störfallbeauf-
tragten	(§	58a),	eine	zugelassene	Überwachungsstelle	nach	§	2	Nummer	4	des	Gesetzes	über	über-
wachungsbedürftige	Anlagen	oder	einen	in	einer	für	Anlagen	nach	§	2	Nummer	1	des	Gesetzes	über	
überwachungsbedürftige	 Anlagen	 erlassenen	 Rechtsverordnung	 genannten	 Sachverständigen	 ge-
stattet	werden,	wenn	diese	die	Anforderungen	nach	§	29b	Absatz	2	Satz	2	und	3	erfüllen;	das	Glei-
che	 gilt	 für	 einen	 nach	 §	 36	 Absatz	 1	 der	 Gewerbeordnung	 bestellten	 Sachverständigen	 oder	 für	
Sachverständige,	 die	 im	 Rahmen	 von	 §	 13a	 der	 Gewerbeordnung	 ihre	 gewerbliche	 Tätigkeit	 nur	
vorübergehend	und	gelegentlich	 im	 Inland	 ausüben	wollen,	 soweit	 eine	besondere	 Sachkunde	 im	
Bereich	 sicherheitstechnischer	 Prüfungen	 nachgewiesen	wird.	 Die	 zuständige	 Behörde	 ist	 befugt,	

	
		35		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	 1	Nr.	 8	 des	Gesetzes	 vom	4.	Oktober	 1985	 (BGBl.	 I	 S.	 1950)	 hat	 in	Nr.	 2	 „fünf“	

durch	„drei“	ersetzt.	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	Satz	2	eingefügt.	
	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	 I	S.	1498)	hat	 in	Satz	1	Nr.	1	

„wesentlichen	Änderung	im	Sinne	des	§	15“	durch	„Änderung	im	Sinne	des	§	15	oder	des	§	16“	ersetzt.	
		36		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	Abs.	1	Satz	2	einge-

fügt.	
	 18.09.2002.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	11.	September	2002	(BGBl.	I	S.	3622)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	

„oder	 erheblichen	 Abgasströmen,	 insbesondere	 bei	 Anlagen	 mit	 einem	 Abgasstrom	 von	 mehr	 als		
50	000	m3	je	Stunde,“	nach	„Stoffe“	gestrichen	und	„unter	Berücksichtigung	von	Art	und	Gefährlichkeit	
dieser	Stoffe“	nach	„sollen“	eingefügt.	
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Einzelheiten	über	Art	und	Umfang	der	sicherheitstechnischen	Prüfungen	sowie	über	die	Vorlage	des	
Prüfungsergebnisses	vorzuschreiben.	
(2)	Prüfungen	können	angeordnet	werden	
1. für	einen	Zeitpunkt	während	der	Errichtung	oder	sonst	vor	der	Inbetriebnahme	der	Anlage,	
2. für	einen	Zeitpunkt	nach	deren	Inbetriebnahme,	
3. in	regelmäßigen	Abständen,	
4. im	Falle	einer	Betriebseinstellung	oder	
5. wenn	 Anhaltspunkte	 dafür	 bestehen,	 daß	 bestimmte	 sicherheitstechnische	 Anforderungen	
nicht	erfüllt	werden.	

Satz	1	gilt	entsprechend	bei	einer	Änderung	im	Sinne	des	§	15	oder	des	§	16.	
(3)	Der	Betreiber	hat	die	Ergebnisse	der	sicherheitstechnischen	Prüfungen	der	zuständigen	Be-

hörde	spätestens	einen	Monat	nach	Durchführung	der	Prüfungen	vorzulegen;	er	hat	diese	Ergebnis-
se	unverzüglich	vorzulegen,	sofern	dies	zur	Abwehr	gegenwärtiger	Gefahren	erforderlich	ist.37	

	
		37		 QUELLE	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1993.—Artikel	4	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	26.	August	1992	(BGBl.	 I	S.	1564)	hat	 in	Abs.	1	Satz	2		

„§	24c	der	Gewerbeordnung“	durch	„§	14	des	Gerätesicherheitsgesetzes“	und	„Rechtsverordnung	nach	
§	24	der	Gewerbeordnung“	durch	„für	Anlagen	nach	§	2	Abs.	2a	des	Gerätesicherheitsgesetzes	erlasse-
nen	Rechtsverordnung“	ersetzt.	

	 15.10.1996.—Artikel	1	Nr.	17	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	9.	Oktober	1996	(BGBl.	 I	S.	1498)	hat	 in	Abs.	1		
Satz	1	„zuständigen	obersten	Landesbehörde“	durch	„nach	Landesrecht	zuständigen	Behörde“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	17	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	aufgehoben	und	Abs.	3	und	4	in	Abs.	2	und	3	
umnummeriert.	Abs.	2	lautete:	

	 		 „(2)	 Die	 Bundesregierung	 wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	
Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	Anforderungen	zu	bestimmen,	denen	die	nach	
Absatz	1	mit	der	Durchführung	von	sicherheitstechnischen	Prüfungen	Beauftragten	hinsichtlich	 ihrer	
Fachkunde,	 Zuverlässigkeit	 und	 gerätetechnischen	 Ausstattung	 genügen	 müssen,	 sowie	 Regelungen	
über	die	Sammlung	und	Auswertung	der	Erfahrungen	der	Sachverständigen	sowie	über	deren	Weiter-
bildung	zu	treffen.“	

	 Artikel	1	Nr.	17	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	2	Satz	2	„wesentlichen	Änderung	im	Sinne	
des	§	15“	durch	„Änderung	im	Sinne	des	§	15	oder	des	§	16“	ersetzt.	

	 31.12.2000.—Artikel	 3	 Abs.	 3	 des	 Gesetzes	 vom	 27.	 Dezember	 2000	 (BGBl.	 I	 S.	 2048)	 hat	 in	 Abs.	 1		
Satz	 2	 „einen	 Sachverständigen	 nach	 §	 14“	 durch	 „eine	 zugelassene	 Überwachungsstelle	 nach	 §	 14		
Abs.	1“	ersetzt.	

	 01.05.2004.—Artikel	7	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	6.	Januar	2004	(BGBl.	I	S.	2)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„§	14	
Abs.	1	des	Gerätesicherheitsgesetzes	oder	einen	in	einer	für	Anlagen	nach	§	2	Abs.	2a	des	Gerätesicher-
heitsgesetzes“	durch	„§	17	Abs.	1	des	Geräte-	und	Produktsicherheitsgesetzes	oder	einen	 in	einer	 für	
Anlagen	nach	§	2	Abs.	7	des	Geräte-	und	Produktsicherheitsgesetzes“	ersetzt.	

	 18.08.2010.—Artikel	3	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	11.	August	2010	(BGBl.	I	S.	1163)	hat	die	Sätze	1	
und	2	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Die	Sätze	1	und	2	lauteten:	„Die	zuständige	Behörde	kann	anordnen,	daß	
der	Betreiber	einer	genehmigungsbedürftigen	Anlage	einen	der	von	der	nach	Landesrecht	zuständigen	
Behörde	 bekanntgegebenen	 Sachverständigen	 mit	 der	 Durchführung	 bestimmter	 sicherheitstechni-
scher	Prüfungen	sowie	Prüfungen	von	sicherheitstechnischen	Unterlagen	beauftragt.	In	der	Anordnung	
kann	die	Durchführung	der	Prüfungen	durch	den	Störfallbeauftragten	(§	58a),	eine	zugelassene	Über-
wachungsstelle	nach	§	17	Abs.	1	des	Geräte-	und	Produktsicherheitsgesetzes	oder	einen	in	einer	für	An-
lagen	 nach	 §	 2	 Abs.	 7	 des	 Geräte-	 und	 Produktsicherheitsgesetzes	 erlassenen	 Rechtsverordnung	 ge-
nannten	Sachverständigen	gestattet	werden,	wenn	diese	hierfür	die	erforderliche	Fachkunde,	Zuverläs-
sigkeit	und	gerätetechnische	Ausstattung	besitzen;	das	gleiche	gilt	 für	einen	nach	§	36	Abs.	1	der	Ge-
werbeordnung	 bestellten	 Sachverständigen,	 der	 eine	 besondere	 Sachkunde	 im	 Bereich	 sicherheits-
technischer	Prüfungen	nachweist.“	

	 Artikel	3	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	bis	6	eingefügt.	
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§	29b	Bekanntgabe	von	Stellen	und	Sachverständigen	
(1)	Die	Bekanntgabe	von	Stellen	im	Sinne	von	§	26,	von	Stellen	im	Sinne	einer	auf	Grund	dieses	

Gesetzes	 erlassenen	Rechtsverordnung	 oder	 von	 Sachverständigen	 im	 Sinne	 von	 §	 29a	 durch	 die	
zuständige	Behörde	eines	Landes	berechtigt	die	bekannt	gegebenen	Stellen	und	Sachverständigen,	
die	in	der	Bekanntgabe	festgelegten	Ermittlungen	oder	Prüfungen	auf	Antrag	eines	Anlagenbetrei-
bers	durchzuführen.	
(2)	Die	Bekanntgabe	setzt	einen	Antrag	bei	der	zuständigen	Behörde	des	Landes	voraus.	Sie	ist	

zu	erteilen,	wenn	der	Antragsteller	oder	die	Antragstellerin	über	die	erforderliche	Fachkunde,	Un-
abhängigkeit,	Zuverlässigkeit	und	gerätetechnische	Ausstattung	verfügt	sowie	die	für	die	Aufgaben-
erfüllung	 erforderlichen	 organisatorischen	 Anforderungen	 erfüllt.	 Sachverständige	 im	 Sinne	 von		
§	29a	müssen	über	eine	Haftpflichtversicherung	verfügen.	
(3)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	Anforderungen	an	die	Bekanntgabe	von	Stel-
len	und	Sachverständigen	sowie	an	bekannt	gegebene	Stellen	und	Sachverständige	zu	regeln.	In	der	
Rechtsverordnung	nach	Satz	1	können	insbesondere	
1.		Anforderungen	an	die	Gleichwertigkeit	nicht	inländischer	Anerkennungen	und	Nachweise	be-
stimmt	werden,		

2.		Anforderungen	an	das	Verfahren	der	Bekanntgabe	und	ihrer	Aufhebung	bestimmt	werden,		
3.		Anforderungen	an	den	Inhalt	der	Bekanntgabe	bestimmt	werden,	insbesondere,	dass	sie	mit	
Nebenbestimmungen	versehen	und	für	das	gesamte	Bundesgebiet	erteilt	werden	kann,		

4.		Anforderungen	an	die	Organisationsform	der	bekannt	zu	gebenden	Stellen	bestimmt	werden,		

	
	 01.12.2011.—Artikel	8	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	8.	November	2011	(BGBl.	I	S.	2178)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	

„§	17	Absatz	1	des	Geräte-	und	Produktsicherheitsgesetzes“	durch	„§	37	Absatz	1	des	Produktsicher-
heitsgesetzes“	und	„Absatz	7	des	Geräte-	und	Produktsicherheitsgesetzes“	durch	„Nummer	30	des	Pro-
duktsicherheitsgesetzes“	ersetzt.	

	 13.04.2013.—Artikel	1	Nr.	13	lit.	c	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	Abs.	6	aufgeho-
ben.	Abs.	6	lautete:	

	 		 „(6)	 Die	 Bundesregierung	 wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	
Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	Anforderungen	an	die	Bekanntgabe	nach	Ab-
satz	 4	 auch	 im	 Hinblick	 auf	 die	 Gleichwertigkeit	 nicht	 inländischer	 Anerkennungen	 und	 Nachweise	
nach	Absatz	5	näher	zu	bestimmen	sowie	das	Bekanntgabeverfahren	zu	regeln.“	

	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	13	lit.	a	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	
„Absatz	4	Satz	1“	durch	„§	29b	Absatz	2	Satz	2	und	3“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	und	5	aufgehoben.	Abs.	4	und	5	lauteten:	
	 		 „(4)	Die	Bekanntgabe	nach	Absatz	1	Satz	1	ist	vorzunehmen,	wenn	der	Antragsteller	über	die	erfor-

derliche	 Fachkunde,	 Unabhängigkeit,	 Zuverlässigkeit	 und	 gerätetechnische	 Ausstattung	 verfügt.	 Die	
Bekanntgabe	 erfolgt	 durch	 die	 zuständige	 Behörde	 des	 Landes,	 in	 dem	 der	 Antragsteller	 seinen	 Ge-
schäftssitz	hat	und	gilt	 für	das	gesamte	Bundesgebiet;	besteht	kein	Geschäftssitz	 im	Inland,	so	 ist	das	
Land	zuständig,	 in	dem	die	Tätigkeit	nach	Absatz	1	vorrangig	ausgeübt	werden	soll.	Die	Bekanntgabe	
kann	mit	einem	Vorbehalt	des	Widerrufes,	einer	Befristung,	mit	Bedingungen,	Auflagen	und	dem	Vor-
behalt	von	Auflagen	versehen	werden.	Verfahren	nach	dieser	Vorschrift	können	über	eine	einheitliche	
Stelle	abgewickelt	werden.	Das	Verfahren	für	die	Prüfung	des	Antrags	auf	Bekanntgabe	muss	innerhalb	
von	vier	Monaten	abgeschlossen	sein;	§	42a	Absatz	2	Satz	2	bis	4	des	Verwaltungsverfahrensgesetzes	
findet	Anwendung.	

	 		 (5)	Gleichwertige	Anerkennungen	 aus	 einem	anderen	Mitgliedstaat	 der	Europäischen	Union	oder	
einem	 anderen	 Vertragsstaat	 des	 Abkommens	 über	 den	 Europäischen	 Wirtschaftsraum	 stehen	 Be-
kanntgaben	nach	Absatz	1	Satz	1	gleich.	§	26	Absatz	3	Satz	2	bis	5	gilt	entsprechend.“	

	 16.07.2021.—Artikel	10	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2021	(BGBl.	I	S.	3146)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„§	37	
Absatz	1	des	Produktsicherheitsgesetzes“	durch	 „§	2	Nummer	4	des	Gesetzes	über	überwachungsbe-
dürftige	Anlagen“	 und	 „Nummer	30	des	Produktsicherheitsgesetzes“	 durch	 „Nummer	1	 des	Gesetzes	
über	überwachungsbedürftige	Anlagen“	ersetzt.	
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5.		Anforderungen	an	die	Struktur	bestimmt	werden,	die	die	Sachverständigen	der	Erfüllung	ih-
rer	Aufgaben	zugrunde	legen,		

6.		Anforderungen	an	die	Fachkunde,	Zuverlässigkeit,	Unabhängigkeit	und	gerätetechnische	Aus-
stattung	der	bekannt	zu	gebenden	Stellen	und	Sachverständigen	bestimmt	werden,		

7.		Pflichten	der	bekannt	gegebenen	Stellen	und	Sachverständigen	festgelegt	werden.38	
	
§	30	Kosten	der	Messungen	und	sicherheitstechnischen	Prüfungen	
Die	Kosten	für	die	Ermittlungen	der	Emissionen	und	Immissionen	sowie	für	die	sicherheitstech-

nischen	Prüfungen	trägt	der	Betreiber	der	Anlage.	Bei	nicht	genehmigungsbedürftigen	Anlagen	trägt	
der	Betreiber	die	Kosten	für	Ermittlungen	nach	§	26	oder	§	29	Abs.	2	nur,	wenn	die	Ermittlungen	
ergeben,	daß	
1. Auflagen	oder	Anordnungen	nach	den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	oder	der	auf	dieses	Gesetz	
gestützten	Rechtsverordnungen	nicht	erfüllt	worden	sind	oder	

2. Anordnungen	oder	Auflagen	nach	den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	oder	der	auf	dieses	Gesetz	
gestützten	Rechtsverordnungen	geboten	sind.39	

	
§	31	Auskunftspflichten	des	Betreibers	
(1)	Der	Betreiber	einer	Anlage	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	hat	nach	Maßgabe	der	Ne-

benbestimmungen	der	Genehmigung	oder	auf	Grund	von	Rechtsverordnungen	der	zuständigen	Be-
hörde	jährlich	Folgendes	vorzulegen:	
1.		eine	Zusammenfassung	der	Ergebnisse	der	Emissionsüberwachung,		
2.		sonstige	 Daten,	 die	 erforderlich	 sind,	 um	 die	 Einhaltung	 der	 Genehmigungsanforderungen	
gemäß	§	6	Absatz	1	Nummer	1	zu	überprüfen.		

Die	Pflicht	nach	Satz	1	besteht	nicht,	 soweit	die	erforderlichen	Angaben	der	zuständigen	Behörde	
bereits	auf	Grund	anderer	Vorschriften	vorzulegen	sind.	Wird	in	einer	Rechtsverordnung	nach	§	7	
ein	Emissionsgrenzwert	nach	§	7	Absatz	1a,	 in	einer	Verwaltungsvorschrift	nach	§	48	ein	Emissi-
onswert	nach	§	48	Absatz	1a	oder	in	einer	Genehmigung	nach	§	12	Absatz	1	oder	einer	nachträgli-
chen	Anordnung	nach	§	17	Absatz	2a	eine	Emissionsbegrenzung	nach	§	12	Absatz	1a	oder	§	17	Ab-
satz	2a	oberhalb	der	in	den	BVT-Schlussfolgerungen	genannten	Emissionsbandbreiten	bestimmt,	so	
hat	die	Zusammenfassung	nach	Satz	1	Nummer	1	einen	Vergleich	mit	den	in	den	BVT-Schlussfolge-
rungen	genannten	Emissionsbandbreiten	zu	ermöglichen.	
(2)	Der	Betreiber	einer	Anlage	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	kann	von	der	zuständigen	

Behörde	 verpflichtet	 werden,	 diejenigen	 Daten	 zu	 übermitteln,	 deren	 Übermittlung	 nach	 einem	
Durchführungsrechtsakt	 nach	 Artikel	 72	 Absatz	 2	 der	 Richtlinie	 2010/75/EU	 vorgeschrieben	 ist	
und	die	zur	Erfüllung	der	Berichtspflicht	nach	§	61	Absatz	1	erforderlich	sind,	soweit	solche	Daten	
nicht	bereits	auf	Grund	anderer	Vorschriften	bei	der	zuständigen	Behörde	vorhanden	sind.	§	3	Ab-
satz	1	Satz	2	und	§	5	Absatz	2	bis	6	des	Gesetzes	zur	Ausführung	des	Protokolls	über	Schadstofffrei-

	
		38		 QUELLE	
	 13.04.2013.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734,	ber.	S.	3753)	hat	die	Vor-

schrift	eingefügt.	
		39		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	 I	 S.	870)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	30	Kosten	der	Messungen	
	 		 Die	Kosten	 für	die	Ermittlungen	der	Emissionen	und	 Immissionen	 trägt	der	Betreiber	der	Anlage.	

Die	Kosten	für	die	Ermittlungen	nach	§	26	oder	§	29	Abs.	2	trägt	der	Betreiber	der	Anlage	nur,	wenn	die	
Ermittlungen	ergeben,	daß	
1. Auflagen	oder	Anordnungen	nach	den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	oder	der	auf	dieses	Gesetz	ge-

stützten	Rechtsverordnungen	nicht	erfüllt	worden	sind	oder	
2. Anordnungen	oder	Auflagen	nach	den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	oder	der	auf	dieses	Gesetz	ge-

stützten	Rechtsverordnungen	geboten	sind.“	
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setzungs-	 und	 -verbringungsregister	 vom	21.	Mai	 2003	 sowie	 zur	Durchführung	 der	 Verordnung	
(EG)	Nr.	166/2006	vom	6.	Juni	2007	(BGBl.	I	S.	1002),	das	durch	Artikel	1	des	Gesetzes	vom	9.	De-
zember	2020	(BGBl.	I	S.	2873)	geändert	worden	ist,	gelten	entsprechend.	
(2a)	 Der	 Betreiber	 von	 Anlagen,	 die	 Betriebsbereich	 oder	 Bestandteil	 eines	 Betriebsbereichs	

sind,	kann	von	der	zuständigen	Behörde	verpflichtet	werden,	diejenigen	Daten	zu	übermitteln,	de-
ren	 Übermittlung	 nach	 einem	 Durchführungsrechtsakt	 nach	 Artikel	 21	 Absatz	 5	 der	 Richtlinie	
2012/18/EU	vorgeschrieben	ist	und	die	zur	Erfüllung	der	Berichtspflicht	nach	§	61	Absatz	2	erfor-
derlich	sind,	soweit	solche	Daten	nicht	bereits	auf	Grund	anderer	Vorschriften	bei	der	zuständigen	
Behörde	vorhanden	sind.	Absatz	2	Satz	2	gilt	entsprechend.	
(3)	Wird	bei	einer	Anlage	nach	der	 Industrieemissions-Richtlinie	 festgestellt,	dass	Anforderun-

gen	gemäß	§	6	Absatz	1	Nummer	1	nicht	eingehalten	werden,	hat	der	Betreiber	dies	der	zuständi-
gen	Behörde	unverzüglich	mitzuteilen.	
(4)	Der	Betreiber	einer	Anlage	nach	der	Industrieemissions-Richtlinie	hat	bei	allen	Ereignissen	

mit	schädlichen	Umwelteinwirkungen	die	zuständige	Behörde	unverzüglich	zu	unterrichten,	soweit	
er	hierzu	nicht	bereits	nach	§	4	des	Umweltschadensgesetzes	oder	nach	§	19	der	Störfall-Verord-
nung	verpflichtet	ist.	
(5)	Der	Betreiber	der	Anlage	hat	das	Ergebnis	der	auf	Grund	einer	Anordnung	nach	§	26,	§	28	

oder	 §	 29	 getroffenen	 Ermittlungen	 der	 zuständigen	 Behörde	 auf	 Verlangen	mitzuteilen	 und	 die	
Aufzeichnungen	der	Messgeräte	nach	§	29	fünf	Jahre	lang	aufzubewahren.	Die	zuständige	Behörde	
kann	die	Art	der	Übermittlung	der	Messergebnisse	vorschreiben.	Die	Ergebnisse	der	Überwachung	
der	Emissionen,	die	bei	der	Behörde	vorliegen,	sind	für	die	Öffentlichkeit	nach	den	Bestimmungen	
des	Umweltinformationsgesetzes	mit	Ausnahme	des	§	12	zugänglich;	für	Landesbehörden	gelten	die	
landesrechtlichen	Vorschriften.40	
	

Vierter	Abschnitt	

	
		40		 ÄNDERUNGEN	
	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	Satz	3	eingefügt.	
	 14.02.2005.—Artikel	2	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2004	(BGBl.	 I	S.	3704)	hat	Satz	3	in	§	31	neu	

gefasst.	Satz	3	 lautete:	„Die	Ergebnisse	der	Überwachung	der	Emissionen,	die	bei	der	Behörde	vorlie-
gen,	 sind	 für	die	Öffentlichkeit	nach	den	Bestimmungen	des	Umweltinformationsgesetzes	vom	8.	 Juli	
1994	 (BGBl.	 I	 S.	 1490),	 zuletzt	 geändert	 durch	 Artikel	 21	 des	 Gesetzes	 zur	 Umsetzung	 der	 UVP-
Änderungsrichtlinie,	 der	 IVU-	Richtlinie	und	weiterer	EG-Richtlinien	 zum	Umweltschutz	 vom	27.	 Juli	
2001	(BGBl.	I	S.	1950),	mit	Ausnahme	des	§	10	zugänglich.“	

	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	 I	 S.	734)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	31	Auskunft	über	ermittelte	Emissionen	und	Immissionen	
	 		 Der	Betreiber	 der	Anlage	 hat	 das	 Ergebnis	 der	 auf	Grund	 einer	Anordnung	nach	 §	 26,	 §	 28	 oder		

§	29	getroffenen	Ermittlungen	der	zuständigen	Behörde	auf	Verlangen	mitzuteilen	und	die	Aufzeich-
nungen	der	Meßgeräte	nach	§	29	fünf	Jahre	lang	aufzubewahren.	Die	zuständige	Behörde	kann	die	Art	
der	Übermittlung	der	Meßergebnisse	vorschreiben.	Die	Ergebnisse	der	Überwachung	der	Emissionen,	
die	bei	der	Behörde	vorliegen,	sind	für	die	Öffentlichkeit	nach	den	Bestimmungen	des	Umweltinforma-
tionsgesetzes	 mit	 Ausnahme	 des	 §	 12	 zugänglich;	 für	 Landesbehörden	 gelten	 die	 landesrechtlichen	
Vorschriften.“	

	 07.12.2016.—Artikel	1	Nr.	13	lit.	a	des	Gesetzes	vom	30.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2749)	hat	in	Abs.	2	
Satz	1	„Absatz	1“	nach	„§	61“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2a	eingefügt.	
	 15.12.2020.—Artikel	2	Abs.	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2020	(BGBl.	I	S.	2873)	hat	Satz	2	in	

Abs.	2	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„§	3	Absatz	1	Satz	2	und	§	5	Absatz	2	bis	6	des	Gesetzes	zur	Ausfüh-
rung	des	Protokolls	über	Schadstofffreisetzungs-	und	 -verbringungsregister	vom	21.	Mai	2003	sowie	
zur	Durchführung	der	Verordnung	(EG)	Nr.	166/2006	vom	6.	 Juni	2007	(BGBl.	 I	S.	1002)	gelten	ent-
sprechend.“	
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Sonderregelungen	zur	Bewältigung	einer	Mangellage41	
	
§	31a	Abweichungen	nach	Artikel	30	Absatz	5	der	Richtlinie	2010/75/EU	
(1)	Die	zuständige	Behörde	kann	eine	Abweichung	von	der	Verpflichtung	zur	Einhaltung	der	in	

der	 Verordnung	 über	 Großfeuerungs-,	 Gasturbinen-	 und	 Verbrennungsmotoranlagen	 vom	 6.	 Juli	
2021	 (BGBl.	 I	 S.	 2514),	 in	 der	 jeweils	 geltenden	Fassung,	 vorgesehenen	Emissionsgrenzwerte	 für	
Schwefeldioxid	für	eine	Dauer	von	bis	zu	sechs	Monaten	bei	Feuerungsanlagen	zulassen,	 in	denen	
zu	diesem	Zweck	normalerweise	ein	schwefelarmer	Brennstoff	verfeuert	wird,	wenn	der	Betreiber	
aufgrund	einer	sich	aus	einer	ernsten	Mangellage	ergebenden	Unterbrechung	der	Versorgung	mit	
schwefelarmem	Brennstoff	nicht	in	der	Lage	ist,	diese	Grenzwerte	einzuhalten.	
(2)	Die	zuständige	Behörde	hat	unverzüglich	eine	Ausfertigung	der	Zulassung	der	Abweichung	

nach	Absatz	1	dem	Bundesministerium	für	Umwelt,	Naturschutz,	nukleare	Sicherheit	und	Verbrau-
cherschutz	 zur	Weiterleitung	an	die	Europäische	Kommission	zuzuleiten.	Das	Bundesministerium	
für	Umwelt,	Naturschutz,	nukleare	Sicherheit	und	Verbraucherschutz	unterrichtet	die	Europäische	
Kommission	unverzüglich	über	jede	nach	Absatz	1	gewährte	Abweichung.42	

	
		41		 QUELLE	
	 12.07.2022.—Artikel	 3	Nr.	 2	 des	Gesetzes	 vom	8.	 Juli	 2022	 (BGBl.	 I	 S.	 1054)	hat	 die	Überschrift	 des	

Abschnitts	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 26.10.2022.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1792)	hat	die	Überschrift	

neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Brennstoffwechsel	bei	einer	Mangellage“.	
		42		 QUELLE	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1993.—Artikel	4	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	26.	August	1992	(BGBl.	 I	S.	1564)	hat	 in	Abs.	2	Satz	1		

„§	24	Abs.	4	der	Gewerbeordnung“	durch	„§	11	Abs.	2	des	Gerätesicherheitsgesetzes“	ersetzt.	
	 07.11.2001.—Artikel	49	Nr.	1	lit.	c	und	f	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	(BGBl.	I	S.	2785)	hat	in	

Abs.	1	Satz	1	und	Abs.	4	jeweils	„Bundesminister“	durch	„Bundesministerium“	ersetzt.	
	 Artikel	49	Nr.	1	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„den	zuständigen	Bundesminister“	durch	

„das	zuständige	Bundesministerium“	ersetzt.	
	 Artikel	49	Nr.	1	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„Bundesministers“	durch	„Bundesministe-

riums“	ersetzt.	
	 01.05.2004.—Artikel	7	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	6.	Januar	2004	(BGBl.	I	S.	2)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	„§	11	

Abs.	2	des	Gerätesicherheitsgesetzes“	durch	„§	14	Abs.	2	des	Geräte-	und	Produktsicherheitsgesetzes“	
ersetzt.	

	 AUFHEBUNG	
	 01.11.2005.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2005	(BGBl.	I	S.	1865)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	31a	Technischer	Ausschuß	für	Anlagensicherheit	
	 		 (1)	Beim	Bundesministerium	für	Umwelt,	Naturschutz	und	Reaktorsicherheit	wird	ein	Technischer	

Ausschuß	 für	 Anlagensicherheit	 gebildet.	 Der	 Technische	 Ausschuß	 für	 Anlagensicherheit	 berät	 die	
Bundesregierung	 oder	 das	 zuständige	 Bundesministerium	 in	 sicherheitstechnischen	 Fragen,	 die	 die	
Verhinderung	von	Störfällen	und	die	Begrenzung	ihrer	Auswirkungen	betreffen.	Er	schlägt	dem	Stand	
der	 Sicherheitstechnik	 entsprechende	 Regeln	 (sicherheitstechnische	 Regeln)	 unter	 Berücksichtigung	
der	für	andere	Schutzziele	vorhandenen	Regeln	vor.	

	 		 (2)	In	den	Technischen	Ausschuß	für	Anlagensicherheit	sind	neben	Vertretern	von	beteiligten	Bun-
desbehörden	 und	 obersten	 Landesbehörden	 sowie	 den	 Vorsitzenden	 der	 Unterausschüsse	 nach	 Ab-
satz	3	 insbesondere	Vertreter	der	Wissenschaft,	der	Sachverständigen	nach	§	29a,	der	Betreiber	von	
Anlagen,	der	Berufsgenossenschaften,	die	Vorsitzenden	der	nach	§	14	Abs.	2	des	Geräte-	und	Produkt-
sicherheitsgesetzes	und	nach	§	44	Abs.	1	der	Gefahrstoffverordnung	eingesetzten	Ausschüsse	sowie	der	
Vorsitzende	der	Störfall-Kommission	zu	berufen.	Der	Technische	Ausschuß	für	Anlagensicherheit	kann	
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§	31b	Abweichungen	nach	Artikel	30	Absatz	6	der	Richtlinie	2010/75/EU	
(1)	Die	zuständige	Behörde	kann	eine	Abweichung	von	der	Verpflichtung	zur	Einhaltung	der	in	

der	 Verordnung	 über	 Großfeuerungs-,	 Gasturbinen-	 und	 Verbrennungsmotoranlagen	 vom	 6.	 Juli	
2021	(BGBl.	I	S.	2514),	in	der	jeweils	geltenden	Fassung,	vorgesehenen	Emissionsgrenzwerte	in	den	
Fällen	zulassen,	 in	denen	eine	Feuerungsanlage,	 in	der	nur	gasförmiger	Brennstoff	verfeuert	wird,	
wegen	einer	plötzlichen	Unterbrechung	der	Gasversorgung	ausnahmsweise	auf	andere	Brennstoffe	
ausweichen	 muss	 und	 aus	 diesem	 Grund	 mit	 einer	 Abgasreinigungsanlage	 ausgestattet	 werden	
müsste.	Eine	solche	Abweichung	darf	nur	für	einen	Zeitraum	von	nicht	mehr	als	zehn	Tagen	zuge-
lassen	werden,	es	sei	denn,	es	ist	ein	vorrangiges	Bedürfnis	für	einen	längeren	Zeitraum	im	Hinblick	
auf	die	Aufrechterhaltung	der	Energieversorgung	gegeben.	
(2)	Der	Betreiber	unterrichtet	die	zuständige	Behörde	umgehend	über	 jeden	einzelnen	Fall	 im	

Sinne	des	Absatzes	1.	
(3)	§	31a	Absatz	2	ist	entsprechend	anzuwenden.43	

	
§	31c	Abweichungen	nach	Artikel	6	Absatz	11	der	Richtlinie	(EU)	2015/2193	
(1)	Die	zuständige	Behörde	kann	für	eine	Dauer	von	bis	zu	sechs	Monaten	eine	Abweichung	von	

der	Verpflichtung	zur	Einhaltung	der	in	den	§§	10	bis	16	und	18	der	Verordnung	über	mittelgroße	
Feuerungs-,	Gasturbinen-	und	Verbrennungsmotoranlagen	vom	13.	 Juni	2019	(BGBl.	 I	S.	804),	die	
durch	Artikel	3	Absatz	1	der	Verordnung	vom	6.	Juli	2021	(BGBl.	I	S.	2514),	geändert	worden	ist,	in	
der	 jeweils	 geltenden	Fassung,	 vorgesehenen	Emissionsgrenzwerte	 für	 Schwefeldioxid	bei	mittel-
großen	Feuerungsanlagen	zulassen,	in	denen	normalerweise	ein	schwefelarmer	Brennstoff	verfeu-
ert	wird,	wenn	der	Betreiber	aufgrund	einer	sich	aus	einer	erheblichen	Mangellage	ergebenden	Un-
terbrechung	der	Versorgung	mit	schwefelarmem	Brennstoff	nicht	in	der	Lage	ist,	diese	Emissions-
grenzwerte	einzuhalten.	
(2)	Die	zuständige	Behörde	hat	unverzüglich	eine	Ausfertigung	der	Zulassung	der	Abweichung	

nach	Absatz	1	dem	Bundesministerium	für	Umwelt,	Naturschutz,	nukleare	Sicherheit	und	Verbrau-
cherschutz	 zur	Weiterleitung	an	die	Europäische	Kommission	zuzuleiten.	Das	Bundesministerium	
für	Umwelt,	Naturschutz,	nukleare	Sicherheit	und	Verbraucherschutz	unterrichtet	die	Europäische	
Kommission	innerhalb	eines	Monats	über	jede	nach	Absatz	1	gewährte	Abweichung.44	
	
§	31d	Abweichungen	nach	Artikel	6	Absatz	12	der	Richtlinie	(EU)	2015/2193	
(1)	Die	zuständige	Behörde	kann	eine	Abweichung	von	der	Verpflichtung	zur	Einhaltung	der	in	

den	§§	10	bis	16	und	18	der	Verordnung	über	mittelgroße	Feuerungs-,	Gasturbinen-	und	Verbren-
nungsmotoranlagen	vom	13.	Juni	2019	(BGBl.	I	S.	804),	die	durch	Artikel	3	Absatz	1	der	Verordnung	
vom	6.	Juli	2021	(BGBl.	I	S.	2514)	geändert	worden	ist,	in	der	jeweils	geltenden	Fassung,	vorgesehe-
nen	Emissionsgrenzwerte	in	den	Fällen	zulassen,	in	denen	eine	mittelgroße	Feuerungsanlage,	in	der	

	
Unterausschüsse	bilden;	diesen	können	auch	Fachleute	angehören,	die	nicht	Mitglied	des	Technischen	
Ausschusses	für	Anlagensicherheit	sind.	

	 		 (3)	Der	Technische	Ausschuß	für	Anlagensicherheit	gibt	sich	eine	Geschäftsordnung	und	wählt	den	
Vorsitzenden	aus	seiner	Mitte.	Die	Geschäftsordnung	und	die	Wahl	des	Vorsitzenden	bedürfen	der	Zu-
stimmung	des	Bundesministeriums	für	Umwelt,	Naturschutz	und	Reaktorsicherheit.	

	 		 (4)	 Sicherheitstechnische	 Regeln	 können	 vom	 Bundesministerium	 für	 Umwelt,	 Naturschutz	 und	
Reaktorsicherheit	nach	Anhörung	der	für	die	Anlagensicherheit	zuständigen	Landesbehörden	im	Bun-
desanzeiger	veröffentlicht	werden.“	

	 QUELLE	
	 12.07.2022.—Artikel	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	8.	Juli	2022	(BGBl.	I	S.	1054)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
		43		 QUELLE	
	 12.07.2022.—Artikel	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	8.	Juli	2022	(BGBl.	I	S.	1054)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
		44		 QUELLE	
	 12.07.2022.—Artikel	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	8.	Juli	2022	(BGBl.	I	S.	1054)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
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nur	gasförmiger	Brennstoff	verfeuert	wird,	wegen	einer	plötzlichen	Unterbrechung	der	Gasversor-
gung	 ausnahmsweise	 auf	 andere	 Brennstoffe	 ausweichen	muss	 und	 aus	 diesem	 Grund	mit	 einer	
sekundären	 Emissionsminderungsvorrichtung	 ausgestattet	 werden	 müsste.	 Eine	 solche	 Abwei-
chung	darf	nur	für	einen	Zeitraum	von	nicht	mehr	als	zehn	Tagen	zugelassen	werden,	es	sei	denn,	
der	Betreiber	weist	der	zuständigen	Behörde	nach,	dass	ein	längerer	Zeitraum	gerechtfertigt	ist.	
(2)	§	31c	Absatz	2	ist	entsprechend	anzuwenden.45	

	
§	31e46	
	
§	31f47	

	
		45		 QUELLE	
	 12.07.2022.—Artikel	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	8.	Juli	2022	(BGBl.	I	S.	1054)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
		46		 QUELLE	
	 26.10.2022.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	 (BGBl.	 I	 S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 27.10.2024.—Artikel	2	Abs.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	31e	Zulassung	vorzeitigen	Beginns	bei	einer	Gasmangellage	
	 		 (1)	§	8a	ist	nach	Maßgabe	der	Absätze	2	bis	5	anzuwenden,	wenn	eine	Genehmigung	beantragt	wird	

1.		 im	 Zusammenhang	 mit	 einem	 Brennstoffwechsel	 wegen	 einer	 ernsten	 oder	 erheblichen	 Gas-
mangellage,	

2.		 weil	wegen	einer	ernsten	oder	erheblichen	Gasmangellage	notwendige	Betriebsmittel	für	Abgas-
einrichtungen	nicht	ausreichend	zur	Verfügung	stehen	oder	

3.		 wegen	einer	anderen	durch	die	ernste	oder	erhebliche	Gasmangellage	ausgelösten	Notwendig-
keit.	

	 		 (2)	§	8a	Absatz	1	Nummer	1	findet	mit	der	Maßgabe	Anwendung,	dass	die	Genehmigungsbehörde	
den	 vorzeitigen	 Beginn	 bereits	 vor	 dem	 Vorliegen	 vollständiger	 Antragsunterlagen	 zulassen	 kann,	
wenn	

1.		 die	Erstellung	der	fehlenden	Unterlagen	im	Hinblick	auf	die	Eilbedürftigkeit	des	Vorhabens	bis-
lang	nicht	möglich	war	und	

2.		 auch	 ohne	 Berücksichtigung	 der	 fehlenden	 Unterlagen	mit	 einer	 Entscheidung	 zugunsten	 des	
Antragstellers	gerechnet	werden	kann.	

	 In	diesem	Fall	hat	der	Antragsteller	das	Vorhaben,	die	voraussichtlichen	Auswirkungen	des	Vorhabens	
und	den	Grund	für	die	nicht	rechtzeitige	Erstellung	der	vollständigen	Unterlagen	darzulegen.	Der	An-
tragsteller	hat	die	fehlenden	Unterlagen	unverzüglich	nachzureichen.	

	 		 (3)	§	8a	Absatz	1	Nummer	1	findet	mit	der	Maßgabe	Anwendung,	dass	die	Genehmigungsbehörde	
den	vorzeitigen	Beginn	bereits	vor	der	Beteiligung	der	Öffentlichkeit	zulassen	soll.	

	 		 (4)	In	den	in	Absatz	1	genannten	Fällen	besteht	ein	öffentliches	Interesse	oder	ein	berechtigtes	Inte-
resse	des	Antragstellers	an	dem	vorzeitigen	Beginn	im	Sinne	des	§	8a	Absatz	1	Nummer	2.	

	 		 (5)	In	einem	Verfahren	zur	Erteilung	einer	Genehmigung	kann	die	Genehmigungsbehörde	unter	den	
in	§	8a	Absatz	1	genannten	Voraussetzungen	auch	den	Betrieb	der	Anlage	vorläufig	zulassen.	Die	Ab-
sätze	1	bis	4	gelten	entsprechend.	Satz	1	ist	nicht	anzuwenden,	soweit	die	Richtlinie	2010/75/EU	oder	
die	Richtlinie	2012/18/EU	entgegenstehen.“	

		47		 QUELLE	
	 26.10.2022.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	 (BGBl.	 I	 S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 09.07.2024.—Artikel	 1	Nr.	 13	des	Gesetzes	 vom	3.	 Juli	 2024	 (BGBl.	 I	Nr.	 225)	 hat	 in	Abs.	 3	 „Satz	 4“	

durch	„Satz	8“	ersetzt.	
	 AUFHEBUNG	
	 27.10.2024.—Artikel	2	Abs.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:		
	 „§	31f	Beteiligung	der	Öffentlichkeit	in	Genehmigungsverfahren	
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§	31g48	
	

	
	 		 (1)	§	10	ist	nach	Maßgabe	der	Absätze	2	bis	4	anzuwenden,	wenn	ein	Genehmigungsverfahren	nach	

§	10,	auch	in	Verbindung	mit	§	16	oder	§	16a,	durchzuführen	ist	
1.		 im	 Zusammenhang	 mit	 einem	 Brennstoffwechsel	 wegen	 einer	 ernsten	 oder	 erheblichen	 Gas-

mangellage,	
2.		 weil	wegen	einer	ernsten	oder	erheblichen	Gasmangellage	notwendige	Betriebsmittel	für	Abgas-

einrichtungen	nicht	ausreichend	zur	Verfügung	stehen	oder	
3.		 wegen	einer	anderen	durch	die	ernste	oder	erhebliche	Gasmangellage	ausgelösten	Notwendig-

keit.	
	 §	16	Absatz	2	Satz	1	und	2	sowie	§	19	Absatz	4	Satz	2	bis	4	bleiben	unberührt.	
	 		 (2)	Abweichend	von	§	10	Absatz	3	Satz	2	 sind	der	Antrag	und	die	vom	Antragsteller	vorgelegten	

Unterlagen,	mit	Ausnahme	der	Unterlagen	nach	§	10	Absatz	2	Satz	1,	sowie	die	entscheidungserhebli-
chen	Berichte	und	Empfehlungen,	die	der	Behörde	im	Zeitpunkt	der	Bekanntmachung	vorliegen,	nach	
der	Bekanntmachung	eine	Woche	zur	Einsicht	auszulegen.	

	 		 (3)	Abweichend	von	§	10	Absatz	3	Satz	8	kann	die	Öffentlichkeit	bis	eine	Woche	nach	Ablauf	der	
Auslegungsfrist	gegenüber	der	zuständigen	Behörde	schriftlich	oder	elektronisch	Einwendungen	erhe-
ben;	diese	Frist	gilt	auch	bei	Anlagen	nach	der	Richtlinie	2010/75/EU.	

	 		 (4)	Die	Genehmigungsbehörde	soll	auf	die	Durchführung	eines	Erörterungstermins	nach	§	10	Ab-
satz	6	verzichten.“	

		48		 QUELLE	
	 26.10.2022.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	 (BGBl.	 I	 S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 27.10.2024.—Artikel	2	Abs.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	31g	Entbehrlichkeit	einer	Änderungsanzeige	oder	Änderungsgenehmigung	
	 		 (1)	Es	bedarf	weder	einer	Anzeige	nach	§	15	noch	einer	Änderungsgenehmigung	nach	§	16,	wenn	

der	Betreiber	einer	Anlage	bei	der	zuständigen	Behörde	die	Zulassung	einer	Ausnahme	nach	einer	der	
in	Absatz	2	genannten	Vorschriften	beantragt	

1.		 im	 Zusammenhang	 mit	 einem	 Brennstoffwechsel	 wegen	 einer	 ernsten	 oder	 erheblichen	 Gas-
mangellage,	

2.		 weil	wegen	einer	ernsten	oder	erheblichen	Gasmangellage	notwendige	Betriebsmittel	für	Abgas-
einrichtungen	nicht	ausreichend	zur	Verfügung	stehen	oder	

3.		 wegen	einer	anderen	durch	die	ernste	oder	erhebliche	Gasmangellage	ausgelösten	Notwendig-
keit.	

	 Ausnahmen	nach	den	 in	Absatz	2	genannten	Vorschriften	sollen	erteilt	werden,	wenn	die	Vorausset-
zungen	hierfür	vorliegen.	

	 		 (2)	Ausnahmevorschriften	im	Sinne	des	Absatzes	1	sind	
1.		 die	§§	31a	bis	31d,	
2.		 §	23	der	Verordnung	über	Großfeuerungs-,	Gasturbinen-	und	Verbrennungsmotoranlagen	in	der	

jeweils	geltenden	Fassung,	
3.		 §	6	Absatz	6	und	§	24	der	Verordnung	über	die	Verbrennung	und	die	Mitverbrennung	von	Abfäl-

len	vom	2.	Mai	2013	(BGBl.	I	S.	1021,	1044,	3754),	die	durch	Artikel	2	der	Verordnung	vom	6.	Juli	
2021	(BGBl.	I	S.	2514)	geändert	worden	ist,	in	der	jeweils	geltenden	Fassung,	

4.		 §	16	der	Verordnung	über	Anlagen	zur	biologischen	Behandlung	von	Abfällen	vom	20.	Februar	
2001	(BGBl.	I	S.	305,	317),	die	zuletzt	durch	Artikel	2	der	Verordnung	vom	13.	Dezember	2019	
(BGBl.	I	S.	2739)	geändert	worden	ist,	in	der	jeweils	geltenden	Fassung,	

5.		 §	11	der	Verordnung	zur	Begrenzung	der	Emissionen	flüchtiger	organischer	Verbindungen	bei	
der	Verwendung	organischer	Lösemittel	 in	bestimmten	Anlagen	vom	21.	August	2001	(BGBl.	 I	
S.	2180),	die	zuletzt	durch	Artikel	13	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2021	(BGBl.	I	S.	3146)	geändert	
worden	ist,	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	und	

6.		 §	32	der	Verordnung	über	mittelgroße	Feuerungs-,	Gasturbinen-	und	Verbrennungsmotoranla-
gen	in	der	jeweils	geltenden	Fassung.“	
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§	31h49	
	
§	31i50	
	
§	31j51	

	
		49		 	QUELLE	
	 26.10.2022.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	 (BGBl.	 I	 S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 27.10.2024.—Artikel	2	Abs.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:		
	 „§	31h	Abweichungen	von	der	Vierten	Verordnung	zum	Bundes-Immissionsschutzgesetz	
	 		 Anlagen	nach	Nummer	9.1.1	des	Anhangs	1	der	Verordnung	über	genehmigungsbedürftige	Anlagen	

in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	31.	Mai	2017	(BGBl.	I	S.	1440),	die	durch	Artikel	1	der	Ver-
ordnung	vom	12.	Januar	2021	(BGBl.	I	S.	69)	geändert	worden	ist,	in	der	jeweils	geltenden	Fassung,	die	
nicht	länger	als	zwei	Jahre	betrieben	werden	und	ein	Fassungsvermögen	von	nicht	mehr	als	200	Ton-
nen	haben,	sind	

1.		 im	 Zusammenhang	 mit	 einem	 Brennstoffwechsel	 wegen	 einer	 ernsten	 oder	 erheblichen	 Gas-
mangellage,	

2.		 weil	wegen	einer	ernsten	oder	erheblichen	Gasmangellage	notwendige	Betriebsmittel	für	Abgas-
einrichtungen	nicht	ausreichend	zur	Verfügung	stehen	oder	

3.		 wegen	einer	anderen	durch	die	ernste	oder	erhebliche	Gasmangellage	ausgelösten	Notwendig-
keit	

	 im	vereinfachten	Verfahren	nach	§	19	des	Bundes-Immissionsschutzgesetzes	zu	genehmigen.	Die	Ge-
nehmigung	 ist	entsprechend	zu	befristen.	§	19	Absatz	4	des	Bundes-Immissionsschutzgesetzes	bleibt	
von	dieser	Vorschrift	unberührt.“	

		50		 QUELLE	
	 26.10.2022.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	 (BGBl.	 I	 S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 27.10.2024.—Artikel	2	Abs.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:		
	 „§	31i	Abweichungen	von	der	Technischen	Anleitung	zur	Reinhaltung	der	Luft	
	 		 (1)	Die	zuständige	Behörde	soll	auf	Antrag	des	Betreibers	nach	der	Nummer	5.1.1	der	Neufassung	

der	 Ersten	Allgemeinen	Verwaltungsvorschrift	 zum	Bundes-Immissionsschutzgesetz	 (Technische	An-
leitung	zur	Reinhaltung	der	Luft	–	TA	Luft)	vom	18.	August	2021	(GMBl	S.	1050)	Abweichungen	von	
den	 Anforderungen	 der	 Nummer	 5	 der	 Ersten	 Allgemeinen	 Verwaltungsvorschrift	 zum	 Bundes-
Immissionsschutzgesetz	 (Technische	 Anleitung	 zur	 Reinhaltung	 der	 Luft	 –	 TA	 Luft)	 vom	 18.	 August	
2021	(GMBl	S.	1050)	oder	den	Anforderungen	der	Nummer	5	der	Ersten	Allgemeinen	Verwaltungsvor-
schrift	zum	Bundes-Immissionsschutzgesetz	(Technische	Anleitung	zur	Reinhaltung	der	Luft	–	TA	Luft)	
vom	24.	Juli	2002	(GMBl	S.	511)	zulassen,	solange	und	soweit	diese	Abweichungen	erforderlich	sind	

1.		 im	 Zusammenhang	 mit	 einem	 Brennstoffwechsel	 wegen	 einer	 ernsten	 oder	 erheblichen	 Gas-
mangellage,	

2.		 weil	wegen	einer	ernsten	oder	erheblichen	Gasmangellage	notwendige	Betriebsmittel	für	Abgas-
einrichtungen	nicht	ausreichend	zur	Verfügung	stehen	oder	

3.		 wegen	einer	anderen	durch	die	ernste	oder	erhebliche	Gasmangellage	ausgelösten	Notwendig-
keit.	

	 Bei	Anlagen,	die	von	der	Richtlinie	2010/75/EU	erfasst	werden,	müssen	die	Anforderungen	der	Richt-
linie	2010/75/EU	eingehalten	werden.	

	 		 (2)	Es	bedarf	weder	einer	Anzeige	nach	§	15	noch	einer	Änderungsgenehmigung	nach	§	16,	wenn	
der	Betreiber	einer	Anlage	bei	der	zuständigen	Behörde	Abweichungen	nach	Absatz	1	beantragt.“	

		51		 QUELLE	
	 26.10.2022.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	 (BGBl.	 I	 S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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§	31k52	

	
	 AUFHEBUNG	
	 27.10.2024.—Artikel	2	Abs.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	31j	Überschreitung	von	Immissionsrichtwerten	der	Technischen	Anleitung	zum	Schutz	gegen	

Lärm	
	 		 (1)	Die	zuständige	Behörde	soll	auf	Antrag	des	Betreibers	nach	der	Nummer	7.1	der	Sechsten	All-

gemeinen	 Verwaltungsvorschrift	 zum	 BundesImmissionsschutzgesetz	 (Technische	 Anleitung	 zum	
Schutz	 gegen	Lärm	–	TA	Lärm)	 vom	26.	August	 1998	 (GMBl	 S.	 503),	 geändert	 durch	die	Allgemeine	
Verwaltungsvorschrift	vom	1.	Juni	2017	(BAnz	AT	08.06.2017	B5)	die	Überschreitung	von	Immissions-
richtwerten	zulassen,	solange	und	soweit	diese	Überschreitung	erforderlich	ist	

1.		 im	 Zusammenhang	 mit	 einem	 Brennstoffwechsel	 wegen	 einer	 ernsten	 oder	 erheblichen	 Gas-
mangellage,	

2.		 weil	wegen	einer	ernsten	oder	erheblichen	Gasmangellage	notwendige	Betriebsmittel	für	Abgas-
einrichtungen	nicht	ausreichend	zur	Verfügung	stehen	oder	

3.		 wegen	einer	anderen	durch	die	ernste	oder	erhebliche	Gasmangellage	ausgelösten	Notwendig-
keit.	

	 		 (2)	Es	bedarf	weder	einer	Anzeige	nach	§	15	noch	einer	Änderungsgenehmigung	nach	§	16,	wenn	
der	Betreiber	einer	Anlage	bei	der	zuständigen	Behörde	eine	Überschreitung	nach	Absatz	1	beantragt.“	

		52		 QUELLE	
	 13.10.2022.—Artikel	2	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	8.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1726)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 16.04.2023.—Artikel	12	Abs.	3	des	Gesetzes	vom	8.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1726)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	31k	Abweichungen	von	Vorgaben	zu	nächtlichen	Geräuschwerten	und	zur	Vermeidung	von	

Schattenwurf	bei	Windenergieanlagen	
	 		 (1)	Bei	Vorliegen	der	Alarmstufe	oder	der	Notfallstufe	nach	Artikel	8	Absatz	2	Buchstabe	b	und	Ar-

tikel	11	Absatz	1	der	Verordnung	(EU)	2017/1938	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	
25.	Oktober	 2017	über	Maßnahmen	 zur	Gewährleistung	der	 sicheren	Gasversorgung	und	 zur	Aufhe-
bung	der	Verordnung	(EU)	Nr.	994/2010	(ABl.	L	280	vom	28.10.2017,	S.	1),	die	durch	die	Delegierte	
Verordnung	(EU)	2022/517	(ABl.	L	104	vom	1.4.2022,	S.	53)	geändert	worden	ist,	 in	Verbindung	mit	
dem	Notfallplan	Gas	des	Bundesministeriums	für	Wirtschaft	und	Energie	vom	September	2019,	der	auf	
der	Internetseite	des	Bundesministeriums	für	Wirtschaft	und	Klimaschutz	veröffentlicht	ist,	soll	die	zu-
ständige	Behörde	auf	Antrag	des	Betreibers	Abweichungen	von	einzelnen	in	der	Genehmigung	enthal-
tenen	Anforderungen	an	die	Geräusche	zur	Nachtzeit	unter	Abweichung	von	den	Immissionsrichtwer-
ten	der	Technischen	Anleitung	zum	Schutz	gegen	Lärm	und	an	die	optischen	Immissionen	der	Wind-
energieanlage	zulassen,	

1.		 um	die	Strommenge	einer	Windenergieanlage	zu	erhöhen,	deren	Betriebszeit	zur	Verminderung	
oder	Vermeidung	von	Schattenwurf	beschränkt	ist,	oder	

2.		 um	 die	 Leistung	 oder	 die	 Strommenge	 einer	Windenergieanlage	 in	 der	 Nachtzeit	 zu	 erhöhen,	
soweit	sich	der	Schallpegel	der	Anlage	in	dieser	Zeit	um	maximal	4	Dezibel	gegenüber	dem	bis-
her	genehmigten	Wert	erhöht.	

	 		 (2)	Dem	Antrag	sind	die	zur	Beurteilung	erforderlichen	Unterlagen	beizufügen.	Die	zuständige	Be-
hörde	hat	dem	Betreiber	den	Eingang	des	Antrags	unverzüglich	zu	bestätigen.	

	 		 (3)	Eine	beantragte	Abweichung	gilt	nach	Ablauf	eines	Monats	nach	Eingang	des	Antrags	als	zuge-
lassen,	wenn	der	Antrag	hinreichend	bestimmt	ist,	sich	die	beantragte	Abweichung	auf	Anforderungen	
an	die	Geräusche	zur	Nachtzeit	oder	die	optische	Immission	beschränkt	und	alle	weiteren	Anforderun-
gen	des	Absatzes	1	eingehalten	sind.	

	 		 (4)	Über	die	Zulassung	der	Abweichungen	nach	Absatz	1	hinaus	bedarf	es	weder	einer	Änderungs-
genehmigung	nach	§	16	noch	einer	Anzeige	nach	§	15.	Nach	Absatz	1	zugelassene	Abweichungen	sind	
bis	 zum	 15.	 April	 2023	 befristet.	 Hebt	 das	 Bundesministerium	 für	 Wirtschaft	 und	 Klimaschutz	 die	
Alarmstufe	oder	Notfallstufe	im	Sinne	des	Absatzes	1	vor	dem	15.	April	2023	auf,	endet	die	Zulassung	
der	Abweichungen	bereits	zum	Ablauf	des	letzten	Tages	des	auf	die	Aufhebung	folgenden	Quartals.“	
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§	31l	Übergangsregelungen	zu	den	§§	31e	bis	31k	
(1)	Die	Regelungen	der	§§	31e	bis	31k	sind	auf	bereits	vor	ihrem	Inkrafttreten	begonnene,	aber	

noch	 nicht	 abgeschlossene	 Verfahren	 anzuwenden.	 Ein	 Verfahrensschritt,	 der	 bereits	 begonnen,	
aber	noch	nicht	abgeschlossen	wurde,	ist	neu	zu	beginnen,	wenn	er	nach	den	§§	31e	bis	31k	durch-
geführt	 wird.	 Ein	 Verfahrensschritt	 nach	 Satz	 2	 muss	 nicht	 beendet	 werden,	 wenn	 er	 nach	 den	
§§	31e	bis	31k	entfallen	kann.	
(2)	Abweichend	von	Absatz	1	soll	ein	Verfahrensschritt,	der	bereits	begonnen,	aber	noch	nicht	

abgeschlossen	wurde,	nach	den	Vorschriften,	die	zum	Zeitpunkt	des	Beginns	des	Verfahrens	galten,	
beendet	werden,	wenn	der	Verfahrensschritt	hiernach	schneller	abgeschlossen	werden	kann.	
(3)	Für	Verfahrensschritte,	bei	denen	von	einer	Regelung	nach	den	§§	31e	bis	31k	Gebrauch	ge-

macht	worden	ist	und	die	bei	Außerkrafttreten	der	§§	31e	bis	31k	noch	nicht	abgeschlossen	sind,	
gelten	die	Bestimmungen	der	§§	31e	bis	31k	bis	zum	Abschluss	des	jeweiligen	Verfahrensschrittes	
weiter.53	

	
	 QUELLE	
	 03.08.2023.—Artikel	10	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	26.	Juli	2023	(BGBl.	I	Nr.	202)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 16.04.2024.—Artikel	11	Abs.	3	des	Gesetzes	vom	26.	Juli	2023	(BGBl.	I	Nr.	202)	hat	die	Vorschrift	auf-

gehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	31k	Abweichungen	von	Vorgaben	zu	nächtlichen	Geräuschwerten	und	zur	Vermeidung	von	

Schattenwurf	bei	Windenergieanlagen	
	 		 (1)	Bei	Vorliegen	der	Alarmstufe	oder	der	Notfallstufe	nach	Artikel	8	Absatz	2	Buchstabe	b	und	Ar-

tikel	11	Absatz	1	der	Verordnung	(EU)	2017/1938	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	
25.	Oktober	 2017	über	Maßnahmen	 zur	Gewährleistung	der	 sicheren	Gasversorgung	und	 zur	Aufhe-
bung	der	Verordnung	(EU)	Nr.	994/2010	(ABl.	L	280	vom	28.10.2017,	S.	1),	die	durch	die	Delegierte	
Verordnung	(EU)	2022/517	(ABl.	L	104	vom	1.4.2022,	S.	53)	geändert	worden	ist,	 in	Verbindung	mit	
dem	Notfallplan	Gas	des	Bundesministeriums	für	Wirtschaft	und	Energie	vom	September	2019,	der	auf	
der	Internetseite	des	Bundesministeriums	für	Wirtschaft	und	Klimaschutz	veröffentlicht	ist,	soll	die	zu-
ständige	Behörde	auf	Antrag	des	Betreibers	Abweichungen	von	einzelnen	in	der	Genehmigung	enthal-
tenen	Anforderungen	an	die	Geräusche	zur	Nachtzeit	unter	Abweichung	von	den	Immissionsrichtwer-
ten	der	Technischen	Anleitung	zum	Schutz	gegen	Lärm	und	an	die	optischen	Immissionen	der	Wind-
energieanlage	zulassen,	

1.		 um	die	Strommenge	einer	Windenergieanlage	zu	erhöhen,	deren	Betriebszeit	zur	Verminderung	
oder	Vermeidung	von	Schattenwurf	beschränkt	ist,	oder	

2.		 um	 die	 Leistung	 oder	 die	 Strommenge	 einer	Windenergieanlage	 in	 der	 Nachtzeit	 zu	 erhöhen,	
soweit	sich	der	Schallpegel	der	Anlage	in	dieser	Zeit	um	maximal	4	Dezibel	gegenüber	dem	bis-
her	genehmigten	Wert	erhöht.	

	 		 (2)	Dem	Antrag	sind	die	zur	Beurteilung	erforderlichen	Unterlagen	beizufügen.	Die	zuständige	Be-
hörde	hat	dem	Betreiber	den	Eingang	des	Antrags	unverzüglich	zu	bestätigen.	

	 		 (3)	Eine	beantragte	Abweichung	gilt	nach	Ablauf	eines	Monats	nach	Eingang	des	Antrags	als	zuge-
lassen,	wenn	der	Antrag	hinreichend	bestimmt	ist,	sich	die	beantragte	Abweichung	auf	Anforderungen	
an	die	Geräusche	zur	Nachtzeit	oder	die	optische	Immission	beschränkt	und	alle	weiteren	Anforderun-
gen	des	Absatzes	1	eingehalten	sind.	

	 		 (4)	Über	die	Zulassung	der	Abweichungen	nach	Absatz	1	hinaus	bedarf	es	weder	einer	Änderungs-
genehmigung	nach	§	16	noch	einer	Anzeige	nach	§	15.	Nach	Absatz	1	zugelassene	Abweichungen	sind	
bis	 zum	 15.	 April	 2024	 befristet.	 Hebt	 das	 Bundesministerium	 für	 Wirtschaft	 und	 Klimaschutz	 die	
Alarmstufe	oder	Notfallstufe	im	Sinne	des	Absatzes	1	vor	dem	15.	April	2024	auf,	endet	die	Zulassung	
der	Abweichungen	bereits	zum	Ablauf	des	letzten	Tages	des	auf	die	Aufhebung	folgenden	Quartals.“	

		53		 QUELLE	
	 13.10.2022.—Artikel	2	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	8.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1726)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 AUFHEBUNG	
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Dritter	Teil	

Beschaffenheit	von	Anlagen,	Stoffen,	Erzeugnissen,	Brennstoffen,	Treibstoffen	und		
Schmierstoffen;	Treibhausgasminderung	bei	Kraftstoffen54	

	
Erster	Abschnitt	

Beschaffenheit	von	Anlagen,	Stoffen,	Erzeugnissen,	Brennstoffen,	Treibstoffen	und		
Schmierstoffen55	

	
§	32	Beschaffenheit	von	Anlagen;	Verordnungsermächtigung	
(1)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	vorzuschreiben,	dass	serienmäßig	hergestellte	
Teile	von	Betriebsstätten	und	sonstigen	ortsfesten	Einrichtungen	sowie	die	 in	§	3	Absatz	5	Num-
mer	2	 bezeichneten	 Anlagen	 und	 hierfür	 serienmäßig	 hergestellte	 Teile	 gewerbsmäßig	 oder	 im	
Rahmen	wirtschaftlicher	 Unternehmungen	 nur	 in	 den	 Verkehr	 gebracht	 oder	 eingeführt	 werden	
dürfen,	 wenn	 sie	 bestimmten	 Anforderungen	 zum	 Schutz	 vor	 schädlichen	 Umwelteinwirkungen	
durch	Luftverunreinigungen,	Geräusche,	Erschütterungen	oder	nichtionisierende	Strahlen	genügen.	
In	den	Rechtsverordnungen	nach	Satz	1	kann	insbesondere	vorgeschrieben	werden,	daß	
1. die	Emissionen	der	Anlagen	oder	der	serienmäßig	hergestellten	Teile	bestimmte	Werte	nicht	
überschreiten	dürfen,	

2. die	Anlagen	oder	die	serienmäßig	hergestellten	Teile	bestimmten	technischen	Anforderungen	
zur	Begrenzung	der	Emissionen	entsprechen	müssen.	

Emissionswerte	nach	Satz	2	Nr.	1	können	unter	Berücksichtigung	der	technischen	Entwicklung	auch	
für	einen	Zeitpunkt	nach	Inkrafttreten	der	Rechtsverordnung	festgesetzt	werden.	Wegen	der	Anfor-
derungen	nach	den	Sätzen	1	bis	3	gilt	§	7	Abs.	4	entsprechend.	
(2)	In	einer	Rechtsverordnung	kann	ferner	vorgeschrieben	werden,	daß	die	Anlagen	oder	die	se-

rienmäßig	 hergestellten	 Teile	 gewerbsmäßig	 oder	 im	 Rahmen	 wirtschaftlicher	 Unternehmungen	
nur	in	den	Verkehr	gebracht	oder	eingeführt	werden	dürfen,	wenn	sie	mit	Angaben	über	die	Höhe	
ihrer	Emissionen	gekennzeichnet	sind.56	

	
	 27.10.2026.—Artikel	2	Abs.	3	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	2022	(BGBl.	I	S.	1792)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	
		54		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	in	der	Überschrift	des	

Teils	„und	Treibstoffen“	durch	„	,	Treibstoffen	und	Schmierstoffen“	ersetzt.	
	 01.07.2007.—Artikel	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	2006	(BGBl.	 I	S.	3180)	hat	 in	der	Über-

schrift	des	Teils	„	;	Biokraftstoffe“	am	Ende	eingefügt.	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	20.	November	2014	(BGBl.	I	S.	1740)	hat	die	Überschrift	

des	 Teils	 neu	 gefasst.	 Die	 Überschrift	 lautete:	 „Beschaffenheit	 von	 Anlagen,	 Stoffen,	 Erzeugnissen,	
Brennstoffen,	Treibstoffen	und	Schmierstoffen;	Biokraftstoffe“.	

		55		 QUELLE	
	 01.07.2007.—Artikel	3	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	3180)	hat	die	Überschrift	

des	Abschnitts	eingefügt.	
		56		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	in	Abs.	1	Satz	4	

„Abs.	2“	durch	„Abs.	4“	ersetzt.	
	 23.05.1990.—Artikel	1	Nr.	19	lit.	a	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

„und	hierfür	serienmäßig	hergestellte	Teile“	nach	„Anlagen“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	19	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	„Soweit	in	einer	Rechtsverordnung	nach	Absatz	1	

Satz	2	Nr.	1	Emissionswerte	festgesetzt	werden,“	durch	„In	einer	Rechtsverordnung“	ersetzt.	
	 04.08.2009.—Artikel	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2433)	hat	Satz	1	in	Abs.	1	neu	

gefasst.	 Satz	 1	 lautete:	 „Die	Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	Anhörung	 der	 beteiligten	Kreise		
(§	 51)	 durch	 Rechtsverordnung	mit	 Zustimmung	 des	 Bundesrates	 vorzuschreiben,	 daß	 serienmäßig	
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§	33	Bauartzulassung;	Verordnungsermächtigung	
(1)	Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,	zum	Schutz	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	so-

wie	 zur	 Vorsorge	 gegen	 schädliche	 Umwelteinwirkungen	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise		
(§	51)	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	
1. zu	bestimmen,	daß	in	§	3	Abs.	5	Nr.	1	oder	2	bezeichnete	Anlagen	oder	bestimmte	Teile	von	
solchen	Anlagen	nach	einer	Bauartprüfung	allgemein	zugelassen	und	daß	mit	der	Bauartzu-
lassung	Auflagen	zur	Errichtung	und	zum	Betrieb	verbunden	werden	können;	

2. vorzuschreiben,	daß	bestimmte	serienmäßig	hergestellte	Anlagen	oder	bestimmte	hierfür	se-
rienmäßig	hergestellte	Teile	gewerbsmäßig	oder	im	Rahmen	wirtschaftlicher	Unternehmun-
gen	nur	in	Verkehr	gebracht	werden	dürfen,	wenn	die	Bauart	der	Anlage	oder	des	Teils	allge-
mein	zugelassen	ist	und	die	Anlage	oder	der	Teil	dem	zugelassenen	Muster	entspricht;	

3. das	Verfahren	der	Bauartzulassung	zu	regeln;	
4. zu	bestimmen,	welche	Gebühren	und	Auslagen	für	die	Bauartzulassung	zu	entrichten	sind;	die	
Gebühren	werden	nur	zur	Deckung	des	mit	den	Prüfungen	verbundenen	Personal-	und	Sach-
aufwandes	erhoben,	zu	dem	insbesondere	der	Aufwand	für	die	Sachverständigen,	die	Prüfein-
richtungen	und	-stoffe	sowie	für	die	Entwicklung	geeigneter	Prüfverfahren	und	für	den	Erfah-
rungsaustausch	gehört;	es	kann	bestimmt	werden,	daß	eine	Gebühr	auch	für	eine	Prüfung	er-
hoben	werden	 kann,	 die	 nicht	 begonnen	 oder	 nicht	 zu	 Ende	 geführt	 worden	 ist,	 wenn	 die	
Gründe	hierfür	von	demjenigen	zu	vertreten	sind,	der	die	Prüfung	veranlaßt	hat;	die	Höhe	der	
Gebührensätze	richtet	sich	nach	der	Zahl	der	Stunden,	die	ein	Sachverständiger	durchschnitt-
lich	für	die	verschiedenen	Prüfungen	der	bestimmten	Anlagenart	benötigt;	in	der	Rechtsver-
ordnung	können	die	Kostenbefreiung,	die	Kostengläubigerschaft,	die	Kostenschuldnerschaft,	
der	Umfang	der	zu	erstattenden	Auslagen	und	die	Kostenerhebung	abweichend	von	den	Vor-
schriften	des	Verwaltungskostengesetzes	vom	23.	Juni	1970	(Bundesgesetzblatt	I	S.	821)	ge-
regelt	werden.	

(2)	Die	Zulassung	der	Bauart	darf	nur	von	der	Erfüllung	der	in	§	32	Abs.	1	Satz	2	genannten	oder	
in	anderen	Rechtsvorschriften	festgelegten	Anforderungen	sowie	von	einem	Nachweis	der	Höhe	der	
Emissionen	der	Anlage	oder	des	Teils	abhängig	gemacht	werden.57	

	
hergestellte	Teile	von	Betriebsstätten	und	sonstigen	ortsfesten	Einrichtungen	sowie	die	 in	§	3	Abs.	5		
Nr.	2	bezeichneten	Anlagen	und	hierfür	serienmäßig	hergestellte	Teile	gewerbsmäßig	oder	im	Rahmen	
wirtschaftlicher	Unternehmungen	nur	 in	den	Verkehr	gebracht	oder	eingeführt	werden	dürfen,	wenn	
sie	bestimmten	Anforderungen	zum	Schutz	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	durch	Luftverunrei-
nigungen,	Geräusche	oder	Erschütterungen	genügen.“	

	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	1.	 Juni	2026	(BGBl.	 I	Nr.	163)	hat	die	Überschrift	neu	
gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Beschaffenheit	von	Anlagen“.	

		57		 ÄNDERUNGEN	
	 01.05.1993.—Artikel	8	Nr.	9	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	22.	April	1993	(BGBl.	I	S.	466)	hat	in	Abs.	1	

„zum	Schutz	 vor	 schädlichen	Umwelteinwirkungen	 sowie	 zur	Vorsorge	gegen	 schädliche	Umweltein-
wirkungen“	nach	„ermächtigt,“	eingefügt.	

	 Artikel	8	Nr.	9	lit.	a	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	2	und	3	in	Abs.	1	in	Nr.	3	und	4	umnummeriert	und	Nr.	1	
in	Abs.	1	durch	Nr.	1	und	2	ersetzt.	Nr.	1	lautete:	
„1.	zum	Schutz	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	durch	Luftverunreinigungen,	Geräusche	oder	Er-

schütterungen	vorzuschreiben,	daß	serienmäßig	hergestellte	Teile	von	Betriebsstätten	und	sonsti-
gen	ortsfesten	Einrichtungen	sowie	die	in	§	3	Abs.	5	Nr.	2	bezeichneten	Anlagen	gewerbsmäßig	oder	
im	Rahmen	wirtschaftlicher	Unternehmungen	nur	in	den	Verkehr	gebracht	oder	eingeführt	werden	
dürfen,	wenn	die	Bauart	der	Anlage	oder	des	serienmäßig	hergestellten	Teils	zugelassen	ist	und	die	
Anlage	oder	der	serienmäßig	hergestellte	Teil	dem	zugelassenen	Muster	entspricht;“.	

	 Artikel	8	Nr.	9	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Die	Zulassung	der	Bauart	darf	nur	von	der	Erfüllung	der	nach	§	32	Abs.	1	Satz	2	vorgeschriebe-

nen	Anforderungen	abhängig	gemacht	werden.“	
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§	34	Beschaffenheit	von	Brennstoffen,	Treibstoffen	und	Schmierstoffen;		
Verordnungsermächtigung	
(1)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	vorzuschreiben,	daß	Brennstoffe,	Treibstoffe,	
Schmierstoffe	oder	Zusätze	zu	diesen	Stoffen	gewerbsmäßig	oder	 im	Rahmen	wirtschaftlicher	Un-
ternehmungen	nur	hergestellt,	 in	den	Verkehr	gebracht	oder	eingeführt	werden	dürfen,	wenn	sie	
bestimmten	Anforderungen	zum	Schutz	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	durch	Luftverunrei-
nigungen	genügen.	 In	den	Rechtsverordnungen	nach	Satz	1	kann	 insbesondere	bestimmt	werden,	
daß	
1.		 natürliche	 Bestandteile	 oder	 Zusätze	 von	 Brennstoffen,	 Treibstoffen	 oder	 Schmierstoffen	

nach	 Satz	 1,	 die	 bei	 bestimmungsgemäßer	 Verwendung	 der	 Brennstoffe,	 Treibstoffe,	
Schmierstoffe	 oder	 Zusätze	 Luftverunreinigungen	 hervorrufen	 oder	 die	 Bekämpfung	 von	
Luftverunreinigungen	 behindern,	 nicht	 zugesetzt	 werden	 oder	 einen	 bestimmten	 Höchst-
gehalt	nicht	überschreiten	dürfen,	

1a.		 Zusätze	zu	Brennstoffen,	Treibstoffen	oder	Schmierstoffen	bestimmte	Stoffe,	die	Luftverun-
reinigungen	hervorrufen	oder	die	Bekämpfung	von	Luftverunreinigungen	behindern,	nicht	
oder	nur	in	besonderer	Zusammensetzung	enthalten	dürfen,	

2.		 Brennstoffe,	Treibstoffe	oder	Schmierstoffe	nach	Satz	1	bestimmte	Zusätze	enthalten	müs-
sen,	durch	die	das	Entstehen	von	Luftverunreinigungen	begrenzt	wird,	

3.		 Brennstoffe,	Treibstoffe,	Schmierstoffe	oder	Zusätze	nach	Satz	1	einer	bestimmten	Behand-
lung,	durch	die	das	Entstehen	von	Luftverunreinigungen	begrenzt	wird,	unterworfen	wer-
den	müssen,	

4.		 derjenige,	 der	 gewerbsmäßig	 oder	 im	 Rahmen	 wirtschaftlicher	 Unternehmungen	 flüssige	
Brennstoffe,	 Treibstoffe,	 Schmierstoffe	 oder	 Zusätze	 zu	 diesen	 Stoffen	 herstellt,	 einführt	
oder	sonst	in	den	Geltungsbereich	dieses	Gesetzes	verbringt,	der	zuständigen	Bundesober-
behörde	
a) Zusätze	zu	 flüssigen	Brennstoffen,	Treibstoffen	oder	Schmierstoffen,	die	 in	 ihrer	chemi-
schen	 Zusammensetzung	 andere	 Elemente	 als	 Kohlenstoff,	 Wasserstoff	 und	 Sauerstoff	
enthalten,	anzuzeigen	hat	und	

b) näher	zu	bestimmende	Angaben	über	die	Art	und	die	eingesetzte	Menge	sowie	die	mögli-
chen	schädlichen	Umwelteinwirkungen	der	Zusätze	und	deren	Verbrennungsprodukte	zu	
machen	hat.	

Anforderungen	nach	Satz	2	können	unter	Berücksichtigung	der	 technischen	Entwicklung	auch	 für	
einen	Zeitpunkt	nach	Inkrafttreten	der	Rechtsverordnung	festgesetzt	werden.	Wegen	der	Anforde-
rungen	nach	den	Sätzen	1	bis	3	gilt	§	7	Abs.	4	entsprechend.	
(2)	Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 durch	Rechtsverordnung	mit	 Zustimmung	 des	Bun-

desrates	vorzuschreiben,	
1. daß	bei	der	Einfuhr	von	Brennstoffen,	Treibstoffen,	Schmierstoffen	oder	Zusätzen,	für	die	An-
forderungen	 nach	 Absatz	 1	 Satz	 1	 festgesetzt	 worden	 sind,	 eine	 schriftliche	 Erklärung	 des	
Herstellers	über	die	Beschaffenheit	der	Brennstoffe,	Treibstoffe,	 Schmierstoffe	oder	Zusätze	
den	Zolldienststellen	vorzulegen,	bis	 zum	ersten	Bestimmungsort	der	 Sendung	mitzuführen	
und	bis	zum	Abgang	der	Sendung	vom	ersten	Bestimmungsort	dort	verfügbar	zu	halten	ist,	

2. daß	der	Einführer	diese	Erklärung	zu	seinen	Geschäftspapieren	zu	nehmen	hat,	
3. welche	Angaben	über	die	Beschaffenheit	der	Brennstoffe,	Treibstoffe,	Schmierstoffe	oder	Zu-
sätze	die	schriftliche	Erklärung	enthalten	muß,	

4. daß	Brennstoffe,	Treibstoffe,	Schmierstoffe	oder	Zusätze	nach	Absatz	1	Satz	1,	die	in	den	Gel-
tungsbereich	 dieses	 Gesetzes,	 ausgenommen	 in	 Zollausschlüsse,	 verbracht	 werden,	 bei	 der	

	
	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	1.	 Juni	2026	(BGBl.	 I	Nr.	163)	hat	die	Überschrift	neu	

gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Bauartzulassung“.	
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Verbringung	von	dem	Einführer	den	zuständigen	Behörden	des	Bestimmungsortes	zu	melden	
sind,	

5. daß	bei	der	Lagerung	von	Brennstoffen,	Treibstoffe,	Schmierstoffen	oder	Zusätzen	nach	Ab-
satz	 1	 Satz	 1	Tankbelegbücher	 zu	 führen	 sind,	 aus	 denen	 sich	 die	 Lieferer	 der	Brennstoffe,	
Treibstoffe,	Schmierstoffe	oder	Zusätze	nach	Absatz	1	Satz	1	ergeben,	

6. daß	derjenige,	der	gewerbsmäßig	oder	im	Rahmen	wirtschaftlicher	Unternehmungen	an	den	
Verbraucher	Stoffe	oder	Zusätze	nach	Absatz	1	Satz	1	veräußert,	diese	deutlich	sichtbar	und	
leicht	lesbar	mit	Angaben	über	bestimmte	Eigenschaften	kenntlich	zu	machen	hat	und	

7. daß	derjenige,	der	Stoffe	oder	Zusätze	nach	Absatz	1	Satz	1	gewerbsmäßig	oder	im	Rahmen	
wirtschaftlicher	 Unternehmungen	 in	 den	 Verkehr	 bringt,	 den	 nach	 Nummer	 6	 Auszeich-
nungspflichtigen	über	bestimmte	Eigenschaften	zu	unterrichten	hat.	

(3)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	
Rechtsverordnung	 mit	 Zustimmung	 des	 Bundesrates	 vor-	 zuschreiben,	 dass,	 wer	 gewerbsmäßig	
oder	 im	Rahmen	wirtschaftlicher	Unternehmungen	Treibstoffe	 in	den	Verkehr	bringt,	zur	Vermei-
dung	 von	 Schäden	 an	 Fahrzeugen	 verpflichtet	werden	kann,	 auch	Treibstoffe	mit	 bestimmten	Ei-
genschaften,	 insbesondere	mit	nicht	 zu	überschreitenden	Höchstgehalten	an	Sauerstoff	und	Biok-
raftstoff,	in	den	Verkehr	zu	bringen.	In	der	Rechtsverordnung	nach	Satz	1	kann	darüber	hinaus	die	
Unterrichtung	der	Verbraucher	über	biogene	Anteile	der	Treibstoffe	und	den	geeigneten	Einsatz	der	
verschiedenen	Treibstoffmischungen	geregelt	werden;	 für	die	Regelung	der	Pflicht	 zur	Unterrich-
tung	gilt	Absatz	2	Nummer	6	und	7	entsprechend.	
(4)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	ohne	Zustimmung	des	Bundesrates	zu	regeln,	dass	Unternehmen,	die	Treibstoffe	
in	Verkehr	 bringen,	 jährlich	 folgende	Daten	der	 in	 der	Rechtsverordnung	 zu	 bestimmenden	Bun-
desbehörde	vorzulegen	haben:	
a) die	Gesamtmenge	der	jeweiligen	Art	von	geliefertem	Treibstoff	unter	Angabe	des	Erwerbsor-
tes	und	des	Ursprungs	des	Treibstoffs	und	

b) die	Lebenszyklustreibhausgasemissionen	pro	Energieeinheit.58	

	
		58		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	in	Abs.	1	Satz	4	

„Abs.	2“	durch	„Abs.	4“	ersetzt.	
	 23.05.1990.—Artikel	1	Nr.	20	lit.	a	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	in	der	Überschrift	

„und	Brennstoffen“	durch	„	,	Brennstoffen	und	Schmierstoffen“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	20	 lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	 „oder	Treibstoffe“	durch	 „	 ,	Treibstoffe,	

Schmierstoffe	oder	Zusätze	zu	diesen	Stoffen“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	20	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„In	den	Rechts-

verordnungen	nach	Satz	1	kann	insbesondere	bestimmt	werden,	daß	
1. natürliche	Bestandteile	oder	Zusätze	von	Brennstoffen	oder	Treibstoffen,	die	bei	bestimmungsge-

mäßer	 Verwendung	 der	 Brennstoffe	 oder	 Treibstoffe	 Luftverunreinigungen	 hervorrufen	 oder	 die	
Bekämpfung	 von	 Luftverunreinigungen	 behindern,	 einen	 bestimmten	 Höchstgehalt	 nicht	 über-
schreiten	dürfen,	

2. Brennstoffe	 oder	 Treibstoffe	 bestimmte	 Zusätze	 enthalten	müssen,	 durch	 die	 das	 Entstehen	 von	
Luftverunreinigungen	begrenzt	wird,	oder	

3. Brennstoffe	oder	Treibstoffe	einer	bestimmten	Behandlung,	durch	die	das	Entstehen	von	Luftverun-
reinigungen	begrenzt	wird,	unterworfen	werden	müssen.“	

	 Artikel	1	Nr.	20	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundes-

rates	vorzuschreiben,	
1. daß	bei	der	Einfuhr	von	Brennstoffen	oder	Treibstoffen,	für	die	Anforderungen	nach	Absatz	1	Satz	2	

festgesetzt	 worden	 sind,	 eine	 schriftliche	 Erklärung	 des	 Herstellers	 über	 die	 Beschaffenheit	 der	
Brennstoffe	oder	Treibstoffe	den	Zolldienststellen	vorzulegen,	bis	zum	ersten	Bestimmungsort	der	
Sendung	mitzuführen	und	bis	zum	Abgang	der	Sendung	vom	ersten	Bestimmungsort	dort	verfügbar	
zu	halten	ist,	
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§	35	Beschaffenheit	von	Stoffen	und	Erzeugnissen;	Verordnungsermächtigung	
(1)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	 mit	 Zustimmung	 des	 Bundesrates	 vorzuschreiben,	 daß	 bestimmte	 Stoffe	 oder	
Erzeugnisse	 aus	 Stoffen,	 die	 geeignet	 sind,	 bei	 ihrer	 bestimmungsgemäßen	Verwendung	 oder	 bei	
der	 Verbrennung	 zum	 Zwecke	 der	 Beseitigung	 oder	 der	 Rückgewinnung	 einzelner	 Bestandteile	
schädliche	 Umwelteinwirkungen	 durch	 Luftverunreinigungen	 hervorzurufen,	 gewerbsmäßig	 oder	
im	Rahmen	wirtschaftlicher	Unternehmungen	nur	hergestellt,	eingeführt	oder	sonst	in	den	Verkehr	
gebracht	werden	 dürfen,	wenn	 sie	 zum	 Schutz	 vor	 schädlichen	Umwelteinwirkungen	 durch	 Luft-
verunreinigungen	bestimmten	Anforderungen	an	ihre	Zusammensetzung	und	das	Verfahren	zu	ih-
rer	Herstellung	genügen.	Die	Ermächtigung	des	Satzes	1	erstreckt	sich	nicht	auf	Anlagen,	Brennstof-
fe,	Treibstoffe	und	Fahrzeuge.	
(2)	 Anforderungen	 nach	Absatz	 1	 Satz	 1	 können	 unter	 Berücksichtigung	 der	 technischen	 Ent-

wicklung	 auch	 für	 einen	 Zeitpunkt	 nach	 Inkrafttreten	 der	 Rechtsverordnung	 festgesetzt	 werden.	
Wegen	der	Anforderungen	nach	Absatz	1	und	Absatz	2	Satz	1	gilt	§	7	Abs.	4	entsprechend.	
(3)	Soweit	dies	mit	dem	Schutz	der	Allgemeinheit	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	durch	

Luftverunreinigungen	vereinbar	ist,	kann	in	der	Rechtsverordnung	nach	Absatz	1	an	Stelle	der	An-
forderungen	 über	 die	 Zusammensetzung	 und	 das	 Herstellungsverfahren	 vorgeschrieben	 werden,	
daß	die	Stoffe	und	Erzeugnisse	deutlich	sichtbar	und	leicht	lesbar	mit	dem	Hinweis	zu	kennzeichnen	
sind,	daß	bei	ihrer	bestimmungsgemäßen	Verwendung	oder	bei	ihrer	Verbrennung	schädliche	Um-
welteinwirkungen	 entstehen	 können	 oder	 daß	 bei	 einer	 bestimmten	 Verwendungsart	 schädliche	
Umwelteinwirkungen	vermieden	werden	können.59	
	
§	36	Ausfuhr	
In	den	Rechtsverordnungen	nach	den	§§	32	bis	35	kann	vorgeschrieben	werden,	daß	die	Vor-

schriften	über	das	Herstellen,	Einführen	und	das	Inverkehrbringen	nicht	gelten	für	Anlagen,	Stoffe,	
Erzeugnisse,	Brennstoffe	 und	Treibstoffe,	 die	 zur	 Lieferung	 in	Gebiete	 außerhalb	des	Geltungsbe-
reichs	dieses	Gesetzes	bestimmt	sind.	
	
§	37	Erfüllung	von	zwischenstaatlichen	Vereinbarungen	und	Rechtsakten	der	Europäischen	
Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union;	Verordnungsermächtigung	
Zur	Erfüllung	von	Verpflichtungen	aus	zwischenstaatlichen	Vereinbarungen	oder	von	bindenden	

Rechtsakten	der	Europäischen	Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union	kann	die	Bundesregie-
rung	 zu	dem	 in	 §	1	 genannten	Zweck	durch	Rechtsverordnung	mit	 Zustimmung	des	Bundesrates	

	
2. daß	der	Einführer	diese	Erklärung	zu	seinen	Geschäftspapieren	zu	nehmen	hat,	
3. welche	Angaben	über	die	Beschaffenheit	der	Brennstoffe	oder	Treibstoffe	die	schriftliche	Erklärung	

enthalten	muß,	
4. daß	Brennstoffe	oder	Treibstoffe,	die	in	den	Geltungsbereich	dieses	Gesetzes,	ausgenommen	in	Zoll-

ausschlüsse,	verbracht	werden,	bei	der	Verbringung	von	dem	Einführer	den	zuständigen	Behörden	
des	Bestimmungsortes	zu	melden	sind	und	

5. daß	bei	der	Lagerung	von	Brennstoffen	oder	Treibstoffen	Tankbelegbücher	zu	führen	sind,	aus	de-
nen	sich	die	Lieferer	der	Brennstoffe	oder	Treibstoffe	ergeben.“	

	 04.12.2010.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2010	(BGBl.	I	S.	1728)	hat	Abs.	3	und	4	
eingefügt.	

	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	1.	 Juni	2026	(BGBl.	 I	Nr.	163)	hat	die	Überschrift	neu	
gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Beschaffenheit	von	Brennstoffen,	Treibstoffen	und	Schmierstoffen“.	

		59		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	in	Abs.	2	Satz	2	

„Abs.	2“	durch	„Abs.	4“	ersetzt.	
	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	1.	 Juni	2026	(BGBl.	 I	Nr.	163)	hat	die	Überschrift	neu	

gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Beschaffenheit	von	Stoffen	und	Erzeugnissen“.	
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bestimmen,	daß	Anlagen,	Stoffe,	Erzeugnisse,	Brennstoffe	oder	Treibstoffe	gewerbsmäßig	oder	 im	
Rahmen	wirtschaftlicher	Unternehmungen	nur	 in	den	Verkehr	gebracht	werden	dürfen,	wenn	sie	
nach	Maßgabe	der	§§	32	bis	35	bestimmte	Anforderungen	erfüllen.	In	einer	Rechtsverordnung	nach	
Satz	1,	die	der	Erfüllung	bindender	Rechtsakte	der	Europäischen	Gemeinschaften	oder	der	Europäi-
schen	Union	 über	Maßnahmen	 zur	 Bekämpfung	 der	 Emission	 von	 gasförmigen	 Schadstoffen	 und	
luftverunreinigenden	Partikeln	aus	Verbrennungsmotoren	für	mobile	Maschinen	und	Geräte	dient,	
kann	das	Kraftfahrt-Bundesamt	als	Genehmigungsbehörde	bestimmt	und	insoweit	der	Fachaufsicht	
des	Bundesministeriums	für	Umwelt,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	unterstellt	werden.60	
	

Zweiter	Abschnitt	
Treibhausgasminderung	bei	Kraftstoffen61	

	
§	37a	Pflichten	für	Inverkehrbringer	von	Kraftstoffen	
(1)	Wer	 gewerbsmäßig	 oder	 im	 Rahmen	wirtschaftlicher	 Unternehmungen	 nach	 §	 2	 Absatz	 1	

Nummer	1	und	4	des	Energiesteuergesetzes	zu	versteuernde	Otto-	oder	Dieselkraftstoffe	in	Verkehr	
bringt,	hat	sicherzustellen,	dass	für	die	gesamte	im	Lauf	eines	Kalenderjahres	(Verpflichtungsjahr)	
von	hm	in	Verkehr	gebrachte	Menge	Kraftstoffs	die	Vorgaben	des	Absatzes	4	eingehalten	werden.	
Kraftstoff	gilt	mit	dem	Entstehen	der	Energiesteuer	nach	§	8	Abs.	1,	§	9	Abs.	1,	§	9a	Absatz	4,	§	18b	
Absatz	1	Nummer	1,	2	oder	5,	auch	jeweils	in	Verbindung	mit	§	18b	Absatz	2,	§	19b	Absatz	1,	§	22	
Absatz	1	oder	§	23	Abs.	1	oder	Abs.	2,	§	38	Absatz	1,	§	42	Absatz	1	oder	§	43	Absatz	1	des	Energies-
teuergesetzes	als	in	Verkehr	gebracht.	Die	Abgabe	von	fossilem	Otto-	und	fossilem	Dieselkraftstoff	
an	die	Bundeswehr	zu	Zwecken	der	Verteidigung	oder	der	Erfüllung	zwischenstaatlicher	Verpflich-
tungen,	die	Polizeien	der	Länder,	die	Bundespolizei,	den	Zolldienst,	die	Bundesanstalt	Technisches	
Hilfswerk,	das	Bundeskriminalamt,	die	Feuerwehren	und	die	Einheiten	und	Einrichtungen	des	Zivil-	
und	Katastrophenschutzes	gilt	nicht	als	Inverkehrbringen	im	Sinne	der	Sätze	1	und	2.	Dies	gilt	auch	
für	den	Erwerb	von	fossilem	Otto-	und	fossilem	Dieselkraftstoff	durch	die	Bundeswehr	zu	einem	in	
Satz	3	genannten	Zweck.	Der	Bundeswehr	gleichgestellt	sind	auf	Grund	völkerrechtlicher	Verträge	
in	der	Bundesrepublik	Deutschland	befindliche	Truppen	sowie	Einrichtungen,	die	die	Bundeswehr	
oder	diese	Truppen	zur	Erfüllung	ihrer	jeweiligen	Aufgaben	einsetzt	oder	einsetzen.	Die	Abgabe	von	
Kraftstoff	im	Eigentum	des	Erdölbevorratungsverbandes	auf	Grund	einer	Freigabe	nach	§	12	Absatz	
1	des	Erdölbevorratungsgesetzes	durch	den	Erdölbevorratungsverband,	Mitglieder	des	Erdölbevor-
ratungsverbandes	 oder	 Dritte	 sowie	 nachfolgende	 Abgaben	 gelten	 nicht	 als	 Inverkehrbringen	 im	

	
		60		 ÄNDERUNGEN	
	 27.10.1998.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	19.	Oktober	1998	(BGBl.	I	S.	3178)	hat	Satz	2	eingefügt.	
	 04.12.2010.—Artikel	1	Nr.	4	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	26.	November	2010	 (BGBl.	 I	 S.	1728)	hat	 in	der	

Überschrift	und	in	Satz	1	jeweils	„Beschlüssen	der	Europäischen	Gemeinschaften“	durch	„Rechtsakten	
der	Europäischen	Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	4	 lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	 in	Satz	2	 „Beschlüsse	der	Europäischen	Gemeinschaften“	
durch	„Rechtsakte	der	Europäischen	Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union“	ersetzt.	

	 08.09.2015.—Artikel	 76	Nr.	 1	 der	 Verordnung	 vom	 31.	 August	 2015	 (BGBl.	 I	 S.	 1474)	 hat	 in	 Satz	 2	
„	,	Bau“	nach	„Naturschutz“	eingefügt.	

	 27.06.2020.—Artikel	103	der	Verordnung	vom	19.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1328)	hat	in	Satz	2	„	,	Bau	und	
Reaktorsicherheit“	durch	„und	nukleare	Sicherheit“	ersetzt.	

	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	1.	 Juni	2026	(BGBl.	 I	Nr.	163)	hat	die	Überschrift	neu	
gefasst.	Die	Überschrift	 lautete:	 „Erfüllung	von	zwischenstaatlichen	Vereinbarungen	und	Rechtsakten	
der	Europäischen	Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union“.	

		61		 QUELLE	
	 01.07.2007.—Artikel	3	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	3180)	hat	den	Abschnitt	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	20.	November	2014	(BGBl.	I	S.	1740)	hat	die	Überschrift	

des	Abschnitts	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Biokraftstoffe“.	
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Sinne	der	Sätze	1	und	2.	Dies	gilt	auch	für	die	Abgabe	von	Kraftstoff	in	den	in	Satz	6	genannten	Fäl-
len	im	Rahmen	von	Delegationen	nach	§	7	Absatz	1	des	Erdölbevorratungsgesetzes	durch	Mitglieder	
des	Erdölbevorratungsverbandes	oder	Dritte	sowie	für	nachfolgende	Abgaben.	Die	Abgabe	von	Aus-
gleichsmengen	an	unterversorgte	Unternehmen	zum	Versorgungsausgleich	im	Sinne	von	§	1	Abs.	1	
der	Mineralölausgleichs-Verordnung	 vom	13.	Dezember	1985	 (BGBl.	 I	 S.	 2267),	 die	 zuletzt	 durch	
Artikel	5	Absatz	3	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1738)	geändert	worden	ist,	in	der	je-
weils	geltenden	Fassung	gilt	nicht	als	Inverkehrbringen	im	Sinne	der	Sätze	1	und	2.	Ein	Inverkehr-
bringen	im	Sinne	der	Sätze	1	und	2	 liegt	ebenfalls	nicht	vor,	wenn	der	Erdölbevorratungsverband	
Kraftstoff	 aus	 seinem	Eigentum	 abgibt	 und	 dieser	 Abgabe	 keine	Rücklieferung	 am	Abgabeort	 ge-
genüber	steht	oder	er	dafür	Mineralölprodukte	erwirbt,	die	nicht	unter	die	Vorschrift	des	Satzes	1	
fallen.	Satz	9	gilt	auch	für	die	nachfolgenden	Abgaben	des	Kraftstoffs.	
(2)	(weggefallen)	
(3)	 Verpflichteter	 nach	 Absatz	 1	 Satz	 1	 und	 2	 ist	 der	 jeweilige	 Steuerschuldner	 im	 Sinne	 des	

Energiesteuergesetzes.	 Abweichend	 von	 Satz	 1	 ist	 in	 den	 Fällen	 des	 §	 7	 Abs.	 4	 Satz	 1	 des		
Energiesteuergesetzes	der	Dritte	(Einlagerer)	Verpflichteter.	In	den	Fällen	des	§	22	Abs.	1	des	Ener-
giesteuergesetzes	gilt	allein	derjenige	als	Verpflichteter	 im	Sinne	von	Satz	1,	der	eine	der	dort	 je-
weils	genannten	Handlungen	zuerst	vornimmt.	
(4)	Verpflichtete	nach	Absatz	1	haben	sicherzustellen,	dass	die	Treibhausgasemissionen	der	von	

ihnen	 in	Verkehr	gebrachten	fossilen	Otto-	und	fossilen	Dieselkraftstoffe	zuzüglich	der	Treibhaus-
gasemissionen	 der	 von	 ihnen	 eingesetzten	 Erfüllungsoptionen	 um	 einen	 festgelegten	 Prozentsatz	
gegenüber	dem	Referenzwert	nach	Satz	3	gemindert	werden.	Die	Höhe	des	in	Satz	1	genannten	Pro-
zentsatzes	beträgt	
1.		 ab	dem	Kalenderjahr	2020	6	Prozent,	
2.		 ab	dem	Kalenderjahr	2022	7	Prozent,	
3.		 ab	dem	Kalenderjahr	2023	8	Prozent,	
4.		 ab	dem	Kalenderjahr	2024	9,35	Prozent,	
5.		 ab	dem	Kalenderjahr	2025	10,6	Prozent,	
6.		 ab	dem	Kalenderjahr	2026	12	Prozent,	
7.		 ab	dem	Kalenderjahr	2027	17,5	Prozent,	
8.		 ab	dem	Kalenderjahr	2028	19,5	Prozent,	
9.		 ab	dem	Kalenderjahr	2029	22,5	Prozent,	
10.		 ab	dem	Kalenderjahr	2030	26,5	Prozent,	
11.		 ab	dem	Kalenderjahr	2031	30	Prozent,	
12.		 ab	dem	Kalenderjahr	2032	33	Prozent,	
13.		 ab	dem	Kalenderjahr	2033	36	Prozent,	
14.		 ab	dem	Kalenderjahr	2034	38	Prozent,	
15.		 ab	dem	Kalenderjahr	2035	41	Prozent,	
16.		 ab	dem	Kalenderjahr	2036	46	Prozent,	
17.		 ab	dem	Kalenderjahr	2037	51	Prozent,	
18.		 ab	dem	Kalenderjahr	2038	56	Prozent,	
19.		 ab	dem	Kalenderjahr	2039	61	Prozent,	
20.		 ab	dem	Kalenderjahr	2040	65	Prozent.	

Der	 Referenzwert,	 gegenüber	 dem	 die	 Treibhausgasminderung	 zu	 erfolgen	 hat,	 berechnet	 sich	
durch	Multiplikation	des	Basiswertes	mit	der	vom	Verpflichteten	 in	Verkehr	gebrachten	energeti-
schen	Menge	an	fossilen	Otto-	und	fossilen	Dieselkraftstoffen	zuzüglich	der	energetischen	Menge	an	
eingesetzten	Erfüllungsoptionen.	Der	Basiswert	wird	festgelegt	durch	eine	Verordnung	nach	§	37d	
Absatz	2	Satz	1	Nummer	6.	Die	Treibhausgasemissionen	von	fossilen	Otto-	und	fossilen	Dieselkraft-
stoffen	berechnen	sich	durch	Multiplikation	der	Werte,	die	durch	eine	Verordnung	nach	§	37d	Ab-
satz	2	Satz	1	Nummer	9	festgelegt	werden,	mit	der	vom	Verpflichteten	in	Verkehr	gebrachten	ener-
getischen	Menge	 fossilen	Otto-	und	 fossilen	Dieselkraftstoffs.	Die	Treibhausgasemissionen	von	Bi-
okraftstoffen	berechnen	sich	durch	Multiplikation	der	in	den	anerkannten	Nachweisen	nach	§	8	der	
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Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung	vom	2.	Dezember	2021	(BGBl.	 I	S.	5126,	5143),	 in	der	 je-
weils	geltenden	Fassung	ausgewiesenen	Treibhausgasemissionen	in	Kilogramm	Kohlenstoffdioxid-
Äquivalent	pro	Gigajoule	mit	der	vom	Verpflichteten	 in	Verkehr	gebrachten	energetischen	Menge	
Biokraftstoffs.	 Biokraftstoffe	werden	wie	 fossile	Otto-	 oder	 fossile	Dieselkraftstoffe	 behandelt,	 so-
fern	
1.		 für	 die	 Biokraftstoffe	 anerkannte	 Nachweise	 nach	 §	 8	 der	 Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsver-
ordnung	nicht	vorgelegt	werden,	

2.		 für	 die	 Biokraftstoffe	 anerkannte	 Nachweise	 nach	 §	 8	 der	 Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsver-
ordnung	vorgelegt	werden,	die	keine	Treibhausgasemissionen	ausweisen,	

3.		 für	 die	 Biokraftstoffe	 anerkannte	 Nachweise	 nach	 §	 8	 der	 Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsver-
ordnung	vorgelegt	werden,	die	unwirksam	im	Sinne	der	Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverord-
nung	sind	und	nicht	anerkannt	werden	dürfen,	

4.		die	Biokraftstoffe	nach	§	37b	Absatz	8	Satz	1	von	der	Anrechenbarkeit	ausgeschlossen	sind	
oder	

5.		die	Europäische	Kommission	nach	Artikel	 30	Absatz	10	der	Richtlinie	 (EU)	2018/2001	des	
Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	11.	Dezember	2018	zur	Förderung	der	Nutzung	
von	 Energie	 aus	 erneuerbaren	 Quellen	 (ABl.	 L	 328	 vom	 21.12.2018,	 S.	 82,	 L	 311	 vom	
25.9.2020,	S.	11)	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	oder	nach	Artikel	7c	Absatz	8	der	Richtlinie	
98/70/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	13.	Oktober	1998	über	die	Quali-
tät	von	Otto-	und	Dieselkraftstoffen	und	zur	Änderung	der	Richtlinie	93/12/EWG	des	Rates	
(ABl.	L	350	vom	28.12.1998,	S.	58),	die	zuletzt	durch	die	Verordnung	(EU)	2018/1999	(ABl.	L	
328	vom	21.12.2018,	S.	1)	geändert	worden	ist,	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	entschieden	
hat,	dass	die	Bundesrepublik	Deutschland	den	Biokraftstoff	für	die	in	Artikel	25	Absatz	1	Un-
terabsatz	 1	 und	 4	 der	 Richtlinie	 (EU)	 2018/2001	 oder	 für	 die	 in	 Artikel	 7a	 der	 Richtlinie	
98/70/EG	genannten	Zwecke	nicht	berücksichtigen	darf.	

Satz	7	erster	Halbsatz	gilt	entsprechend	für	die	in	§	37b	Absatz	2	bis	6	genannten	Energieerzeugnis-
se,	wenn	 diese	 keine	 Biokraftstoffe	 im	 Sinne	 dieses	 Gesetzes	 sind.	 Bei	 der	 Berechnung	 des	 Refe-
renzwertes	nach	den	Sätzen	3	und	4	sowie	der	Treibhausgasemissionen	nach	den	Sätzen	5	und	6	
sind	Kraftstoffmengen,	 für	 die	 dem	Verpflichteten	 eine	 Steuerentlastung	 nach	 §	 8	 Absatz	 7,	 nach	
§	46	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	oder	Nummer	3	oder	nach	§	47	Absatz	1	Nummer	1,	2	oder	Num-
mer	6	des	Energiesteuergesetzes	gewährt	wurde	oder	wird,	nicht	zu	berücksichtigen.	In	den	Fällen	
des	Absatzes	5	Satz	1	Nummer	2	und	3	gilt	Satz	9	unabhängig	von	der	Person	des	Entlastungsbe-
rechtigten.	
(5)	Die	Verpflichtungen	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	dem	Absatz	4	können	von	

Verpflichteten	erfüllt	werden	durch	folgende	Optionen	(Erfüllungsoptionen):	
1.		 Inverkehrbringen	 von	 Biokraftstoff,	 der	 fossilem	Otto-	 oder	 fossilem	Dieselkraftstoff,	wel-

cher	nach	§	2	Absatz	1	Nummer	1	und	4	des	Energiesteuergesetzes	zu	versteuern	ist,	beige-
mischt	wurde,	

2.		 Inverkehrbringen	 von	 reinem	 Biokraftstoff,	 der	 nach	 §	 2	 Absatz	 1	 Nummer	 1	 und	 4	 des	
Energiesteuergesetzes	zu	versteuern	ist,	

3.		 Inverkehrbringen	von	
a)		Biokraftstoff	nach	§	37b	Absatz	6,	der	fossilem	Erdgaskraftstoff,	welcher	nach	§	2	Absatz	
1	Nummer	7	oder	Absatz	2	Nummer	1	des	Energiesteuergesetzes	zu	versteuern	 ist,	zu-
gemischt	wurde,	und	

b)		reinem	Biokraftstoff	nach	§	37b	Absatz	6,	der	nach	§	2	Absatz	1	Nummer	7	oder	Absatz	2	
Nummer	1	des	Energiesteuergesetzes	zu	versteuern	ist,	

4.		 elektrischen	 Strom	 zur	 Verwendung	 in	 Straßenfahrzeugen,	 soweit	 eine	 Rechtsverordnung	
der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	11	dies	zulässt	und	gegenüber	der	
zuständigen	 Stelle	 nachgewiesen	 wird,	 dass	 der	 Strom	 ordnungsgemäß	 gemessen	 und	
überwacht	wurde,	
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5.		 bis	zum	Verpflichtungsjahr	2026	Upstream-Emissionsminderungen,	soweit	eine	Rechtsver-
ordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	dies	zulässt,	

6.		 flüssige	oder	gasförmige	erneuerbare	Kraftstoffe	nicht	biogenen	Ursprungs,	auch	wenn	sie	
in	 einem	raffinerietechnischen	Verfahren	gemeinsam	mit	mineralölstämmigen	oder	bioge-
nen	 Ölen	 hergestellt	 werden,	 soweit	 eine	 Rechtsverordnung	 der	 Bundesregierung	 nach	
§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	dies	zulässt,	

7.		 flüssige	 oder	 gasförmige	 erneuerbare	 Kraftstoffe	 nicht	 biogenen	 Ursprungs,	 wenn	 sie	 als	
Zwischenprodukt	zur	Produktion	konventioneller	Kraftstoffe	oder	Biokraftstoffe	verwendet	
werden,	 soweit	 eine	 Rechtsverordnung	 der	 Bundesregierung	 nach	 §	 37d	 Absatz	 2	 Satz	 1	
Nummer	13	dies	zulässt,	und	vorausgesetzt,	dass	die	durch	die	Nutzung	erneuerbarer	Kraft-
stoffe	nicht	biogenen	Ursprungs	erzielte	Verringerung	der	Treibhausgasemissionen	nicht	bei	
der	Berechnung	der	Treibhausgasemissionseinsparungen	der	Biokraftstoffe	 berücksichtigt	
wird,	

8.		 ab	 dem	 Verpflichtungsjahr	 2031	 mittels	 Elektrolyse	 erzeugter,	 kohlenstoffarmer	Wasser-
stoff,	wenn	 er	 als	 Zwischenprodukt	 zur	Produktion	konventioneller	Kraftstoffe	 verwendet	
wird,	soweit	eine	Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Num-
mer	13	dies	zulässt,	

9.		 ab	dem	Verpflichtungsjahr	2027	wiederverwertete	kohlenstoffhaltige	Kraftstoffe,	soweit	ei-
ne	Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	dies	zu-
lässt,	

10.		 andere	Kraftstoffe,	soweit	eine	Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	
Satz	1	Nummer	13	dies	zulässt.	

(6)	Die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	 in	Verbindung	mit	Absatz	4	
kann	durch	Vertrag,	der	der	Schriftform	bedarf,	auf	einen	Dritten,	der	nicht	selbst	Verpflichteter	ist,	
übertragen	werden.	Der	Vertrag	muss	mengenmäßige	Angaben	 zum	Umfang	der	 vom	Dritten	 ge-
genüber	 dem	 Verpflichteten	 eingegangenen	 Verpflichtung	 enthalten	 sowie	 Angaben,	 für	 welche	
Erfüllungsoptionen	die	Übertragung	gilt.	Außerdem	muss	der	Vertrag	Angaben	zu	den	Treibhaus-
gasemissionen	 der	 Kraftstoffe	 in	 Kilogramm	 Kohlenstoffdioxid-Äquivalent	 enthalten.	 Der	 Dritte	
kann	 den	 Vertrag	 ausschließlich	 durch	 Erfüllungsoptionen	 erfüllen,	 die	 er	 im	 Verpflichtungsjahr	
einsetzt	 oder	 eingesetzt	 hat.	 Abweichend	 von	 Satz	 4	 kann	 der	 Dritte	 Verträge	 nach	 Satz	 3	 auch	
durch	 Erfüllungsoptionen	 erfüllen,	 die	 er	 bereits	 im	 Vorjahr	 des	 Verpflichtungsjahres	 in	 Verkehr	
gebracht	 hat,	 wenn	 die	 Erfüllungsoptionen	 nicht	 bereits	 Gegenstand	 eines	 Vertrages	 nach	 Satz	 1	
waren	und	der	Dritte	 im	Vorjahr	des	Verpflichtungsjahres	nicht	 selbst	Verpflichteter	gewesen	 ist.	
Absatz	1	Satz	2	und	Absatz	5	Satz	1	und	2	gelten	entsprechend.	Bei	Vorliegen	der	Voraussetzungen	
nach	den	Sätzen	1	bis	6	ist	der	Verpflichtete	so	zu	behandeln,	als	hätte	er	die	vom	Dritten	eingesetz-
ten	Erfüllungsoptionen	im	Verpflichtungsjahr	selbst	in	Verkehr	gebracht.	Absatz	4	Satz	3	bis	10	gel-
ten	entsprechend.	Die	vom	Dritten	zur	Erfüllung	einer	nach	Satz	1	übertragenen	Verpflichtung	ein-
gesetzten	 Erfüllungsoptionen	 können	 nicht	 zur	 Erfüllung	 der	 Verpflichtung	 eines	 weiteren	 Ver-
pflichteten	eingesetzt	werden.	
(7)	Die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	 in	Verbindung	mit	Absatz	4	

kann	durch	Vertrag,	der	der	Schriftform	bedarf,	auf	einen	Dritten,	der	selbst	Verpflichteter	ist,	über-
tragen	werden.	Absatz	6	 Satz	2	 gilt	 entsprechend.	Der	Vertrag	 zur	Erfüllung	 von	Verpflichtungen	
nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4	muss	Angaben	zum	Umfang	der	vom	Dritten	
im	 Verpflichtungsjahr	 sicherzustellenden	 Treibhausgasminderungsmenge	 in	 Kilogramm	 Kohlen-
stoffdioxid-Äquivalent	enthalten.	Der	Dritte	kann	Verträge	ausschließlich	durch	Erfüllungsoptionen	
erfüllen,	 die	 er	 im	 Verpflichtungsjahr	 einsetzt	 oder	 eingesetzt	 hat.	 Absatz	 1	 Satz	2	 und	 Absatz	 5	
Satz	1	und	2	gelten	entsprechend.	Bei	Vorliegen	der	Voraussetzungen	nach	den	Sätzen	1	bis	4	wird	
zugunsten	des	Verpflichteten	die	vom	Dritten	erreichte	Treibhausgasminderungsmenge	ausschließ-
lich	bei	der	Berechnung	der	Treibhausgasemissionen	nach	Absatz	4	Satz	5	und	6	berücksichtigt.	Im	
Fall	des	Satzes	6	Nummer	1	berechnet	sich	die	Treibhausgasminderungsmenge	in	entsprechender	
Anwendung	des	Absatzes	4	Satz	3	bis	10.	Die	vom	Dritten	zur	Erfüllung	einer	nach	Satz	1	übertra-
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genen	 Verpflichtung	 eingesetzten	 Treibhausgasminderungs-	 und	 Kraftstoffmengen	 können	 nicht	
zur	 Erfüllung	 der	 eigenen	 Verpflichtung	 des	 Dritten	 oder	 der	 Verpflichtung	 eines	 weiteren	 Ver-
pflichteten	eingesetzt	werden.	
(8)	Treibhausgasminderungsmengen,	 die	 den	nach	Absatz	4	 Satz	 2	 vorgeschriebenen	Prozent-

satz	 für	ein	bestimmtes	Verpflichtungsjahr	übersteigen,	werden	auf	Antrag	des	Verpflichteten	auf	
den	Prozentsatz	des	folgenden	Kalenderjahres	angerechnet.62	

	
		62		 QUELLE	
	 01.07.2007.—Artikel	3	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	3180)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 21.07.2009.—Artikel	1	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	1804)	hat	die	Überschrift	

neu	gefasst.	Die	Überschrift	 lautete:	„Mindestanteil	von	Biokraftstoff	an	der	Gesamtmenge	in	Verkehr	
gebrachten	Kraftstoffs“.	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Wer	ge-
werbsmäßig	oder	im	Rahmen	wirtschaftlicher	Unternehmungen	nach	§	2	Abs.	1	Nr.	1	und	4	des	Ener-
giesteuergesetzes	vom	15.	Juli	2006	(BGBl.	I	S.	1534)	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	zu	versteuernde	
Kraftstoffe	(Otto-	oder	Dieselkraftstoff)	in	Verkehr	bringt,	hat	sicherzustellen,	dass	die	gesamte	im	Lau-
fe	eines	Kalenderjahres	in	Verkehr	gebrachte	Menge	Kraftstoffs	nach	Maßgabe	von	Absatz	3	einen	Min-
destanteil	von	Biokraftstoff	enthält.“	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„§	14	Abs.	1	bis	3,“	nach	„§	11	Abs.	6	
Satz	1“	gestrichen.	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	b	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	Satz	9	und	10	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	3	und	4	in	Abs.	2	aufgehoben.	Die	Sätze	3	und	4	

lauteten:	„In	den	Fällen	des	§	14	Abs.	1	und	3	des	Energiesteuergesetzes	gilt	allein	der	Inhaber	des	ab-
gebenden	Steuerlagers	als	Verpflichteter	im	Sinne	vom	Satz	1.	In	den	Fällen	des	§	14	Abs.	2	des	Ener-
giesteuergesetzes	gilt	der	Inhaber	des	empfangenden	Steuerlagers	oder,	sofern	ein	solches	nicht	exis-
tiert,	der	berechtigte	Empfänger	im	Sinne	von	§	11	Abs.	3	des	Energiesteuergesetzes	als	Verpflichteter	
im	Sinne	von	Satz	1.“	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	d	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„bis	zum	31.	Dezember	2014“	nach	
„haben“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	d	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	2	das	Komma	nach	„2008“	durch	„und“	
und	„für	das	Jahr	2009	und	von	mindestens	3,6	Prozent	ab	dem	Jahr	2010“	durch	„jeweils	für	die	Jahre	
2009	bis	2014“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	3	 lit.	d	 litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	Satz	3	 in	Abs.	3	neu	gefasst.	Satz	3	 lautete:	 „Unbe-
schadet	der	Sätze	1	und	2	beträgt	der	Mindestanteil	von	Biokraftstoff	an	der	Gesamtmenge	Otto-	und	
Dieselkraftstoffs,	die	von	einem	Verpflichteten	in	Verkehr	gebracht	wird,	im	Jahr	2009	6,25	Prozent,	im	
Jahr	2010	6,75	Prozent,	im	Jahr	2011	7,0	Prozent,	im	Jahr	2012	7,25	Prozent,	im	Jahr	2013	7,5	Prozent,	
im	Jahr	2014	7,75	Prozent	und	ab	dem	Jahr	2015	8,0	Prozent.“	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	d	litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	6	„§	46	Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	oder“	nach	
„Steuerentlastung	nach“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3a	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	f	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	4	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Der	Min-

destanteil	von	Biokraftstoff	nach	Absatz	3	kann	durch	Beimischung	zu	Otto-	oder	Dieselkraftstoff	oder	
durch	Inverkehrbringen	reinen	Biokraftstoffs	sichergestellt	werden.“	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	f	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	2	„und	3a“	nach	„Absatz	3“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	3	 lit.	 f	 litt.	 cc	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	4	Satz	4	 „Absatz	3“	durch	 „den	Absätzen	3		

und	3a“	und	„Abs.	1	bis	5“	durch	„Abs.	1	Satz	1	Nr.	1,	2	und	4“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	d	litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	Satz	6	eingefügt.	
	 01.04.2010.—Artikel	9	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	1870)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„§	11	

Abs.	6	Satz	1“	durch	„§	9a	Absatz	4“	und	„§§	19,	22	Abs.	1“	durch	„§	19b	Absatz	1,	§	22	Absatz	1“	ersetzt.	
	 01.04.2011.—Artikel	3	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	1.	März	2011	(BGBl.	I	S.	282)	hat	in	Abs.	4	Satz	1	„§	6	der	

Verordnung	über	die	Beschaffenheit	und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraftstoffen“	durch	„der	
Verordnung	über	die	Beschaffenheit	und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen“	
ersetzt.	
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	 02.05.2013.—Artikel	1	Nr.	16	lit.	a	des	Gesetzes	vom	8.	April	2013	(BGBl.	I	S.	734)	hat	in	Abs.	1	Satz	6	

„§	30	Abs.	1,	auch	in	Verbindung	mit	Absatz	2,“	durch	„§	12	Absatz	1“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	16	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	7	„§	5	Abs.	2“	durch	„§	7	Absatz	1“	ersetzt.	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	4	 lit.	 a	 litt.	 aa	des	Gesetzes	vom	20.	November	2014	(BGBl.	 I	 S.	1740)	hat	

Satz	1	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Wer	gewerbsmäßig	oder	im	Rahmen	wirtschaftlicher	Un-
ternehmungen	nach	§	2	Abs.	1	Nr.	1	und	4	des	Energiesteuergesetzes	zu	versteuernde	Otto-	oder	Die-
selkraftstoffe	in	Verkehr	bringt,	hat	sicherzustellen,	dass	die	gesamte	im	Lauf	eines	Kalenderjahres	in	
Verkehr	 gebrachte	 Menge	 Kraftstoffs	 nach	 Maßgabe	 der	 Absätze	 3	 und	 3a	 einen	 Mindestanteil	 von		
Biokraftstoff	enthält.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„	,	§	38	Absatz	1,	§	42	Absatz	1	oder	
§	43	Absatz	1“	nach	„§	23	Abs.	1	oder	Abs.	2“	eingefügt	und	„den“	vor	„Verkehr“	gestrichen.	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	3	und	4	jeweils	„Otto-	und“	durch	„fossi-
lem	Otto-	und	fossilem“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	8	„Artikel	49	des	Gesetzes	vom	21.	De-
zember	 2000	 (BGBl.	 I	 S.	 1956)“	 durch	 „Artikel	 5	 Absatz	 3	 des	 Gesetzes	 vom	 26.	 Juni	 2013	 (BGBl.	 I	
S.	1738)“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	5	und	6	in	Abs.	3	neu	gefasst.	Die	Sätze	5	und	6	
lauteten:	„Die	Mindestanteile	von	Biokraftstoff	beziehen	sich	in	den	Fällen	der	Sätze	1,	2	und	4	jeweils	
auf	den	Energiegehalt	der	Gesamtmenge	Otto-	oder	Dieselkraftstoffs	zuzüglich	des	Biokraftstoffanteils,	
in	den	Fällen	des	Satzes	3	auf	den	Energiegehalt	der	Gesamtmenge	Otto-	und	Dieselkraftstoffs	zuzüglich	
des	Biokraftstoffanteils.	Die	Gesamtmengen	nach	Satz	5	sind	um	die	Mengen	zu	berichtigen,	für	die	eine	
Steuerentlastung	nach	§	46	Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	oder	§	47	Abs.	1	Nr.	1	oder	Nr.	2	des	Energiesteuergeset-
zes	gewährt	wurde.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	und	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3a	und	4	durch	Abs.	4	bis	8	ersetzt.	Abs.	3a	und	4	
lauteten:	

	 		 „(3a)	Verpflichtete	im	Sinne	von	Absatz	3	Satz	1	und	2	haben	ab	dem	Jahr	2015	einen	Mindestanteil	
Otto-	und	Dieselkraftstoff	ersetzenden	Biokraftstoffs	in	Verkehr	zu	bringen,	durch	den	der	Treibhaus-
gasanteil	der	Gesamtmenge	Otto-	und	Dieselkraftstoffs	zuzüglich	des	Otto-	oder	Dieselkraftstoff	erset-
zenden	Biokraftstoffs	stufenweise	um	folgende	Quoten	gesenkt	wird:	

1.		 ab	dem	Jahr	2015	um	3	Prozent,	
2.		 ab	dem	Jahr	2017	um	4,5	Prozent	und	
3.		 ab	dem	Jahr	2020	um	7	Prozent.	

	 Der	 Referenzwert,	 gegenüber	 dem	 die	 Treibhausgasminderung	 zu	 erfolgen	 hat,	 berechnet	 sich	 nach	
den	CO2-Äquivalenten	 in	Kilogramm	pro	Gigajoule	der	Gesamtmenge	Otto-	und	Dieselkraftstoffs	 und	
des	Otto-	und	Dieselkraftstoff	ersetzenden	Biokraftstoffs.	Dabei	wird	für	Dieselkraftstoff	ersetzende	Bi-
okraftstoffe	das	CO2-Äquivalent	für	Dieselkraftstoff	und	für	Ottokraftstoff	ersetzende	Biokraftstoffe	das	
CO2-Äquivalent	 für	Ottokraftstoff	zugrunde	gelegt.	Absatz	3	Satz	6	gilt	entsprechend.	Bei	der	Berech-
nung	der	durch	Biokraftstoffe	erreichbaren	Minderung	des	Treibhausgasanteils	von	Kraftstoff	sind	die	
bei	der	Herstellung	des	Biokraftstoffs	entstehenden	Treibhausgase	zu	berücksichtigen.	

	 		 (4)	Der	Mindestanteil	 von	Biokraftstoff	 nach	den	Absätzen	3	 und	3a	 kann	durch	Beimischung	 zu	
Otto-	 oder	 Dieselkraftstoff,	 durch	 Inverkehrbringen	 reinen	 Biokraftstoffs	 oder	 im	 Fall	 von	 Absatz	 3	
Satz	2	und	3	sowie	im	Fall	von	Absatz	3a	durch	Zumischung	von	Biomethan	zu	Erdgaskraftstoff	sicher-
gestellt	werden,	sofern	das	Biomethan	die	Anforderungen	für	Erdgas	nach	der	Verordnung	über	die	Be-
schaffenheit	und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen	in	der	jeweils	geltenden	
Fassung	erfüllt.	Die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	 in	Verbindung	mit	Ab-
satz	3	und	3a	kann	durch	Vertrag,	der	der	Schriftform	bedarf,	auf	einen	Dritten	übertragen	werden.	Der	
Vertrag	muss	mengenmäßige	Angaben	zum	Umfang	der	vom	Dritten	eingegangenen	Verpflichtung	so-
wie	Angaben	dazu	enthalten,	für	welchen	Verpflichtungszeitraum	und	für	welchen	Kraftstoff	die	Über-
tragung	gilt.	Biokraftstoffmengen,	die	den	nach	den	Absätzen	3	und	3a	vorgeschriebenen	Mindestanteil	
für	ein	bestimmtes	Kalenderjahr	übersteigen	und	für	die	keine	Steuerentlastung	nach	§	50	Abs.	1	Satz	1	
Nr.	1,	2	und	4	des	Energiesteuergesetzes	beantragt	wurde,	werden	auf	Antrag	auf	den	Mindestanteil	
des	Folgejahres	angerechnet.	Dies	gilt	nicht,	soweit	Biokraftstoffmengen	nach	Satz	4	auf	Grund	von	An-
gaben	nach	§	37c	Abs.	1	Satz	4	auf	die	nach	den	Sätzen	2	und	3	vertraglich	übernommene	Erfüllung	von	
Verpflichtungen	eines	Verpflichteten	angerechnet	werden.	Ist	nach	Satz	2	die	Erfüllung	von	Verpflich-
tungen	 auf	 einen	Dritten	 übertragen	worden,	 kann	 der	Dritte	 zur	 Erfüllung	 der	 von	 ihm	 vertraglich	
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übernommenen	 Verpflichtungen	 keine	 Biokraftstoffe	 verwenden,	 für	 die	 eine	 Steuerentlastung	 nach	
§	50	Abs.	1	Satz	8	des	Energiesteuergesetzes	nicht	gewährt	wird.“	

	 30.07.2016.—Artikel	3	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	26.	Juli	2016	(BGBl.	I	S.	1839)	hat	Abs.	5	Satz	3	eingefügt.	
	 01.10.2021.—Artikel	1	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	24.	September	2021	(BGBl.	I	S.	4458)	hat	die	Über-

schrift	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Mindestanteil	von	Biokraftstoffen	an	der	Gesamtmenge	des	
in	Verkehr	gebrachten	Kraftstoffs;	Treibhausgasminderung“.	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	1	„der	Absätze	3	und	4“	durch	„des	Absatzes	4“	
ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	c	bis	e	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	aufgehoben,	Abs.	2	in	Abs.	3	umnummeriert	und	
Abs.	2	eingefügt.	Abs.	3	lautete:	

	 		 „(3)	Verpflichtete	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	2	(Verpflichtete),	die	Diesel-
kraftstoff	in	Verkehr	bringen,	haben	bis	zum	31.	Dezember	2014	einen	Anteil	Dieselkraftstoff	ersetzen-
den	Biokraftstoffs	von	mindestens	4,4	Prozent	sicherzustellen.	Verpflichtete,	die	Ottokraftstoff	in	Ver-
kehr	bringen,	haben	einen	Anteil	Ottokraftstoff	ersetzenden	Biokraftstoffs	von	mindestens	1,2	Prozent	
für	das	Jahr	2007,	von	mindestens	2	Prozent	für	das	Jahr	2008	und	von	mindestens	2,8	Prozent	jeweils	
für	die	Jahre	2009	bis	2014	sicherzustellen.	Unbeschadet	der	Sätze	1	und	2	beträgt	der	Mindestanteil	
von	Biokraftstoff	 an	der	Gesamtmenge	Otto-	 und	Dieselkraftstoffs,	 die	 von	Verpflichteten	 in	Verkehr	
gebracht	wird,	im	Jahr	2009	5,25	Prozent	und	in	den	Jahren	2010	bis	2014	jeweils	6,25	Prozent.	Satz	3	
gilt	entsprechend	für	Verpflichtete,	die	ausschließlich	Ottokraftstoff	oder	ausschließlich	Dieselkraftstoff	
in	Verkehr	bringen.	Die	Mindestanteile	von	Biokraftstoff	beziehen	sich	in	den	Fällen	der	Sätze	1,	2	und	
4	 jeweils	auf	den	Energiegehalt	der	Menge	fossilen	Otto-	oder	 fossilen	Dieselkraftstoffs	zuzüglich	des	
Biokraftstoffanteils,	in	den	Fällen	des	Satzes	3	auf	den	Energiegehalt	der	Menge	fossilen	Otto-	und	fossi-
len	 Dieselkraftstoffs	 zuzüglich	 des	 Biokraftstoffanteils.	 Die	 Gesamtmengen	 nach	 Satz	 5	 sind	 um	 die	
Mengen	zu	berichtigen,	für	die	eine	Steuerentlastung	nach	§	46	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	oder	Num-
mer	3	oder	nach	§	47	Absatz	1	Nummer	1,	2	oder	Nummer	6	des	Energiesteuergesetzes	gewährt	wurde	
oder	wird.“	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	Satz	4	und	5	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	f	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	1	„haben	ab	dem	Jahr	2015“	durch	„nach	

Absatz	1	haben“	und	 „in	Verkehr	gebrachten	Biokraftstoffe“	durch	 „eingesetzten	Erfüllungsoptionen“	
ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	f	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	2	bis	5	in	Abs.	4	neu	gefasst.	Die	Sätze	2	bis	5	
lauteten:	„Die	Höhe	des	in	Satz	1	genannten	Prozentsatzes	beträgt	

1.		 ab	dem	Jahr	2015	3,5	Prozent,	
2.		 ab	dem	Jahr	2017	4	Prozent	und	
3.		 ab	dem	Jahr	2020	6	Prozent.	

	 Der	Referenzwert,	 gegenüber	dem	die	Treibhausgasminderung	zu	erfolgen	hat,	berechnet	 sich	durch	
Multiplikation	des	Basiswertes	mit	der	vom	Verpflichteten	in	Verkehr	gebrachten	energetischen	Menge	
fossilen	 Otto-	 und	 fossilen	 Dieselkraftstoffs	 zuzüglich	 der	 vom	Verpflichteten	 in	 Verkehr	 gebrachten	
energetischen	 Menge	 Biokraftstoffs.	 Der	 Basiswert	 beträgt	 83,8	 Kilogramm	 Kohlenstoffdioxid-
Äquivalent	pro	Gigajoule.	Die	Treibhausgasemissionen	von	fossilen	Otto-	und	fossilen	Dieselkraftstof-
fen	 berechnen	 sich	 durch	Multiplikation	 des	 Basiswertes	mit	 der	 vom	Verpflichteten	 in	 Verkehr	 ge-
brachten	energetischen	Menge	fossilen	Otto-	und	fossilen	Dieselkraftstoffs.“	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	f	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	5	in	Abs.	4	Satz	7	neu	gefasst.	Nr.	5	lautete:	
„5.		die	Europäische	Kommission	nach	Artikel	18	Absatz	8	der	Richtlinie	2009/28/EG	des	Europäi-

schen	Parlaments	und	des	Rates	vom	23.	April	2009	zur	Förderung	der	Nutzung	von	Energie	aus	
erneuerbaren	 Quellen	 und	 zur	 Änderung	 und	 anschließenden	 Aufhebung	 der	 Richtli-
nien	2001/77/EG	und	2003/30/EG	(ABl.	L	140	vom	5.6.2009,	S.	16),	die	zuletzt	durch	die	Richt-
linie	2013/18/EU	(ABl.	L	158	vom	10.6.2013,	S.	230)	geändert	worden	ist,	oder	nach	Artikel	7c	
Absatz	8	der	Richtlinie	98/70/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	13.	Oktober	
1998	 über	 die	 Qualität	 von	 Otto-	 und	 Dieselkraftstoffen	 und	 zur	 Änderung	 der	 Richtlinie	
93/12/EWG	des	Rates	(ABl.	L	350	vom	28.12.1998,	S.	58),	die	zuletzt	durch	die	delegierte	Richt-
linie	2014/77/EU	(ABl.	L	170	vom	11.6.2014,	S.	62)	geändert	worden	ist,	entschieden	hat,	dass	
die	Bundesrepublik	Deutschland	den	Biokraftstoff	für	die	in	Artikel	17	Absatz	1	Buchstabe	a,	b	
und	c	der	Richtlinie	2009/28/EG	oder	für	die	in	Artikel	7a	der	Richtlinie	98/70/EG	genannten	
Zwecke	nicht	berücksichtigen	darf.“	
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	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	f	litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	Satz	9	in	Abs.	4	neu	gefasst.	Satz	9	lautete:	„Bei	der	

Berechnung	des	Referenzwertes	nach	den	Sätzen	3	und	4	sowie	der	Treibhausgasemissionen	nach	den	
Sätzen	5	und	6	sind	Kraftstoffmengen,	für	die	dem	Verpflichteten	eine	Steuerentlastung	nach	§	46	Ab-
satz	1	Satz	1	Nummer	1	oder	Nummer	3	oder	nach	§	47	Absatz	1	Nummer	1,	2	oder	Nummer	6	des	
Energiesteuergesetzes	gewährt	wurde	oder	wird,	nicht	zu	berücksichtigen.“	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	g	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4a	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	h	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	bis	8	neu	gefasst.	Abs.	5	bis	8	lauteten:	
	 		 „(5)	Die	Verpflichtungen	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	den	Absätzen	3	und	4	kön-

nen	von	Verpflichteten	
1.		 durch	Inverkehrbringen	von	Biokraftstoff,	der	fossilem	Otto-	oder	fossilem	Dieselkraftstoff,	wel-

cher	 nach	 §	 2	 Absatz	 1	 Nummer	 1	 und	 4	 des	 Energiesteuergesetzes	 zu	 versteuern	 ist,	 beige-
mischt	wurde,	

2.		 durch	Inverkehrbringen	reinen	Biokraftstoffs,	der	nach	§	2	Absatz	1	Nummer	1	und	4	des	Ener-
giesteuergesetzes	zu	versteuern	ist,	und	

3.		 in	den	Fällen	des	Absatzes	3	Satz	2	und	3	sowie	des	Absatzes	4	durch	Inverkehrbringen	von	
a)		Biokraftstoff	nach	§	37b	Absatz	6,	der	 fossilem	Erdgaskraftstoff,	welcher	nach	§	2	Absatz	1	

Nummer	7	oder	Absatz	2	Nummer	1	des	Energiesteuergesetzes	zu	versteuern	ist,	zugemischt	
wurde,	und	

b)		reinem	Biokraftstoff	nach	§	37b	Absatz	6,	 der	nach	§	2	Absatz	1	Nummer	7	oder	Absatz	2	
Nummer	1	des	Energiesteuergesetzes	zu	versteuern	ist,	

	 erfüllt	werden.	Elektrischer	Strom	zur	Verwendung	in	Straßenfahrzeugen	kann	zur	Erfüllung	von	Ver-
pflichtungen	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	den	Absätzen	3	und	4	eingesetzt	werden,	so-
fern	eine	Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	11	dies	zulässt	
und	gegenüber	der	zuständigen	Stelle	nachgewiesen	wird,	dass	der	Strom	ordnungsgemäß	gemessen	
und	überwacht	wurde.	Andere	Kraftstoffe	und	Upstream-Emissionsminderungen	können	zur	Erfüllung	
der	Verpflichtungen	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4	angerechnet	werden,	sofern	
eine	Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	dies	zulässt.	

	 		 (6)	Die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	den	Absätzen	3	
und	4	kann	durch	Vertrag,	der	der	Schriftform	bedarf,	auf	einen	Dritten,	der	nicht	selbst	Verpflichteter	
ist,	übertragen	werden.	Im	Fall	des	Absatzes	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	3	muss	der	Ver-
trag	mengenmäßige	Angaben	zum	Umfang	der	vom	Dritten	gegen-	über	dem	Verpflichteten	eingegan-
genen	Verpflichtung	sowie	Angaben	dazu	enthalten,	für	welche	Biokraftstoffe	die	Übertragung	gilt.	Im	
Fall	des	Absatzes	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4	muss	der	Vertrag	außerdem	Angaben	zu	
den	Treibhausgasemissionen	der	Biokraftstoffe	in	Kilogramm	Kohlenstoffdioxid-Äquivalent	enthalten.	
Der	Dritte	kann	Verträge	nach	Satz	1	ausschließlich	durch	Biokraftstoffe	erfüllen,	die	er	im	Verpflich-
tungsjahr	 in	Verkehr	 bringt	 oder	 gebracht	 hat.	 Abweichend	 von	 Satz	 4	 kann	der	Dritte	 ab	 dem	Ver-
pflichtungsjahr	2016	Verträge	nach	Satz	3	auch	durch	Biokraftstoffe	erfüllen,	die	er	bereits	im	Vorjahr	
des	Verpflichtungsjahres	in	Verkehr	gebracht	hat,	wenn	die	Biokraftstoffe	nicht	bereits	Gegenstand	ei-
nes	Vertrages	nach	Satz	1	waren	und	der	Dritte	im	Vorjahr	des	Verpflichtungsjahres	nicht	selbst	Ver-
pflichteter	gewesen	ist.	Absatz	1	Satz	2	und	Absatz	5	Satz	1	gelten	entsprechend.	Bei	Vorliegen	der	Vo-
raussetzungen	nach	den	Sätzen	1	bis	6	ist	der	Verpflichtete	so	zu	behandeln,	als	hätte	er	die	vom	Drit-
ten	 in	 Verkehr	 gebrachten	 Biokraftstoffe	 im	 Verpflichtungsjahr	 selbst	 in	 Verkehr	 gebracht.	 Absatz	 3	
Satz	6	und	Absatz	4	Satz	3	bis	10	gelten	entsprechend.	Die	vom	Dritten	zur	Erfüllung	einer	nach	Satz	1	
übertragenen	Verpflichtung	eingesetzt	en	Biokraftstoffe	können	nicht	zur	Erfüllung	der	Verpflichtung	
eines	weiteren	Verpflichteten	eingesetzt	werden.	

	 		 (7)	Die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	den	Absätzen	3	
und	4	kann	durch	Vertrag,	der	der	Schriftform	bedarf,	auf	einen	Dritten,	der	selbst	Verpflichteter	 ist,	
übertragen	werden.	Absatz	6	Satz	2	gilt	entsprechend.	Im	Fall	des	Absatzes	1	Satz	1	und	2	in	Verbin-
dung	mit	Absatz	4	muss	der	Vertrag	Angaben	zum	Umfang	der	vom	Dritten	im	Verpflichtungsjahr	si-
cherzustellenden	 Treibhausgasminderungsmenge	 in	 Kilogramm	Kohlenstoffdioxid-Äquivalent	 enthal-
ten.	Der	Dritte	kann	Verträge	nach	den	Sätzen	2	und	3	ausschließlich	durch	Biokraftstoffe	erfüllen,	die	
er	im	Verpflichtungsjahr	in	Verkehr	bringt	oder	gebracht	hat.	Absatz	1	Satz	2	und	Absatz	5	Satz	1	gelten	
entsprechend.	Bei	Vorliegen	der	Voraussetzungen	nach	den	Sätzen	1	bis	5	werden	
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1.		 im	Fall	des	Absatzes	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	3	die	vom	Dritten	in	Verkehr	ge-

brachten	 Biokraftstoffe	 ausschließlich	 bei	 der	 Ermittlung	 der	Mindestanteile	 von	 Biokraftstoff	
nach	Absatz	3	Satz	5	und	

2.		 im	Fall	des	Absatzes	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4	die	vom	Dritten	erreichte	Treib-
hausgasminderungsmenge	ausschließlich	bei	der	Berechnung	der	Treibhausgasemissionen	nach	
Absatz	4	Satz	5	und	6	

	 zugunsten	des	Verpflichteten	berücksichtigt.	Im	Fall	des	Satzes	6	Nummer	2	berechnet	sich	die	Treib-
hausgasminderungsmenge	in	entsprechender	Anwendung	des	Absatzes	4	Satz	3	bis	10.	Die	vom	Dritten	
zur	Erfüllung	einer	nach	Satz	1	übertragenen	Verpflichtung	eingesetzten	Biokraftstoff-	oder	Treibhaus-
gasminderungsmengen	können	nicht	zur	Erfüllung	der	eigenen	Verpflichtung	des	Dritten	oder	der	Ver-
pflichtung	eines	weiteren	Verpflichteten	eingesetzt	werden.	

	 		 (8)	Biokraftstoff-	oder	Treibhausgasminderungsmengen,	die	den	nach	den	Absätzen	3	und	4	vorge-
schriebenen	Mindestanteil	oder	Prozentsatz	für	ein	bestimmtes	Verpflichtungsjahr	übersteigen	und	für	
die	keine	Steuerentlastung	nach	§	50	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1,	2	und	4	des	Energiesteuergesetzes	be-
antragt	wurde,	werden	auf	Antrag	des	Verpflichteten	auf	den	Mindestanteil	oder	Prozentsatz	des	Folge-
jahres	angerechnet.	Bei	Biokraftstoffmengen,	die	den	nach	Absatz	3	vorgeschriebenen	Mindestanteil	im	
Verpflichtungsjahr	2014	übersteigen	und	deren	Anrechnung	auf	das	Verpflichtungsjahr	2015	vom	Ver-
pflichteten	beantragt	wird,	ist	die	anrechenbare	Treibhausgasminderungsmenge	auf	der	Grundlage	ei-
nes	Durchschnittswertes	von	43,58	Kilogramm	Kohlendioxid-Äquivalent	pro	Gigajoule	zu	ermitteln.“	

	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	14	lit.	a	des	Gesetzes	vom	3.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	225)	hat	in	Abs.	4	Satz	6	
„§	14	der	Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung	vom	30.	September	2009	(BGBl.	 I	S.	3182),	die	zu-
letzt	durch	Artikel	2	der	Verordnung	vom	26.	November	2012	(BGBl.	I	S.	2363)	geändert	worden	ist“	
durch	„§	8	der	Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung	vom	2.	Dezember	2021	(BGBl.	I	S.	5126,	5143)“	
ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	14	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	7	Nr.	1	bis	3	jeweils	„§	14“	durch	„§	8“	ersetzt.	
	 01.01.2026.—Artikel	2	Nr.	1	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2025	 (BGBl.	 I	Nr.	348)	hat	Abs.	2	

aufgehoben.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Wer	 gewerbsmäßig	 oder	 im	 Rahmen	 wirtschaftlicher	 Unternehmungen	 nach	 §	 27	 Absatz	 2	

und	3	des	Energiesteuergesetzes	steuerbefreiten	oder	nach	§	2	Absatz	1	Nummer	3	des	Energiesteuer-
gesetzes	zu	versteuernden	Flugturbinenkraftstoff	der	Unterposition	2710	19	21	der	Kombinierten	No-
menklatur	in	Verkehr	bringt,	hat	sicherzustellen,	dass	die	im	gesamten	Verpflichtungsjahr	von	ihm	in	
Verkehr	gebrachte	Menge	Kraftstoffs	die	Vorgaben	des	Absatzes	4a	eingehalten	werden.	Als	in	Verkehr	
gebracht	gilt	Flugturbinenkraftstoff	mit	dem	Entstehen	der	Energiesteuer	nach	§	8	Absatz	1,	§	9a	Ab-
satz	4,	§	15	Absatz	1	und	§	19b	Absatz	1	des	Energiesteuergesetzes;	dies	gilt	auch,	wenn	sich	an	die	
Entnahme	 ein	Verfahren	der	 Steuerbefreiung	nach	 §	 24	 in	Verbindung	mit	 §	 27	Absatz	 2	 und	3	 des	
Energiesteuergesetzes	anschließt.	Absatz	1	Satz	3	bis	10	gilt	entsprechend.“	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	4	und	5	in	Abs.	3	aufgehoben.	Die	Sätze	4	und	5	
lauteten:	 „Verpflichteter	 nach	 Absatz	 2	 Satz	 1	 und	 2	 ist	 der	 jeweilige	 Steuerschuldner	 im	 Sinne	 des	
Energiesteuergesetzes	 oder	 der	 Steuerlagerinhaber,	 der	 Flugturbinenkraftstoff	 zu	 steuerfreien	 Zwe-
cken	nach	§	27	Absätze	2	und	3	des	Energiesteuergesetzes	abgibt.	Verpflichteter	 ist	abweichend	von	
Satz	4	

1.		 in	den	Fällen	des	§	7	Absatz	4	Satz	1	des	Energiesteuergesetzes	der	Einlagerer,	
2.		 in	den	Fällen	des	§	7	Absatz	6	des	Energiesteuergesetzes	derjenige,	der	die	Betankung	kaufmän-

nisch	veranlasst	hat.“	
	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4a	aufgehoben.	Abs.	4a	lautete:	
	 		 „(4a)	Verpflichtete	nach	Absatz	 2	 haben	 einen	Mindestanteil	 an	Kraftstoff,	 der	 Flugturbinenkraft-

stoff	 ersetzt,	 aus	 erneuerbaren	 Energien	 nicht-biogenen	 Ursprungs	 sicherzustellen.	 Die	 Höhe	 des	 in	
Satz	1	genannten	Anteils	beträgt	

1.		 ab	dem	Kalenderjahr	2026		0,5	Prozent,	
2.		 ab	dem	Kalenderjahr	2028		1	Prozent,	
3.		 ab	dem	Kalenderjahr	2030		2	Prozent.	

	 Die	Mindestanteile	von	Kraftstoff	aus	erneuerbaren	Energien	nicht-biogenen	Ursprungs	beziehen	sich	
jeweils	auf	den	Energiegehalt	der	Menge	fossilen	Flugturbinenkraftstoffs	zuzüglich	des	Energiegehalts	
an	Kraftstoff	aus	erneuerbaren	Energien	nicht-biogenen	Ursprungs.	Anforderungen	an	diese	Kraftstoffe	
regelt	eine	Rechtsverordnung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1.“	
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	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Satz	3	in	Abs.	5	aufgehoben.	Satz	3	lautete:	„Die	Verpflich-

tung	nach	Absatz	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4a	wird	von	Verpflichteten	durch	das	Inverkehrbringen	
von	flüssigen	oder	gasförmigen	erneuerbaren	Kraftstoffen	nicht-biogenen	Ursprungs	erfüllt,	soweit	ei-
ne	Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	dies	zulässt.“	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	e	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	6	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Die	Erfül-
lung	von	Verpflichtungen	

1.		 nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4	und	
2.		 nach	Absatz	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4a	

	 kann	durch	Vertrag,	 der	der	 Schriftform	bedarf,	 auf	 einen	Dritten,	 der	nicht	 selbst	Verpflichteter	 ist,	
übertragen	werden.“	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	e	litt.	ff	desselben	Gesetzes	hat	Satz	6	in	Abs.	6	neu	gefasst.	Satz	6	lautete:	„Absatz	1	
Satz	2,	Absatz	2	Satz	2,	Absatz	5	Satz	1	und	2	gelten	entsprechend.“	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	f	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	7	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Die	Erfül-
lung	von	Verpflichtungen	

1.		 nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4	und	
2.		 nach	Absatz	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4a	

	 kann	durch	Vertrag,	der	der	Schriftform	bedarf,	auf	einen	Dritten,	der	selbst	Verpflichteter	ist,	übertra-
gen	werden.	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	 f	 litt.	bb	bis	dd	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	4	bis	7	in	Abs.	7	durch	die	Sätze	4	
bis	6	ersetzt.	Die	Sätze	4	bis	7	lauteten:	„Der	Vertrag	zur	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	Absatz	2	
Satz	1	und	2	 in	Verbindung	mit	Absatz	4a	muss	Angaben	zum	Umfang	der	vom	Dritten	 im	Verpflich-
tungsjahr	sicherzustellenden	energetischen	Menge	erneuerbarer	Kraftstoffe	nicht-biogenen	Ursprungs	
nach	 Absatz	 5	 Satz	 2	 in	 Gigajoule	 enthalten.	 Der	 Dritte	 kann	 Verträge	 ausschließlich	 durch	 Erfül-
lungsoptionen	erfüllen,	die	er	 im	Verpflichtungsjahr	einsetzt	oder	eingesetzt	hat.	Absatz	1	Satz	2,	Ab-
satz	2	Satz	2,	Absatz	5	Satz	1	und	2	gelten	entsprechend.	Bei	Vorliegen	der	Voraussetzungen	nach	den	
Sätzen	1	bis	5	werden	zugunsten	des	Verpflichteten	berücksichtigt	

1.		 im	Fall	des	Absatzes	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4	die	vom	Dritten	erreichte	Treib-
hausgasminderungsmenge	ausschließlich	bei	der	Berechnung	der	Treibhausgasemissionen	nach	
Absatz	4	Satz	5	und	6	und	

2.		 im	Fall	des	Absatzes	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4a	die	vom	Dritten	eingesetzten	Erfüllungsopti-
onen	ausschließlich	bei	der	Ermittlung	der	Mindestanteile	von	erneuerbaren	Kraftstoffen	nicht-
biogenen	Ursprungs	nach	Absatz	4a	Satz	3.“	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	g	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	8	neu	gefasst.	Abs.	8	lautete:	
	 		 „(8)	Treibhausgasminderungs-	oder	Kraftstoffmengen,	die	den	nach	den	Absätzen	4	oder	4a	vorge-

schriebenen	Prozentsatz	oder	Mindestanteil	 für	 ein	bestimmtes	Verpflichtungsjahr	übersteigen,	wer-
den	auf	Antrag	des	Verpflichteten	auf	den	Prozentsatz	oder	Mindestanteil	des	folgenden	Kalenderjah-
res	angerechnet.“	

	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	7	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2026	(BGBl.	I	Nr.	163)	hat	in	Abs.	1	
Satz	 2	 „§	 15	Abs.	 1	 oder	Abs.	 2,	 auch	 jeweils	 in	 Verbindung	mit	 §	 15	Abs.	 4“	 durch	 „§	 18b	Absatz	1	
Nummer	1,	2	oder	5,	auch	jeweils	in	Verbindung	mit	§	18b	Absatz	2“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	3	„	,	die	Polizeien	der	Länder,	die	Bun-
despolizei,	den	Zolldienst,	die	Bundesanstalt	Technisches	Hilfswerk,	das	Bundeskriminalamt,	die	Feu-
erwehren	und	die	Einheiten	und	Einrichtungen	des	Zivil-	und	Katastrophenschutzes“	nach	„Verpflich-
tungen“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	4	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Die	Höhe	des	in	
Satz	1	genannten	Prozentsatzes	beträgt	

1.		 ab	dem	Kalenderjahr	2020	6	Prozent,	
2.		 ab	dem	Kalenderjahr	2022	7	Prozent,	
3.		 ab	dem	Kalenderjahr	2023	8	Prozent,	
4.		 ab	dem	Kalenderjahr	2024	9,25	Prozent,	
5.		 ab	dem	Kalenderjahr	2025	10,5	Prozent,	
6.		 ab	dem	Kalenderjahr	2026	12	Prozent,	
7.		 ab	dem	Kalenderjahr	2027	14,5	Prozent,	
8.		 ab	dem	Kalenderjahr	2028	17,5	Prozent,	
9.		 ab	dem	Kalenderjahr	2029	21	Prozent,	
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§	37b	Begriffsbestimmungen	und	Anrechenbarkeit	von	erneuerbaren	Kraftstoffen	
(1)	Biokraftstoffe	 sind	unbeschadet	 der	Absätze	2	 bis	 6	Energieerzeugnisse	 ausschließlich	 aus	

Biomasse	im	Sinne	der	Biomasseverordnung	vom	21.	Juni	2001	(BGBl.	I	S.	1234),	die	zuletzt	durch	
Artikel	12	des	Gesetzes	vom	21.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1066)	geändert	worden	ist,	in	der	jeweils	gel-
tenden	Fassung.	Energieerzeugnisse,	die	anteilig	aus	Biomasse	hergestellt	werden,	gelten	 in	Höhe	
dieses	Anteils	als	Biokraftstoff.	
(2)	 Fettsäuremethylester	 (Biodiesel)	 sind	 abweichend	 von	 Absatz	 1	 nur	 dann	 Biokraftstoffe,	

wenn	sie	aus	biogenen	Ölen	oder	Fetten	gewonnen	werden,	die	selbst	Biomasse	im	Sinne	der	Bio-
masseverordnung	sind,	und	wenn	ihre	Eigenschaften	mindestens	den	Anforderungen	für	Biodiesel	
nach	§	5	der	Verordnung	über	die	Beschaffenheit	und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	
und	Brennstoffen	vom	8.	Dezember	2010	(BGBl.	I	S.	1849),	die	durch	Artikel	8	Absatz	1	der	Verord-
nung	vom	2.	Mai	2013	(BGBl.	I	S.	1021)	geändert	worden	ist,	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	ent-
sprechen.	Biodiesel	ist	unter	diesen	Voraussetzungen	in	vollem	Umfang	als	Biokraftstoff	zu	behan-
deln.	
(3)	Bioethanol	ist	abweichend	von	Absatz	1	nur	dann	Biokraftstoff,	wenn	es	sich	um	Ethylalkohol	

ex	Unterposition	2207	10	00	der	Kombinierten	Nomenklatur	 im	Sinne	des	§	1a	Satz	1	Nummer	2	
des	Energiesteuergesetzes	handelt.	Im	Fall	von	Bioethanol,	das	fossilem	Ottokraftstoff	beigemischt	
wird,	müssen	die	Eigenschaften	des	Bioethanols	außerdem	mindestens	den	Anforderungen	der	DIN	
EN	15376,	Ausgabe	März	2008	oder	Ausgabe	November	2009	oder	Ausgabe	April	2011,	 entspre-
chen.	Im	Fall	von	Bioethanol,	das	im	Ethanolkraftstoff	(E85)	enthalten	ist,	müssen	die	Eigenschaften	
des	Ethanolkraftstoffs	(E85)	außerdem	mindestens	den	Anforderungen	für	Ethanolkraftstoff	(E85)	
nach	§	6	der	Verordnung	über	die	Beschaffenheit	und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	
und	Brennstoffen	entsprechen.	Für	Energieerzeugnisse,	die	anteilig	aus	Bioethanol	hergestellt	wer-
den,	gelten	für	den	Bioethanolanteil	die	Sätze	1	und	2	entsprechend.	
(4)	 Pflanzenöl	 ist	 abweichend	 von	 Absatz	 1	 nur	 dann	 Biokraftstoff,	 wenn	 seine	 Eigenschaften	

mindestens	den	Anforderungen	für	Pflanzenölkraftstoff	nach	§	9	der	Verordnung	über	die	Beschaf-
fenheit	und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen	entsprechen.	
(5)	Hydrierte	biogene	Öle	sind	abweichend	von	Absatz	1	nur	dann	Biokraftstoffe,	wenn	sie	aus	

biogenen	Ölen	oder	Fetten	gewonnen	werden,	die	selbst	Biomasse	 im	Sinne	der	Biomasseverord-
nung	sind,	und	wenn	die	Hydrierung	nicht	in	einem	raffinerietechnischen	Verfahren	gemeinsam	mit	
mineralölstämmigen	Ölen	erfolgt	 ist.	Hydrierte	biogene	Öle	sind	unter	diesen	Voraussetzungen	 in	
vollem	Umfang	als	Biokraftstoff	zu	behandeln.	
(6)	Biomethan	ist	abweichend	von	Absatz	1	nur	dann	Biokraftstoff,	wenn	es	den	Anforderungen	

für	Erdgas	nach	§	8	der	Verordnung	über	die	Beschaffenheit	und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	

	
10.		 ab	dem	Kalenderjahr	2030	25	Prozent.“	

	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	c	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	9	in	Abs.	5	Satz	1	in	Nr.	10	umnummeriert	und	
Nr.	6	bis	8	durch	Nr.	6	bis	9	ersetzt.	Nr.	6	bis	8	lauteten:	

„6.	 flüssigen	 oder	 gasförmigen	 erneuerbaren	 Kraftstoffen	 nicht-biogenen	 Ursprungs,	 soweit	 eine	
Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	dies	zulässt,	

7.		 flüssige	 oder	 gasförmige	 erneuerbare	Kraftstoffe	 nicht-biogenen	Ursprungs,	wenn	 sie	 als	 Zwi-
schenprodukt	 zur	 Produktion	 konventioneller	 Kraftstoffe	 verwendet	 werden,	 soweit	 eine	
Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	dies	zulässt,	

8.		 flüssige	oder	gasförmige	erneuerbare	Kraftstoffe	nicht-biogenen	Ursprungs,	die	in	einem	raffine-
rietechnischen	Verfahren	 gemeinsam	mit	mineralölstämmigen	Ölen	 verarbeitet	werden,	wenn	
eine	Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	dies	 zu-
lässt,“.	

	 Artikel	1	Nr.	7	 lit.	c	 litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	 in	Abs.	5	aufgehoben.	Satz	2	 lautete:	„Erfül-
lungsoptionen	nach	Satz	1	Nummer	6	bis	8	werden	mindestens	mit	dem	Doppelten	ihres	Energiegehal-
tes	auf	die	Erfüllung	der	Verpflichtungen	nach	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	dem	Absatz	4	
angerechnet.“	
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von	Kraft-	und	Brennstoffen	entspricht.	Für	die	Anrechnung	auf	die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	
nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	gilt	aus	dem	Leitungsnetz	ent-
nommenes	Erdgas	als	Biomethan,	soweit	die	Menge	des	entnommenen	Gases	im	Wärmeäquivalent	
1.		der	Menge	von	an	anderer	Stelle	im	Verbrauchsteuergebiet	der	Europäischen	Union	nach	§	1a	
Satz	1	Nummer	4	des	Energiesteuergesetzes	in	das	Erdgasnetz	eingespeistem	Biomethan	ent-
spricht	oder	

2.		der	Menge	von	an	anderer	Stelle	in	einem	Drittstaat	in	das	Erdgasnetz	eingespeistem	Biome-
than	entspricht,	wenn	
a)		das	Erdgasnetz	des	Drittstaates	physisch	mit	dem	Gasverbundnetz	der	Europäischen	Uni-
on	verbunden	ist	und	

b)		alle	betreffenden	Wirtschaftsteilnehmer	Daten	über	die	getätigten	Transaktionen	und	die	
Nachhaltigkeitseigenschaften	und	die	Treibhausgasemissionen	des	Biomethans	in	die	Uni-
onsdatenbank	nach	Artikel	31a	der	Richtlinie	(EU)	2018/2001	eingegeben	haben.	

Dies	gilt	auch,	soweit	Biomethan	im	Anschluss	an	eine	Entnahme	verflüssigt	wird.	
(7)	Für	die	Kraftstoffe	nach	den	Absätzen	1	bis	6	gilt	§	11	der	Verordnung	über	die	Beschaffen-

heit	und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen	entsprechend.	Die	in	Satz	1	
sowie	den	Absätzen	2	bis	4	und	6	genannten	oder	 in	Bezug	genommenen	Normen	sind	 im	Beuth	
Verlag	GmbH,	Berlin,	 erschienen	und	bei	der	Deutschen	Nationalbibliothek	archivmäßig	gesichert	
niedergelegt.	
(8)	Nicht	auf	die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	

mit	§	37a	Absatz	4	angerechnet	werden	können	
1.		Biokraftstoffe	aus	Palmöl,	
2.		Biokraftstoffe	aus	Reststoffen,	Abfallstoffen	und	Nebenprodukten	des	Anbaus	von	Ölpalmen	
und	der	Palmölproduktion,	darunter	insbesondere	Abwasser	aus	Palmölmühlen,	 leere	Palm-
fruchtbündel,	Palmwedel,	der	Palmenstamm,	Palmschlammöl	und	destillierte	Palmfettsäure,	

3.		Biokraftstoffe	aus	Rohstoffen	mit	hohem	Risiko	indirekter	Landnutzungsänderung	nach	Arti-
kel	3	der	Verordnung	(EU)	2019/807,	

4.		Biokraftstoffe	und	erneuerbare	Kraftstoffe	nicht	biogenen	Ursprungs	aus	Produktionsanlagen,	
bei	 denen	 eine	 Vor-Ort-Kontrolle	 durch	 eine	 zuständige	 Behörde	 eines	 Mitgliedstaates	 der	
Europäischen	Union	zum	Zweck	der	Überwachung	der	Arbeitsweise	der	Zertifizierungsstellen	
nach	Artikel	30	Absatz	9	Unterabsatz	2	der	Richtlinie	(EU)	2018/2001	während	der	üblichen	
Betriebs-	und	Geschäftszeiten	nicht	ermöglicht	wird,	sofern	eine	Rechtsverordnung	der	Bun-
desregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	20	die	Voraussetzungen	für	die	Möglichkeit	
von	Vor-Ort-Kontrollen	festlegt,	

5.		mitverarbeitete	biogene	Rohstoffe,	die	 in	einem	raffinerietechnischen	Verfahren	gemeinsam	
mit	mineralölstämmigen	Ölen	verarbeitet	wurden,	

6.		der	Biokraftstoffanteil	von	Energieerzeugnissen	mit	einem	Bioethanolanteil	von	weniger	als	
70	Volumenprozent,	denen	Bioethanol	enthaltende	Waren	nach	§	1	Absatz	2	Nummer	6	Buch-
stabe	a	und	b	des	Energiesteuergesetzes	zugesetzt	wurden,	

7.		Biokraftstoffe,	soweit	sie	aus	tierischen	Ölen	oder	Fetten	hergestellt	wurden	in	Bezug	auf	die-
sen	Anteil,	und	

8.		Wasserstoff	aus	biogenen	Quellen.	
Satz	 1	 Nummer	 1	 und	 3	 gilt	 nicht	 für	 Biokraftstoffe,	 die	 nach	 Artikel	 4	 der	 Verordnung	 (EU)	
2019/807	zertifiziert	sind.	Satz	1	Nummer	2	und	4	gilt	nicht	für	Mengen	an	Biokraftstoffen	und	er-
neuerbaren	Kraftstoffen	nicht	biogenen	Ursprungs,	die	vor	dem	Verpflichtungsjahr	2027	in	Verkehr	
gebracht	 wurden.	 Satz	 1	 Nummer	 3	 gilt	 für	 Biokraftstoffe,	 die	 aufgrund	 der	 Verordnung	 (EU)	
2019/807	erstmals	als	Biokraftstoff	aus	Rohstoffen	mit	hohem	Risiko	indirekter	Landnutzungsän-
derung	gelten,	erst	ab	dem	folgenden	Verpflichtungsjahr.	Satz	1	Nummer	7	und	Absatz	1	Satz	1	gel-
ten	nicht	 für	den	Biokraftstoffanteil,	 der	 aus	 tierischen	Fetten	und	Ölen	der	Kategorie	1,	 2	und	3	
gemäß	Artikel	8	bis	10	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1069/2009	hergestellt	wurde.	Satz	1	Nummer	8	
und	Absatz	1	Satz	1	gelten	nicht	für	Wasserstoff,	der	in	Straßenfahrzeugen	eingesetzt	wird	und	aus	
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biogenen	Quellen	der	Anlagen	1	und	4	der	Verordnung	zur	Festlegung	weiterer	Bestimmungen	zur	
Treibhausgasminderung	bei	Kraftstoffen	vom	8.	Dezember	2017	(BGBl.	I	S.	3892),	die	zuletzt	durch	
Artikel	3	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2026	(BGBl.	2026	I	Nr.	163)	geändert	worden	ist,	in	der	jeweils	
geltenden	 Fassung,	 stammt.	 Eine	 Rechtsverordnung	 der	 Bundesregierung	 nach	 §	 37d	 Absatz	 2	
Satz	1	Nummer	19	regelt	weitere	Bestimmungen.	
(9)	Das	Bundesministerium	für	Umwelt,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	gibt	den	Energie-

gehalt	der	verschiedenen	Kraftstoffe	 sowie	Änderungen	 ihres	Energiegehaltes	 im	Bundesanzeiger	
bekannt.63	

	
		63		 QUELLE	
	 01.07.2007.—Artikel	3	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	3180)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 21.07.2009.—Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	1804)	hat	in	Satz	1	„bis	7“	

durch	„bis	8“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	4	neu	gefasst.	Satz	4	lautete:	„Bioethanol	gilt	nur	dann	

als	Biokraftstoff,	wenn	es	sich	um	Ethylalkohol	ex	Unterposition	2207	10	00	der	Kombinierten	Nomen-
klatur	nach	§	1	Abs.	4	des	Energiesteuergesetzes	mit	einem	Alkoholanteil	von	mindestens	99	Volumen-
prozent	 handelt	 und	 seine	 Eigenschaften	mindestens	 den	Anforderungen	des	 Entwurfes	 der	DIN	EN	
15376	(Stand:	Mai	2006)	entsprechen.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Satz	7	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Satz	8	„bis	6“	durch	„bis	7“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Satz	9	„und	Biogas“	nach	„zugesetzt	werden,“	ge-

strichen	und	„und	3a“	nach	„§	37a	Abs.	3“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	f	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	10	bis	12	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	g	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Satz	13	„und	3a“	nach	„§	37a	Abs.	3“	eingefügt.	
	 01.04.2010.—Artikel	9	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	1870)	hat	in	Satz	4	„§	1	Abs.	4“	

durch	„§	1a	Nummer	2“	ersetzt.	
	 01.04.2011.—Artikel	3	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	1.	März	2011	(BGBl.	I	S.	282)	hat	in	Satz	3	„der	DIN	

EN	14214	(Stand:	November	2003)“	durch	„für	Biodiesel	nach	der	Verordnung	über	die	Beschaffenheit	
und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen“	ersetzt.	

	 Artikel	3	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	4	neu	gefasst.	Satz	4	lautete:	„Bioethanol	gilt	nur	dann	
als	Biokraftstoff,	wenn	es	sich	um	Ethylalkohol	ex	Unterposition	2207	10	00	der	Kombinierten	Nomen-
klatur	 im	Sinne	des	§	1a	Nummer	2	des	Energiesteuergesetzes	handelt	und	seine	Eigenschaften	min-
destens	den	Anforderungen	der	DIN	EN	15376,	Ausgabe	März	2008,	entsprechen.“	

	 Artikel	3	Nr.	2	 lit.	 c	desselben	Gesetzes	hat	 in	 Satz	6	 „der	Vornorm	DIN	V	51605	 (Stand:	 Juli	 2009)“	
durch	„für	Pflanzenölkraftstoff	nach	der	Verordnung	über	die	Beschaffenheit	und	die	Auszeichnung	der	
Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen“	ersetzt.	

	 Artikel	3	Nr.	2	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Satz	7	„§	6	der	Verordnung	über	die	Beschaffenheit	und	
die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraftstoffen“	durch	„der	Verordnung	über	die	Beschaffenheit	und	
die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen“	ersetzt.	

	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	20.	November	2014	(BGBl.	I	S.	1740)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	37b	Begriffsbestimmung,	Anforderungen	an	Biokraftstoffe	
	 		 Biokraftstoffe	sind	unbeschadet	der	Sätze	2	bis	8	Energieerzeugnisse	ausschließlich	aus	Biomasse	

im	Sinne	der	Biomasseverordnung	vom	21.	Juni	2001	(BGBl.	I	S.	1234),	geändert	durch	die	Verordnung	
vom	9.	August	2005	(BGBl.	I	S.	2419),	in	der	jeweils	geltenden	Fassung.	Energieerzeugnisse,	die	anteilig	
aus	Biomasse	hergestellt	werden,	gelten	in	Höhe	dieses	Anteils	als	Biokraftstoff.	Fettsäuremethylester	
(Biodiesel)	 gelten	 in	 vollem	Umfang	 als	 Biokraftstoffe,	wenn	 sie	 durch	Veresterung	 von	 pflanzlichen	
oder	tierischen	Ölen	oder	Fetten	gewonnen	werden,	die	selbst	Biomasse	im	Sinne	der	Biomasseverord-
nung	sind,	und	wenn	ihre	Eigenschaften	mindestens	den	Anforderungen	für	Biodiesel	nach	der	Verord-
nung	über	die	Beschaffenheit	und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen	ent-
sprechen.	 Bioethanol	 gilt	 nur	 dann	 als	 Biokraftstoff,	wenn	 es	 sich	 um	 Ethylalkohol	 ex	 Unterposition	
2207	 10	 00	 der	 Kombinierten	Nomenklatur	 im	 Sinn	 des	 §	 1a	Nummer	 2	 des	 Energiesteuergesetzes	
handelt	und	seine	Eigenschaften	im	Fall	von	Bioethanol,	das	dem	Ottokraftstoff	beigemischt	wird,	min-
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destens	den	Anforderungen	der	DIN	EN	15376,	Ausgabe	März	2008	oder	Ausgabe	November	2009,	ent-
sprechen	und	 im	Fall	 von	Bioethanol,	 das	 im	Ethanolkraftstoff	 (E85)	 enthalten	 ist,	 die	Eigenschaften	
des	Ethanolkraftstoffs	(E85)	mindestens	den	Anforderungen	für	Ethanolkraftstoff	(E85)	nach	der	Ver-
ordnung	über	die	Beschaffenheit	und	die	Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen	ent-
sprechen.	 Für	Energieerzeugnisse,	 die	 anteilig	 aus	Bioethanol	 bestehen,	 gilt	 für	 den	Bioethanolanteil	
Satz	4	sinngemäß.	Pflanzenöl	gilt	nur	dann	als	Biokraftstoff,	wenn	seine	Eigenschaften	mindestens	den	
Anforderungen	 für	 Pflanzenölkraftstoff	 nach	 der	 Verordnung	 über	 die	 Beschaffenheit	 und	 die	 Aus-
zeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen	entsprechen.	Biomethan	gilt	nur	dann	als	Biok-
raftstoff,	wenn	es	den	Anforderungen	für	Erdgas	nach	der	Verordnung	über	die	Beschaffenheit	und	die	
Auszeichnung	der	Qualitäten	von	Kraft-	und	Brennstoffen	in	der	jeweils	geltenden	Fassung	entspricht.	
Den	Kraftstoffen	nach	den	Sätzen	1	bis	7	sind	solche	Kraftstoffe	gleichgestellt,	die	einer	anderen	Norm	
oder	technischen	Spezifikation	entsprechen,	die	in	einem	anderen	Mitgliedstaat	der	Europäischen	Uni-
on	 oder	 einer	 anderen	 Vertragspartei	 des	 Abkommens	 über	 den	 Europäischen	 Wirtschaftsraum	 in	
Kraft	ist,	soweit	diese	Normen	oder	technischen	Spezifikationen	mit	den	in	den	Sätzen	1	bis	6	genann-
ten	 Normen	 übereinstimmen	 und	 die	 ein	 gleichwertiges	 Niveau	 der	 Beschaffenheit	 für	 die	 gleichen	
klimatischen	Anforderungen	 sicherstellen.	 Biogene	Öle,	 die	 in	 einem	 raffinerietechnischen	Verfahren	
gemeinsam	mit	mineralölstämmigen	Ölen	hydriert	werden,	sowie	Energieerzeugnisse	mit	einem	Bio-
ethanolanteil	von	weniger	als	70	Volumenprozent,	denen	Bioethanol	enthaltende	Waren	der	Unterposi-
tion	3824	90	99	der	Kombinierten	Nomenklatur	zugesetzt	werden,	werden	nicht	auf	die	Erfüllung	von	
Verpflichtungen	nach	§	37a	Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Abs.	3	und	3a	angerechnet.	Bi-
okraftstoffe,	die	bereits	zuvor	eine	anderweitige	direkte	staatliche	Förderung	im	In-	oder	Ausland	er-
halten	haben	und	für	die	keine	Ausgleichs-	oder	Antidumpingzölle	erhoben	wurden,	oder	Biokraftstof-
fe,	für	die	eine	Steuerentlastung	nach	§	46	Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	oder	§	47	Abs.	1	Nr.	1	oder	Nr.	2	des	Ener-
giesteuergesetzes	 gewährt	 wurde,	 werden	 nicht	 auf	 die	 Erfüllung	 von	 Verpflichtungen	 nach	 §	 37a	
Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Abs.	3	und	3a	angerechnet.	Das	Bundesministerium	der	Fi-
nanzen	gibt	die	konkreten	staatlichen	Förderungen	im	Sinne	des	Satzes	10,	die	zu	einem	Ausschluss	aus	
der	Anrechnung	auf	die	Quotenerfüllung	führen,	im	Bundesanzeiger	bekannt.	Satz	10	gilt	nicht	für	die-
jenigen	Mengen	von	dort	genannten	Energieerzeugnissen	aus	Bezugsverträgen,	die	Hersteller	von	Bio-
diesel	sowie	Verpflichtete	vor	dem	25.	September	2008	abgeschlossen	hatten	und	deren	Nichtabnahme	
zudem	zu	vertraglich	festgelegten	finanziellen	Belastungen	für	die	Unternehmen	führt.	Energieerzeug-
nisse	 im	 Sinne	 von	 Satz	 1,	 die	 vollständig	 oder	 teilweise	 aus	 tierischen	Ölen	 oder	 Fetten	 hergestellt	
werden,	werden	ab	dem	1.	 Januar	2012	nicht	mehr	auf	die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	
Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Abs.	3	und	3a	angerechnet.	Das	Bundesministerium	der	Fi-
nanzen	gibt	den	Energiegehalt	der	verschiedenen	Biokraftstoffe	sowie	Änderungen	ihres	Energiegehal-
tes	bekannt.	Die	 in	den	Sätzen	3,	4	und	6	genannten	Normen,	zu	beziehen	beim	Beuth-Verlag	GmbH,	
Berlin,	sind	beim	Deutschen	Patent-	und	Markenamt	archivmäßig	gesichert	niedergelegt.“	

	 27.06.2020.—Artikel	103	der	Verordnung	vom	19.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1328)	hat	in	Abs.	9	„	,	Bau	und	
Reaktorsicherheit“	durch	„und	nukleare	Sicherheit“	ersetzt.	

	 01.10.2021.—Artikel	1	Nr.	3	 lit.	a	 litt.	aa	des	Gesetzes	vom	24.	September	2021	(BGBl.	 I	S.	4458,	ber.	
2022	S.	1024)	hat	in	Abs.	8	Satz	1	„Absatz	3	und	4“	durch	„Absatz	4“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	4	in	Abs.	8	Satz	1	neu	gefasst.	Nr.	4	lautete:	
„4.		Biokraftstoffe,	für	die	eine	Steuerentlastung	nach	§	50	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1,	2	oder	4	des	

Energiesteuergesetzes	gewährt	wurde	oder	wird.“	
	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	8	durch	die	Sätze	2	bis	5	ersetzt.	Satz	2	

lautete:	„Im	Fall	des	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	3	werden	Biokraftstof-
fe,	für	die	eine	Steuerentlastung	nach	§	46	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	oder	Nummer	3	oder	nach	§	47	
Absatz	1	Nummer	1,	2	oder	Nummer	6	des	Energiesteuergesetzes	gewährt	wurde	oder	wird,	nicht	auf	
die	Erfüllung	der	Verpflichtungen	angerechnet.“	

	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2026	(BGBl.	I	Nr.	163)	hat	in	der	Überschrift	
„Biokraftstoffen“	durch	„erneuerbaren	Kraftstoffen“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	6	neu	gefasst.	Abs.	6	lautete:	
	 		 „(6)	Biomethan	ist	abweichend	von	Absatz	1	nur	dann	Biokraftstoff,	wenn	es	den	Anforderungen	für	

Erdgas	 nach	 §	 8	 der	 Verordnung	 über	 die	 Beschaffenheit	 und	 die	 Auszeichnung	 der	 Qualitäten	 von	
Kraft-	und	Brennstoffen	entspricht.“	

	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	8	neu	gefasst.	Abs.	8	lautete:	
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§	37c	Mitteilungs-	und	Abgabepflichten	
(1)	Verpflichtete	haben	der	zuständigen	Stelle	jeweils	bis	zum	Ablauf	des	1.	Juni	des	auf	das	Ver-

pflichtungsjahr	folgenden	Kalenderjahres	schriftlich	mitzuteilen	
1.		die	 im	Verpflichtungsjahr	von	 ihnen	 in	Verkehr	gebrachte	Menge	 fossilen	Otto-	und	 fossilen	
Dieselkraftstoffs,	

2.		die	 im	Verpflichtungsjahr	 von	 ihnen	 eingesetzte	Menge	 an	 Erfüllungsoptionen,	 bezogen	 auf	
die	verschiedenen	jeweils	betroffenen	Erfüllungsoptionen,	und	

3.		die	Treibhausgasemissionen	in	Kilogramm	Kohlenstoffdioxid-Äquivalent	der	jeweiligen	Men-
gen.	

In	der	Mitteilung	sind	darüber	hinaus	die	Firma	des	Verpflichteten,	der	Ort	der	für	das	Inverkehr-
bringen	 verantwortlichen	Niederlassung	 oder	 der	 Sitz	 des	 Unternehmens,	 die	 jeweils	 zugehörige	
Anschrift	 sowie	 der	 Name	 und	 die	 Anschrift	 des	 Vertretungsberechtigten	 anzugeben.	 Soweit	 die	
Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Absatz	6	Satz	1	oder	nach	§	37a	Absatz	7	Satz	1	vertrag-
lich	auf	Dritte	übertragen	wurde,	haben	Verpflichtete	der	zuständigen	Stelle	zusätzlich	die	Angaben	
nach	§	37a	Absatz	6	Satz	2	oder	Satz	3	oder	§	37a	Absatz	7	Satz	2	oder	Satz	3	schriftlich	mitzuteilen	
und	eine	Kopie	des	Vertrags	mit	dem	Dritten	vorzulegen.	Im	Fall	des	§	37a	Absatz	6	hat	der	Dritte	
der	zuständigen	Stelle	schriftlich	mitzuteilen	
1.		die	 auf	Grund	 seiner	 vertraglichen	Verpflichtung	 von	 ihm	 im	Verpflichtungsjahr	 in	Verkehr	
gebrachte	Menge	Kraftstoff,	bezogen	auf	die	verschiedenen	jeweils	betroffenen	Erfüllungsop-
tionen,	und	

2.		die	Treibhausgasemissionen	in	Kilogramm	Kohlenstoffdioxid-Äquivalent	der	jeweiligen	Men-
gen.	

Im	Fall	des	§	37a	Absatz	6	Satz	5	gilt	dies	entsprechend	für	die	im	Vorjahr	des	Verpflichtungsjahres	
vom	Dritten	eingesetzte	Erfüllungsoptionen.	Im	Fall	des	§	37a	Absatz	7	hat	der	Dritte	der	zuständi-
gen	Stelle	die	auf	Grund	seiner	vertraglichen	Verpflichtung	von	 ihm	im	Verpflichtungsjahr	 in	Ver-

	
	 		 „(8)	Nicht	auf	die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	

§	37a	Absatz	4	angerechnet	werden	können	
1.		 biogene	Öle,	die	 in	einem	raffinerietechnischen	Verfahren	gemeinsam	mit	mineralölstämmigen	

Ölen	hydriert	wurden,	
2.		 der	Biokraftstoffanteil	von	Energieerzeugnissen	mit	einem	Bioethanolanteil	von	weniger	als	70	

Volumenprozent,	denen	Bioethanol	enthaltende	Waren	der	Unterposition	3824	90	99	der	Kom-
binierten	Nomenklatur	zugesetzt	wurden,	

3.		 Biokraftstoffe,	die	vollständig	oder	teilweise	aus	tierischen	Ölen	oder	Fetten	hergestellt	wurden,	
und	

4.		 Wasserstoff	aus	biogenen	Quellen.	
	 Abweichend	von	Satz	1	Nummer	3	und	Absatz	1	Satz	1	können	Biokraftstoffe,	die	vollständig	oder	teil-

weise	aus	tierischen	Fetten	und	Ölen	der	Kategorie	1	und	2	gemäß	Artikel	8	und	9	der	Verordnung	(EG)	
Nr.	 1069/2009	des	Europäischen	Parlaments	 und	des	Rates	 vom	21.	Oktober	 2009	mit	Hygienevor-
schriften	 für	nicht	 für	den	menschlichen	Verzehr	bestimmte	tierische	Nebenprodukte	und	zur	Aufhe-
bung	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1774/2002,	die	zuletzt	durch	die	Verordnung	(EU)	2019/1009	(ABl.	L	
170	vom	25.6.2019,	S.	1)	geändert	worden	ist,	in	ihrer	jeweils	geltenden	Fassung	bestehen,	auf	die	Er-
füllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	ange-
rechnet	werden.	Abweichend	von	Satz	1	Nummer	4	und	Absatz	1	Satz	1	wird	Wasserstoff	aus	biogenen	
Quellen	 des	 Anhangs	 IX	 Teil	 A	 der	 Richtlinie	 (EU)	 2018/2001,	 der	 in	 Straßenfahrzeugen	 eingesetzt	
wird,	ab	dem	1.	Juli	2023	auf	die	Erfüllung	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	
Absatz	4	angerechnet;	eine	Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Num-
mer	19	regelt	weitere	Bestimmungen.	Ab	dem	Kalenderjahr	2023	wird	für	die	Treibhausgasemissionen	
von	Biokraftstoffen	aus	Rohstoffen	mit	hohem	Risiko	indirekter	Landnutzungsänderung	nach	Artikel	3	
der	Verordnung	(EU)	2019/807	der	Basiswert	zugrunde	gelegt.	Der	Rechenfaktor	nach	§	37d	Absatz	2	
Satz	1	Nummer	2	für	Biokraftstoffe	aus	Abwasser	aus	Palmölmühlen	und	leeren	Palmfruchtbündeln	be-
trägt	eins.“	
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kehr	gebrachte	Menge	Kraftstoff,	bezogen	auf	die	verschiedenen	jeweils	betroffenen	Erfüllungsopti-
onen,	 und	 die	 auf	 Grund	 seiner	 vertraglichen	 Verpflichtung	 im	 Verpflichtungsjahr	 sichergestellte	
Treibhausgasminderungsmenge	in	Kilogramm	Kohlenstoffdioxid-Äquivalent	schriftlich	mitzuteilen.	
Die	 zuständige	 Stelle	 erteilt	 jedem	Verpflichteten	 eine	Registriernummer	und	 führt	 ein	 elektroni-
sches	Register,	das	für	alle	Verpflichteten	die	nach	den	Sätzen	1	bis	6	erforderlichen	Angaben	ent-
hält.	
(2)	Soweit	Verpflichtete	einer	Verpflichtung	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	

§	37a	Absatz	4	nicht	nachkommen,	setzt	die	zuständige	Stelle	eine	Abgabe	 fest	 für	die	Fehlmenge	
der	zu	mindernden	Treibhausgasemissionen	oder	für	die	nach	dem	Energiegehalt	berechnete	Fehl-
menge	an	Kraftstoff.	Die	Abgabenschuld	des	Verpflichteten	entsteht	mit	Ablauf	des	1.	Junis	des	auf	
das	Verpflichtungsjahr	folgenden	Kalenderjahres.	Die	Abgabe	beträgt	
1.		0,60	Euro	pro	Kilogramm	Kohlenstoffdioxid-Äquivalent	in	den	Fällen	des	§	37a	Absatz	4,	
2.		45	Euro	pro	Gigajoule	 in	den	Fällen,	 in	denen	ein	Verpflichteter	auf	Grund	einer	Rechtsver-
ordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	8	einen	Mindestanteil	be-
stimmter	Biokraftstoffe	oder	anderer	erneuerbarer	Kraftstoffe	in	Verkehr	zu	bringen	hat,	

3.		120	Euro	pro	Gigajoule	 in	den	Fällen,	 in	denen	ein	Verpflichteter	aufgrund	einer	Rechtsver-
ordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	einen	Mindestanteil	an	
erneuerbaren	Kraftstoffen	nicht	biogenen	Ursprungs	in	Verkehr	zu	bringen	hat.	

Soweit	im	Fall	des	§	37a	Absatz	6	Satz	1	oder	des	§	37a	Absatz	7	Satz	1	der	Dritte	seine	vertragliche	
Verpflichtung	nicht	erfüllt,	setzt	die	zuständige	Stelle	die	Abgabe	gegen	den	Verpflichteten	fest.	
(3)	Soweit	der	Verpflichtete	der	zuständigen	Stelle	die	nach	Absatz	1	Satz	1	und	3	erforderlichen	

Angaben	nicht	oder	nicht	ordnungsgemäß	mitgeteilt	hat,	schätzt	die	zuständige	Stelle	die	vom	Ver-
pflichteten	im	Verpflichtungsjahr	in	Verkehr	gebrachten	Mengen	an	Kraftstoffen	und	die	Treibhaus-
gasminderung.	Die	Schätzung	 ist	unwiderlegliche	Basis	 für	die	Verpflichtung	nach	§	37a	Absatz	1	
Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4.	Die	Schätzung	unterbleibt,	soweit	der	Verpflichtete	
im	Rahmen	der	Anhörung	zum	Festsetzungsbescheid	nach	Absatz	2	Satz	1	 in	Verbindung	mit	Ab-
satz	2	Satz	3,	4	oder	Satz	5	die	Mitteilung	nachholt.	Soweit	ein	Dritter	die	nach	Absatz	1	Satz	4	bis	6	
erforderlichen	Angaben	nicht	ordnungsgemäß	mitgeteilt	hat,	geht	die	zuständige	Stelle	davon	aus,	
dass	der	Dritte	die	von	ihm	eingegangene	Verpflichtung	nicht	erfüllt	hat.	Satz	4	gilt	nicht,	soweit	der	
Dritte	im	Rahmen	der	Anhörung	zum	Festsetzungsbescheid	gegen	den	Verpflichteten	nach	Absatz	2	
Satz	6	diese	Mitteilung	nachholt.	
(4)	In	den	Fällen	des	§	37a	Absatz	3	Satz	2	hat	der	Steuerlagerinhaber	dem	zuständigen	Haupt-

zollamt	mit	der	monatlichen	Energiesteueranmeldung	die	 für	 jeden	Verpflichteten	 in	Verkehr	 ge-
brachte	 Menge	 an	 Energieerzeugnissen	 schriftlich	 mitzuteilen.	 In	 den	 Fällen	 des	 §	 37a	 Absatz	 3	
Satz	4	hat	der	Steuerlagerinhaber	der	zuständigen	Stelle	die	in	einem	Verpflichtungsjahr	für	jeden	
Verpflichteten	in	Verkehr	gebrachte	Menge	an	Energieerzeugnissen	zum	Ablauf	des	1.	Februar	des	
folgenden	Kalenderjahres	schriftlich	mitzuteilen.	Im	Falle	des	§	37a	Absatz	3	Satz	5	hat	der	Erlaub-
nisinhaber	der	zuständigen	Stelle	die	 in	einem	Verpflichtungsjahr	 für	den	Vertragspartner	 in	Ver-
kehr	gebrachten	Mengen	zum	Ablauf	des	1.	Februar	des	folgenden	Kalenderjahres	schriftlich	mitzu-
teilen.	
(5)	Hinsichtlich	der	Absätze	1	bis	4	finden	die	für	die	Verbrauchsteuern	geltenden	Vorschriften	

der	Abgabenordnung	entsprechende	Anwendung.	Die	Mitteilungen	nach	Absatz	1	und	Absatz	4	gel-
ten	 als	 Steueranmeldungen	 im	Sinne	der	Abgabenordnung.	 §	 170	Absatz	2	 Satz	1	Nummer	1	der	
Abgabenordnung	findet	Anwendung.	In	den	Fällen	des	Absatzes	2	ist	der	Verpflichtete	vor	der	Fest-
setzung	der	Abgabe	anzuhören.64	

	
		64		 QUELLE	
	 01.07.2007.—Artikel	3	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	3180)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
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	 21.07.2009.—Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	1804)	hat	in	Abs.	2	

Satz	1	„und	3a“	nach	„§	37	Abs.	3“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	Satz	5	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	 litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„sowie	ab	dem	Jahr	2015	auch	die	

Treibhausgasminderung“	nach	„Biokraftstoffs“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„und	3a“	nach	„§	37a	Abs.	3“	einge-

fügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	3	„Satz	2	oder	Satz	3“	durch	„Satz	2,	3	

oder	Satz	5“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	5	„Satz	5“	durch	„Satz	6“	ersetzt.	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	November	2014	(BGBl.	I	S.	1740)	hat	Abs.	1	neu	

gefasst.	Abs.	1	lautete:	
	 		 „(1)	Verpflichtete	haben	der	zuständigen	Stelle	jeweils	bis	zum	15.	April	eines	Jahres	die	im	voran-

gegangenen	Kalenderjahr	in	Verkehr	gebrachte	Menge	Otto-	und	Dieselkraftstoffs	sowie	die	in	Verkehr	
gebrachte	Menge	Biokraftstoffs,	 letztere	bezogen	auf	die	 verschiedenen	 jeweils	betroffenen	Biokraft-
stoffe,	mitzuteilen.	In	der	Mitteilung	sind	darüber	hinaus	Firma	des	Verpflichteten,	Ort	der	für	das	In-
verkehrbringen	verantwortlichen	Niederlassung	oder	Sitz,	die	 jeweils	zugehörige	Anschrift	sowie	Na-
me	 und	Anschrift	 des	 Vertretungsberechtigten	 anzugeben.	 Soweit	 die	 Erfüllung	 von	 Verpflichtungen	
nach	§	37a	Abs.	4	Satz	2	vertraglich	auf	Dritte	übertragen	wurde,	hat	der	Verpflichtete	zusätzlich	die	
Angaben	nach	§	37a	Abs.	4	Satz	3	zu	machen	und	eine	Kopie	des	Vertrages	mit	dem	Dritten	vorzulegen.	
Der	Dritte	 hat	 in	 diesem	Fall	 die	 auf	 Grund	 seiner	 vertraglichen	Verpflichtung	 in	 Verkehr	 gebrachte	
Menge	von	Biokraftstoff,	bezogen	auf	die	verschiedenen	jeweils	betroffenen	Biokraftstoffe,	anzugeben.	
Die	zuständige	Stelle	erteilt	jedem	Verpflichteten	eine	Registriernummer	und	führt	ein	elektronisches	
Register,	das	für	alle	Verpflichteten	die	nach	den	Sätzen	1	bis	4	erforderlichen	Angaben	enthält.“	

	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	geändert.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Soweit	ein	Verpflichteter	einer	Verpflichtung	nach	§	37a	Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	

§	37a	Abs.	3	und	3a	nicht	nachkommt,	setzt	die	zuständige	Stelle	 für	die	nach	dem	Energiegehalt	be-
rechnete	Fehlmenge	Biokraftstoffs	eine	Abgabe	fest.	In	den	Fällen	des	§	37a	Abs.	3	Satz	1	oder	Satz	3,	
auch	in	Verbindung	mit	§	37a	Abs.	3	Satz	4,	beträgt	die	Höhe	der	Abgabe	19	Euro	pro	Gigajoule.	In	den	
Fällen	des	§	37a	Abs.	3	Satz	2	beträgt	die	Höhe	der	Abgabe	43	Euro	pro	Gigajoule.	 In	den	Fällen	des	
§	37a	Abs.	3	Satz	3,	auch	in	Verbindung	mit	§	37a	Abs.	3	Satz	4,	wird	die	Abgabe	nicht	für	die	Fehlmen-
gen	Biokraftstoffs	 festgesetzt,	 für	die	bereits	nach	Satz	2	oder	Satz	3	eine	Abgabe	 festzusetzen	 ist.	 In	
den	 Fällen	 des	 §	 37a	 Abs.	 3a	 wird	 die	 Abgabe	 nach	 Satz	 2	 berechnet	 unter	 der	 Annahme,	 dass	 die	
Treibhausgasminderung	 der	 Fehlmenge	 pro	 Energieeinheit	 so	 hoch	 gewesen	 wäre	 wie	 die	 durch-
schnittliche	 Treibhausgasminderung	 pro	 Energieeinheit	 aller	 Biokraftstoffe,	 die	 im	 Vorvorjahr	 in	
Deutschland	zur	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	
Abs.	3	und	ab	dem	Jahr	2016	zur	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Ver-
bindung	mit	§	37a	Abs.	3a	in	den	Verkehr	gebracht	wurden.	Soweit	im	Falle	des	§	37a	Abs.	4	Satz	2	der	
Dritte	 seine	vertragliche	Verpflichtung	nicht	erfüllt,	 setzt	die	 zuständige	Stelle	die	Abgabe	gegen	den	
Verpflichteten	fest.“	

	 Artikel	 1	Nr.	 6	 lit.	 c	 litt.	 aa	 desselben	Gesetzes	 hat	 in	Abs.	 3	 Satz	 1	 „vorangegangenen	Kalenderjahr“	
durch	„Verpflichtungsjahr“	und	„Otto-	oder“	durch	„fossilen	Otto-	und	fossilen“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	c	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„und	3a“	durch	„und	4“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	c	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	3	„Satz	2,	3	oder	Satz	5“	durch	„Satz	3,	4	

oder	Satz	6“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	c	litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	4	„bis	6“	nach	„Satz	4“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	c	litt.	ee	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	5	„Satz	6“	durch	„Satz	7“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	„Otto-	und	Dieselkraftstoff	zuzüglich	des	Biokraft-

stoffanteils	zu	melden“	durch	„fossilen	Otto-	und	fossilen	Dieselkraftstoffs	zuzüglich	des	Biokraftstoff-
anteils	schriftlich	mitzuteilen“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	Satz	3	eingefügt.	
	 01.10.2021.—Artikel	1	Nr.	4	 lit.	a	 litt.	aa	des	Gesetzes	vom	24.	September	2021	(BGBl.	 I	S.	4458)	hat	

Satz	1	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Verpflichtete	haben	der	zuständigen	Stelle	jeweils	bis	zum	
15.	April	des	auf	das	Verpflichtungsjahr	folgenden	Jahres	die	 im	Verpflichtungsjahr	von	ihnen	in	Ver-
kehr	gebrachte	Menge	fossilen	Otto-	und	fossilen	Dieselkraftstoffs,	die	im	Verpflichtungsjahr	von	ihnen	
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in	Verkehr	gebrachte	Menge	Biokraftstoffs,	bezogen	auf	die	verschiedenen	jeweils	betroffenen	Biokraft-
stoffe,	und	für	die	Verpflichtungsjahre	ab	dem	Kalenderjahr	2015	außerdem	die	Treibhausgasemissio-
nen	in	Kilogramm	Kohlenstoffdioxid-Äquivalent	der	jeweiligen	Mengen	schriftlich	mitzuteilen.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Satz	4	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	4	lautete:	„Im	Fall	
des	§	37a	Absatz	6	hat	der	Dritte	der	zuständigen	Stelle	die	auf	Grund	seiner	vertraglichen	Verpflich-
tung	von	 ihm	 im	Verpflichtungsjahr	 in	Verkehr	gebrachte	Menge	Biokraftstoffs,	 bezogen	auf	die	ver-
schiedenen	 jeweils	 betroffenen	 Biokraftstoffe,	 und	 für	 die	 Verpflichtungsjahre	 ab	 dem	 Kalenderjahr	
2015	außerdem	die	Treibhausgasemissionen	 in	Kilogramm	Kohlenstoffdioxid-Äquivalent	der	 jeweili-
gen	Mengen	schriftlich	mitzuteilen.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	5	„in	Verkehr	gebrachten	Biokraftstoffe“	
durch	„eingesetzte	Erfüllungsoptionen“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	Satz	6	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	6	lautete:	„Im	Fall	
des	§	37a	Absatz	7	hat	der	Dritte	der	zuständigen	Stelle	die	auf	Grund	seiner	vertraglichen	Verpflich-
tung	von	 ihm	 im	Verpflichtungsjahr	 in	Verkehr	gebrachte	Menge	Biokraftstoffs,	 bezogen	auf	die	ver-
schiedenen	 jeweils	 betroffenen	 Biokraftstoffe,	 und	 für	 die	 Verpflichtungsjahre	 ab	 dem	 Kalenderjahr	
2015	die	auf	Grund	seiner	vertraglichen	Verpflichtung	im	Verpflichtungsjahr	sichergestellte	Treibhaus-
gasminderungsmenge	in	Kilogramm	Kohlenstoffdioxid-Äquivalent	schriftlich	mitzuteilen.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Soweit	Verpflichtete	einer	Verpflichtung	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	 in	Verbindung	mit	

§	37a	Absatz	3	und	4	nicht	nachkommen,	setzt	die	zuständige	Stelle	in	den	Fällen	des	§	37a	Absatz	4	für	
die	Fehlmenge	der	zu	mindernden	Treibhausgasemissionen	eine	Abgabe	 fest.	Die	Abgabenschuld	des	
Verpflichteten	entsteht	am	15.	April	des	auf	das	Verpflichtungsjahr	 folgenden	Kalenderjahres.	 In	den	
Fällen	des	§	37a	Abs.	3	Satz	1	oder	Satz	3,	auch	in	Verbindung	mit	§	37a	Abs.	3	Satz	4,	beträgt	die	Höhe	
der	Abgabe	19	Euro	pro	Gigajoule.	In	den	Fällen	des	§	37a	Abs.	3	Satz	2	beträgt	die	Höhe	der	Abgabe	43	
Euro	pro	Gigajoule.	In	den	Fällen	des	§	37a	Abs.	3	Satz	3,	auch	in	Verbindung	mit	§	37a	Abs.	3	Satz	4,	
wird	die	Abgabe	nicht	 für	die	Fehlmengen	Biokraftstoffs	 festgesetzt,	 für	die	bereits	nach	Satz	3	oder	
Satz	4	eine	Abgabe	festzusetzen	ist.	 In	den	Fällen	des	§	37a	Absatz	4	wird	die	Abgabe	nach	der	Fehl-
menge	der	zu	mindernden	Treibhausgasemissionen	berechnet	und	beträgt	0,47	Euro	pro	Kilogramm	
Kohlenstoffdioxid-Äquivalent.	Soweit	im	Falle	des	§	37a	Absatz	6	Satz	1	oder	des	§	37a	Absatz	7	Satz	1	
der	Dritte	 seine	 vertragliche	Verpflichtung	nicht	 erfüllt,	 setzt	 die	 zuständige	 Stelle	die	Abgabe	gegen	
den	Verpflichteten	fest.“	

	 Artikel	1	Nr.	4	 lit.	c	 litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	3	Satz	1	„fossilen	Otto-	und	fossilen	Diesel-
kraftstoffs	und	Biokraftstoffs	sowie	ab	dem	Jahr	2015	auch“	durch	„an	Kraftstoffen	und“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„Abs.	3	und	4“	durch	„Absatz	4	sowie	
nach	§	37a	Absatz	2	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4a“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	3	„Satz	6“	durch	„Satz	5“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	5	„Satz	7“	durch	„Satz	6“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	neu	gefasst.	Abs.	4	lautete:	
	 		 „(4)	In	den	Fällen	des	§	37a	Abs.	2	Satz	2	hat	der	Steuerlagerinhaber	seinem	zuständigen	Hauptzoll-

amt	mit	der	monatlichen	Energiesteueranmeldung	die	 für	 jeden	Verpflichteten	 in	Verkehr	 gebrachte	
Menge	fossilen	Otto-	und	fossilen	Dieselkraftstoffs	zuzüglich	des	Biokraftstoffanteils	schriftlich	mitzu-
teilen.“	

	 01.01.2026.—Artikel	2	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2025	(BGBl.	I	Nr.	348)	hat	in	Abs.	1	
Satz	1	Nr.	1	„oder	fossilen	Flugturbinenkraftstoffs“	nach	„Dieselkraftstoffs“	gestrichen.	

	 Artikel	2	Nr.	2	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	2	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Soweit	
Verpflichtete	einer	Verpflichtung	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	
oder	nach	§	37a	Absatz	2	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4a	nicht	nachkommen,	setzt	die	
zuständige	Stelle	eine	Abgabe	fest	

1.		 in	den	Fällen	des	§	37a	Absatz	4	für	die	Fehlmenge	der	zu	mindernden	Treibhausgasemissionen	
oder	

2.		 in	den	Fällen	des	§	37a	Absatz	4a	für	die	nach	dem	Energiegehalt	berechnete	Fehlmenge	Kraft-
stoffs.“	

	 Artikel	2	Nr.	2	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Satz	4	in	Abs.	2	aufgehoben.	Satz	4	lautete:	„In	den	
Fällen	des	§	37a	Absatz	4a	beträgt	die	Höhe	der	Abgabe	70	Euro	pro	Gigajoule.“	
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§	37d	Zuständige	Stelle,	Rechtsverordnungen	
(1)	Innerhalb	der	Bundesverwaltung	werden	eine	oder	mehrere	Stellen	errichtet,	denen	die	Auf-

gaben	übertragen	werden,	die	Erfüllung	der	Verpflichtungen	nach	§	37a	zu	überwachen,	die	in	den	
§§	37c	und	37f	geregelten	Aufgaben	zu	erfüllen	und	die	Berichte	nach	§	37f	zu	überprüfen.	Die	Bun-
desregierung	wird	ermächtigt,	die	jeweils	zuständige	Stelle	durch	Rechtsverordnung	ohne	Zustim-
mung	des	Bundesrates	zu	bestimmen.	
(2)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	ohne	Zustimmung	des	Bundesrates	
1.		 unter	Berücksichtigung	der	technischen	Entwicklung	

a)		auch	in	Abweichung	von	§	37b	Absatz	1	bis	6	Energieerzeugnisse	als	Biokraftstoffe	zu	be-
stimmen,	

b)		in	Abweichung	von	§	37b	Absatz	1	bis	6	festzulegen,	dass	bestimmte	Energieerzeugnisse	
nicht	oder	nicht	mehr	in	vollem	Umfang	als	Biokraftstoffe	gelten,	

c)		die	 Anrechenbarkeit	 von	 biogenen	 Einsatzstoffen	 aus	 Rohstoffen	 des	 Anhangs	 IX	 der	
Richtlinie	(EU)	2018/2001	auf	die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Absatz	1	in	
Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	abweichend	von	§	37b	Absatz	8	Satz	1	Nummer	5	zu	re-
geln,	wenn	sie	 in	einem	raffinerietechnischen	Verfahren	gemeinsam	mit	mineralölstäm-
migen	Ölen	verarbeitet	werden,	

d)		die	 Anrechenbarkeit	 von	 Biomethan	 auf	 die	 Erfüllung	 von	 Verpflichtungen	 nach	 §	 37a	
Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	zu	konkretisieren,	

e)		die	Anrechenbarkeit	von	Biomethan,	das	in	das	Erdgasnetz	eingespeist	wird,	auf	die	Er-
füllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	 in	Verbindung	mit	§	37a	
Absatz	4	näher	zu	regeln,	

f)		 zu	bestimmen,	wie	im	Falle	der	Einspeisung	von	Biomethan	in	das	Erdgasnetz	der	Nach-
weis	über	die	Treibhausgasemissionen	zu	führen	ist,	sowie	

g)		das	Nachweisverfahren	 für	die	Anrechenbarkeit	von	Biomethan	 insgesamt	näher	zu	re-
geln,	

2.		 zu	bestimmen,	dass	der	Anteil	an	bestimmten	Erfüllungsoptionen	im	Rahmen	der	Erfüllung	
von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	nach	

	
	 Artikel	2	Nr.	2	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	3	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Die	Schätzung	ist	

unwiderlegliche	Basis	für	die	Verpflichtung	nach	§	37a	Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Ab-
satz	4	sowie	nach	§	37a	Absatz	2	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4a.“	

	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	9	lit.	a	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2026	(BGBl.	I	Nr.	163)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	
„15.	April“	durch	„1.	Juni“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	9	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Soweit	Verpflichtete	einer	Verpflichtung	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	 in	Verbindung	mit	

§	37a	Absatz	4	nicht	nachkommen,	setzt	die	zuständige	Stelle	eine	Abgabe	fest	für	die	Fehlmenge	der	zu	
mindernden	Treibhausgasemissionen	oder	 für	die	nach	dem	Energiegehalt	berechnete	Fehlmenge	an	
Kraftstoff.	 Die	Abgabenschuld	 des	 Verpflichteten	 entsteht	mit	 Ablauf	 des	 15.	 Aprils	 des	 auf	 das	 Ver-
pflichtungsjahr	folgenden	Kalenderjahres.	In	den	Fällen,	in	denen	ein	Verpflichteter	durch	eine	Rechts-
verordnung	der	Bundesregierung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	8	einen	Mindestanteil	bestimm-
ter	Biokraftstoffe	oder	anderer	erneuerbarer	Kraftstoffe	in	Verkehr	zu	bringen	hat,	setzt	die	zuständige	
Stelle	bis	einschließlich	zum	Verpflichtungsjahr	2021	eine	Abgabe	in	Höhe	von	19	Euro	pro	Gigajoule	
und	ab	dem	Verpflichtungsjahr	2022	eine	Abgabe	in	Höhe	von	45	Euro	pro	Gigajoule	fest.	In	den	Fällen	
des	§	37a	Absatz	4	wird	die	Abgabe	nach	der	Fehlmenge	der	zu	mindernden	Treibhausgasemissionen	
berechnet	und	beträgt	bis	einschließlich	zum	Verpflichtungsjahr	2021	0,47	Euro	pro	Kilogramm	Koh-
lenstoffdioxid-Äquivalent	und	ab	dem	Verpflichtungsjahr	2022	0,60	Euro	pro	Kilogramm	Kohlenstoff-
dioxid-Äquivalent.	Soweit	im	Falle	des	§	37a	Absatz	6	Satz	1	oder	des	§	37a	Absatz	7	Satz	1	der	Dritte	
seine	 vertragliche	 Verpflichtung	 nicht	 erfüllt,	 setzt	 die	 zuständige	 Stelle	 die	 Abgabe	 gegen	 den	 Ver-
pflichteten	fest.“	
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Maßgabe	 einer	Multiplikation	 der	 tatsächlich	 in	Verkehr	 gebrachten	 energetischen	Menge	
der	jeweiligen	Erfüllungsoption	mit	einem	bestimmten	Rechenfaktor	zu	berechnen	ist,	

3.		 (weggefallen)	
4.		 (weggefallen)	
5.		 die	Höhe	der	Abgabe	nach	§	37c	Absatz	2	Satz	3,	4	oder	Satz	6	zu	ändern,	um	im	Fall	von	Än-

derungen	des	Preisniveaus	für	Kraftstoffe	eine	vergleichbare	wirtschaftliche	Belastung	aller	
Verpflichteten	sicherzustellen,	

6.		 den	Basiswert	im	Sinne	des	§	37a	Absatz	4	Satz	4	zu	bestimmen,	
7.		 die	Anrechenbarkeit	bestimmter	Biokraftstoffe	auf	die	Verpflichtungen	nach	§	37a	Absatz	1	

Satz	 1	 und	 2	 in	 Verbindung	 mit	 §	 37a	 Absatz	 4	 zu	 begrenzen,	 sofern	 die	 Richtlinie	
2009/28/EG	eine	Begrenzung	der	Anrechenbarkeit	dieser	Biokraftstoffe	auf	das	Ziel	von	Ar-
tikel	25	Absatz	1	der	Richtlinie	(EU)	2018/2001	vorsieht,	sowie	das	Nachweisverfahren	zu	
regeln,	

8.		 einen	 Mindestanteil	 bestimmter	 Biokraftstoffe	 oder	 anderer	 erneuerbarer	 Kraftstoffe	 zur	
Erfüllung	der	Verpflichtungen	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Ab-
satz	4	festzulegen	sowie	das	Nachweisverfahren	zu	regeln,	

9.		 das	Berechnungsverfahren	 für	die	Treibhausgasemissionen	von	 fossilen	Otto-	und	 fossilen	
Dieselkraftstoffen	im	Sinne	des	§	37a	Absatz	4	Satz	5	festzulegen	und	das	Nachweisverfah-
ren	zu	regeln,	

10.		 das	Berechnungsverfahren	für	die	Treibhausgasemissionen	von	Biokraftstoffen	abweichend	
von	§	37a	Absatz	4	Satz	6	festzulegen	und	das	Nachweisverfahren	zu	regeln,	

11.		 die	Anrechenbarkeit	von	elektrischem	Strom	zur	Verwendung	in	Straßenfahrzeugen	gemäß	
§	37a	Absatz	5	Satz	1	Nummer	4	zu	regeln	und	dabei	insbesondere	
a)		das	 Berechnungsverfahren	 für	 die	 Treibhausgasemissionen	 der	 eingesetzten	 Mengen	
elektrischen	Stroms	festzulegen	und	

b)		das	Nachweisverfahren	zu	regeln	und	
c)	 die	 erzeugten	 Treibhausgasminderungsmengen	 der	 energetischen	 Menge	 elektrischen	
Stroms,	die	nicht	von	Dritten	der	zuständigen	Stelle	mitgeteilt	werden,	zu	versteigern	und	
das	erforderliche	Verfahren	zu	regeln,	

12.		 unter	Berücksichtigung	der	technischen	Entwicklung	den	Anwendungsbereich	in	§	37a	Ab-
satz	1	Satz	1	auf	weitere	Kraftstoffe	auszudehnen	und	dabei	insbesondere	
a)		das	Berechnungsverfahren	für	die	Treibhausgasemissionen	dieser	Kraftstoffe	festzulegen	
und	

b)		das	Nachweisverfahren	zu	regeln,	
13.		 unter	 Berücksichtigung	 der	 technischen	 Entwicklung	 bestehende	 Erfüllungsoptionen	 im	

Einklang	mit	den	Anforderungen	der	Richtlinie	(EU)	2018/2001	zu	konkretisieren	und	wei-
tere	Erfüllungsoptionen	zu	ergänzen	und	dabei	insbesondere	
a)		das	Berechnungsverfahren	für	die	Treibhausgasemissionen	dieser	Maßnahmen	festzule-
gen,	

b)		das	Nachweisverfahren	sowie	die	Übertragbarkeit	der	Nachweise	zu	regeln,	
c)		Methoden	zur	Einhaltung	der	Anforderungen	der	Richtlinie	(EU)	2018/2001	für	den	Be-
zug	des	elektrischen	Stroms	zur	Produktion	von	Kraftstoffen	festzulegen	und	

d)		Mindestwerte	für	die	Treibhausgaseinsparung	von	Kraftstoffen	festzulegen,	
14.		 die	Berichtspflicht	nach	§	37f	Absatz	1	 insbesondere	zu	Art,	Form	und	 Inhalt	des	Berichts	

näher	 auszugestalten	 sowie	 die	 zur	 Sicherstellung	 einer	 ordnungsgemäßen	 Berichterstat-
tung	erforderlichen	Anordnungen	der	zuständigen	Stelle	zu	regeln,	

15.		 ein	Nachweisverfahren	festzulegen	für	die	Voraussetzungen	
a)		nach	§	37a	Absatz	4	Satz	7	Nummer	5,	
b)		nach	§	37b	Absatz	1	bis	7,	gegebenenfalls	in	Verbindung	mit	der	Verordnung	nach	Num-
mer	1	Buchstabe	a	oder	Buchstabe	b,	

c)		nach	§	37b	Absatz	8	Satz	1,	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Bundes-Immissionsschutzgesetz	(BImSchG)	(Stand:	25.06.2026)	 83	

d)		der	Verordnung	nach	Nummer	1	Buchstabe	c	und	
e)		der	Verordnung	nach	der	Nummer	2	und	nach	Absatz	2a	

16.		 Ausnahmen	 von	den	Vorgaben	nach	 §	 37b	Absatz	 8	 Satz	 1	Nummer	3	 festzulegen,	 sofern	
dies	dem	Sinn	und	Zweck	der	Regelung	nicht	entgegensteht,	

17.		 von	§	37c	Absatz	1	und	3	bis	5	abweichende	Verfahrensregelungen	zu	treffen,	
18.	 Ausnahmen	von	der	in	§	37a	Absatz	6	Satz	5	und	Absatz	8	Satz	1	vorgesehenen	Möglichkeit	

der	Anrechnung	von	Übererfüllungen	auf	den	Mindestanteil	des	Folgejahres	festzulegen,	so-
fern	 dies	 zur	 Einhaltung	 von	 Zielvorgaben	 aus	 bindenden	 Rechtsakten	 der	 Europäischen	
Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union	erforderlich	ist,	

19.	 unter	Berücksichtigung	der	technischen	Entwicklung	Kriterien	für	die	Anrechenbarkeit	von	
Wasserstoff	aus	biogenen	Quellen	gemäß	§	37b	Absatz	8	Satz	3	festzulegen	und	dabei	insbe-
sondere	
a)		das	Berechnungsverfahren	für	die	Treibhausgasemissionen,	
b)		das	Nachweisverfahren	sowie	die	Übertragbarkeit	der	Nachweise	und	
c)		die	Anforderungen	an	die	erneuerbaren	Energiequellen	zur	Erzeugung	des	Wasserstoffs,	

20.		 für	den	Ausschluss	der	Anrechnung	von	Biokraftstoffen	und	erneuerbaren	Kraftstoffen	nicht	
biogenen	Ursprungs	nach	§	37b	Absatz	8	Satz	1	Nummer	4	
a)		die	Voraussetzungen	für	die	Möglichkeit	von	Vor-Ort-Kontrollen	festzulegen	und	
b)		zu	bestimmen,	dass	der	Ausschluss	auch	für	die	Anrechnung	auf	einen	Mindestanteil	be-
stimmter	Biokraftstoffe	oder	anderer	erneuerbarer	Kraftstoffe	nach	Nummer	8	gilt,	

21.		 die	Anrechenbarkeit	bestimmter	Biokraftstoffe	aus	tierischen	Fetten	auf	die	Verpflichtungen	
nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	zu	begrenzen	sowie	das	
Nachweisverfahren	zu	regeln,	

22.		 zu	bestimmen,	dass	abweichend	von	§	37a	Absatz	5	und	§	37b	Absatz	8	erneuerbare	Ener-
gieträger,	die	außerhalb	des	landgebundenen	Verkehrs	eingesetzt	werden,	nicht	auf	die	Ver-
pflichtung	nach	§	37a	Absatz	1	 in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	anrechenbar	sind,	sowie	
ein	Nachweisverfahren	hierfür	festzulegen.	

In	Rechtsverordnungen	nach	Satz	1	kann	die	Zuständigkeit	zur	Durchführung	einer	in	einer	Rechts-
verordnung	nach	Absatz	1	Satz	2	bestimmten	Stelle	übertragen	werden.	Rechtsverordnungen	nach	
Satz	 1	Nummer	 13	 bedürfen	 der	 Zustimmung	 des	Deutschen	Bundestages,	 sofern	Regelungen	 zu	
verpflichtenden	Mindestanteilen	an	erneuerbaren	Kraftstoffen	nicht	biogenen	Ursprungs	getroffen	
werden.	Hat	 sich	 der	Deutsche	Bundestag	 nach	Ablauf	 von	 vier	 Sitzungswochen	 seit	 Eingang	der	
Rechtsverordnung	 nach	 Satz	 3	 nicht	 mit	 ihr	 befasst,	 gilt	 die	 Zustimmung	 zu	 der	 unveränderten	
Rechtsverordnung	als	erteilt.	
(2a)	Das	Bundesministerium	für	Umwelt,	Klimaschutz,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	wird	

ermächtigt,	 im	 Einvernehmen	mit	 dem	 Bundesministerium	 für	Wirtschaft	 und	 Energie	 und	 dem	
Bundesministerium	für	Landwirtschaft,	Ernährung	und	Heimat	durch	Rechtsverordnung	nach	An-
hörung	der	beteiligten	Kreise	(§	51)	ohne	Zustimmung	des	Bundesrates	
1.		vorzuschreiben,	 dass	 Biokraftstoffe	 nur	 dann	 auf	 die	 Erfüllung	 von	 Verpflichtungen	 nach	
§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	angerechnet	werden,	wenn	bei	
der	Erzeugung	der	eingesetzten	Biomasse	bestimmte	ökologische	und	soziale	Anforderungen	
an	eine	nachhaltige	Produktion	der	Biomasse	sowie	zum	Schutz	natürlicher	Lebensräume	er-
füllt	werden	und	wenn	der	Biokraftstoff	eine	bestimmte	Treibhausgasminderung	aufweist,	

2.		die	Anforderungen	im	Sinne	der	Nummer	1	festzulegen.	
(3)	Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	ohne	Zustimmung	des	Bun-

desrates	nähere	Bestimmungen	zur	Durchführung	der	§§	37a	bis	37c	sowie	der	auf	Absatz	2	beru-
henden	Rechtsverordnungen	zu	erlassen	und	darin	insbesondere	
1.		das	Verfahren	zur	Sicherung	und	Überwachung	der	Erfüllung	der	Quotenverpflichtung	in	den	
Fällen	des	§	37a	Absatz	6	und	7	und	hinsichtlich	der	für	die	Ermittlung	der	Mindestanteile	an	
Biokraftstoff	oder	der	Treibhausgasminderung	benötigten	Daten	näher	zu	regeln,	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Bundes-Immissionsschutzgesetz	(BImSchG)	(Stand:	25.06.2026)	 84	

2.	 zur	 Sicherung	 und	Überwachung	der	 Erfüllung	 der	Quotenverpflichtung	 abweichende	Best-
immungen	zu	§	37a	Absatz	4	Satz	9	und	10	sowie	zu	§	37a	Absatz	6	und	7	zu	erlassen,	

3.		die	erforderlichen	Nachweise	und	die	Überwachung	der	Einhaltung	der	Anforderungen	an	Bi-
okraftstoffe,	erneuerbare	Kraftstoffe	nicht	biogenen	Ursprungs	und	an	weitere	Erfüllungsop-
tionen	sowie	die	hierfür	erforderlichen	Probenahmen	näher	zu	regeln,	

4.		zu	bestimmen,	dass	das	Entstehen	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Ver-
bindung	mit	§	37a	Abs.	4	an	das	Inverkehrbringen	einer	bestimmten	Mindestmenge	an	Kraft-
stoff	geknüpft	wird.65	

	
		65		 QUELLE	
	 01.07.2007.—Artikel	3	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	3180)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 21.07.2009.—Artikel	1	Nr.	6	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	1804)	hat	Nr.	1	in	

Abs.	2	neu	gefasst.	Nr.	1	lautete:	
„1.	unter	Berücksichtigung	der	technischen	Entwicklung	auch	in	Abweichung	von	§	37b	Satz	1	bis	6	Er-

zeugnisse	als	Biokraftstoffe	zu	bestimmen	oder	in	Abweichung	von	§	37b	Satz	1	bis	6	festzulegen,	
dass	bestimmte	Erzeugnisse	nicht	oder	nicht	mehr	in	vollem	Umfang	als	Biokraftstoffe	gelten	oder	
die	Anrechenbarkeit	von	biogenen	Ölen	im	Sinne	von	§	37b	Satz	8	auf	die	Erfüllung	dort	genannter	
Verpflichtungen	abweichend	von	dieser	Vorschrift	zu	regeln,“.	

	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Nr.	2	„bis	7“	durch	„bis	8“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	a	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Nr.	3	lautete:	

„3.	vorzuschreiben,	dass	Biokraftstoffe	nur	dann	auf	die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	Abs.	
1	Satz	1	und	2	 in	Verbindung	mit	§	37a	Abs.	3	angerechnet	werden,	wenn	bei	der	Erzeugung	der	
eingesetzten	Biomasse	nachweislich	bestimmte	Anforderungen	an	eine	nachhaltige	Bewirtschaftung	
landwirtschaftlicher	Flächen	oder	bestimmte	Anforderungen	zum	Schutz	natürlicher	Lebensräume	
erfüllt	werden	oder	wenn	Biokraftstoffe	ein	bestimmtes	CO2-Verminderungspotenzial	aufweisen,“.	

	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	a	litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Nr.	5	„Satz	2	oder	Satz	3“	durch	„Satz	2,	3	
oder	Satz	5“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	6	 lit.	 b	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	3	Nr.	2	den	Punkt	durch	ein	Komma	ersetzt	und		
Abs.	3	Nr.	3	eingefügt.	

	 22.07.2009.—Artikel	2	des	Gesetzes	vom	16.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	1954)	hat	Abs.	2	Satz	2	eingefügt.	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	7	 lit.	 a	und	b	des	Gesetzes	vom	20.	November	2014	 (BGBl.	 I	 S.	 1740)	hat	

Abs.	1	und	2	neu	gefasst.	Abs.	1	und	2	lauteten:	
	 		 „(1)	Im	Geschäftsbereich	des	Bundesministeriums	der	Finanzen	wird	eine	zuständige	Stelle	mit	den	

Aufgaben	errichtet,	die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	zu	überwachen	und	die	in	§	37c	gere-
gelten	Aufgaben	zu	erfüllen.	Das	Bundesministerium	der	Finanzen	wird	ermächtigt,	die	zuständige	Stel-
le	zu	bestimmen.	

	 		 (2)	 Die	 Bundesregierung	 wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	
Rechtsverordnung	ohne	Zustimmung	des	Bundesrates	

1.		 unter	Berücksichtigung	der	technischen	Entwicklung	
a)		auch	in	Abweichung	von	§	37b	Satz	1	bis	7	Erzeugnisse	als	Biokraftstoffe	zu	bestimmen	
b)		und	in	Abweichung	von	§	37b	Satz	1	bis	7	festzulegen,	dass	bestimmte	Erzeugnisse	nicht	oder	

nicht	mehr	in	vollem	Umfang	als	Biokraftstoffe	gelten,	und	
c)		 die	Anrechenbarkeit	von	biogenen	Ölen	im	Sinne	von	§	37b	Satz	9	auf	die	Erfüllung	dort	ge-

nannter	Verpflichtungen	abweichend	von	dieser	Vorschrift	zu	regeln,	soweit	landwirtschaft-
liche	Rohstoffe,	die	bei	der	Herstellung	von	biogenen	Ölen	verwendet	werden	sollen,	nachhal-
tig	erzeugt	worden	sind,	und	

d)		die	Anrechenbarkeit	von	Biomethan	im	Sinne	von	§	37b	Satz	7	auf	die	Erfüllung	dort	genann-
ter	Verpflichtungen	zu	konkretisieren,	

2.		 zu	bestimmen,	dass	der	mengenmäßige	Anteil	eines	bestimmten	Biokraftstoffs	nach	Nummer	1	
oder	§	37b	Satz	1	bis	8	am	Gesamtkraftstoffabsatz	im	Rahmen	der	Erfüllung	von	Verpflichtungen	
nach	§	37a	Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Abs.	3	nach	Maßgabe	einer	Multiplikation	
der	tatsächlich	in	Verkehr	gebrachten	Menge	des	 jeweiligen	Biokraftstoffs	mit	einem	bestimm-
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ten	Rechenfaktor	 zu	berechnen	 ist,	 der	unter	Berücksichtigung	der	Treibhausgasbilanz	des	 je-
weiligen	Biokraftstoffs	festzulegen	ist,	

3.		 vorzuschreiben,	 dass	 Biokraftstoffe	 nur	 dann	 auf	 die	 Erfüllung	 von	 Verpflichtungen	 nach		
§	37a	Abs.	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Abs.	3	und	3a	angerechnet	werden,	wenn	bei	
der	Erzeugung	der	eingesetzten	Biomasse	nachweislich	bestimmte	ökologische	und	soziale	An-
forderungen	 an	 eine	 nachhaltige	 Produktion	 der	 Biomasse	 sowie	 zum	 Schutz	 natürlicher	 Le-
bensräume	erfüllt	werden	und	wenn	der	Biokraftstoff	eine	bestimmte	Treibhausgasminderung	
aufweist,	

4.		 die	Anforderungen	im	Sinne	der	Nummer	3	festzulegen,	
5.		 die	Höhe	der	Abgabe	nach	§	37c	Abs.	2	Satz	2,	3	oder	Satz	5	zu	ändern,	um	im	Falle	von	Änderun-

gen	des	Preisniveaus	für	Kraftstoffe	eine	vergleichbare	wirtschaftliche	Belastung	aller	Verpflich-
teten	sicherzustellen.	

	 Rechtsverordnungen	 nach	 Satz	 1	 Nummer	 1	 Buchstabe	 c	 bedürfen	 der	 Zustimmung	 des	 Deutschen	
Bundestages.“	

	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	c	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	„Das	Bundesministerium	der	Finanzen	wird	
ermächtigt,	 im	 Einvernehmen	mit	 dem	 Bundesministerium	 für	 Umwelt,	 Naturschutz	 und	 Reaktorsi-
cherheit“	durch	„Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	c	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Nr.	1	„Abs.	4	Satz	2	und	3“	durch	„Absatz	6	
und	7“	ersetzt	und	„oder	der	Treibhausgasminderung“	nach	„Biokraftstoff“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	c	litt.	cc	und	dd	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	2	und	3	in	Abs.	3	in	Nr.	3	und	4	umnumme-
riert	und	Abs.	3	Nr.	2	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	c	litt.	ee	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	3	Nr.	4	„und	3a“	durch	„und	4“	ersetzt.	
	 30.07.2016.—Artikel	3	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	26.	Juli	2016	(BGBl.	I	S.	1839)	hat	die	Sätze	1	und	2	

in	Abs.	1	durch	Satz	1	ersetzt.	Die	Sätze	1	und	2	lauteten:	„Innerhalb	der	Bundesverwaltung	werden	ei-
ne	oder	mehrere	zuständige	Stellen	mit	den	Aufgaben	errichtet,	die	Erfüllung	der	Verpflichtungen	nach	
§	37a	zu	überwachen	und	die	in	§	37c	geregelten	Aufgaben	zu	erfüllen.	Außerdem	wird	eine	zuständige	
Stelle	innerhalb	der	Bundesverwaltung	errichtet,	die	die	Berichte	nach	§	37f	überprüft.“	

	 Artikel	3	Nr.	2	 lit.	b	 litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	8	 „oder	anderer	erneuerbarer	
Kraftstoffe“	nach	„Biokraftstoffe“	eingefügt.	

	 Artikel	3	Nr.	2	lit.	b	litt.	bb	und	cc	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	17	den	Punkt	durch	ein	
Komma	ersetzt	und	Abs.	2	Satz	1	Nr.	18	eingefügt.	

	 29.07.2017.—Artikel	3	Nr.	2	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	18.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2771)	hat	in	Abs.	2	
Satz	1	Nr.	1	Buchstabe	c	„Abfälle	oder	Reststoffe,“	nach	„Rohstoffe,“	eingefügt.	

	 Artikel	3	Nr.	2	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	13	Buchstabe	b	„sowie	die	Über-
tragbarkeit	der	Nachweise“	nach	„Nachweisverfahren“	eingefügt.	

	 Artikel	3	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	Satz	2	eingefügt.	
	 Artikel	3	Nr.	2	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	2	Satz	5	„Satz	2	oder	3“	durch	„Satz	3	oder	4“	

ersetzt.	
	 01.10.2021.—Artikel	 1	Nr.	 5	 lit.	 a	 litt.	 aa	 littt.	 aaa	 des	 Gesetzes	 vom	24.	 September	 2021	 (BGBl.	 I	 S.	

4458)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	Buchstabe	c	„aus	Rohstoffen	des	Anhangs	IX	Teil	A	der	Richtlinie	(EU)	
2018/2001“	nach	„Ölen“	eingefügt	und	„Absatz	3	und	4“	durch	„Absatz	4“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	litt.	aa	littt.	bbb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	Buchstabe	d	und	e	je-
weils	„Absatz	3	und	4“	durch	„Absatz	4“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	2	in	Abs.	2	Satz	1	neu	gefasst.	Nr.	2	lautete:	
„2.		zu	bestimmen,	dass	der	mengenmäßige	Anteil	eines	bestimmten	Biokraftstoffs	nach	Nummer	1	

oder	§	37b	Absatz	1	bis	7	am	Gesamtkraftstoffabsatz	im	Rahmen	der	Erfüllung	von	Verpflichtun-
gen	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	3	nach	Maßgabe	einer	Mul-
tiplikation	der	tatsächlich	in	Verkehr	gebrachten	Menge	des	jeweiligen	Biokraftstoffs	mit	einem	
bestimmten	Rechenfaktor	zu	berechnen	ist,	der	unter	Berücksichtigung	der	Treibhausgasbilanz	
des	jeweiligen	Biokraftstoffs	festzulegen	ist,“.	

	 Artikel	1	Nr.	5	 lit.	a	 litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	3	„Absatz	3	und	4“	durch	„Ab-
satz	4“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	 litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	6	„abweichend	von“	durch	„im	
Sinne	des“	ersetzt.	
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	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	litt.	ee	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	7	„§	37a	Absatz	3	und	4“	durch	

„§	37a	Absatz	4“	und	 „Artikel	3	Absatz	4	der	Richtlinie	2009/28/EG“	durch	 „Artikel	25	Absatz	1	der	
Richtlinie	(EU)	2018/2001“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	litt.	ff	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	8	„Absatz	3	und	4“	durch	„Absatz	4“	
ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	 lit.	a	 litt.	gg	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	9	„abweichend	von“	durch	„im	
Sinne	des“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	litt.	hh	littt.	aaa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	11	„Satz	2“	durch	„Satz	1	
Nummer	4“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	litt.	hh	littt.	bbb	und	ccc	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	11	Buchstabe	b	
das	Komma	durch	„und“	ersetzt	und	Abs.	2	Satz	1	Nr.	11	Buchstabe	c	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	litt.	ii	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	13	in	Abs.	2	Satz	1	neu	gefasst.	Nr.	13	lautete:	
„13.	unter	Berücksichtigung	der	technischen	Entwicklung	die	Vorgaben	nach	§	37a	Absatz	5	Satz	1	

um	weitere	Maßnahmen	 zur	 Treibhausgasminderung,	 die	 zur	 Erfüllung	 von	Verpflichtungen	
nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	3	und	4	eingesetzt	werden	
können,	zu	ergänzen	und	dabei	insbesondere	
a)		das	Berechnungsverfahren	für	die	Treibhausgasemissionen	dieser	Maßnahmen	festzulegen	

und	
b)		das	Nachweisverfahren	sowie	die	Übertragbarkeit	der	Nachweise	zu	regeln,“.	

	 Artikel	1	Nr.	5	 lit.	a	 litt.	 jj	und	kk	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	18	den	Punkt	durch	ein	
Komma	ersetzt	und	Abs.	2	Satz	1	Nr.	19	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	4	in	Abs.	2	neu	gefasst.	Satz	4	lautete:	„Rechtsverord-
nungen	nach	Satz	1	Nummer	13	bedürfen	der	Zustimmung	des	Deutschen	Bundestages,	sofern	Rege-
lungen	zu	strombasierten	Kraftstoffen	getroffen	werden.“	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Nr.	4	„Abs.	3	und	4“	durch	„Abs.	4“	ersetzt.	
	 06.06.2026.—Artikel	1	Nr.	10	lit.	a	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2026	(BGBl.	I	Nr.	163)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

„§	37c“	durch	„den	§§	37c	und	37f“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	b	litt.	aa	littt.	aaa	desselben	Gesetzes	hat	Buchstabe	c	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	neu	ge-

fasst.	Buchstabe	c	lautete:	
„c)	die	Anrechenbarkeit	von	biogenen	Ölen	aus	Rohstoffen	des	Anhangs	IX	Teil	A	der	Richtlinie	(EU)	

2018/2001	im	Sinne	von	§	37b	Absatz	8	Satz	1	Nummer	1	auf	die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	
nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	abweichend	von	§	37b	Ab-
satz	8	Satz	1	Nummer	1	zu	regeln,	soweit	landwirtschaftliche	Rohstoffe,	Abfälle	oder	Reststoffe,	
die	bei	der	Herstellung	von	biogenen	Ölen	verwendet	werden	sollen,	nachhaltig	erzeugt	worden	
sind,“.	

	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	b	litt.	aa	littt.	bbb	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	und	4	in	Abs.	2	Satz	1	aufgehoben.	
Nr.	3	und	4	lauteten:	

„3.		vorzuschreiben,	dass	Biokraftstoffe	nur	dann	auf	die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	§	37a	
Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	§	37a	Absatz	4	angerechnet	werden,	wenn	bei	der	Er-
zeugung	der	 eingesetzten	Biomasse	nachweislich	 bestimmte	 ökologische	und	 soziale	Anforde-
rungen	an	eine	nachhaltige	Produktion	der	Biomasse	sowie	zum	Schutz	natürlicher	Lebensräu-
me	erfüllt	werden	und	wenn	der	Biokraftstoff	eine	bestimmte	Treibhausgasminderung	aufweist,	

4.		 die	Anforderungen	im	Sinne	der	Nummer	3	festzulegen,“.	
	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	b	litt.	aa	littt.	ccc	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	13	„bestehende	Erfül-

lungsoptionen	 im	Einklang	mit	den	Anforderungen	der	Richtlinie	 (EU)	2018/2001	zu	konkretisieren	
und"	nach	„Entwicklung“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	10	 lit.	b	 litt.	aa	 littt.	ddd	desselben	Gesetzes	hat	Buchstabe	e	 in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	15	neu	
gefasst.	Buchstabe	e	lautete:	

„e)	der	Verordnung	nach	den	Nummern	2	bis	4,“.	
	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	b	litt.	aa	littt.	eee	und	fff	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	Nr.	19	Buchstabe	c	

den	Punkt	durch	ein	Komma	ersetzt	und	Abs.	2	Satz	1	Nr.	20	bis	22	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	3	bis	5	in	Abs.	2	durch	die	Sätze	3	und	4	

ersetzt.	Die	Sätze	3	bis	5	lauteten:	„Rechtsverordnungen	nach	Satz	1	Nummer	1	Buchstabe	c	bedürfen	
der	 Zustimmung	 des	Deutschen	Bundestages.	 Rechtsverordnungen	 nach	 Satz	 1	Nummer	 13	 oder	 19	
bedürfen	der	Zustimmung	des	Deutschen	Bundestages,	sofern	Regelungen	zu	strombasierten	Kraftstof-
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§	37e	Gebühren	und	Auslagen;	Verordnungsermächtigung	
(1)	Es	werden	Gebühren	und	Auslagen	für	individuell	zurechenbare	öffentliche	Leistungen	erho-

ben,	die	auf	Grund	von	Rechtsverordnungen	erbracht	werden	nach:	
1.		§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	3	und	4	sowie	§	37m	Absatz	2	Satz	1	Nummer	5	und	6,	
2.		§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	11	und	
3.		§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	sowie	§	37m	Absatz	2	Satz	1	Nummer	1	bis	4.	

Die	Gebühr	 soll	 die	mit	 der	 individuell	 zurechenbaren	 öffentlichen	 Leistung	 verbundenen	Kosten	
aller	an	der	Leistung	Beteiligten	decken.	Abweichend	von	§	4	Absatz	1	des	Bundesgebührengesetzes	
entstehen	die	 von	der	 zuständigen	Stelle	 auf	Grundlage	 von	Rechtsverordnungen	nach	§	37d	Ab-
satz	2	Satz	1	Nummer	11	zu	erhebenden	Gebühren	dem	Grunde	nach	bereits	vor	der	Bekanntgabe	
der	individuell	zurechenbaren	öffentlichen	Leistung.	Die	zuständige	Stelle	kann	die	individuell	zure-
chenbare	öffentliche	Leistung	erst	nach	der	vorherigen	Zahlung	der	Gebühr	bekannt	geben.	
(2)	Das	Bundesministerium	 für	Ernährung	und	Landwirtschaft	wird	ermächtigt,	 im	Einverneh-

men	mit	dem	Bundesministerium	für	Umwelt,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	und	dem	Bun-
desministerium	der	Finanzen	durch	Rechtsverordnung	ohne	Zustimmung	des	Bundesrates	die	ge-
bührenpflichtigen	 Tatbestände	 und	 Gebührensätze	 für	 Amtshandlungen	 im	 Sinne	 von	 Absatz	 1	
Nummer	1	zu	bestimmen	und	dabei	 feste	Sätze,	auch	in	Form	von	Zeitgebühren	oder	Rahmensät-
zen,	vorzusehen.	In	der	Rechtsverordnung	kann	die	Erstattung	von	Auslagen	abweichend	vom	Ver-
waltungskostengesetz	in	der	bis	zum	14.	August	2013	geltenden	Fassung	oder	von	§	12	Absatz	1	des	
Bundesgebührengesetzes	vom	7.	August	2013	(BGBl.	I	S.	3154),	das	zuletzt	durch	Artikel	3	des	Ge-
setzes	vom	31.	März	2016	(BGBl.	I	S.	518)	geändert	worden	ist,	geregelt	werden.	
(3)	Das	Bundesministerium	 für	Umwelt,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	wird	ermächtigt,	

durch	Rechtsverordnung	ohne	Zustimmung	des	Bundesrates	die	gebührenpflichtigen	Tatbestände	
und	Gebührensätze	für	Amtshandlungen	im	Sinne	von	Absatz	1	Nummer	2	und	3	zu	bestimmen	und	
dabei	 feste	Sätze,	auch	 in	Form	von	Zeitgebühren	oder	Rahmensätzen,	vorzusehen.	 In	der	Rechts-
verordnung	kann	die	Erstattung	von	Auslagen	auch	abweichend	von	§	12	Absatz	1	des	Bundesge-
bührengesetzes	geregelt	werden.66	

	
fen	oder	Wasserstoff	 aus	biogenen	Quellen	getroffen	werden.	Hat	 sich	der	Deutsche	Bundestag	nach	
Ablauf	von	vier	Sitzungswochen	seit	Eingang	der	Rechtsverordnung	nach	Satz	3	oder	4	nicht	mit	ihr	be-
fasst,	gilt	die	Zustimmung	zu	der	unveränderten	Rechtsverordnung	als	erteilt.“	

	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2a	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Nr.	3	„	 ,	erneuerbare	Kraftstoffe	nicht	biogenen	

Ursprungs	und	an	weitere	Erfüllungsoptionen“	nach	„Biokraftstoffe“	eingefügt.	
		66		 QUELLE	
	 21.07.2009.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	1804)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	November	2014	(BGBl.	I	S.	1740)	hat	in	Abs.	1	

„Satz	1“	nach	„Abs.	2“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Das	Bundesministerium	der	Finanzen	wird	ermächtigt,	 im	Einvernehmen	mit	dem	Bundesmi-

nisterium	für	Umwelt,	Naturschutz	und	Reaktorsicherheit	und	dem	Bundesministerium	für	Ernährung,	
Landwirtschaft	 und	 Verbraucherschutz	 durch	 Rechtsverordnung	 ohne	 Zustimmung	 des	 Bundesrates	
die	gebührenpflichtigen	Tatbestände	und	die	Gebührensätze	zu	bestimmen	und	dabei	feste	Sätze,	auch	
in	Form	von	Zeitgebühren	oder	Rahmensätzen,	vorzusehen.	In	der	Rechtsverordnung	kann	die	Erstat-
tung	von	Auslagen	auch	abweichend	vom	Verwaltungskostengesetz	geregelt	werden.“	

	 30.07.2016.—Artikel	3	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	26.	 Juli	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 1839)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 		 „(1)	Für	Amtshandlungen,	die	auf	Rechtsverordnungen	auf	der	Grundlage	des	§	37d	Abs.	2	Satz	1	
Nr.	3	und	4	beruhen	und	die	in	Zusammenhang	mit	der	Anerkennung	von	Systemen	oder	mit	der	Aner-
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§	37f	Berichte	über	Kraftstoffe	und	Energieerzeugnisse	
(1)	Verpflichtete	haben	der	zuständigen	Stelle	jährlich	bis	zum	31.	März	einen	Bericht	über	die	

im	vorangegangenen	Verpflichtungsjahr	in	Verkehr	gebrachten	Kraftstoffe	und	Energieerzeugnisse	
vorzulegen,	sofern	eine	Rechtsverordnung	nach	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	14	dies	vorsieht.	Der	
Bericht	enthält	zumindest	folgende	Angaben:	
1.		die	Gesamtmenge	 jedes	Typs	von	 in	Verkehr	gebrachten	Kraftstoffen	und	Energieerzeugnis-
sen	unter	Angabe	des	Erwerbsortes	und	des	Ursprungs	und	

2.		die	Treibhausgasemissionen	pro	Energieeinheit.	
(2)	Die	zuständige	Stelle	überprüft	die	Berichte.	Der	Verpflichtete	hat	der	zuständigen	Stelle	auf	

Verlangen	die	Auskünfte	 zu	 erteilen	und	die	Unterlagen	vorzulegen,	 die	 zur	Überprüfung	der	Be-
richte	erforderlich	sind.67	

	
kennung	und	Überwachung	 einer	 unabhängigen	Kontrollstelle	 stehen,	werden	 zur	Deckung	des	Ver-
waltungsaufwands	Gebühren	und	Auslagen	erhoben.	

	 		 (2)	Das	Bundesministerium	für	Ernährung	und	Landwirtschaft	wird	ermächtigt,	 im	Einvernehmen	
mit	dem	Bundesministerium	für	Umwelt,	Naturschutz,	Bau	und	Reaktorsicherheit	und	dem	Bundesmi-
nisterium	 der	 Finanzen	 durch	 Rechtsverordnung	 ohne	 Zustimmung	 des	 Bundesrates	 die	 gebühren-
pflichtigen	Tatbestände	und	die	Gebührensätze	zu	bestimmen	und	dabei	feste	Sätze,	auch	in	Form	von	
Zeitgebühren	oder	Rahmensätzen,	vorzusehen.	In	der	Rechtsverordnung	kann	die	Erstattung	von	Aus-
lagen	auch	abweichend	vom	Verwaltungskostengesetz	in	der	bis	zum	14.	August	2013	geltenden	Fas-
sung	geregelt	werden.“	

	 27.06.2020.—Artikel	103	der	Verordnung	vom	19.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1328)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	und	
Abs.	3	Satz	1	jeweils	„	,	Bau	und	Reaktorsicherheit“	durch	„und	nukleare	Sicherheit“	ersetzt.	

	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	15	lit.	a	des	Gesetzes	vom	3.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	225)	hat	Abs.	1	neu	ge-
fasst.	Abs.	1	lautete:	

	 		 „(1)	Für	Amtshandlungen,	die	auf	Rechtsverordnungen	beruhen	
1.		 die	auf	der	Grundlage	des	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	3	und	4	erlassen	worden	sind	oder	
2.		 die	auf	der	Grundlage	des	§	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13	erlassen	worden	sind,	

	 werden	zur	Deckelung	des	Verwaltungsaufwands	Gebühren	und	Auslagen	erhoben.“	
	 Artikel	1	Nr.	15	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„und	3“	nach	„Nummer	2“	eingefügt.	
	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	1.	 Juni	2026	(BGBl.	 I	Nr.	163)	hat	Abs.	1	neu	gefasst.	

Abs.	1	lautete:	
	 		 „(1)	Es	werden	Gebühren	und	Auslagen	 für	 individuell	 zurechenbare	öffentliche	Leistungen	erho-

ben,	die	auf	Grund	von	Rechtsverordnungen	erbracht	werden	nach:	
1.		 §	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	3	und	4,	
2.		 §	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	11	und	
3.		 §	37d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	13.	

	 Die	Gebühr	soll	die	mit	der	individuell	zurechenbaren	öffentlichen	Leistung	verbundenen	Kosten	aller	
an	der	Leistung	Beteiligten	decken.“	

		67		 QUELLE	
	 21.07.2009.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	1804)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	20.	November	2014	(BGBl.	I	S.	1740)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	37f	Pflichten	der	Bundesregierung	
	 		 (1)	 Die	 Bundesregierung	 berichtet	 dem	Deutschen	 Bundestag	 bis	 zum	 31.	 Dezember	 2011	 unter	

Berücksichtigung	 der	 Aspekte	 der	 Nachhaltigkeit	 über	 die	 Entwicklung	 der	 Treibhausgasminderung	
der	Biokraftstoffe	und	über	die	Biomassepotenziale;	die	Bundesregierung	empfiehlt,	 soweit	erforder-
lich,	eine	Anpassung	der	in	§	37a	Abs.	3a	Satz	1	genannten	Quoten.	Die	Bundesregierung	prüft	bis	zum	
31.	 Dezember	 2011,	 ob	 auf	 Grund	 der	 bis	 dahin	 auf	 dem	 Kraftstoffmarkt	 befindlichen	 Biomethan-
Mengen	über	die	in	§	37a	Abs.	4	getroffene	Regelung	hinaus	weitere	Maßnahmen	zu	ergreifen	sind.	

	 		 (2)	Die	Bundesregierung	 legt	dem	Deutschen	Bundestag	sowie	dem	Bundesrat	regelmäßig	 im	Ab-
stand	von	vier	 Jahren,	erstmalig	am	1.	 Juli	2012,	einen	Bericht	über	die	Umsetzung	und	Effekte	einer	
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§	37g	Bericht	der	Bundesregierung	
Nachdem	der	Bericht	nach	Artikel	22	der	Richtlinie	2009/28/EG	der	Europäischen	Kommission	

vorgelegt	wurde,	übermittelt	die	Bundesregierung	den	Bericht	nach	§	64	der	Biokraftstoff-Nachhal-
tigkeitsverordnung	dem	Deutschen	Bundestag	und	dem	Bundesrat.	Die	Bundesregierung	evaluiert	
die	§§	37a	bis	37f	dieses	Gesetzes	sowie	die	auf	Grund	dieser	Regelungen	erlassenen	Verordnungen,	
insbesondere	 die	 Verordnung	 zur	 Durchführung	 der	 Regelungen	 der	 Biokraftstoffquote,	 die	 Ver-
ordnung	zur	Anrechnung	von	strombasierten	Kraftstoffen	und	mitverarbeiteten	biogenen	Ölen	auf	
die	Treibhausgasquote,	die	Verordnung	zur	Festlegung	weiterer	Bestimmungen	zur	Treibhausgas-
minderung	bei	Kraftstoffen	sowie	die	Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung	und	legt	dem	Deut-
schen	Bundestag	bis	zum	15.	Dezember	2028	und	dann	alle	zwei	Jahre	einen	Erfahrungsbericht	vor.	
Der	Bericht	enthält	insbesondere	Angaben	über	
1.		die	Entwicklung	des	nachhaltigen	Rohstoffpotenzials	für	die	unterschiedlichen	Erfüllungsop-
tionen,	

2.		die	Verfügbarkeit	von	tierischen	Fetten	und	wie	sich	die	steigende	Nachfrage	nach	Biokraft-
stoffen	aus	diesen	Rohstoffen	auf	andere	Verwendungssektoren	auswirkt,	

3.		den	Stand	der	technischen	Entwicklung	und	Kosten	unterschiedlicher	Herstellungstechnolo-
gien	 für	 Biokraftstoffe,	Wasserstoff,	 strombasierte	 Kraftstoffe	 und	 anderer	 Erfüllungsoptio-
nen,	

4.		die	Produktionskapazitäten	unterschiedlicher	Erfüllungsoptionen,	 insbesondere	der	Mengen	
an	Wasserstoff	und	strombasierten	Kraftstoffen,	die	durch	dieses	Gesetz	angereizt	werden,	

5.		die	Einhaltung	der	Nachhaltigkeitskriterien	und	Auswirkungen	der	ansteigenden	Treibhaus-
gasminderungs-Quote	auf	Natur,	Umwelt	und	Artenvielfalt,	

6.		die	Angemessenheit	der	Höhe	der	unterschiedlichen	Anrechnungsfaktoren	der	betreffenden	
Erfüllungsoptionen	und	der	Höhe	der	Ausgleichsabgaben.	

Der	Bericht	gibt	auch	Empfehlungen	zur	Weiterentwicklung	des	Regelwerkes.68	
	
§	37h	Mechanismus	zur	Anpassung	der	Treibhausgasminderungs-Quote;		
Verordnungsermächtigung	
(1)	Die	nach	§	37d	Absatz	1	zuständige	Stelle	veröffentlicht	auf	der	Internetseite	der	Zollverwal-

tung	die	Summe	der	Treibhausgasminderungsmengen	aller	Verpflichteten,	die	den	nach	§	37a	Ab-
satz	 4	 vorgeschriebenen	 Prozentsatz	 in	 einem	 Verpflichtungsjahr	 überschreiten	 (Übererfüllung),	
spätestens	 bis	 zum	 Ablauf	 des	 15.	 November	 des	 Folgejahres.	 Die	 Veröffentlichung	 erfolgt	 auf	
Grundlage	der	Mitteilungen	nach	§	37c	Absatz	1	Satz	1.	
(2)	 Übersteigt	 das	 Verhältnis	 aus	 der	 Übererfüllung	 und	 der	 Summe	 der	 Referenzwerte	 aller	

Verpflichteten	 in	 einem	Verpflichtungsjahr	 die	 Differenz	 aus	 dem	Prozentsatz	 des	 laufenden	 und	
des	folgenden	Verpflichtungsjahres,	so	erhöht	die	Bundesregierung	den	Prozentsatz	nach	§	37a	Ab-
satz	 4	 Satz	 2	 durch	Rechtsverordnung	 ohne	 Zustimmung	des	Bundesrates	 für	 alle	 nachfolgenden	
Verpflichtungsjahre.	

	
Rechtsverordnung	zu	den	in	§	37d	Abs.	2	Nr.	3	genannten	Anforderungen	vor,	damit	die	Förderung	von	
Biokraftstoffen	nicht	zu	negativen	ökologischen	oder	sozialen	Effekten	führt.“	

		68		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.109	des	Gesetzes	vom	20.	November	2014	(BGBl.	I	S.	1740)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.10.021.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	24.	September	2021	(BGBl.	I	S.	4458)	hat	die	Sätze	2	bis	4	

eingefügt.	
	 07.06.2026.—Artikel	 1	 Nr.	 11	 lit.	 a	 des	 Gesetzes	 vom	 1.	 Juni	 2026	 (BGBl.	 I	 Nr.	 163)	 hat	 in	 Satz	 2	

„31.	März	2024“	durch	„15.	Dezember	2028“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	2	bis	5	in	Satz	3	in	Nr.	3	bis	6	umnummeriert	und	Satz	3	

Nr.	2	eingefügt.		
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(3)	Die	Erhöhung	des	Prozentsatzes	durch	Rechtsverordnung	nach	Absatz	2	Satz	1	hat	der	hal-
ben	bis	eineinhalbfachen	Übersteigung	nach	Absatz	2	zu	entsprechen	und	gilt	ab	dem	übernächsten	
Verpflichtungsjahr.	 Eine	 durch	 Rechtsverordnung	 festgelegte	 Erhöhung	 des	 Prozentsatzes	 ist	 bei	
der	Ermittlung	der	Übersteigung	nach	Absatz	2	in	den	Folgejahren	zu	berücksichtigen.69	
	
§	37i	Eintragung	in	die	Unionsdatenbank	
(1)	Verpflichtete	nach	§	37a	Absatz	1	Satz	1	haben	die	von	 ihnen	 in	Verkehr	gebrachte	Menge	

fossilen	 Kraftstoffs,	 die	 von	 ihnen	 eingesetzte	 Menge	 an	 Erfüllungsoptionen	 und	 die	 Treibhaus-
gasemissionen,	die	sie	nach	§	37c	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	und	2	an	die	zuständige	Stelle	mitge-
teilt	haben,	bis	zum	1.	Juni	des	auf	das	Verpflichtungsjahr	folgenden	Kalenderjahres	in	die	Unions-
datenbank	nach	Artikel	 31a	 der	Richtlinie	 (EU)	 2018/2001	 einzutragen,	 sobald	 die	Unionsdaten-
bank	 eingerichtet	 und	 in	 Betrieb	 ist	 und	 dies	 durch	 das	 Bundesministerium	 für	 Umwelt,	 Klima-
schutz,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	im	Bundesanzeiger	bekannt	gemacht	wurde.	
(2)	Abweichend	von	Absatz	1	kann	die	Eintragung	der	Daten	durch	ein	Datensystem	einer	vom	

Verpflichteten	beauftragten	Person	erfolgen.	 In	diesem	Fall	sind	die	Europäische	Kommission	und	
die	nach	§	37d	Absatz	1	zuständige	Stelle	hierüber	zu	 informieren.	Der	Verpflichtete	 ist	so	zu	be-
handeln,	als	hätte	er	die	Daten	selbst	eingetragen.	
(3)	Die	nach	§	37d	Absatz	1	zuständige	Stelle	gleicht	die	Eintragungen	nach	Absatz	1	und	2	mit	

der	Mitteilung	nach	§	37c	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	und	2	ab.70	
	
§	37j	Flugkraftstoffanbieter	
(1)	Flugkraftstoffanbieter	nach	Artikel	3	Nummer	19	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	ist	für	die	

Zwecke	 dieses	 Gesetzes,	 wer	 gewerbsmäßig	 oder	 im	 Rahmen	 wirtschaftlicher	 Unternehmungen	
	

		69		 QUELLE	
	 01.10.2021.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	24.	September	2021	(BGBl.	I	S.	4458)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	1.	 Juni	2026	(BGBl.	 I	Nr.	163)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „(1)	Das	Bundesministerium	für	Umwelt,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	gibt	die	Summe	der	

für	 ein	 Verpflichtungsjahr	 an	 die	 zuständige	 Stelle	 (§	 37d	 Absatz	 1)	 gemeldeten	Mengen	 an	 elektri-
schem	Strom	zur	Verwendung	in	Straßenfahrzeugen	im	Bundesanzeiger	bekannt.	

	 		 (2)	Übersteigt	die	Summe	der	nach	Absatz	1	bekannt	gemachten	Menge	elektrischen	Stroms	
1.		 im	Kalenderjahr	2022	5	Petajoule,	
2.		 im	Kalenderjahr	2023	9	Petajoule,	
3.		 im	Kalenderjahr	2024	13	Petajoule,	
4.		 im	Kalenderjahr	2025	19	Petajoule,	
5.		 im	Kalenderjahr	2026	25	Petajoule,	
6.		 im	Kalenderjahr	2027	38	Petajoule,	
7.		 im	Kalenderjahr	2028	53	Petajoule,	
8.		 im	Kalenderjahr	2029	71	Petajoule,	
9.		 im	Kalenderjahr	2030	88	Petajoule,	

	 erhöht	die	Bundesregierung	den	Prozentsatz	nach	§	37a	Absatz	4	Satz	2	durch	Rechtsverordnung	ohne	
Zustimmung	 des	 Bundesrates	 für	 alle	 nachfolgenden	 Verpflichtungsjahre.	 Eine	 Erhöhung	 durch	 eine	
Rechtsverordnung	nach	Satz	1	erfolgt	für	das	übernächste	Verpflichtungsjahr.	Die	Erhöhung	hat	sicher-
zustellen,	dass	andere	Erfüllungsoptionen	in	gleichem	Maße	zur	Erfüllung	der	Verpflichtung	nach	§	37a	
Absatz	1	Satz	1	und	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4	eingesetzt	werden	können.	Die	Erhöhung	hat	der	hal-
ben	 bis	 eineinhalbfachen	 Treibhausgasminderung	 durch	 die	 Menge	 an	 elektrischem	 Strom,	 die	 die	
Menge	 nach	 Satz	 1	 übersteigt,	 gegenüber	 der	 Summe	der	Referenzwerte	 aller	 Verpflichteten	 zu	 ent-
sprechen.“	

		70		 QUELLE	
	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2026	(BGBl.	I	Nr.	163)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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nach	§	27	Absatz	2	und	3	des	Energiesteuergesetzes	steuerbefreiten	oder	nach	§	2	Absatz	1	Num-
mer	3	des	Energiesteuergesetzes	zu	versteuernden	
1.		Flugturbinenkraftstoff	der	Unterposition	2710	19	21	oder	
2.		Wasserstoff	der	Unterposition	2804	10	00	

der	Kombinierten	Nomenklatur	im	Sinne	des	§	1a	Satz	1	Nummer	2	des	Energiesteuergesetzes	zur	
Verwendung	in	Luftfahrzeugen	an	Flughäfen	der	Union	nach	Artikel	3	Nummer	1	der	Verordnung	
(EU)	2023/2405	in	Verkehr	bringt.	
(2)	Als	Inverkehrbringer	nach	Absatz	1	gilt	der	Steuerlagerinhaber	nach	§	5	Absatz	3	des	Ener-

giesteuergesetzes,	der	Kraftstoff	zu	steuerfreien	Zwecken	nach	§	27	des	Energiesteuergesetzes	ab-
gibt,	 oder	 der	 jeweilige	 Steuerschuldner	 im	 Sinne	 des	 Energiesteuergesetzes.	 Abweichend	 von	
Satz	1	bringt	in	Verkehr	
1.		 in	den	Fällen	des	§	7	Absatz	4	Satz	1	des	Energiesteuergesetzes	der	Einlagerer,	
2.		 in	den	Fällen	des	§	7	Absatz	6	des	Energiesteuergesetzes	derjenige,	der	die	Betankung	kauf-
männisch	veranlasst	hat,	

3.		 in	den	Fällen,	in	denen	Wasserstoff	kein	Energieerzeugnis	nach	§	1	Absatz	3	des	Energiesteu-
ergesetzes	ist	oder	der	Wasserstoff	nach	§	23	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	des	Energiesteuerge-
setzes	zu	versteuern	ist	und	der	Steuerschuldner	nach	§	23	Absatz	3	Nummer	1	des	Energies-
teuergesetzes	der	Empfänger	ist,	derjenige,	der	die	Betankung	kaufmännisch	veranlasst	hat.	

Kaufmännischer	Veranlasser	ist	derjenige,	der	lieferseitig	die	rechtliche	Befugnis	hat,	den	steuerli-
chen	Erlaubnisinhaber	mit	der	Betankung	zu	beauftragen.	
(3)	Der	Steuerlagerinhaber	nach	§	5	Absatz	3	des	Energiesteuergesetzes	hat	mit	der	monatlichen	

Energiesteueranmeldung	oder,	sofern	eine	solche	Anmeldung	nicht	erforderlich	ist,	monatlich	dem	
zuständigen	Hauptzollamt	alle	Mengen	an	Flugturbinenkraftstoffen	und	den	zugehörigen	Flughafen	
der	Union	zu	benennen.	In	den	Fällen	des	Absatzes	2	Satz	2	Nummer	1	und	2	sind	neben	den	Flug-
turbinenkraftstoffen	sowie	dem	Flughafen	der	Union	der	Einlagerer	oder	der	kaufmännische	Veran-
lasser	zu	benennen.	Unterbleibt	die	Benennung	des	Einlagerers	oder	des	kaufmännischen	Veranlas-
sers,	gilt	der	Steuerschuldner	im	Sinne	von	Absatz	2	Satz	1	oder	der	Steuerlagerinhaber	gemäß	Ab-
satz	2	Satz	1	weiterhin	als	Inverkehrbringer.	
(4)	In	den	Fällen	des	Absatzes	2	Satz	2	Nummer	3	hat	der	kaufmännische	Veranlasser	dem	zu-

ständigen	Hauptzollamt	monatlich	die	 verwendeten	Mengen	 an	Wasserstoff	 für	 die	 Luftfahrt	 und	
den	zugehörigen	Flughafen	der	Union	zu	benennen.71	
	
§	37k	Überwachung	von	Flugkraftstoffanbietern	
Die	nach	§	37m	Absatz	1	zuständige	Stelle	
1.		stellt	sicher,	dass	die	vom	Flugkraftstoffanbieter	in	der	Unionsdatenbank	gemachten	Angaben	
nach	Artikel	10	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	richtig	sind;	

2.		überwacht	die	Einhaltung	der	Verpflichtung	nach	Artikel	4	in	Verbindung	mit	Artikel	15	Ab-
satz	1	und	mit	Anhang	I	der	Verordnung	(EU)	2023/2405;	

3.		stellt	 sicher,	 dass	 Flugkraftstoffanbieter,	 soweit	 diese	 ihrer	 Verpflichtung	 nach	 Artikel	 4	 in	
Verbindung	mit	Artikel	15	Absatz	1	und	mit	Anhang	I	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	hin-
sichtlich	 des	 Anteils	 an	 nachhaltigen	 Flugkraftstoffen	 nicht	 nachkommen,	 die	 festgestellten	
Fehlmengen	nach	Artikel	4	Absatz	7	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	zusätzlich	zu	ihrer	Ver-
pflichtung	 nach	 Artikel	 4	 in	 Verbindung	mit	 Anhang	 I	 der	 Verordnung	 (EU)	 2023/2405	 in	
Verkehr	bringen;	

4.		bearbeitet	 Anträge	 von	 Flugkraftstoffanbietern	 über	 die	 Zuordnung	 zu	 einem	 anderen	Mit-
gliedstaat	gemäß	Artikel	11	Absatz	8	Satz	2	der	Verordnung	(EU)	2023/2405.	

	
		71		 QUELLE	
	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2026	(BGBl.	I	Nr.	163)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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Die	nach	§	37m	Absatz	1	zuständige	Stelle	kann	die	Maßnahmen	treffen,	die	zur	Erfüllung	der	 ihr	
nach	 Satz	 1	 zugewiesenen	 Aufgaben	 erforderlich	 sind.	 Hierzu	 zählt	 insbesondere	 der	 Erlass	 von	
Verwaltungsakten.72	
	
§	37l	Abgabepflicht	bei	Flugkraftstoffen;	Bericht	
(1)	Soweit	ein	Flugkraftstoffanbieter	seiner	Verpflichtung	nach	Artikel	4	in	Verbindung	mit	dem	

Anhang	I	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	hinsichtlich	des	Anteils	an	nachhaltigen	Flugkraftstoffen	
nicht	nachkommt,	setzt	die	nach	§	37m	Absatz	1	zuständige	Stelle	eine	Abgabe	fest	für	die	Fehlmen-
ge	
1.		an	nachhaltigen	Flugkraftstoffen	nach	Artikel	3	Nummer	7	Buchstabe	b	und	c	der	Verordnung	
(EU)	2023/2405	in	Höhe	von	4	700	Euro	pro	Tonne	und	

2.		an	 synthetischen	 Flugkraftstoffen	 nach	 Artikel	 3	 Nummer	 7	 Buchsstabe	 a	 der	 Verordnung	
(EU)	2023/2405	in	Höhe	von	17	000	Euro	pro	Tonne.	

(2)	Soweit	ein	Flugkraftstoffanbieter	nachweislich	irreführende	oder	unzutreffende	Informatio-
nen	über	die	Merkmale	oder	den	Ursprung	der	von	ihm	gemäß	Artikel	9	Absatz	2	und	Artikel	10	der	
Verordnung	(EU)	2023/2405	gelieferten	Kraftstoffe	übermittelt	hat,	setzt	die	nach	§	37m	Absatz	1	
zuständige	Stelle	eine	Abgabe	fest	für	die	Menge	an	Kraftstoffen,	in	Bezug	auf	welche	irreführende	
oder	unzutreffende	Informationen	übermittelt	wurden.	Beziehen	sich	die	irreführenden	oder	unzu-
treffenden	 Informationen	 auf	 nachhaltige	 Flugkraftstoffe	 nach	 Artikel	 3	 Nummer	 7	 Buchstabe	 b	
und	c	der	Verordnung	(EU)	2023/2405,	so	ist	ein	Wert	von	4	700	Euro	pro	Tonne	anzusetzen.	Be-
ziehen	sich	die	irreführenden	oder	unzutreffenden	Informationen	auf	Flugkraftstoffe	nach	Artikel	3	
Nummer	7	Buchstabe	a	oder	Nummer	18	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	oder	auf	erneuerbaren	
Wasserstoff	für	die	Luftfahrt	nach	Artikel	3	Nummer	16	der	Verordnung	(EU)	2023/2405,	so	ist	ein	
Wert	von	17	000	Euro	pro	Tonne	anzusetzen.	
(3)	Hat	ein	Flugkraftstoffanbieter	die	nach	Artikel	10	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	erforder-

lichen	 Angaben	 nicht	 oder	 nicht	 ordnungsgemäß	 in	 die	 Unionsdatenbank	 nach	 Artikel	 31a	 der	
Richtlinie	(EU)	2018/2001	in	der	Fassung	vom	13.	 Juni	2024	eingetragen,	schätzt	die	nach	§	37m	
Absatz	 1	 zuständige	 Stelle	 die	 vom	 Flugkraftstoffanbieter	 im	 Berichtsjahr	 in	 Verkehr	 gebrachten	
Mengen	an	Flugkraftstoffen.	
(4)	Die	Abgabenschuld	des	Flugkraftstoffanbieters	nach	Absatz	1	oder	2	entsteht	mit	Ablauf	des	

14.	Februar	des	auf	das	Berichtsjahr	folgenden	Kalenderjahres.	
(5)	Hinsichtlich	der	Absätze	1	bis	4	finden	die	für	die	Verbrauchsteuern	geltenden	Vorschriften	

der	Abgabenordnung	entsprechende	Anwendung.	Auf	die	in	die	Unionsdatenbank	nach	Artikel	31a	
der	Richtlinie	(EU)	2018/2001	in	der	Fassung	vom	13.	Juni	2024	eingetragenen	Angaben	des	Flug-
kraftstoffanbieters	nach	Artikel	10	der	Verordnung	 (EU)	2023/2405	 findet	§	170	Absatz	2	Satz	1	
Nummer	 1	 der	 Abgabenordnung	 sinngemäß	 Anwendung.	 Der	 Flugkraftstoffanbieter	 ist	 vor	 der	
Festsetzung	der	Abgabe	anzuhören.	
(6)	Das	Bundesministerium	für	Umwelt,	Klimaschutz,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	und	

das	Bundesministerium	 für	Verkehr	veröffentlichen	bis	zum	25.	September	2026	und	danach	alle	
fünf	Jahre	einen	Bericht	entsprechend	Artikel	12	Absatz	10	der	Verordnung	(EU)	2023/2405.73	
	
§	37m	Zuständige	Stelle;	Verordnungsermächtigung	
(1)	Innerhalb	der	Bundesverwaltung	werden	eine	oder	mehrere	Stellen	errichtet,	denen	die	Er-

füllung	der	in	den	§§	37k	und	37l	Absatz	1	bis	3	geregelten	Aufgaben	übertragen	wird.	Die	Bundes-

	
		72		 QUELLE	
	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2026	(BGBl.	I	Nr.	163)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		73		 QUELLE	
	 07.06.2026.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2026	(BGBl.	I	Nr.	163)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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regierung	wird	ermächtigt,	die	jeweils	zuständige	Stelle	durch	Rechtsverordnung	ohne	Zustimmung	
des	Bundesrates	zu	bestimmen.	
(2)	Die	Bundesregierung	wird	ermächtigt,	nach	Anhörung	der	beteiligten	Kreise	nach	§	51	durch	

Rechtsverordnung	ohne	Zustimmung	des	Bundesrates	
1.		das	Nachweisverfahren	für	die	Anrechenbarkeit	von	nachhaltigen	Flugkraftstoffen	nach	Arti-
kel	3	Nummer	7	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	und	erneuerbarem	Wasserstoff	für	die	Luft-
fahrt	nach	Artikel	3	Nummer	16	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	auf	die	Verpflichtung	nach	
Artikel	4	in	Verbindung	mit	Anhang	I	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	näher	zu	regeln,	

2.		das	Berechnungsverfahren	für	die	Treibhausgasemissionen	von	nachhaltigen	Flugkraftstoffen	
nach	Artikel	 3	Nummer	7	der	Verordnung	 (EU)	2023/2405	und	erneuerbarem	Wasserstoff	
für	die	Luftfahrt	nach	Artikel	3	Nummer	16	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	festzulegen	und	
das	Nachweisverfahren	zu	regeln,	

3.		Methoden	 zur	Einhaltung	der	Anforderungen	der	Richtlinie	 (EU)	2018/2001	 für	den	Bezug	
des	 elektrischen	 Stroms	 zur	 Produktion	 von	 synthetischen	 Flugkraftstoffen	 nach	 Artikel	 3	
Nummer	 12	 der	 Verordnung	 (EU)	 2023/2405	 und	 erneuerbaren	Wasserstoffs	 für	 die	 Luft-
fahrt	nach	Artikel	3	Nummer	16	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	festzulegen,	

4.		Mindestwerte	 für	 die	 Treibhausgaseinsparung	 von	 nachhaltigen	 Flugkraftstoffen	 nach	 Arti-
kel	3	Nummer	7	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	und	erneuerbarem	Wasserstoff	für	die	Luft-
fahrt	nach	Artikel	3	Nummer	16	der	Verordnung	(EU)	2023/2405	festzulegen,	

5.		vorzuschreiben,	dass	Biokraftstoffe	nur	dann	auf	die	Erfüllung	von	Verpflichtungen	nach	Arti-
kel	 4	 in	 Verbindung	 mit	 Anhang	 I	 der	 Verordnung	 (EU)	 2023/2405	 angerechnet	 werden,	
wenn	bei	der	Erzeugung	der	eingesetzten	Biomasse	nachweislich	bestimmte	ökologische	und	
soziale	Anforderungen	an	eine	nachhaltige	Produktion	der	Biomasse	sowie	zum	Schutz	natür-
licher	 Lebensräume	 erfüllt	 werden	 und	 wenn	 der	 Biokraftstoff	 eine	 bestimmte	 Treibhaus-
gasminderung	aufweist,	

6.		die	Anforderungen	im	Sinne	der	Nummer	5	festzulegen	und	das	Nachweisverfahren	zu	regeln,	
7.		die	 erforderlichen	 Nachweise	 und	 die	 Überwachung	 der	 Einhaltung	 der	 Anforderungen	 an	
nachhaltige	Flugkraftstoffe	nach	Artikel	 3	Nummer	7	der	Verordnung	 (EU)	2023/2405	und	
erneuerbaren	Wasserstoff	 für	die	Luftfahrt	nach	Artikel	3	Nummer	16	der	Verordnung	(EU)	
2023/2405	sowie	die	hierfür	erforderlichen	Probenahmen	näher	zu	regeln,	

8.		Einzelheiten	zu	Maßnahmen	zu	regeln,	die	der	Erfüllung	der	Aufgaben	dienen,	die	der	zustän-
digen	 Stelle	 in	 §	 37k	 zugewiesen	 sind;	 dies	 umfasst	 auch	 etwaige	 Duldungs-	 und	 Mitwir-
kungspflichten	der	Flugkraftstoffanbieter,	

9.		die	Höhe	der	Abgabe	nach	§	37l	Absatz	1	und	2	zu	ändern,	um	im	Fall	von	Änderungen	des	
Preisniveaus	für	Kraftstoffe	eine	vergleichbare	wirtschaftliche	Belastung	aller	Flugkraftstoff-
anbieter	sicherzustellen.	

In	Rechtsverordnungen	nach	Satz	1	kann	die	Zuständigkeit	zur	Durchführung	einer	in	einer	Rechts-
verordnung	nach	Absatz	1	Satz	2	bestimmten	Stelle	übertragen	werden.74	
	
§	37n	Zahlungen	und	Konformitätsnachweise	nach	der	Verordnung	(EU)	2023/1805;		
Zuständigkeit	des	Umweltbundesamtes	
(1)	Das	Umweltbundesamt	setzt	die	in	Artikel	23	Absatz	2	der	Verordnung	(EU)	2023/1805	vor-

gesehenen	Zahlungen	gegen	das	jeweilige	Schifffahrtsunternehmen	fest.	
(2)	Widerspruch	und	Anfechtungsklage	gegen	die	Festsetzung	der	Zahlungspflicht	nach	Absatz	1	

und	gegen	eine	Entscheidung	des	Umweltbundesamtes,	die	auf	einen	Antrag	auf	Überprüfung	nach	
Artikel	26	Absatz	1	der	Verordnung	(EU)	2023/1805	hin	erfolgt,	haben	keine	aufschiebende	Wir-
kung.	

	
		74		 QUELLE	
	 06.06.2026.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	1.	Juni	2026	(BGBl.	I	Nr.	163)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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(3)	 Ist	 für	 Streitigkeiten	 nach	 dieser	 Vorschrift	 der	 Verwaltungsrechtsweg	 gegeben,	 so	 ist	 für	
Klagen,	die	sich	gegen	eine	Handlung	oder	eine	Unterlassung	des	Umweltbundesamtes	richten,	das	
Verwaltungsgericht	 am	 Sitz	 der	 Deutschen	 Emissionshandelsstelle	 im	 Umweltbundesamt	 örtlich	
zuständig.	
(4)	Die	Einnahmen	aus	den	Zahlungen	nach	Absatz	1	werden	an	den	Bundeshaushalt	geleistet.	
(5)	Das	Umweltbundesamt	ist	zuständig	für:	
1.		die	unverzügliche	Erfassung	der	Nachweise	der	Zahlungen	nach	Absatz	1	 in	der	Datenbank	
nach	Artikel	19	Absatz	1	der	Verordnung	(EU)	2023/1805,	

2.		die	Ausstellung	eines	Konformitätsnachweises	nach	Artikel	22	Absatz	2	der	Verordnung	(EU)	
2023/1805,	

3.		die	unverzügliche	Erfassung	eines	Konformitätsnachweises	nach	Artikel	22	Absatz	5	der	Ver-
ordnung	(EU)	2023/1805	und	

4.		die	Überprüfung	nach	Artikel	26	der	Verordnung	(EU)	2023/1805.75	
	

Vierter	Teil	
Beschaffenheit	und	Betrieb	von	Fahrzeugen,	Bau	und	Änderung	von	Straßen	und		

Schienenwegen	
	
§	38	Beschaffenheit	und	Betrieb	von	Fahrzeugen	
(1)	Kraftfahrzeuge	und	 ihre	Anhänger,	 Schienen-,	Luft-	und	Wasserfahrzeuge	 sowie	Schwimm-

körper	und	 schwimmende	Anlagen	müssen	 so	beschaffen	 sein,	 daß	 ihre	durch	die	Teilnahem	am	
Verkehr	verursachten	Emissionen	bei	bestimmungsgemäßem	Betrieb	die	zum	Schutz	vor	 schädli-
chen	Umwelteinwirkungen	einzuhaltenden	Grenzwerte	nicht	überschreiten.	Sie	müssen	so	betrie-
ben	werden,	daß	vermeidbare	Emissionen	verhindert	und	unvermeidbare	Emissionen	auf	ein	Min-
destmaß	beschränkt	bleiben.	
(2)	Das	Bundesministerium	für	Verkehr	und	digitale	 Infrastruktur	und	das	Bundesministerium	

für	Umwelt,	Naturschutz	und	nukleare	Sicherheit	bestimmen	nach	Anhörung	der	beteiligten	Kreise	
(§	51)	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	zum	Schutz	vor	schädlichen	
Umwelteinwirkungen	notwendigen	Anforderungen	an	die	Beschaffenheit,	die	Ausrüstung,	den	Be-
trieb	und	die	Prüfung	der	in	Absatz	1	Satz	1	genannten	Fahrzeuge	und	Anlagen,	auch	soweit	diese	
den	verkehrsrechtlichen	Vorschriften	des	Bundes	unterliegen.	Dabei	können	Emissionsgrenzwerte	
unter	Berücksichtigung	der	 technischen	Entwicklung	 auch	 für	 einen	Zeitpunkt	 nach	 Inkrafttreten	
der	Rechtsverordnung	festgesetzt	werden.	
(3)	Wegen	der	Anforderungen	nach	Absatz	2	gilt	§	7	Abs.	4	entsprechend.76	

	
		75		 QUELLE	
	 25.06.2026.—Artikel	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	18.	Juni	2026	(BGBl.	I	Nr.	183)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		76		 ÄNDERUNGEN	
	 01.06.1986.—Artikel	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	21.	April	1986	(BGBl.	 I	 S.	551)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Kraftfahrzeuge	 und	 ihre	 Anhänger,	 Schienen-,	 Luft-	 und	Wasserfahrzeuge	müssen	 so	 beschaffen	

sein,	daß	ihre	Emissionen	bei	bestimmungsgemäßem	Betrieb	die	zum	Schutz	vor	schädlichen	Umwelt-
einwirkungen	einzuhaltenden	Grenzwerte	nicht	überschreiten.	 Sie	müssen	 so	betrieben	werden,	daß	
vermeidbare	Emissionen	verhindert	und	unvermeidbare	Emissionen	auf	 ein	Mindestmaß	beschränkt	
bleiben.	Der	Bundesminister	 für	Verkehr	und	der	Bundesminister	des	 Innern	bestimmen	nach	Anhö-
rung	der	beteiligten	Kreise	(§	51)	durch	Rechtsverordnung,	auch	auf	Grund	der	in	§	70	Abs.	1	bis	5	ge-
nannten	Ermächtigungen,	die	zum	Schutz	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	notwendigen	Anforde-
rungen	 an	 die	Beschaffenheit,	 die	Ausrüstung,	 den	Betrieb	 und	die	 Prüfung	 der	 in	 Satz	 1	 genannten	
Fahrzeuge,	soweit	diese	den	verkehrsrechtlichen	Vorschriften	des	Bundes	unterliegen.	Im	übrigen	re-
geln	sie	die	Beschaffenheit,	die	Ausrüstung,	den	Betrieb	und	die	Prüfung	von	Fahrzeugen,	soweit	dies	
zum	Schutz	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	erforderlich	 ist,	durch	Rechtsverordnung	nach	An-
hörung	der	beteiligten	Kreise	 (§	51);	dabei	können	Emissionsgrenzwerte	unter	Berücksichtigung	der	
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§	39	Erfüllung	von	zwischenstaatlichen	Vereinbarungen	und	Rechtsakten	der	Europäischen	
Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union	
Zur	Erfüllung	von	Verpflichtungen	aus	zwischenstaatlichen	Vereinbarungen	oder	von	bindenden	

Rechtsakten	der	Europäischen	Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union	können	zu	dem	in	§	1	
genannten	Zweck	das	Bundesministerium	für	Verkehr	und	digitale	 Infrastruktur	und	das	Bundes-
ministerium	 für	 Umwelt,	 Naturschutz	 und	 nukleare	 Sicherheit	 durch	 Rechtsverordnung	 mit	 Zu-
stimmung	des	Bundesrates	bestimmen,	daß	die	in	§	38	genannten	Fahrzeuge	bestimmten	Anforde-
rungen	an	Beschaffenheit,	Ausrüstung,	Prüfung	und	Betrieb	genügen	müssen.	Wegen	der	Anforde-
rungen	nach	Satz	1	gilt	§	7	Abs.	2	entsprechend.77	
	
§	40	Verkehrsbeschränkungen	
(1)	 Die	 zuständige	 Straßenverkehrsbehörde	 beschränkt	 oder	 verbietet	 den	 Kraftfahrzeugver-

kehr	nach	Maßgabe	der	straßenverkehrsrechtlichen	Vorschriften,	soweit	ein	Luftreinhalteplan	oder	
ein	Plan	für	kurzfristig	zu	ergreifende	Maßnahmen	nach	§	47	Abs.	1	oder	2	dies	vorsehen.	Die	Stra-
ßenverkehrsbehörde	kann	im	Einvernehmen	mit	der	für	den	Immissionsschutz	zuständigen	Behör-
de	Ausnahmen	von	Verboten	oder	Beschränkungen	des	Kraftfahrzeugverkehrs	zulassen,	wenn	un-
aufschiebbare	und	überwiegende	Gründe	des	Wohls	der	Allgemeinheit	dies	erfordern.	
(2)	Die	zuständige	Straßenverkehrsbehörde	kann	den	Kraftfahrzeugverkehr	nach	Maßgabe	der	

straßenverkehrsrechtlichen	 Vorschriften	 auf	 bestimmten	 Straßen	 oder	 in	 bestimmten	 Gebieten	
verbieten	oder	beschränken,	wenn	der	Kraftfahrzeugverkehr	zur	Überschreitung	von	in	Rechtsver-
ordnungen	nach	§	48a	Abs.	1a	festgelegten	Immissionswerten	beiträgt	und	soweit	die	für	den	Im-

	
technischen	Entwicklung	auch	für	einen	Zeitpunkt	nach	Inkrafttreten	der	Rechtsverordnung	festgesetzt	
werden.“	

	 06.06.1986.—Artikel	5	der	Verordnung	vom	26.	November	1986	(BGBl.	I	S.	2089)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	
„des	Innern“	durch	„für	Umwelt,	Naturschutz	und	Reaktorsicherheit“	ersetzt.	

	 07.11.2001.—Artikel	49	Nr.	2	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 2785)	hat	 in	Abs.	2		
Satz	1	„Der	Bundesminister	 für	Verkehr	und	der	Bundesminister“	durch	„Das	Bundesministerium	für	
Verkehr,	Bau-	und	Wohnungswesen	und	das	Bundesministerium“	ersetzt.	

	 08.11.2006.—Artikel	60	Nr.	1	der	Verordnung	vom	31.	Oktober	2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2407)	hat	 in	Abs.	2		
Satz	1	„Bau-	und	Wohnungswesen“	durch	„Bau	und	Stadtentwicklung“	ersetzt.	

	 08.09.2015.—Artikel	 76	Nr.	 2	 der	 Verordnung	 vom	 31.	 August	 2015	 (BGBl.	 I	 S.	 1474)	 hat	 in	 Abs.	 2	
Satz	1	 „	 ,	 Bau	und	Stadtentwicklung“	durch	 „digitale	 Infrastruktur“	 ersetzt	 und	 „	 ,	 Bau“	nach	 „Natur-
schutz“	eingefügt.	

	 27.06.2020.—Artikel	103	der	Verordnung	vom	19.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1328)	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„	,	Bau	
und	Reaktorsicherheit“	durch	„und	nukleare	Sicherheit“	ersetzt.	

		77		 ÄNDERUNGEN	
	 01.06.1986.—Artikel	2	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	21.	April	1986	(BGBl.	I	S.	551)	hat	Satz	2	eingefügt.	
	 06.06.1986.—Artikel	5	der	Verordnung	vom	26.	November	1986	 (BGBl.	 I	 S.	2089)	hat	 in	Satz	1	 „des	

Innern“	durch	„für	Umwelt,	Naturschutz	und	Reaktorsicherheit“	ersetzt.	
	 07.11.2001.—Artikel	49	Nr.	3	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	(BGBl.	I	S.	2785)	hat	in	Satz	1	„der	

Bundesminister	für	Verkehr	und	der	Bundesminister“	durch	„das	Bundesministerium	für	Verkehr,	Bau-	
und	Wohnungswesen	und	das	Bundesministerium“	ersetzt.	

	 08.11.2006.—Artikel	60	Nr.	1	der	Verordnung	vom	31.	Oktober	2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2407)	hat	 in	 Satz	1	
„Bau-	und	Wohnungswesen“	durch	„Bau	und	Stadtentwicklung“	ersetzt.	

	 04.12.2010.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	26.	November	2010	(BGBl.	 I	S.	1728)	hat	 in	der	Über-
schrift	und	 in	Satz	1	 jeweils	„Beschlüssen	der	Europäischen	Gemeinschaften“	durch	„Rechtsakten	der	
Europäischen	Gemeinschaften	oder	der	Europäischen	Union“	ersetzt.	

	 08.09.2015.—Artikel	 76	Nr.	 2	 der	 Verordnung	 vom	 31.	 August	 2015	 (BGBl.	 I	 S.	 1474)	 hat	 in	 Satz	 1	
„	,	Bau	und	Stadtentwicklung“	durch	„digitale	Infrastruktur“	ersetzt	und	„	,	Bau“	nach	„Naturschutz“	ein-
gefügt.	

	 27.06.2020.—Artikel	103	der	Verordnung	vom	19.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1328)	hat	in	Satz	1	„	,	Bau	und	
Reaktorsicherheit“	durch	„und	nukleare	Sicherheit“	ersetzt.	
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missionsschutz	zuständige	Behörde	dies	im	Hinblick	auf	die	örtlichen	Verhältnisse	für	geboten	hält,	
um	 schädliche	Umwelteinwirkungen	 durch	 Luftverunreinigungen	 zu	 vermindern	 oder	 deren	Ent-
stehen	zu	vermeiden.	Hierbei	sind	die	Verkehrsbedürfnisse	und	die	städtebaulichen	Belange	zu	be-
rücksichtigen.	§	47	Abs.	6	Satz	1	bleibt	unberührt.	
(3)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	 zu	 regeln,	dass	Kraftfahrzeuge	mit	 geringem	
Beitrag	zur	Schadstoffbelastung	von	Verkehrsverboten	ganz	oder	teilweise	ausgenommen	sind	oder	
ausgenommen	werden	können,	 sowie	die	hierfür	maßgebenden	Kriterien	und	die	amtliche	Kenn-
zeichnung	der	Kraftfahrzeuge	festzulegen.	Die	Verordnung	kann	auch	regeln,	dass	bestimmte	Fahr-
ten	 oder	 Personen	 ausgenommen	 sind	 oder	 ausgenommen	werden	 können,	 wenn	 das	Wohl	 der	
Allgemeinheit	oder	unaufschiebbare	und	überwiegende	Interessen	des	Einzelnen	dies	erfordern.78	
	
§	40a79	

	
		78		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	21	lit.	a	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	in	der	Überschrift	

„bei	austauscharmen	Wetterlagen“	am	Ende	gestrichen.	
	 Artikel	1	Nr.	21	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	eingefügt.	
	 18.09.2002.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	11.	September	2002	(BGBl.	I	S.	3622)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „(1)	 Die	 Landesregierungen	 werden	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	 Gebiete	 festzulegen,	 in	

denen	 während	 austauscharmer	 Wetterlagen	 der	 Kraftfahrzeugverkehr	 beschränkt	 oder	 verboten	
werden	 muß,	 um	 ein	 Anwachsen	 schädlicher	 Umwelteinwirkungen	 durch	 Luftverunreinigungen	 zu	
vermeiden	oder	zu	vermindern;	in	der	Rechtsverordnung	kann	auch	der	zeitliche	Umfang	der	erforder-
lichen	Verkehrsbeschränkungen	bestimmt	werden.	Die	Straßenverkehrsbehörden	haben	in	diesen	Ge-
bieten	den	Verkehr	der	 in	der	Rechtsverordnung	genannten	Kraftfahrzeuge	ganz	oder	 teilweise	nach	
Maßgabe	der	verkehrsrechtlichen	Vorschriften	zu	verbieten,	sobald	eine	austauscharme	Wetterlage	im	
Sinne	des	Satzes	1	von	der	zuständigen	Behörde	bekanntgegeben	worden	ist.	

	 		 (2)	Die	 Straßenverkehrsbehörde	kann	den	Kraftfahrzeugverkehr	 auf	 bestimmten	 Straßen	oder	 in	
bestimmten	Gebieten	unter	Berücksichtigung	der	Verkehrsbedürfnisse	und	der	städtebaulichen	Belan-
ge	nach	Maßgabe	der	verkehrsrechtlichen	Vorschriften	beschränken	oder	verbieten,	soweit	die	für	den	
Immissionsschutz	zuständige	Behörde	dies	im	Hinblick	auf	die	örtlichen	Verhältnisse	für	geboten	hält,	
um	schädliche	Umwelteinwirkungen	durch	Luftverunreinigungen	zu	vermindern	oder	deren	Entstehen	
zu	 vermeiden.	 Die	 Bundesregierung	 bestimmt	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	
Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	Konzentrationswerte,	bei	deren	Überschreiten	
Maßnahmen	nach	Satz	1	zu	prüfen	sind,	sowie	die	anzuwendenden	Meß-	und	Beurteilungsverfahren.“	

	 06.08.2010.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	31.	Juli	2010	(BGBl.	I	S.	1059)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	„Luft-
reinhalte-	oder	Aktionsplan“	durch	„Luftreinhalteplan	oder	ein	Plan	für	kurzfristig	zu	ergreifende	Maß-
nahmen“	ersetzt.	

		79		 QUELLE	
	 26.07.1995.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	19.	Juli	1995	(BGBl.	I	S.	930)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 31.12.1999.—§	74	Satz	3	 in	der	Fassung	des	Artikel	1	Nr.	 3	des	Gesetzes	vom	19.	 Juli	 1995	 (BGBl.	 I		

S.	930)	hat	die	Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	40a	Verkehrsverbote	bei	erhöhten	Ozonkonzentrationen	
	 		 (1)	Der	Verkehr	mit	Kraftfahrzeugen	auf	öffentlichen	Straßen	ist	nach	Maßgabe	der	§§	40b	bis	40e	

in	dem	Gebiet	eines	Landes	oder	Teilen	eines	Landes	verboten,	wenn	bei	mindestens	drei	Meßstationen	
im	Bundesgebiet,	die	mehr	als	50	km	und	weniger	als	250	km	voneinander	entfernt	sind	und	von	denen	
mindestens	zwei,	im	Falle	der	Länder	Berlin,	Bremen,	Hamburg	und	Saarland	mindestens	eine,	in	die-
sem	Land	oder	in	einem	angrenzenden	Landkreis	liegen,	
1. die	Ozonkonzentration	von	240	Mikrogramm/m3	Luft	als	Mittelwert	über	eine	Stunde	an	demselben	

Tag	erreicht	wird	und	
2. auf	Grund	der	meteorologischen	Erkenntnisse	des	Deutschen	Wetterdienstes	anzunehmen	ist,	daß	

die	in	Nummer	1	bestimmte	Konzentration	im	Bereich	dieser	Meßstationen	im	Laufe	des	nächsten	
Tages	erreicht	wird.	
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§	40b80	
	
§	40c81	
	
§	40d82	

	
	 Vor	 der	 Festlegung	des	 vom	Verkehrsverbot	 betroffenen	Gebietes	 stimmt	 sich	das	 Land	mit	 den	be-

nachbarten	Ländern	ab.	Die	Ozonkonzentrationen	sind	nach	dem	Verfahren	der	Richtlinie	92/72/EWG	
des	Rates	über	die	Luftverschmutzung	durch	Ozon	vom	21.	September	1992	(ABl.	EG	Nr.	L	297	S.	1)	
vom	Land	zu	bestimmen	und	den	anderen	Ländern	mitzuteilen.	

	 		 (2)	Die	zuständigen	Behörden	sollen	die	Führer	und	Halter	von	Kraftfahrzeugen	sowie	die	Betreiber	
von	Verbrennungsmotoren	im	nicht	gewerblichen	Bereich	auffordern,	diese	nach	Möglichkeit	nicht	zu	
benutzen,	sobald	ein	Ozonkonzentrationswert	von	180	Mikrogramm/m3	Luft	erreicht	wird.“	

		80		 QUELLE	
	 26.07.1995.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	19.	Juli	1995	(BGBl.	I	S.	930)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 11.05.2000.—Artikel	9	des	Gesetzes	vom	3.	Mai	2000	 (BGBl.	 I	 S.	632)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	 „gibt	Ver-

kehrsverbot“	durch	„oder	die	von	ihr	bestimmte	Behörde	gibt	Verkehrsverbote“	ersetzt.	
	 AUFHEBUNG	
	 31.12.1999.—§	74	Satz	3	 in	der	Fassung	des	Artikel	1	Nr.	 3	des	Gesetzes	vom	19.	 Juli	 1995	 (BGBl.	 I		

S.	930)	hat	die	Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	40b	Verfahren	bei	Verkehrsverboten	
	 		 (1)	Die	oberste	Straßenverkehrsbehörde	des	Landes	oder	die	von	ihr	bestimmte	Behörde	gibt	Ver-

kehrsverbote	nach	§	40a	Abs.	1	durch	Rundfunk,	Fernsehen,	Tageszeitungen	oder	auf	andere	Weise	als	
durch	Verkehrszeichen	oder	Verkehrseinrichtungen	 allgemein	bekannt.	 Sie	 beginnen	 an	dem	auf	 die	
Bekanntgabe	folgenden	Tage	um	6	Uhr	und	dauern	24	Stunden.	

	 		 (2)	In	der	Bekanntgabe	nach	Absatz	1	können	die	Teile	des	Landes	von	der	Geltung	des	Verkehrs-
verbotes	 nach	 §	 40a	 Abs.	 1	 ausgenommen	werden,	 die	wegen	 Art	 und	 Ausmaß	 der	 Emissionen	 der	
Kraftfahrzeuge	nicht	oder	nur	unwesentlich	zu	der	erhöhten	Ozonkonzentration	beitragen.“	

		81		 QUELLE	
	 26.07.1995.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	19.	Juli	1995	(BGBl.	I	S.	930)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 31.12.1999.—§	74	Satz	3	 in	der	Fassung	des	Artikel	1	Nr.	 3	des	Gesetzes	vom	19.	 Juli	 1995	 (BGBl.	 I		

S.	930)	hat	die	Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	40c	Kraftfahrzeuge	mit	geringem	Schadstoffausstoß	
	 		 (1)	Das	Verkehrsverbot	des	§	40a	Abs.	1	gilt	nicht	für	Kraftfahrzeuge	mit	geringem	Schadstoffaus-

stoß	gemäß	dem	Anhang	zu	diesem	Gesetz.	
	 		 (2)	Die	Kraftfahrzeuge	mit	 geringem	Schadstoffausstoß	dürfen	bei	 einem	Verkehrsverbot	nur	be-

trieben	werden,	wenn	 sie	mit	 einer	 amtlichen	 Plakette	 gekennzeichnet	 sind.	 Einzelheiten	 regelt	 das	
Landesrecht.“	

		82		 QUELLE	
	 26.07.1995.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	19.	Juli	1995	(BGBl.	I	S.	930)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 31.12.1999.—§	74	Satz	3	 in	der	Fassung	des	Artikel	1	Nr.	 3	des	Gesetzes	vom	19.	 Juli	 1995	 (BGBl.	 I		

S.	930)	hat	die	Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	40d	Fahrten	zu	besonderen	Zwecken	
	 		 (1)	Das	Verkehrsverbot	des	§	40a	Abs.	1	gilt	nicht	für	

1. Kraftfahrzeuge,	 die	 im	 Linienverkehr	 nach	 den	 §§	 42	 und	 43	 Nr.	 1	 und	 2	 des	 Personenbeförde-
rungsgesetzes	 oder	 für	 Beförderungen	 nach	 §	 1	 Nr.	 4	 Buchstabe	 d,	 e	 oder	 g	 der	 Freistellungs-
Verordnung	eingesetzt	sind,	

2. Mietomnibusse	nach	§	49	Abs.	1	des	Personenbeförderungsgesetzes	zur	Beförderung	von	Berufstä-
tigen	von	und	zur	Arbeitsstätte,	

3. Personenkraftwagen,	die	zur	Fahrgastbeförderung	nach	den	§§	47	und	49	Abs.	4	des	Personenbe-
förderungsgesetzes	eingesetzt	sind,	
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§	40e83	
	
§	41	Straßen	und	Schienenwege	
(1)	Bei	dem	Bau	oder	der	wesentlichen	Änderung	öffentlicher	Straßen	sowie	von	Eisenbahnen,	

Magnetschwebebahnen	 und	 Straßenbahnen	 ist	 unbeschadet	 des	 §	 50	 sicherzustellen,	 daß	 durch	
diese	 keine	 schädlichen	 Umwelteinwirkungen	 durch	 Verkehrsgeräusche	 hervorgerufen	 werden	
können,	die	nach	dem	Stand	der	Technik	vermeidbar	sind.	
(2)	Absatz	1	gilt	nicht,	soweit	die	Kosten	der	Schutzmaßnahme	außer	Verhältnis	zu	dem	ange-

strebten	Schutzzweck	stehen	würden.84	
	
§	42	Entschädigung	für	Schallschutzmaßnahmen	
(1)	Werden	im	Fall	des	§	41	die	in	der	Rechtsverordnung	nach	§	43	Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	festgeleg-

ten	 Immissionsgrenzwerte	 überschritten,	 hat	 der	 Eigentümer	 einer	 betroffenen	 baulichen	Anlage	
	

4. Krankenwagen	 und	Arztwagen	mit	 entsprechender	 Kennzeichnung	 im	 Einsatz	 zur	medizinischen	
Betreuung	der	Bevölkerung,	

5. Kraftfahrzeuge,	mit	denen	Personen	fahren	oder	gefahren	werden,	die	außergewöhnlich	gehbehin-
dert,	hilflos	oder	blind	sind,	und	diese	Behinderung	durch	das	Merkzeichen	„aG“,	 „H“	oder	„Bl“	 im	
Ausweis	gemäß	§	4	Abs.	5	des	Schwerbehindertengesetzes	nachweisen,	

6. Einsatz-,	 Hilfs-	 und	 Versorgungsfahrzeuge	 des	 öffentlichen	 Personennahverkehrs	 und	 der	 Eisen-
bahnen,	 der	öffentlichen	Energie-	 und	Wasserversorgung	und	der	Hausmüllentsorgung,	wenn	die	
Fahrten	zur	Aufgabenerfüllung	erforderlich	und	unaufschiebbar	sind,	

7. Kraftfahrzeuge	
a) zur	Aufrechterhaltung	des	Produktionsablaufs	landwirtschaftlicher	Betriebe,	
b) zur	Durchführung	unaufschiebbarer	Forstschutzmaßnahmen,	
c) zum	Transport	lebender	Tiere,	
d) zum	Transport	verderblicher	Güter.	

	 		 (2)	Das	Verkehrsverbot	des	§	40a	Abs.	1	gilt	nicht	für	Fahrten	von	Pendlern	zu	und	von	der	Arbeits-
stätte	und	 für	Fahrten	zum	und	vom	Urlaubsort,	die	anders	 in	zumutbarer	Weise	nicht	durchgeführt	
werden	können;	das	Nähere	regeln	die	Straßenverkehrsbehörden.	

	 		 (3)	Fahrzeuge,	 für	die	Sonderrechte	nach	§	35	der	Straßenverkehrs-Ordnung	in	Anspruch	genom-
men	werden	können,	sind	ausgenommen.	Das	Sonderrecht	in	§	35	Abs.	5	der	Straßenverkehrs-Ordnung	
gilt	in	dem	dort	vorgesehenen	Rahmen	auch	für	nichtdeutsche	Truppen	von	Nichtvertragsstaaten	des	
Nordatlantikpaktes,	die	sich	 im	Rahmen	der	militärischen	Zusammenarbeit	 in	Deutschland	aufhalten,	
sowie	für	zivile	Kraftfahrzeuge,	die	im	Auftrag	der	Bundeswehr	benutzt	werden	und	deren	Fahrten	zur	
Erfüllung	hoheitlicher	Aufgaben	der	Bundeswehr	unaufschiebbar	sind.“	

		83		 QUELLE	
	 26.07.1995.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	19.	Juli	1995	(BGBl.	I	S.	930)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 31.12.1999.—§	74	Satz	3	 in	der	Fassung	des	Artikel	1	Nr.	 3	des	Gesetzes	vom	19.	 Juli	 1995	 (BGBl.	 I		

S.	930)	hat	die	Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	40e	Ausnahmen	
	 		 (1)	Die	Straßenverkehrsbehörde	kann	im	Einzelfall	Ausnahmen	von	dem	Verkehrsverbot	des	§	40a	

Abs.	1	zulassen,	soweit	die	Benutzung	der	Kraftfahrzeuge	 im	öffentlichen	Interesse	oder	 im	überwie-
genden	privaten	Interesse,	insbesondere	zur	Aufrechterhaltung	des	Produktionsablaufes	oder	zur	Ver-
sorgung	der	Bevölkerung	mit	lebensnotwendigen	Gütern	und	Dienstleistungen,	erforderlich	ist.	

	 		 (2)	Die	Straßenverkehrsbehörde	kann	ferner	im	Einzelfall	über	die	Vorschrift	des	§	40c	hinaus	Aus-
nahmen	vom	Verkehrsverbot	des	§	40a	Abs.	1	für	zwei-	oder	dreirädrige	Kraftfahrzeuge	mit	geringem	
Schadstoffausstoß	zulassen.	

	 		 (3)	Die	nach	den	Absätzen	1	und	2	ausgenommenen	Kraftfahrzeuge	sind	nach	Landesrecht	zu	kenn-
zeichnen.“	

		84		 ÄNDERUNGEN	
	 30.11.1994.—Artikel	 2	 Abs.	 5	 des	 Gesetzes	 vom	 23.	 November	 1994	 (BGBl.	 I	 S.	 3486)	 hat	 in	 Abs.	 1		

„	,	Magnetschwebebahnen“	nach	„Eisenbahnen“	eingefügt.	
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gegen	den	Träger	der	Baulast	einen	Anspruch	auf	angemessene	Entschädigung	in	Geld,	es	sei	denn,	
daß	die	Beeinträchtigung	wegen	der	besonderen	Benutzung	der	Anlage	zumutbar	ist.	Dies	gilt	auch	
bei	baulichen	Anlagen,	die	bei	Auslegung	der	Pläne	 im	Planfeststellungsverfahren	oder	bei	Ausle-
gung	 des	 Entwurfs	 der	 Bauleitpläne	 mit	 ausgewiesener	Wegeplanung	 bauaufsichtlich	 genehmigt	
waren.	
(2)	Die	 Entschädigung	 ist	 zu	 leisten	 für	 Schallschutzmaßnahmen	 an	 den	 baulichen	Anlagen	 in	

Höhe	der	erbrachten	notwendigen	Aufwendungen,	soweit	sich	diese	im	Rahmen	der	Rechtsverord-
nung	nach	§	43	Abs.	1	Satz	1	Nr.	3	halten.	Vorschriften,	die	weitergehende	Entschädigungen	gewäh-
ren,	bleiben	unberührt.	
(3)	Kommt	zwischen	dem	Träger	der	Baulast	und	dem	Betroffenen	keine	Einigung	über	die	Ent-

schädigung	zustande,	setzt	die	nach	Landesrecht	zuständige	Behörde	auf	Antrag	eines	der	Beteilig-
ten	 die	 Entschädigung	 durch	 schriftlichen	Bescheid	 fest.	 Im	 übrigen	 gelten	 für	 das	 Verfahren	 die	
Enteignungsgesetze	der	Länder	entsprechend.	
	
§	43	Rechtsverordnung	der	Bundesregierung	
(1)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 nach	 Anhörung	 der	 beteiligten	 Kreise	 (§	 51)	 durch	

Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	zur	Durchführung	des	§	41	und	des	§	42	
Abs.	1	und	2	erforderlichen	Vorschriften	zu	erlassen,	insbesondere	über	
1. bestimmte	Grenzwerte,	die	zum	Schutz	der	Nachbarschaft	vor	schädlichen	Umwelteinwirkun-
gen	durch	Geräusche	nicht	 überschritten	werden	dürfen,	 sowie	 über	 das	Verfahren	 zur	Er-
mittlung	der	Emissionen	oder	Immissionen,	

2. bestimmte	 technische	Anforderungen	an	den	Bau	von	Straßen,	Eisenbahnen,	Magnetschwe-
bebahnen	und	Straßenbahnen	zur	Vermeidung	von	schädlichen	Umwelteinwirkungen	durch	
Geräusche	und	

3. Art	und	Umfang	der	zum	Schutz	vor	schädlichen	Umwelteinwirkungen	durch	Geräusche	not-
wendigen	Schallschutzmaßnahmen	an	baulichen	Anlagen.	

Der	 in	den	Rechtsverordnungen	auf	Grund	des	Satzes	1	zur	Berücksichtigung	der	Besonderheiten	
des	Schienenverkehrs	vorgesehene	Abschlag	von	5	Dezibel	 (A)	 ist	ab	dem	1.	 Januar	2015	und	 für	
Schienenbahnen,	die	ausschließlich	der	Verordnung	über	den	Bau	und	Betrieb	der	Straßenbahnen	
vom	11.	Dezember	1987	(BGBl.	I	S.	2648)	unterliegen,	ab	dem	1.	Januar	2019	nicht	mehr	anzuwen-
den,	 soweit	 zu	 diesem	 Zeitpunkt	 für	 den	 jeweiligen	 Abschnitt	 eines	 Vorhabens	 das	 Planfeststel-
lungsverfahren	noch	nicht	 eröffnet	 ist	und	die	Auslegung	des	Plans	noch	nicht	öffentlich	bekannt	
gemacht	 wurde.	 Von	 der	 Anwendung	 des	 in	 Satz	 2	 genannten	 Abschlags	 kann	 bereits	 vor	 dem		
1.	Januar	2015	abgesehen	werden,	wenn	die	damit	verbundenen	Mehrkosten	vom	Vorhabenträger	
oder	dem	Bund	getragen	werden.	
(2)	Wegen	der	Anforderungen	nach	Absatz	1	gilt	§	7	Abs.	4	entsprechend.85	

	
Fünfter	Teil	

Überwachung	und	Verbesserung	der	Luftqualität,	Luftreinhalteplanung86	

	
		85		 ÄNDERUNGEN	
	 13.10.1985.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	4.	Oktober	1985	(BGBl.	I	S.	1950)	hat	in	Abs.	2	„Abs.	2“	

durch	„Abs.	4“	ersetzt.	
	 25.07.1996.—§	14	Abs.	19	des	Gesetzes	vom	19.	 Juli	1996	(BGBl.	 I	S.	1019)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	Nr.	2		

„	,	Magnetschwebebahnen“	nach	„Eisenbahnen“	eingefügt.	
	 06.07.2013.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	2.	Juli	2013	(BGBl.	I	S.	1943)	hat	Satz	2	in	Abs.	1	durch	

die	Sätze	2	und	3	ersetzt.	Satz	2	lautete:	„In	den	Rechtsverordnungen	nach	Satz	1	ist	den	Besonderhei-
ten	des	Schienenverkehrs	Rechnung	zu	tragen.“	

		86		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	22	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	I	S.	870)	hat	in	der	Überschrift	des	

Titels	„und	Luftreinhaltepläne“	durch	„	,	Luftreinhaltepläne	und	Lärmminderungspläne“	ersetzt.	
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§	44	Überwachung	der	Luftqualität	
(1)	 Zur	Überwachung	der	 Luftqualität	 führen	die	 zuständigen	Behörden	 regelmäßige	Untersu-

chungen	nach	den	Anforderungen	der	Rechtsverordnungen	nach	§	48a	Abs.	1	oder	1a	durch.	
(2)	 Die	 Landesregierungen	 oder	 die	 von	 ihnen	 bestimmten	 Stellen	 werden	 ermächtigt,	 durch	

Rechtsverordnungen	Untersuchungsgebiete	festzulegen,	in	denen	Art	und	Umfang	bestimmter	nicht	
von	Absatz	1	erfasster	Luftverunreinigungen	in	der	Atmosphäre,	die	schädliche	Umwelteinwirkun-
gen	hervorrufen	können,	in	einem	bestimmten	Zeitraum	oder	fortlaufend	festzustellen	sowie	die	für	
die	Entstehung	der	Luftverunreinigungen	und	ihrer	Ausbreitung	bedeutsamen	Umstände	zu	unter-
suchen	sind.87	

	
	 18.09.2002.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	11.	September	2002	(BGBl.	I	S.	3622)	hat	die	Überschrift	

des	Teils	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Überwachung	der	Luftverunreinigung	im	Bundesgebiet,	
Luftreinhaltepläne	und	Lärmminderungspläne“.	

	 09.07.2024.—Artikel	1	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	3.	Juli	2024	(BGBl.	I	Nr.	225)	hat	in	der	Überschrift	des	
Teils	„	,	Lärmminderungspläne“	am	Ende	gestrichen.	

		87		 ÄNDERUNGEN	
	 01.09.1990.—Artikel	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	11.	Mai	1990	(BGBl.	 I	 S.	870)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	44	Feststellungen	in	Belastungsgebieten	
	 		 (1)	Um	den	Stand	und	die	Entwicklung	der	Luftverunreinigung	im	Bundesgebiet	zu	erkennen	und	

Grundlagen	für	Abhilfe-	und	Vorsorgemaßnahmen	zu	gewinnen,	haben	die	nach	Landesrecht	zuständi-
gen	Behörden	in	den	nach	Absatz	2	festgesetzten	Belastungsgebieten	Art	und	Umfang	bestimmter	Luft-
verunreinigungen	 in	der	Atmosphäre,	die	 schädliche	Umwelteinwirkungen	hervorrufen	können,	 fort-
laufend	festzustellen	sowie	die	für	ihre	Entstehung	und	Ausbreitung	bedeutsamen	Umstände	zu	unter-
suchen.	

	 		 (2)	Belastungsgebiete	sind	Gebiete,	in	denen	Luftverunreinigungen	auftreten	oder	zu	erwarten	sind,	
die	wegen	
1. der	Häufigkeit	und	Dauer	ihres	Auftretens,	
2. ihrer	hohen	Konzentrationen	oder	
3. der	Gefahr	des	Zusammenwirkens	verschiedener	Luftverunreinigungen	

	 in	 besonderem	 Maße	 schädliche	 Umwelteinwirkungen	 hervorrufen	 können.	 Die	 Belastungsgebiete	
werden	durch	Rechtsverordnung	der	Landesregierungen	festgesetzt.“	

	 18.09.2002.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	11.	September	2002	(BGBl.	I	S.	3622)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	44	Untersuchungsgebiete	
	 		 (1)	Um	den	Stand	und	die	Entwicklung	der	Luftverunreinigung	im	Bundesgebiet	zu	erkennen	und	

Grundlagen	für	Abhilfe-	und	Vorsorgemaßnahmen	zu	gewinnen,	haben	die	nach	Landesrecht	zuständi-
gen	Behörden	 in	den	durch	Rechtsverordnung	 festgesetzten	Untersuchungsgebieten	Art	und	Umfang	
bestimmter	Luftverunreinigungen	 in	der	Atmosphäre,	die	 schädliche	Umwelteinwirkungen	hervorru-
fen	können,	in	einem	bestimmten	Zeitraum	oder	fortlaufend	festzustellen	sowie	die	für	ihre	Entstehung	
und	Ausbreitung	bedeutsamen	Umstände	zu	untersuchen.	Gleiches	gilt	für	Gebiete,	in	denen	eine	Über-
schreitung	von	Immissionswerten	oder	Immissionsleitwerten,	die	in	zur	Durchführung	dieses	Gesetzes	
ergangenen	Rechts-	 oder	 allgemeinen	Verwaltungsvorschriften	 zum	 Schutz	 vor	 Gesundheitsgefahren	
oder	in	bindenden	Beschlüssen	der	Europäischen	Gemeinschaften	festgelegt	sind,	festgestellt	wird	oder	
zu	erwarten	ist.	

	 		 (2)	Untersuchungsgebiete	sind	Gebiete,	in	denen	Luftverunreinigungen	auftreten	oder	zu	erwarten	
sind,	die	wegen	
1. der	Häufigkeit	und	Dauer	ihres	Auftretens,	
2. ihrer	hohen	Konzentrationen	oder	
3. der	Gefahr	des	Zusammenwirkens	verschiedener	Luftverunreinigungen	

	 schädliche	Umwelteinwirkungen	hervorrufen	können.	
	 		 (3)	Die	Landesregierungen	werden	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	die	Untersuchungsgebiete	

nach	Absatz	1	Satz	1	festzusetzen.	In	der	Rechtsverordnung	kann	bestimmt	werden,	daß	die	Untersu-
chung	bestimmter	Luftverunreinigungen	auf	Teile	des	Untersuchungsgebietes	beschränkt	wird.	


